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Etwa 100 Personen besuchten am 4. April 2011 die Veranstaltung der GRÜNEN-
Landtagsfraktion zu den Nazidemos und den Gegenaktionen am 19. Februar 2011.  
 
Sie stand unter dem Titel "Protest der Bürger unerwünscht?": Denn obwohl sich 
neben der Menschenkette und den Mahnwachen ca. 20.000 Menschen an diesem 
Tag den Nazis aktiv entgegenstellten und den Naziaufmarsch undurchführbar 
machten, stand in den nächsten Tagen nicht dieser Erfolg, sondern gewalttätige 
Ausschreitungen von "links" im Mittelpunkt der Berichterstattung. Tatsächlich prägte 
diese Gewalt aber keineswegs den Tag. Und auch das neue Ausmaß der Nazigewalt 
war kein Thema. Die Wahrnehmung vieler Demonstrierender von unverhältnis-
mäßiger Polizeigewalt fand ebenfalls kaum ein Echo in den Medien. 
 
Mittlerweile wird eine Kriminalisierungsstrategie von CDU / FDP, Landeskriminalamt 
und Polizei erkennbar. Konservative Kräfte versuchen, das tatsächliche Scheitern 
ihres polizeitaktischen "Trennungskonzepts" und das politische Scheitern ihres 
Konzepts vom "stillen Gedenken" als einzig politisch korrekte Verhaltensform auf die 
Bombenangriffe auf Dresden vergessen zu lassen. Diese Kriminalisierung soll alle 
einschüchtern und treffen, die sich an den Blockaden beteiligt haben. Derzeit läuft 
die Verfolgungswelle wegen "Störung einer Versammlung" nach § 21 
Versammlungsgesetz an.  
 
Die mobilisierende Erfahrung erfolgreichen gemeinsamen Handelns gegen Nazis ist 
aber in der Dresdner Bürgerschaft und darüber hinaus sehr wach und nicht zu 
unterdrücken. Dazu gehört auch der klare Wille, sich nicht auseinanderdividieren zu 
lassen. Wir wollten mit unserer Veranstaltung gerade denjenigen Menschen ein 
Forum bieten, die bisher nicht zu Wort gekommen sind. 
 
Es handelt sich um Dresdner Bürgerinnen und Bürger, die sich nicht als "links" oder 
"linksextremistisch" oder gar als "Gewalttäter" einsortieren lassen, sich aber den 
Nazis aktiv und erfolgreich entgegen stellen. Hier scheint eine aktive bürger-
schaftliche Protestkultur in Dresden zu wachsen, die sich nicht mehr einschüchtern 
lässt, ihr Recht auf Gegendemonstration selbstbewusst wahrnimmt und auch bereit 
zum zivilen Ungehorsam ist. Diese Bürgerinnen und Bürger stellen sich auch der 
Frage, inwieweit die spezifische Dresdner Gedenkkultur auch die Verdrängung 
eigener Schuld ermöglicht und einem Opfermythos huldigt, der den Nazis den Boden 
bereitet. 
 
Wir hoffen, dass die Dokumentation der Debattenbeiträge zu den Konzepten des 
Bündnisses Dresden nazifrei und der kirchlichen Mahnwachen, der versammlungs-
rechtlichen Einordnung der Dresdner Verhältnisse sowie zum Artikel von Robert 
Koall auch über den Kreis der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Veranstaltung 
auf Interesse und Diskussionsbereitschaft stößt.  
 
Angefügt haben wir u.a. unsere politischen Thesen zu den Ereignissen des  
19. Februar, eine Zusammenfassung der bisherigen regierungsamtlichen 
Sachverhaltsdarstellungen sowie eine Zusammenstellung wichtiger Urteile.  
 
Johannes Lichdi, rechtspolitischer Sprecher  
Eva Jähnigen, innenpolitische Sprecherin 
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2. Vorläufige Auswertung der Ereignisse am 13. und 19. Februar 
2011 in Dresden 




1. Der 13. und 19. Februar 2011 war ein großer Erfolg für Dresden 
Es ist uns, den Dresdner Bürgerinnen und Bürgern zum zweiten Male nach 2010 
gelungen, das bisher größte europaweite Naziereignis zu verhindern und so der 
Naziszene eine erhebliche Niederlage zuzufügen. Die Platzbesetzungen, 
Mahnwachen und die Menschenkette haben dem Ansehen Dresdens in Deutschland 
und der Welt gedient: Dresden ist als Stadt bekannt geworden, die Naziaufmärsche 
weder gutheißt noch still hinnimmt, sondern sich ihnen aktiv entgegenstellt. Dies ist 
ein großartiger Erfolg, auf den wir als Bürgerschaft stolz sein können. 
 
2. Der Erfolg ist den Dresdner Bürgerinnen und Bürgern sowie ihren 
auswärtigen UnterstützerInnen zu verdanken 
Grundlage dieses Erfolges ist die wachsende Mobilisierung der Dresdner 
Bürgerschaft. Er ist aber auch der tatkräftigen Unterstützung aus ganz Deutschland 
und dem Ausland zu verdanken. Wir danken dem „Bündnis Dresden nazifrei“, in dem 
wir als GRÜNE mitgearbeitet haben. Oberbürgermeisterin Orosz hat mit ihrem Aufruf 
zur Menschenkette am 13. Februar zum Erfolg beigetragen. Dagegen haben es 
führende Stadtvertreter wie der Ordnungsbürgermeister Sittel leider erneut nicht für 
nötig gehalten, politisch eine klare Position gegen die Nazis zu beziehen. Die 
demokratische Bürgergesellschaft Dresdens ist den offiziellen Repräsentanten der 
Stadt Dresden weit voraus. 
 
3. Der bürgerschaftliche Erfolg musste gegen Innenministerium und 
Stadtverwaltung erzielt werden 
Der Erfolg der Bürgerinnen und Bürger ist nicht dem Vorgehen der Polizei oder der 
Stadtverwaltung zu verdanken, sondern musste geradezu gegen diese erzielt 
werden. Das sogenannte „Trennungskonzept“ war darauf angelegt, für die Nazis 
ganze Stadtteile zur protestfreien Zone freizuräumen und die demokratischen 
Gegendemonstrationen auf die andere Elbseite zu verbannen. Dies ist nun 
wiederholt und verdientermaßen gescheitert und hat am 19.2.2011 zur Eskalation 
beigetragen. Dafür tragen das Innenministerium und unmittelbar der Dresdner 
Polizeipräsident Hanitsch die Verantwortung. In Leipzig und Chemnitz wird ein 
„Trennungskonzept“ keineswegs in derart rigider Weise verfolgt. 
 
4. Wir verurteilen die Gewaltausübung gegen PolizeibeamtInnen, Unbeteiligte 
und DemonstrantInnen 
Am 19. Februar wurden Personen angegriffen und verletzt. Es wurden Sachen in 
großem Umfang beschädigt. Es wurden 99 PolizeibeamtInnen durch 
Fremdeinwirkung verletzt, davon 5 schwer. Durch die AG Polizeibeobachtung 
wurden 150 verletzte GegendemonstrantInnen ermittelt und einige Polizeieinsätze 
wie die Räumung einer Sitzdemonstration auf der Bergstraße u. a. durch das 
Sondereinsatzkommando (SEK) als unverhältnismäßig beurteilt. Wir verurteilen die 
Gewalttätigkeiten. Wir verweisen darauf, dass der Aktionskonsens des „Bündnis 
Dresden nazifrei“ keine Gewaltausübung vorsieht. Die Bilder von Steinewerfern 
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gegen Polizeibeamte haben dem Ansehen des Bündnisses und der friedlichen 
Platzbesetzer geschadet. 
5. Mangelnder Polizeischutz gegen Naziangriffe 
Offenbar war das Einsatzkonzept der Polizei darauf gerichtet, 
GegendemonstrantInnen aus den den Nazis vorbehaltenen Stadtteilen fernzuhalten, 
anstatt Naziübergriffe zu verhindern. Dies zeigt sich etwa am polizeilich unbegleiteten 
Marsch von ein- bis zweitausend Nazis aus Freital nach Dresden-Plauen, die dort 
Menschen angriffen und Fahrzeuge beschädigten, am Angriff auf das Wohnprojekt 
„Praxis“ in Löbtau und am Angriff auf ein asiatisches Restaurant in der Zwickauer 
Straße. Obwohl die Bedrohung der „Praxis“ aufgrund früherer Nazianschläge 
bekannt war, hat die Polizei diese Wohnung nicht geschützt (Kleine Anfrage Eva 
Jähnigen, Landtagsdrucksache 5/5024). Trotz seines krassen Versagens erklärt 
Polizeipräsident Hanitsch den Einsatz für erfolgreich. Offenbar stehen die genannten 
Vorfälle nicht im Zentrum des Aufklärungsinteresses von Polizei und 
Staatsanwaltschaft. 
 
6. Polizei und Innenministerium wollen die Gerichte zum Sündenbock für das 
gescheiterte „Trennungskonzept“ machen 
Entgegen vieler Behauptungen ist das sog. „Trennungskonzept“ kein 
verwaltungsgerichtlich vorgegebener Rechtsgrundsatz, sondern eine polizeitaktisch 
motivierte Erfindung des früheren Innenministers de Maiziere. Es war die Polizei, die 
das „Trennungskonzept“ ausgearbeitet, über die Versammlungsbehörden 
angeordnet und den Gerichten vorgelegt hat. Mittlerweile machen Innenminister 
Ulbig und die Polizeiführung ganz offen die Gerichte für die unangemessene 
Polizeistrategie verantwortlich. Die Gerichtsentscheidungen hätten dazu geführt, 
dass die Polizei die Lage nicht mehr beherrschen konnte. Diese Richterschelte soll in 
populistischer Weise vom eigenen Versagen ablenken. 
 
7. Fehlerhafte Bescheide und Begründungen von Ordnungsamt und Polizei 
führten zu den Gerichtsbeschlüssen 
Die Entscheidung des Verwaltungsgerichts Dresden vom 20. Januar 2011 zur 
Durchsetzung des Naziaufmarschs vom 13.2.2010 kam durch die unklaren und 
unvollständigen Aussagen des Dresdner Polizeipräsidenten Hanitsch zustande. Das 
Gericht hat keineswegs entschieden, dass die Polizei am 13.2.2010 die Nazidemo 
durch die friedlichen Blockaden um den Neustädter Bahnhof hätte durchprügeln 
müssen. Ebenso konnte die Verfügung der Stadtverwaltung, die Anmeldungen von 
drei Veranstaltungen der Neonazis zusammenzulegen, vom Verwaltungsgericht 
Dresden am 18.2. 2011 nur aufgehoben werden. Wer solch offensichtlich fehlerhafte 
Bescheide erlässt und die Gerichte unklar und unvollständig informiert, darf sich nicht 
über die Entscheidungen der Gerichte beklagen. 
 
8. Verwaltungsgerichte haben in den letzten Jahren das Grundrecht auf Protest 
in Sicht- und Hörweite nicht geschützt 
Das Verwaltungsgericht (VG) Dresden und das Sächsische Oberverwaltungsgericht 
(OVG) Bautzen akzeptieren seit vielen Jahren unkritisch die Bedrohungsanalysen 
der Polizei sowie die Wegverlegungen von Gegendemonstrationen auf die andere 
Elbseite. Dabei sind diese Wegverlegungen keine Auflagen, die unter erleichterten 
Rechtsvoraussetzungen angeordnet werden dürften sondern entsprechen einem 
Demonstrationsverbot. GegendemonstrantInnen können sich selbstverständlich auf 
das Versammlungsgrundrecht des Art. 8 Grundgesetz berufen, auch wenn die 
Versammlung gerade den Protest gegen eine Nazidemo bezweckt. Die Gerichte 
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haben es versäumt, dieses Grundrecht mit dem Versammlungsgrundrecht der Nazis 
ernsthaft abzuwägen, wie es im Falle gegenläufiger Grundrechten nach ständiger 
Verfassungsrechtsprechung entspricht. Beispielhaft dafür sei das Verbot der von den 
Dresdner Stadtratsfraktionen an der Trümmerfrau im Jahre 2008 beantragten 
Mahnwache oder das Verbot der Gewerkschaftsdemo vor dem Gewerkschaftshaus 
2011 genannt. Die Gerichte haben damit die GegendemonstrantInnen faktisch 
rechtsschutzlos gestellt. 
 
9. Das neue sächsische Versammlungsrecht vom Januar 2010 ist untauglich 
und verfassungswidrig 
Im Januar 2010 hatte die CDU / FDP - Koalition das Versammlungsrecht kurzfristig 
mit dem Anspruch geändert, Nazidemonstrationen an historischen Orten und 
Terminen wie am 13. Februar in Dresden zu unterbinden. So sollte angeblich das 
„stille Gedenken“ geschützt werden. Das Gesetz versprach den Dresdnerinnen und 
Dresdnern, die Behörden würden den Missbrauch ihres Gedenkens durch die Nazis 
durch staatliche Verbote aus der Welt schaffen. Dieses Gesetz ist aber untauglich: es 
wurde bisher kein einziges Mal angewendet. Zudem ist es verfassungswidrig, weil es 
Nationalsozialismus und Kommunismus gleichsetzt, wesentlich zu weit in die 
Grundrechte eingreift und das Gesetzgebungsverfahren mangelhaft war. Die 
Verfassungsklage von GRÜNEN, Linken und SPD wird am 19. April 2011 vom 
Sächsischen Verfassungsgerichtshof in Leipzig entschieden werden. 
 
10. Wir wenden uns gegen eine Kriminalisierung der GegendemonstrantInnen 
durch CDU und FDP 
Die Vorsitzenden der Landtagsfraktionen von CDU und FDP, Flath und Zastrow, 
beklagen zu Recht die „extremistische“ Gewalt gegen PolizeibeamtInnen. Sie 
unterscheiden aber nicht zwischen den Gewalttätern einerseits und den friedlichen 
GegendemonstrantInnen und Platzbesetzern andererseits. Damit werden letztere 
tendenziell in die Ecke der Gewalttäter gestellt. Dies weisen wir mit aller 
Entschiedenheit zurück. Offenbar wollen CDU und FDP als politische Vertreter des 
„Trennungskonzepts“ ihre Niederlage durch eine pauschale nachträgliche 
Kriminalisierung der erfolgreichen GegendemonstrantInnen vergessen lassen. 
Allerdings anerkennt Innenminister Ulbig nun ausdrücklich das Recht auf Protest in 
Sicht- und Hörweite von Nazidemos. Diese richtige rechtliche und politische 
Auffassung muß er nun aber auch in der Regierungskoalition und als Polizeistrategie 
durchsetzen. 
 
11. Wir halten ein allein stilles Gedenken neben Nazidemos für unzureichend 
Die Dresdnerinnen und Dresdner haben das Recht, den 13. Februar so zu begehen, 
wie sie es für richtig halten - privat oder öffentlich, im stillen Gedenken oder anders. 
Wenn Nazis zum 13. Februar demonstrieren, sollten sich alle fragen, ob sie durch die 
Form des Erinnerns und Gedenkens den Nazis Anknüpfungsmöglichkeiten für ihre 
geschichtsrevisionistischen Thesen eröffnen. Allzulange wurde die Verantwortung 
der damaligen Dresdner Bevölkerung für Krieg, Rassenwahn und Shoa verdrängt – 
auch in der DDR. Solange Neonazis am 13. Februar für ihre Ziele demonstrieren, 
verhöhnt dies die Opfer der geistigen Vorläufer der Neonazis. Ein allein „stilles 





12. Für eine vielfältige bürgerschaftliche Gedenk- und Protestkultur 
Wir brauchen in Dresden vielfältige zentrale und dezentrale, nicht staatlich dominierte 
oder gar verordnete Formen des Gedenkens wie des Protests gegen die Nazis. Dazu 
gehören Menschenketten, Mahnwachen, Gegendemonstrationen, Platzbesetzungen 
oder andere Formen öffentlicher Meinungsäußerungen. Jeder und jede sollte ohne 
Angst eine ihm genehme Form finden können und darin respektiert werden. Die 
Vielfalt der Initiativen und Gedenkformen der Dresdner Bürgerschaft sollte nicht als 
Problem beklagt, sondern als Chance gefördert werden. Die Stadt als Gemeinschaft 
ihrer Bürgerinnen und Bürger wird um so mehr gegen Naziaufmärsche 
handlungsfähig werden, wie sie sich als Gesamtheit aller friedlich und demokratisch 
gesinnten Initiativen begreift. 
 
 
Dresden, im April 2011 
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3. Zusammenfassung der Veranstaltung  
"Protest der Bürger unerwünscht?" am 4. April 2011 in Dresden 
 
Zu Beginn zeigten wir einen Zusammenschnitt der Fernsehberichterstattung - vor 
allem des MDR - zum 19. Februar, der einseitig von Gewalttaten gegen die Polizei, 
aber kaum von der erfolgreichen Verhinderung des Naziaufmarschs berichtete. 
Eindrücklich waren die Bilder vom Angriff der Nazis auf die "Praxis" und das 
Gestammel des Polizeipräsidenten Hanitsch, als ihn Journalisten befragten. 
 
 
Block 1: Was ist am 19.2.2011 passiert? 
 
Benjamin Kümmig, Bündnis Dresden nazifrei 
 
Im ersten Block berichtete Benjamin Kümmig vom Bündnis Dresden nazifrei über die 
Auswertung im Bündnis. Es sei ein "erfolgreicher Tag mit einem bisschen faden 




insgesamt ca. 20.000 
Menschen erreicht 
worden. Zahlreiche 
Anfragen der Medien 
hätten die Ziele des 
Bündnisses zuvor 
bekannt gemacht. In 
diesem Jahr hätte sich 
das Bündnis gegen die 
Stadt und die Gerichte 
durchsetzen müssen, die 
Gegendemonstrationen 
verboten hatten. Die in den Bussen anreisenden Demonstrierenden konnten die 
Polizeisperren auf den Autobahnen aber erfolgreich durch Fußmärsche in die 
Innenstadt, auf die richtige Elbseite des Naziaufmarschs, umgehen. Erstes Ziel sei es 
gewesen, die vermutlichen vier Anreisebahnhöfe der Nazis Hauptbahnhof, Neustadt, 
Mitte und Freiberger Straße zu blockieren.  
 
Kümmig betonte, dass der Aktionskonsens ("Unsere Massenblockaden sind 
Menschenblockaden", "Von uns geht keine Eskalation aus") von den am Bündnis 
beteiligten Gruppen an den vom Bündnis eingerichteten Blockadepunkten 
eingehalten worden sei. Er distanzierte sich von der Gewaltanwendung an anderen 
Punkten der Stadt. Kümmig beklagte unerwartete und unnötige Polizeigewalt durch 
den Einsatz von Schlagstöcken, Pfefferspray und Wasserwerfern, insbesondere auch 
dann, wenn die Leute den Ort des Geschehens schon verließen. Er bedauerte die 
staatliche Repressionswelle gegen das Bündnis, die mit dem polizeilichen Sturm des 
Hauses der Begegnung am Abend des 19. Februar und mit Telefonüberwachungen 
erst begonnen habe. Kümmig zeigte sich schockiert, dass gegen das Bündnis 
offenbar unter dem Vorwurf der "Bildung einer kriminellen Vereinigung" nach § 129 
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Strafgesetzbuch vorgegangen werde. Kümmig kündigte an, dass sich das Bündnis in 
Zukunft mehr in die Debatte um die Dresdner Gedenkkultur einbringen wolle. 
Eva Jähnigen, AG Polizeibeobachtung und innenpolitische Sprecherin der 
Fraktion Bündnis 90 / DIE GRÜNEN im Sächsischen Landtag 
 
Jähnigen verwies zunächst auf Anträge der GRÜNEN Fraktion im Landtag zur 
Aufarbeitung der Vorgänge und die Beantragung von Sondersitzungen des Innen- 
und des Rechtsausschusses sowie den Antrag zur Würdigung des 
bürgerschaftlichen Protestes gegen den Naziaufmarsch. Das polizeitaktische 
Trennungskonzept, die Stadt südlich der Elbe für die Nazis frei zu räumen, sei der 
Polizei keineswegs von den Gerichten aufgezwungen worden, wie diese und der 
Innenminister gerne behaupteten, sondern von der Polizei entwickelt und von der 
Versammlungsbehörde der Stadt Dresden übernommen worden. Das 
Trennungskonzept sei aber gescheitert, eine Selbsterkenntnis, zu der sich Polizei 
und Innenminister nicht durchringen könnten. Immerhin habe Innenminister Ulbig 
anerkannt, dass Protest in Hör- und Rufweite von Nazidemos möglich sein müsse. 
Unklar sei aber, wie er diese Erkenntnis in der CDU und der Polizei durchsetzen 
wolle. 
 
Jähnigen unterstrich, dass der Nichtschutz des Wohnprojekts „Praxis“ durch die 
Polizei eine völlig unverständliche Unterlassung war, da die „Praxis“ in den letzten 
Monaten bereits mehrfach von Nazis angegriffen worden war. Sie selbst habe im 
Vorfeld des 19. Februar diesbezügliche Kleine Anfragen im Landtag gestellt. Nach 
dem Bericht des Innenministers im Innenausschuss seien 99 PolizeibeamtInnen 
durch Fremdeinwirkung verletzt worden, 5 davon schwer. Bisher seien 11 Anzeigen 
gegen Polizisten eingegangen, die "tabulos" aufgeklärt würden.   
 
Die AG Polizeibeobachtung, ein lockerer Zusammenschluss von Abgeordneten, 
Journalisten und Juristen, habe zahlreiche „Sperrbezirke“ festgestellt, die nicht 
angekündigt oder bekannt waren. Es habe überharte Eingriffe gegen Einzelne, wie 
etwa die Räumung auf der Bergstraße durch das sächsische 
Sondereinsatzkommando SEK gegeben. Es seien 150 Demonstrierende verletzt 
worden. 200 Leute wurden durch Pfeffersprayeinsatz körperlich beeinträchtigt. Die 
Kesselung der Demonstrierenden und die  Identitätsfeststellungen auf der 
Löfflerstraße seien vorgenommen worden, als die Nazidemo schon längst abgesagt 
worden war. Die 264 polizeilichen Identitätsfeststellungen seien wohl alle an diesem 
Ort vorgenommen worden, also nur gegen Gegendemonstrierende.  
 
Jähnigen schloss mit dem Appell zu einer lückenlosen Aufklärung. Die 
bürgerschaftliche Debatte über die Ereignisse sei dringend, weil die 
"Sonderkommission 19. Februar" der Polizei nur Straftaten untersuche, aber nicht 




Auf die Frage, ob denn gegen die Angreifer auf die „Praxis“ ermittelt werde, wurde 
berichtet, dass der Innenminister die Verfolgung zugesagt habe. Offenbar konnte die 
Polizei aber keine Verdächtige feststellen.  
 
Tobias Strahl vom blog „Sehnsuchtsort“ fragte, ob denn nicht das Bündnis bewusst 
die Gewalt einkalkuliere und fragte, ob sich das Bündnis klar von „linker Gewalt“ 
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distanziere. Kümmig betonte, dass das Bündnis über 30 Gruppen abdecke und keine 
Gewalt rechtfertige. Ein Teilnehmer ergänzte, dass die Blockaden 
Menschenblockaden seien, also Barrikadenbau nicht gerechtfertigt werde. Die 
Formulierung, dass keine Eskalation von den Blockaden ausgehe, bedeute, dass 
man sich das Recht auf Selbstverteidigung vorbehalte, wenn die Blockaden von 
Nazis angegriffen würden. Die Diskussion entwickle sich aber fort. Prof. Arzt betonte, 
dass eine mangelnde Distanzierung von Gewalt noch nicht das Demonstrationsrecht 
in Frage stelle.  
 
 
Block 2: Die Verwaltungsgerichtsentscheidungen vom 19.1. und 18.2.2011: Hat 
das Verwaltungsgericht die Polizei zum "Trennungskonzept" gezwungen? 
 
Prof. Dr. Clemens Arzt, Hochschule für Wirtschaft und Recht, Berlin 
 
Arzt betonte eingangs, 
dass die 
Meinungsfreiheit nach 
Art. 5 und die 
Versammlungsfreiheit 
nach Art. 8 des 
Grundgesetzes 
Minderheitenrechte für 
diejenigen seien, die 
von der herrschenden 
Meinung abweichende 
Auffassungen 
verträten. Es gäbe 
keine Pflicht des 
Einzelnen, sich einem 
Wertkonsens in der 
Gesellschaft 
anzuschließen. 
Versammlungsfreiheit sei das Recht, gegen den Staat zu demonstrieren. Daher habe 
der Staat auch die Pflicht, eine Versammlung zu schützen. Bei konkurrierenden 
Versammlungen habe der Staat eine Pflicht zur Neutralität. Verboten werden könne 
eine Versammlung erst bei Unfriedlichkeit oder Gewalt, aber nicht schon wegen einer 
bestimmten Meinungsbekundung.  
 
Polizeiliche Maßnahmen dürften nur gegen die Verursacher einer Gefahr gerichtet 
werden. Auch Nazimeinungen dürfen außerhalb der Tatbestände des § 130 
Strafgesetzbuchs (Volksverhetzung und Leugnung des Holocaust) vertreten werden. 
Daher dürften auch keine Maßnahmen gegen Versammlungen der Nazis gerichtet 
werden, solange diese friedlich bleiben und keine strafbaren Meinungen im Sinne 
des § 130 StGB vertreten. Auch die Gegendemonstration stehe unter dem Schutz 
der Versammlungsfreiheit. Allerdings werde sie zu einer Gefahr, die polizeiliche 
Maßnahmen rechtfertige, wenn sie zum Ziel hat, die Nazidemo mit Gewalt zu 
"sprengen".  
 
Die Rechtsfigur des polizeilichen Notstands bedeute, dass Maßnahmen gegen die 
friedliche Anlassdemonstration anstatt gegen die Gegendemonstration erst gerichtet 
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werden dürften, wenn die Polizei "einfach nicht mehr durchknüppeln" könne. Arzt 
nannte als Beispiel eines grundgesetzwidrigen Verhaltens von Polizei und Gerichten, 
dass diese die Demonstration von Nazis am 8. Mai 2005 durch das Brandenburger 
Tor nicht durchgesetzt hätte.  
 
Zur Frage, ob es ein Recht auf Protest gegen Nazidemos gebe, betonte Arzt, dass 
natürlich auch eine Antinazidemo das Recht auf Selbstbestimmung über Ort, Zeit, 
Dauer, Gegenstand und Gestaltung ihrer Versammlung hätten. Bei zwei 
gegenläufigen Demos habe keine Vorrang, auch nicht aufgrund einer früheren 
Anmeldung. Hier sei der Staat zu einem Ausgleich verpflichtet, die beide 
Veranstaltungen durchführbar macht. Unter diesem Gesichtspunkt werde das 
"Trennungskonzept", die Gegendemonstrierenden auf die andere Elbseite zu 
verbannen, Art. 8 Grundgesetz nicht gerecht. 
 
Arzt verwies auf eine Entscheidung des Verwaltungsgerichts München zu einer 
Demonstration anlässlich des Staatsbesuchs des damaligen chinesischen 
Staatschefs Jiang Zemin. Damals hatten die Veranstalter ein Musikkorps aufspielen 
und einen Bus vorfahren lassen, um zu verhindern, dass der hohe Staatsgast die 
protestierenden Demonstrierenden von amnesty international hören oder sehen 
konnte. Das VG hat dieses Vorgehen für rechtswidrig erklärt. Arzt erwähnte zudem 
die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts zu den G 8 – Protesten in 
Heiligendamm; das oberste deutsche Verwaltungsgericht hatte ausdrücklich ein 
Recht auf Machtkritik anerkannt, das gewährleistet werden müsse. 
 
Arzt betonte, dass die Polizei auch eine Pflicht zum Schutz der Nazidemo vor 
gewalttätigen Übergriffen habe. Entscheidend für Einschränkungen der 
Gegendemonstrationen aufgrund der Schutzpflicht sei die Prognose, ob Gefahren 
von der Gegendemo für die Nazidemo ausgehen würden. Eine „gewisse räumliche 
Separierung“ sei dann unter Umständen geboten. Wie weit die gehen müsse, sei 
eine Frage des Einzelfalls. Es gehe aber nicht um eine möglichst effektive Abwehr 
der Gegendemonstration. Die beiden Entscheidungen des Verwaltungsgerichts 
Dresden hätten der Polizei jedenfalls nicht das Trennungskonzept auferlegt. Das 
Gericht habe lediglich verlangt, dass die Polizei in der Lage ist, das 
Trennungskonzept, wenn sie es denn verfolgt, zu begründen und dementsprechend 
folgerichtig zu handeln. Sitzblockaden könnten auch unter dem Schutz der 
Versammlungsfreiheit nach Art. 8 stehen, insbesondere wenn sie sich inhaltlich 




Zahlreiche Fragen aus dem Publikum richteten sich darauf, wieso Demonstrationen 
des DGB oder der GRÜNEN, die nicht zu Gewalt aufriefen, genauso verboten 
würden, wie der Rundgang „Täterspuren“ des Bündnisses Dresden nazifrei. 
 
Arzt betonte in seiner Antwort, dass die Polizei das Differenzierungsgebot zwischen 
friedlichen und unfriedlichen Demonstrierenden beachten müsse. Bloße 
Meinungskundgaben machten eine Versammlung nicht unfriedlich. Auch wenn sich 
wenige Gewalttätige unter viele friedlich Demonstrierende mischten, bleibe das 
Demonstrationsrecht der friedlich Demonstrierenden erhalten. Auch eine 
Sitzblockade sei nicht schon unfriedlich, sie könne vielmehr unter dem Schutz des 
Versammlungsrechts stehen und daher auch nicht nach § 21 Versammlungsgesetz 
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bestraft werden. Allerdings ende der Schutz der Sitzblockade, wenn sie eine andere 
Demonstration verhindere. Zudem mache es einen Unterschied für die 
Gefahrenprognose der Polizei, ob ein Straßenfest oder eine Blockade angemeldet 
werde. Die Frage aus dem Publikum, warum denn das Verwaltungsgericht mit 
zweierlei Maß messe und Gegendemonstrationen eigentlich verbiete, wenn sie diese 
auf die andere Elbseite verlege, blieb unbeantwortet.  
 
Jana Schikora berichtete, dass sie 2010 friedlich auf dem Albertplatz demonstriert 
habe und sich 2011 auch an der Menschenkette beteiligt habe. Sie beklagte, dass 
die Antinazidemonstrationen immer als „linksextremistisch“ bezeichnet würden. Sie 
selbst sei nicht linksextremistisch. 
 
Ein Besucher fragte, ob er Einschränkungen seiner Bewegungsfreiheit in der Stadt 
wegen Demonstrationen dulden müsse. Arzt bejahte dies. 
 
 
Block 3: Die Rolle und Position der Evangelisch-Lutherischen Kirche im Streit 
um den 19. Februar 
 









betonte zunächst, dass 
er nicht für die 
gesamte Kirche 
sprechen könne. Er 
kritisierte die Aussage 
von Altbischof Kress, 
der gesagt habe, dass 
man die Nazis 
unbeachtet durch die 
Stadt ziehen lassen 
sollte. Maischner 
berichtete, dass er auf 
das Problem gestoßen wurde, als Nazis 1992 seinen Sohn überfallen hätten. Man 
habe sich bewusst als Kirche für Demokratie und gegen Rechtsextremismus 
definiert, da die Fixierung auf „gegen Rechtsextremismus“ die „Kreativität“ behindert 
habe. Die nächsten 10 Jahre sei das Thema in der Kirche überwiegend 
totgeschwiegen worden. Die Kirche habe bis zu den Mahnwachen „Riesenschritte“ 
unternommen.  
 
Die Mahnwachen seien anlässlich der Nazidemo am 16. Oktober 2010 in Leipzig 
entwickelt worden. Damit zeigten Christen öffentlich, dass sie gegen die 
Naziideologie seien. Christen gehen davon aus, dass alle Menschen die geliebten 
Kinder Gottes seien. Daher sei Fremdenhass und Antisemitismus ausgeschlossen, 
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auch wenn die Kirche in ihrer Geschichte dies leider häufig genug missachtet habe. 
In Leipzig hätten sich 52 Kirchgemeinden angeschlossen. Die Stadt und die Polizei 
habe dies unterstützt und die Mahnwachen geschützt. In Dresden habe die Polizei 
die Mahnwachen nicht in vergleichbarer Weise unterstützt. Er selbst habe erlebt, wie 
die ca. 250 Nazis, die dann später die „Praxis“ überfallen hätten, völlig unbegleitet 
von der Polizei auf die Friedenskirche zumarschiert seien.    
 
Es komme nicht darauf an, ob eine kirchliche Mahnwache an der Naziroute stattfinde 
oder nicht, denn es gehe darum, sich gemeinsam mit seinen Schwestern und 
Brüdern an einer Aktion gegen die Nazis zu beteiligen und „ein Gebetsnetz über die 
Stadt zu weben“. Der Wert der Mahnwachen liege auch darin, dass sich Menschen 
mit dem Thema beschäftigten und die Welt und ihre Heimatstadt plötzlich ganz 
anders sehen würden. Eine Auswertung habe ergeben, dass durch die Mahnwachen 




Eva Jähnigen verwies auf das von der AG herausgegebene Material zu den 
Mahnwachen, in dem stand, dass die dezentralen Mahnwachen den öffentlichen 
Raum segmentierten und so den Ordnungsbehörden helfen würden, den 
Naziaufmarsch einzugrenzen. Sie fragte, ob es denn mit den Ordnungsbehörden in 
Dresden Gespräche gegeben habe.  
 
Weiterhin fragte sie, ob denn die Proteste das „stille Gedenken“ gestört hätten. Sie 
selbst erinnere sich, dass dies die damalige DDR-Führung auch den Demonstranten 
an der Ruine der Frauenkirche Anfang der 80er Jahre vorgeworfen hätte. 
 
Maischner antwortete mit dem Satz aus dem Predigerbuch, dass „alles seine Zeit“ 
habe und heute, da das „Land brenne“, das „stille Gedenken“ in den Hintergrund 
treten müsse. Zwar habe es in Dresden auch Gespräche mit dem Ordnungsamt 
gegeben, sein „Bauchgefühl“ sage ihm aber, dass es in Leipzig einen breiteren 
Konsens gegeben habe. So sei die ganze Atmosphäre viel friedlicher gewesen und 
Gewalttätige hätten in Leipzig besser im Zaum gehalten werden können. Die Zahl 
von 2000 bis 3000 Gewalttätern in Dresden halte er für zu hoch. Wörtlich fügte er 
hinzu „Hier in Dresden hat's genügend Dinge gegeben, wo man sich sehr drüber 
ärgern und dann auch reiben und gewalttätig werden konnte.“  
 
Ein Besucher erzählte, dass er Mitglied der ev. Kirche sei, diese aber immer sehr 
konservativ erlebt habe. Daher sei er durch die Mahnwachen positiv überrascht 
worden und bedankte sich dafür. Dorthin habe er seine Eltern und Oma schicken 
können, während er selbst „Lust zu anderen Protestformen“ gehabt hätte. Ihn habe 
aber gestört, dass später eine Aufteilung in die „guten“ Mahnwachen und die „bösen“ 
Blockierer stattgefunden habe. Wie könne die Kirche diese Aufspaltung vermeiden? 
Ein weiterer Besucher beklagte, dass die Stadt die Mahnwachen als städtisches 
Angebot dargestellt habe und die Spaltung in „gute“ und „böse“ Demonstranten 
betreibe. 
 
Jochen Flade erzählte, wie er zur Blockade durchkam und dort das Schild „Keine 
Gewalt“ hochgehalten habe. Die Polizisten hätten gemerkt, dass er kein 
„Linksextremer“ sei, „sondern ich war nur ein friedlicher Bürger, der sich einer 
Polizeigewalt gegenüberstellen wollte“. Ihn beschäftige die Frage, ob die Kirche ein 
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politisches Mandat habe. Er habe auch einen Pfarrer auf der Blockade getroffen. Es 
wäre gut gewesen, wenn die Kirche auch sichtbar präsent gewesen wäre, denn er 
hätte auch gewaltbereite Polizisten dort getroffen.  
 
Maischner beantwortete die Frage so, dass die Kirche sich nicht in eine Situation 
begeben soll, wo sie eindeutig Partei ergreife. Im Übrigen sei die Kirche bei der 
Menschenkette durch den Posaunenchor präsent gewesen. Es gebe auch Leute, wie 
den Oberkirchenrat aus Jena, der bei einem Seminar mit Polizisten denen sage, "Ich 
bin der, den ihr dann wegtragt". Die Mahnwachen seien gastfrei gewesen für alle, 
also auch für die, die dann zu einer Blockade gegangen seien. 
 
Eine Besucherin sagte, dass sie zuerst sehr verärgert war über die Mahnwachen, 
weil die Menschen doch bei den Blockaden gebraucht würden. Sie habe aber selbst 
erlebt, dass die Blockade auf der Löfflerstraße wohl erst durch die Mahnwache an 
der Lukaskirche möglich geworden sei. Ein anderer Besucher beklagte, dass viele 
Menschen nicht zu den Mahnwachen gelangen konnten, weil sie gar nicht über die 
abgesperrten Brücken gekommen seien. Die Stadt habe ihr Wort gebrochen, dass 
man zu den Mahnwachen gehen könne. 
 
Maischner sagte zu, dass die Kirche dies gegenüber der Stadt ansprechen werde. 
Man werde in Zukunft besser vermitteln, dass man sich zusammengehörig fühle, Es 
habe ja gute Kontakte zum Bündnis Dresden nazifrei gegeben. Die Mahnwachen 
seien aber für die Dresdner Kirche ein Riesenschritt gewesen. 
 
Tobias Strahl fragte, ob es nicht einen Zusammenhang gebe zwischen dem „stillen 
Gedenken“ „und dem was der braune Mob hier jedes Jahr in der Stadt abzieht“? 
Habe die Kirche dafür ein Problembewusstsein? Maischner verwies darauf, dass 
auch die Kirche nicht ohne Schuld sei und dies im Material zu den Mahnwachen 
deutlich drinstehe. Gerade weil die Frauenkirche nicht nur die Geschichte der 
Versöhnung und der Nagelkreuze habe, sei das Stille Gedenken unzureichend.  
 
 
Block 4: „Der Stadt Dresden fehlt eine politische Haltung“ 
 
Robert Koall, Chefdramaturg des Staatsschauspiels Dresden 
 
In seinem Einleitungsbeitrag 
beklagte Koall eine dreifache 
Verunsicherung: Er sei 
verunsichert gewesen, weil er 
nicht wusste, wo er seinen 
bürgerlichen Protest zum 
Ausdruck bringen könne und sich 
ins Unrecht gesetzt fühle. Er sei 
verunsichert, weil die Medien nach 
dem 19. Februar nur von 
Gewalttätern berichteten und die 
vielen tausend friedlichen 
Demonstranten nicht beachteten. 
Er formulierte vier Gedanken: 
Wenn keine Gegendemonstration 
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zugelassen werde, bleibe nur die Blockade. Eine zentrale Gegenkundgebung wäre 
das Beste. Es müssten alle Mittel eingesetzt werden, die Nazimärsche zu verbieten. - 
„Vielleicht wäre Dresden am meisten damit geholfen, den 13. Februar von seinem 
Sonderstatus zu befreien. Als einzige deutsche Stadt – und viele wurden zerstört – 
zeigt Dresden bis heute die Wunde vor. Und nur diese schwärende Wunde hat die 
braunen Schmeißfliegen angezogen. Man sollte sie sich schließen lassen.  Auch die 




Jürgen Bönninger beklagte, dass das Bürgertum in Dresden bis heute seine Wunden 
lecke Es habe aber auch Aktionen bei Wirtschaftsunternehmen oder bei den 
Volleyballerinnen gegeben, die „Nazis-blockieren“-Transparente aufgehängt hätten. 
Diese Aktionen müssten aber über das ganze Jahr laufen. Was die Kirchen mit den 
Mahnwachen veranstalteten, dass müssten auch die Handwerksbetriebe tun. Er 
verwies auf die Aktion „Verstummte Stimmen“ von Hannes Heer, die an die 
vertriebenen Künstler in der Nazizeit erinnerten. Das Kulturbürgertum in Dresden 
habe gejohlt und geklatscht, als sie Fritz Busch vom Dirigentenpult zerrten. Damit 
habe sich Dresden nicht auseinandergesetzt. Anders als in Leipzig habe man nicht 
die breite Bürgerschaft hinter sich.  
 
Ein Teilnehmer wandte ein, dass die Dresdener Gedenkkultur 1979 ziemlich am 
Boden gelegen habe. „Die Staatskapelle spielte ein Konzert und das wars“. Erst der 
13. Februar 1982 sei zum Fanal geworden. Damals habe der 13. Februar eine 
unheimlich politische Bedeutung gehabt, die er jetzt wieder verloren habe.  
 
Ein weiterer Besucher erinnerte an das Plakat „Denkmal nach“, das die Ruine der 
Frauenkirche zeigte. In Dresden herrsche ein einseitiges Gedenken, dass die Stadt 
nur als Opferstadt sehe. Er wünsche sich, dass man die Gewalttäter selbst in den 
Griff bekommen müsse. Er halte diese nicht für „linke Chaoten“, sondern schlicht für 
Hooligans ohne politische Motivation wie bei Fußballspielen.  
 
Ein Besucher kritisierte den Vorschlag von Koall einer großen Demonstration in 
Sicht- und Hörweite als Rückschritt. Dies sei das Geh-Denken Konzept der 
vergangenen Jahre. Die Blockade sei die richtige Möglichkeit. Koall erwiderte, dass 
er gerne eine Veranstaltung hätte, wo er seine Oma hinschicken könne. Er  verneinte 
die Frage, ob „Die Wunde Dresden“ im Schauspielhaus wieder aufgenommen würde. 
Das Schauspielhaus würde aber mit anderen Stücken an dem Thema dranbleiben. 
Es sei immer bereit mit der freien Szene zusammenzuarbeiten. Sein Artikel in der 
Sächsischen Zeitung habe ihm nur positive Reaktionen eingebracht, er habe über 50 
positive Zuschriften erhalten. 
 
 
Block 5: Abschlussdiskussion 
 
mit Prof. Dr. Clemens Arzt, Pfarrer Karl-Heinz Maischner, Robert Koall und 
Eva Jähnigen 
 
Eva Jähnigen betonte, dass eine Verbotsdebatte, wie NPD verbieten, Nazidemos 
verbieten, die Gegendemonstrationen verbieten nichts bringen. Erforderlich sei dann 
immer eine Meinungsprüfung und sie wolle nicht, dass der Staat über die Richtigkeit 
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und Zulässigkeit von Meinungen entscheiden könne. Warum stilisiere sich Dresden 
als Sonderfall und stelle sich wie im Stelenrondell auf dem Heidefriedhof neben 
Auschwitz? Der Wunsch nach einem zentralen Ereignis lasse zu, dass die Nazis 
dann in anderen Stadtteilen laufen. Sie wolle nicht, dass die Nazis durch Stadtteile 
laufen würden und deshalb brauche man ein dezentrales Konzept. Leider nehme sie 
wahr, dass Politiker auf 
Stadt- und Landesebene 
die Bürger als Problem 
wahrnehmen würden.  
 
Ein Besucher fragte, wie 
es dazu kommen konnte, 
dass sich Dresden so larmoyant als Opferstadt darstelle, obwohl der Angriff vom 13. 
Februar keineswegs der einzige und der schlimmste auf deutsche Städte im 2. 
Weltkrieg gewesen sei. Verantwortlich sei ein untergründiges schlechtes Gewissen, 
das so beruhigt werden solle. 
 
Maischner bestätigte den Aspekt der Schuldverdrängung, warb aber auch für 
Verständnis für das innige Verhältnis der Dresdnerinnen und Dresdner zu ihrer Stadt. 
Jähnigen verwies darauf, dass die Residenz-, Militär- und Verwaltungsstadt Dresden 
die braunsten Wahlergebnisse gehabt habe. Es sei eine "Bindung zur Stadt ohne 
Aufarbeitung" entstanden. Der Holocaust habe im Schulunterricht keine Rolle 
gespielt und der verordnete Antifaschismus habe auch nichts geholfen. Daher sei sie 
wie viele gegen den Wiederaufbau der Frauenkirche gewesen, den sie als Versuch 
einer Heilung empfunden habe, für den die Stadt nicht bereit war. Die Aufarbeitung 
stehe bis heute aus.       
 
Auf die Frage, ob man nicht mit den Nazis reden müsse, erklärte Maischner, dass er 
die Erfahrung gemacht habe, dass die Nazis nur ein Podium suchen würden und 
nicht das Gespräch.  
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4. Wortprotokoll der Veranstaltung "Protest der Bürger 
unerwünscht?“ am 4. April 2011 in Dresden 
 
 
Block 1: Was ist am 19. Februar passiert? 
 
Benjamin Kümmig, Bündnis Dresden nazifrei 
Eva Jähnigen, AG Polizeibeobachtung und Innenpolitische Sprecherin der Fraktion 
Bündnis 90 / DIE GRÜNEN im Sächsischen Landtag 
Moderation: Christine Schickert, Sprecherin des Kreisverbandes Dresden von 
Bündnis 90 / DIE GRÜNEN 
 
 
Christine Schickert: Auch von mir einen schönen guten Abend. Und mit diesen 
Eindrücken wollen wir den ersten Teil des heutigen Abends beginnen, der unter dem 
Titel steht "Was ist am 19. Februar passiert?". Dazu haben wir Benjamin Kümmig 
eingeladen vom Bündnis Dresden-Nazifrei. Er ist Vorsitzender der Dresdner Jusos 
und wird uns vom Tag aus der Sicht des Bündnis Dresden-Nazifrei berichten. 
Außerdem sitzt neben mir zu meiner Linken Eva Jähnigen, die innenpolitische 
Sprecherin der Grünen-Landtagsfraktion. Sie war an dem Tag mit der AG 
Polizeibeobachtung unterwegs und wird auch über die Auswertung und die 
Ergebnisse der Innenausschusssitzung berichten. Ich bin Christine Schickert. Ich bin 
Sprecherin des Kreisverbandes von Bündnis 90/Die Grünen Dresden und ich war als 
grüne Vertreterin in dem Bündnis Dresden-Nazifrei. Ich würde aber als allererstes 





Benjamin Kümmig: Ja, schönen guten Abend auch von mir. Es ist ein bisschen 
schwer, das jetzt alles so zu fassen in den wenigen Minuten, die dafür Zeit sind. Ich 
würde versuchen mal an dem Ziel, das wir hatten, mich lang zu orientieren und dann 
da die Betrachtung des Tages zusammenzufassen darunter. Ziel war natürlich, wie 
das Jahr davor, die Verhinderung des Naziaufmarsches. Wir hatten es diesmal aber 
mit anderen Szenarien zu tun. Zum einen hatten wir zwei Tage zu bespielen, sage 
ich mal. Den 13., der uns auch wichtige Erfahrungen gebracht hat dann für die 
Vorbereitung des 19. Februars. Zum anderen hatten wir den Umstand, dass von der 
Stadt am 19. ja nichts geplant war. Die Lücke haben wir versucht zu füllen, konnten 
wir füllen. Und wir mussten aus der Erfahrung vom 13. davon ausgehen, dass die 
Stadt ihr Trennungskonzept, Trennungsgebot, wie auch immer, versucht strikt 
durchzusetzen. Und zwar auch mit dem Mittel, dass sie unsere Busse, unsere 
Buskonvois, schon auf den Autobahnabfahrten ja versuchen wird zu stoppen. Das 
waren die Voraussetzungen, die wir hatten. Auch aus dem 13. heraus. Deswegen 
haben wir uns auch entschieden, möglichst große Konvois zu bilden für den Tag. 
Möglichst große Buskonvois. Wir hatten eine überraschend, ja, was heißt 
überraschend, aber eine sehr große Mobilisierung, noch viel größer als im Jahr 
davor. Auch viel breiter aus allen politischen Spektren, die uns geholfen haben und 
uns unterstützt haben. Und wir haben dann in Erfahrung aus dem 13. angekündigt, 
dass wir auch am 19. bereit sind, die Busse auf der Autobahn quasi auszuladen und 
in die Stadt reinzulaufen, so wie es dann am Endeffekt auch passiert ist. Das hat die 
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Polizei vor, naja, nicht so ganz vorbereitete Szenarien gestellt, mit denen sie dann 
arbeiten mussten. So ist es dann passiert, dass wir, und das war der erste Erfolg, alle 
unsere Konvois auf die für uns entscheidende Elbseite bringen konnten. Wir konnten 
unser Recht durchsetzen in die Nähe der Nazis zu kommen und auch unser Ziel 
umsetzen, die Aufmarschrouten und die Anreiserouten zu blockieren.  
 
Es ist natürlich immer einfacher, wenn man sich auf Szenarien vorbereiten kann, 
wenn man weiß, wo die Naziroute langgehen soll, langgehen könnte. Wussten wir 
nicht. Wusste ja niemand so richtig. Die Stadt hat ja doch alles dafür getan, dass es 
ein bisschen länger dauert, bis es rauskommt. Und die Polizei sich nicht mal richtig 
darauf vorbereiten kann. Wir haben die Szenarien vorbereitet, die Bahnhöfe, und 
zwar die vier Bahnhöfe Hauptbahnhof, Bahnhof Neustadt, Bahnhof Mitte und 
Freiberger Straße zu blockieren und den Nazis so nicht zu ermöglichen, überhaupt 
erst einmal zu ihren Aufmarschorten zu kommen. Das war der erste Punkt, der uns 
an dem Tag, glaube ich, dann ganz gut gelungen ist. 
  
Natürlich gibt es auch ein paar Sachen kritisch zu betrachten. Wir hatten einen 
Aktionskonsens, der nicht von allen an diesem Tag eingehalten wurde, können 
aber für die Gruppen, die bei uns im Bündnis aktiv sind und auch in der Vorbereitung 
aktiv waren ganz klar sagen, dass dieser Konsens durch uns eingehalten wurde. Von 
uns ging keine Eskalation aus an diesem Wochenende. Wir haben mit 
Menschenblockaden, mit riesengroßen Menschenblockaden und glücklicherweise mit 
viel Unterstützung durch die Dresdnerinnen und Dresdner, die an dem Tag das 
Bedürfnis hatten, auch etwas aktiv zu tun und nicht nur zu Mahnwachen zu gehen, 
die auch eine gute Sache sind, sondern aber da in die Nähe zu kommen und sich da 
zu setzen und die Aufmärsche zu verhindern. Da hat der Aktionskonsens gehalten, 
an den allermeisten Blockadepunkten.  
 
Und das ist auch dem Umstand zu verdanken, dass unter anderem auch die 
Gruppen bei uns, die immer so als die linksradikalen innerhalb des Bündnisses 
bezeichnet werden, versucht haben und sich dem entgegengestellt haben, wenn sie 
gemerkt haben, da gibt es gerade Dynamiken, da versuchen Leute diesen Konsens 
zu verlassen, wurde sich dem auch entschieden von unseren Leuten 
entgegengestellt. Das haben wir auf den Blockadepunkten, die wir organisiert haben, 
die wir bespielt haben als Bündnis, auch gut durchsetzen können. Alles andere 
können wir nicht die Hand für ins Feuer legen. Also wir können natürlich nicht die 
ganze Stadt Dresden für uns organisieren und dann auch für alle dann sprechen 
oder nicht sprechen an Punkten, wo etwas passiert, was nicht unter unserem 
Konsens gelaufen ist. Distanzieren wir uns auch davon. Und das ist aber nicht uns 
anzulasten an dem Punkt.  
 
Der Unterschied zu 2010 war nochmal ganz klar für uns und ganz deutlich für uns, 
dass wir es mit massiver Polizeigewalt zu tun hatten, von Anfang an. Selbst bei den 
Läufen von den Autobahnen hinunter Richtung Stadt kam es schon zu den ersten 
massiven Übergriffen, vollkommen unnötigerweise Pfeffersprayeinsatz, 
Schlagstockeinsatz. In der Innenstadt, wer's gesehen hat und wer auch sich die 
Videos angeschaut hat, Bilder lügen ja nun mal nicht so, da hat man gesehen, dass 
da mit Pepperballs geschossen wurde, vollkommen unverhältnismäßig. Dass 
Wasserwerfer eingesetzt wurden, teilweise auch einfach nur auf Gruppen, die schon 
im Weggehen begriffen waren, nochmal draufgehalten wurde mit dem Wasserwerfer. 
Genauso mit Pepperballs, die weglaufenden Demonstranten noch mal hinterher 
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geschossen wurden. Also, das ist natürlich für uns, das sind für uns schreckliche 
Bilder. Die hatten wir auch so nicht erwartet. Solche massive Polizeigewalt haben wir 
selten erlebt, auch auf vorhergehenden Demonstrationen.  
 
Wir haben auch gegen Gerichtsurteile und Stadtspitze arbeiten müssen in diesem 
Jahr, die entschlossen waren, uns nicht auf die Elbseite zu lassen. Die auch 
Verwirrung gestiftet haben im Vorhinein. Die die Bürgerinnen und Bürger im Stich 
gelassen haben. Das Vakuum haben wir gefüllt an dem Tag.  
 
Wir hatten mehr Leute zu koordinieren. Das ist ein positiver Fakt, das ist kein 
Problem. Das haben wir auch ganz gut geschafft. Wir rechnen mal mit um die 20.000 
Leute, die wir in Dresden versucht haben mehr oder minder gut und umfassend zu 
koordinieren. Der Erfolg gibt uns im Endeffekt da Recht. Und wir hatten mehr 
Bürgerinnen und Bürger aus Dresden. Und wir waren von Anfang an in der medialen 
Präsenz. Das ist ein Fakt, der uns nochmal deutlich gemacht hat, wie erfolgreich das 
letzte Jahr für uns war. Das Jahr, wo wir zum ersten Mal den Aufmarsch blockiert 
haben. Wir waren weiter in der Debatte, auch im Thema Blockaden, da waren wir 
drin. Da wurden wir angefragt von Presse, da wurden wir angefragt auch in 
Diskussionsrunden der Dresdner Bürgerschaft. Das war für uns schön zu sehen, 
dass es ein Erfolg war.  
 
Für uns natürlich nochmal dann umso unverständlicher, dass uns auch historische 
Stadtspaziergänge zum Beispiel verboten werden durch die Stadt oder 
wegbeauflagt. Wurde ja nicht verboten. Wir wurden bloß gebeten, das woanders zu 
machen. Das ist für uns immer noch unverständlich. Und man hat auch gesehen in 
den öffentlichen Statements danach, dass es bundesweit auf Unverständnis 
gestoßen ist. Das gibt uns recht. Wir werden auch da den Diskurs weiter prägen. 
 
In Zukunft werden wir uns mehr einbringen in die Debatte um die Gedenkkultur in 
Dresden. Da haben wir schon etwas vorgelegt in diesem Jahr. Das wird auch 
nächstes Jahr oder dieses Jahr bis zum nächsten Jahr weiterhin passieren. Wir 
werden weiter aktiv sein, auch wenn, und das war für uns dann, was den Tag leider 
ein bisschen negativ dann nochmal geprägt hat. Auch wenn am Abend, wir haben es 
gesehen, das Haus der Begegnung gestürmt wurde, weil die Polizei da, was weiß 
ich, die Speerspitze des linken Widerstands vermutet hatte. Am Ende wurden da ein 
paar Leute gefunden, die damit eher wenig zu tun haben. Aber gut. Das war für uns 
nochmal eine sehr krasse Erfahrung. Die staatliche Repressionswelle ist erst 
angerollt. Wir erwarten noch das ein oder andere Verfahren gegen Personen, die im 
Bündnis aktiv sind, und sind schockiert über Paragrafenauslegungen wie § 129, der 
genutzt wurde, um überhaupt erst Mal gegen uns ermitteln zu können, über 
Telefonüberwachung von Leuten, die eigentlich in dem Bündnis nicht so die große 
Rolle gespielt haben. Das sind alles Sachen, die sind unverständlich. Da bin ich mal 
gespannt, wie da die Debatte in den nächsten Wochen und Monaten weitergehen 
wird. Wir sind darauf vorbereitet. 
 
Ja, wir sind da immer noch im Recht. Und Blockaden waren und sind das richtige 
Mittel, um den Nazis entgegenzutreten. Das wird auch in den nächsten Jahren 





Christine Schickert: Vielen Dank, Benjamin. Kurze Erläuterung: § 129 
Strafgesetzbuch ist Bildung einer kriminellen Vereinigung. Also, unter dem Aspekt 
wird gegen das Bündnis momentan ermittelt. ich würde Eva Jähnigen jetzt bitten von 
der AG Polizeibeobachtung und der Innenausschusssitzung zu berichten.  
 
Eva Jähnigen: Ich fang mal an mit den Zwischenerkenntnissen, die die GRÜNE 
Fraktion durch ihre Initiativen vor und nach dem 19. Februar gehabt hat, komme 
dann zur AG Polizeibeobachtung, zu dem, was sich für uns als Zwischenstand 
daraus ergibt. Wir haben als Fraktion nach dem 19. Februar drei Anträge 
eingebracht: einen in das Plenum des Landtages "Friedliche bürgerschaftliche 
Protestkultur gegen Naziaufmärsche würdigen und unterstützen". Der liegt Ihnen vor. 
Und wir haben mit zwei weiteren Anträgen jeweils eine Sondersitzung des 
Rechtsausschusses und des Innenausschusses beantragt, die dann auch in 
gemeinsamer Sitzung stattfand. Rechtsausschuss deshalb, weil ja die Durchsuchung 
im Haus der Begegnung wie anderes auch eigentlich eine Justizmaßnahme ist. Und 
Innenausschuss natürlich selbstredend wegen des Polizeiagierens.  
 
Für uns ist sehr deutlich geworden aus dem Zwischenbericht, den wir vom 
Innenminister im Innenausschuss bekommen haben, dass es nicht so ist, wie 
teilweise hingestellt, dass diese Politik der Versammlungsbehörde etwas ganz 
anderes gewesen wäre als die Polizeiführung gewollt hätte, sondern dass die Politik 
der Versammlungsbehörde darauf zurückgeht, was die Polizeiführung der Stadt 
Dresden als zuständige Behörde vorgeschlagen hat. Und das sehend in Kauf 
genommen wurde, dass das scheitern würde. Dieses öffentliche Sich – hinter - 
einander - Verstecken, dieses – „Gerichte – haben – falsch – entschieden“ oder „Die 
– Versammlungsbehörde – hat – falsch – gehandelt“ ist vor dem Hintergrund sehr 
unglaubwürdig. Umso wichtiger wäre es natürlich, woran es uns fehlt, dass das 
Trennungskonzept der Polizeiführung gescheitert ist. Also, diese Selbsterkenntnis 
haben wir bisher vermisst. Der Innenminister hat zwar öffentlich gesagt, dass der 
Protest in Hör- und Rufweite anerkannt werden muss und stattfinden muss. Es ist 
aber offen, ob und wie er das in der Koalition und gegenüber den Polizeispitzen in 
Zukunft durchsetzen will und durchsetzen wird.  
 
Aufgrund seines Selbstlobs und seiner Nicht-Erkenntnis haben wir das Erscheinen 
des Dresdner Polizeipräsidenten im Innenausschuss gefordert. Dem wurde nicht 
Folge geleistet. Sie haben ja die entsprechenden Zitate vorhin gehört. Es ist für uns 
auch unerklärt geblieben, warum ein Nazizug von Freital kommend über lange Zeit 
hinweg, Sie haben dann die Vorfälle an der „Praxis“ in Löbtau gesehen, über lange 
Zeit hinweg sich durch das Gebiet der Stadt Dresden bewegen konnte und mehrfach, 
nicht nur an der „Praxis“ in Löbtau, friedliche, unbeteiligte Wohnhäuser, eine 
Gaststätte, angreifen konnte.  
 
Das ist umso unverständlicher, weil ich vor dem 19. Februar in einer Kleinen Anfrage 
die Bedrohungssituation in Löbtau abgefragt habe. Die liegt auch vor. Und da 
festgestellt wird, es gibt da also immer wieder rechtsextremistische Straftaten, eine 
lange Latte. Es ist also eine besondere Gefährdungssituation und die hätte 
erkannt werden müssen. Und da hätte von Vornherein natürlich anders reagiert 
werden müssen als durch Beigabe von Verkehrpolizisten, die offensichtlich nur die 




Wir haben dargestellt bekommen im Innnenausschuss, dass es 112 verletzte 
Polizisten gibt, 99 davon durch Fremdauswirkung, 5 Beamte sollen schwerverletzt 
sein. Wir wünschen Ihnen von hier aus gute Besserung, hoffen, dass es Ihnen 
besser geht. Es ist noch nicht festgestellt, ob die dauerhaft dienstunfähig sind, wie 
der Vorsitzende der CDU-Fraktion behauptet hat. Wir haben auch referiert 
bekommen vom Innenminister, dass es 11 Anzeigen gegen Polizisten, gegen 
Polizei, geben soll. Und er hat eine, ich zitiere, "tabulose Aufklärung" der Vorfälle 
versprochen. Die Frage ist, wie das geschehen soll. Überrascht hat mich, vielleicht 
bin ich noch nicht lang genug im Parlament, die Tatsache, dass die Kollegen aus der 
CDU- und der FDP-Fraktion im Ausschuss keinerlei Fragen zu stellen hatten. Wir 
erwarten nach wie vor einen selbstkritischen Bericht der Polizeiführung und des 
Innenministeriums, der steht aus.  
 
Der wäre auch gerade deshalb wichtig und muss öffentlich gefordert werden, weil die 
AG Polizeibeobachtung ja etliche Vorfälle konstatiert hat, aus eigenen 
Beobachtungen, aus Zeugenberichten, die von einem wirklich unverhältnismäßigen, 
überharten Vorgehen der Polizei zeugen, das in der Situation vor Ort natürlich die 
Situation dann auch eskaliert hat. Ganz im Unterschied zum regelmäßigen Vorgehen 
am 13. Februar 2011 und am 13. Februar 2010. Wer ist die AG Polizeibeobachtung? 
Ein lockerer Zusammenschluss, lockere Zusammenarbeit von Abgeordneten, 
Journalisten und Juristen. Ich habe da als Abgeordnete mitgewirkt und die Vorfälle 
beobachtet und spreche insofern stellvertretend für die AG.  
 
Nur herausgezogen: Immer wieder beobachtet, Leute bekommen Zutrittsverbote, 
teilweise auch einzelne Leute, teilweise Leute aufgrund ihres Aussehens. Es gibt 
Sperrbezirke, von denen man nichts weiß, die nicht begründet werden. Es gibt 
überharte Eingriffe teilweise gegen Einzelne, teilweise gegen Sitzblockaden. 
erwähnt wurde schon der besonders harte Einsatz an der Bergstraße unter 
Verwendung von Pepperballs und mit extremer Härte. Hier wohl auch tätig das 
sächsische SEK. Konstatiert wurde von den Veranstaltern 150 verletzte 
Demonstranten, weitere 200 Leute musste Pfefferspray herausgewaschen werden. 
Wir vermuten, das sind nicht alle, weil sich nicht alle gemeldet haben.  
 
Die AG hat aber auch kritisiert solche Vorgänge wie die Kesselung der friedlichen 
Sitzblockade auf der Fritz-Löffler-Straße zu einem Zeitpunkt, wo gar keine 
Naziversammlung mehr da war, die irgendwie hätte gestört werden können. Also 
keine Gefahr mehr. Ich war da selbst dabei. Mit einem Riesen-Aufwand von Beamten 
nur zur Identitätsfeststellung der Personen, die dort waren und die da nicht 
weggelaufen waren. Als wir berichtet bekamen, dass am ganzen Tag 264 
Identitätsfeststellungen zur Verfolgung von Straftaten vorgenommen worden sind, 
insgesamt, von allen, ob ich prompt gefragt, ob die alle von der Fritz-Löffler-Straße 
waren. Ich war ja auch dabei. Das ist leider noch nicht beantwortet worden.  
 
Wir haben als GRÜNE Fraktion großes Interesse und wir werden da auch weiter viel 
Arbeitskapazität reinlegen, dass solche Dinge aufgeklärt werden, benannt werden. 
Wir haben schon eine ganze Anzahl Kleiner Anfragen gemacht, teilweise beantwortet 
bekommen, teilweise sehr unzureichend. Sie finden da einige Arbeitsproben dieser 
Anfragen in der Mappe. Wir wollen die lückenlose Aufklärung dieser Vorfälle. Wir 
werden da weiter darauf drängen. Auch, weil wir wissen, dass die 
Sonderkommission 19. Februar lediglich Straftaten untersucht. Sie untersucht also 
nicht die Taktik des Polizeiverhaltens. Sie untersucht auch nicht die Frage: Ist die 
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Polizei unverhältnismäßig vorgegangen? Sie untersucht nur Straftaten, 
ausgesprochene Straftaten, und besteht derzeit nach meinem Wissen auch nur aus 
Beamten der Kriminalpolizei.  
 
Umso wichtiger ist die kritische Aufklärung der ganzen Vorgänge und natürlich die 
bürgerschaftliche Debatte: Was war und wie gehen wir in Zukunft damit um? Und 
jetzt will ich der Diskussion Platz machen.      
 
Christine Schickert: Vielen Dank, Eva. Haben Sie Nachfragen? Ich würde Sie aber 
bitten, kurze Nachfragen zu stellen, damit wir einigermaßen im Zeitplan und Sie 
darauf hinweisen, dass es zur Abschlussdiskussion auch noch einen größeren 
Rahmen für Diskussion gibt. Aber melden Sie sich. Bitte zum Saalmikro. 
 
 
Beiträge aus dem Publikum 
 
Publikum 1: Hallo, kurz nachgefragt. Wie sah denn der Aktionskonsens aus, der da 
angesprochen wurde? 
 
Benjamin Kümmig: Um die wesentlichen Zeilen einfach mal zu zitieren: Unsere 
Massenblockaden sind Menschenblockaden. Und: "Von uns geht keine Eskalation 
aus." Das ist der entscheidende Part an diesem Aktionskonsens, der eingehalten 
wurde und der von allen Gruppen getragen wurde.  
 
Christine Schickert: Weitere Fragen? Gut, wenn Sie alle so diszipliniert nachher 
diskutieren wollen. ... Dann würde ich diesen ersten Block schließen, mich nochmal 
ganz herzlich bei Benjamin Kümmig als Bündnisvertreter und bei Eva Jähnigen 
bedanken. Und dann gehen wir schon zum zweiten Block mit Herrn Prof. Dr. 




Block 2: Die Verwaltungsgerichtsentscheidungen vom 19.1. und 




Prof. Dr. Clemens Arzt, Hochschule für Wirtschaft und Recht, Berlin 
Moderation: Johannes Lichdi, Rechtspolitischer Sprecher, Fraktion BÜNDNIS 90 / 
DIE GRÜNEN im Sächsischen Landtag 
 
 
Johannes Lichdi: … Ich habe vorhin bei meiner Begrüßung versäumt, Frau Kerstin 
Köditz von der Fraktion Die LINKE, Frau Sabine Friedel von der SPD-Fraktion und 
unseren Fraktionskollegen Miro Jennerjahn aus der GRÜNEN-Landtagsfraktion zu 
begrüßen. Das hole ich gerne nach und freue mich, dass Sie gekommen sind. 
  
Herr Prof. Arzt ist Professor für Staats- und Verwaltungsrecht an der Hochschule für 
Wirtschaft und Recht in Berlin. Aber was vielleicht noch relevanter ist, er ist einer der 
Versammlungsrechtler, die dort auch seit Jahren publizistisch tätig sind, die auch in 
der Ausbildung der Polizei in diesen Fragen zuständig ist. Und der eben ja im Grunde 
die gesamte versammlungsrechtliche Situation beobachtet. Die Frage dieses 
Podiums ist jetzt: Die Verwaltungsgerichtsentscheidungen vom 19., nicht vom 20., 
das ist ein Fehler, also vom 19.1. und vom 18.2.2011.  
 
Das ist deswegen, denke ich, zu diskutieren, weil ja diese Entscheidungen von den 
Dresdner Medien, aber auch darüber hinaus, immer so aufgefasst worden sind, als 
ob die Gerichte der Polizei dieses sogenannte Trennungskonzept, also eine 
Elbseite die Linken und andere Elbseite die Rechten, vorgegeben hätte. Und die 
Polizei ja gar nicht hätte anders handeln können als diesem Gerichtsgebot zu folgen. 
Und da wurde eben diese Entscheidung vom 19. Januar 2011 herangezogen, die 
festgestellt hat, dass die Polizei sich am 13. Februar 2010, also ein Jahr davor, als 
die Nazis diese Stehdemo am Neustädter Bahnhof hatten, dass da die Polizei 
rechtswidrig gehandelt hätte, weil sie die Blockaden am Albertplatz und hinterm 
Neustädter Bahnhof und auf der Hainstraße nicht geräumt hätte. Jedenfalls war so 
die Medienberichterstattung zumindest in Dresden. Und die Frage ist einfach, ob das 
eigentlich eine richtige Interpretation ist oder ob das eine falsche Interpretation ist.  
 
Gut, dazu würden wir Herrn Prof. Clemens Arzt um seine Stellungnahme bitten. Und, 
ich weiß nicht, er wird auch dann noch darauf eingehen auf die Frage, die ja auch 
immer wabert, also wie ist das nun mit der Strafbarkeit nach § 21 
Versammlungsgesetz. Das ist ja auch immer gesagt worden, dass alle, die sich 





Clemens Arzt: Ja, vielen Dank. Bei all den Erwartungshaltungen komme ich schon 
ins Schwitzen. Zumal ich mir lange nicht ganz sicher war, welche Urteile ich jetzt 
eigentlich lesen muss. Aber ich glaube, ich habe die richtigen mir angeschaut. Ich 
wollte ganz gern zweierlei tun. Und zwar würde ich ganz gern, aber das wird 
sicherlich den einen oder anderen nicht wirklich begeistern, doch mal die 
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versammlungsrechtliche und verfassungsrechtliche Problematik des Artikel 8 
ganz kurz beleuchten und würde dann sozusagen im zweiten Zug auf diese beiden 
Entscheidungen kurz eingehen. Und wurde erst als ich in diesen Raum kam mit der 
Frage des Strafrechts konfrontiert, wo ich meine Hände in Unschuld waschen muss, 
weil ich Polizeirechtler bin und nicht Strafrechtler. Aber ich kann natürlich versuchen, 
ein bisschen was dazu zu sagen. Vor allem unter dem Eindruck der 
Bundesverfassungsgerichtsentscheidung von letzter Woche.  
 
Fangen wir ganz kurz an mit den allgemeinen Grundsätzen, die man schon, glaube 
ich, beachten muss und sich anschauen muss, auch wenn es um hier 
Neonazidemonstrationen geht, für die sicherlich keiner im Raum Sympathien haben 
wird und ich auch nicht. Das möchte ich schon trotzdem nochmal kurz 
vorwegschicken.  
 
Versammlungsfreiheit und die damit korrespondierende Meinungsfreiheit, also Artikel 
8, Artikel 5, sind Minderheitsrechte. Sie sind Rechte derjenigen, die abweichende 
oder insbesondere derjenigen, sagt das Bundesverfassungsgericht, die 
abweichende Auffassungen vertreten. Und auch extreme Auffassungen sind 
natürlich von Artikel 5 und von Artikel 8 geschützt. Und es gibt keine Pflicht zu 
einem Wertekonsens in dieser Gesellschaft. Das war eine Entscheidung zu § 130 
Abs. 4 Strafgesetzbuch, also zu diesen speziellen Strafnormen rund um die 
Leugnung des Holocaust. Und gerade in dieser Entscheidung hat das 
Bundesverfassungsgericht nochmal sehr deutlich herausgearbeitet, dass eben 
grundsätzlich in einer freiheitlichen Gesellschaft jeder erst Mal das Recht hat seine 
Auffassung zu vertreten. Auch wenn sie sich gegen die herrschende Meinung oder 
gegen den herrschenden Wertekonsens richtet.  
 
Zweiter Punkt: Was ist eigentlich „Versammlungsfreiheit“? Versammlungsfreiheit, 
also Artikel 8, ist zunächst erst Mal ein Abwehrrecht gegen den Staat. Also, es geht 
um die Freiheit der Bürgerinnen und Bürger, gegen den Staat zu demonstrieren. Und 
dieses Freiheitsrecht vermittelt auch einen gewissen Anspruch gegen den Staat, 
dass man dabei geschützt wird. Aus Sicht der Polizei gibt es aus meiner Erfahrung, 
Herr Lichdi sagte das schon - ich bilde seit 12 Jahren Beamte des gehobenen 
Dienstes aus -, an der Fachhochschule, gibt es diese merkwürdige paternalistische 
Auffassung, dass es eigentlich ohne Polizei überhaupt keine Versammlungsfreiheit 
gibt. Wundert mich auch immer wieder. Kreide ich auch in jeder Klausur dick rot an. 
Das ist natürlich absurd. Normale Versammlungsfreiheit ist zunächst einmal 
Abwehrrecht gegen den Staat.  
 
Trotzdem gibt es natürlich die Situation von konkurrierenden Veranstaltungen. 
Und eine solche Situation haben wir hier ja in gewisser Weise gehabt. Wo dann man 
ein bisschen genauer sich mit der Frage der Schutzpflicht des Staates auch befassen 
muss. 
 
Ein weiterer Punkt zum Thema Versammlungsfreiheit, auf den man hinweisen muss, 
auch wenn das nicht jedem gefällt, ist die inhaltliche Neutralitätspflicht der Polizei. 
Dass dies in der Realität bei den einzelnen handelnden Polizeibeamten durchaus 
unterschiedlich aussehen mag und sozusagen diese Reaktionen, die wir kennen, die 
wir alle schon erlebt haben, gesehen haben, die hier ja maßgeblich auch, die auch 
von Ihnen da sehr also detailliert beschrieben worden ist, völlig klar. Wobei ich mir 
gar nicht sicher bin, ob das im Wesentlichen ein Abweichen von der inhaltlichen 
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Neutralität beim einzelnen Beamten war oder viel eher, so wie Sie es eigentlich am 
Ende auch beschrieben haben, aus einer Überforderungssituation der Polizei 
heraus mit übermäßiger Brutalität hier agiert wurde. Und da kommen natürlich ganz 
viele Dinge rein, über die wir auch - berühmtes Thema Kennzeichnung -, die wir ja 
auch hier in Sachsen vor kurzem diskutiert haben. Aber zunächst mal ist Polizei dazu 
verpflichtet jede Versammlung neutral und unabhängig von ihrem Inhalt zu in 
Anführungszeichen behandeln, damit umzugehen. Das finde ich auch wichtig, dass 
dem so ist.  
 
Der Präsident des Oberverwaltungsgerichts Bautzen hat in einem Leserbrief darauf 
verwiesen, dass eben dieses Moment, ich sage es etwas pointiert und überspitzt, 
vielleicht, die momentane Opportunität der Ablehnung von rechten Demonstrationen 
natürlich auch ein historisches Erscheinungsbild ist, was früher anders war. Also 
früher ging es halt um die linken Demonstrationen und ähnliches. Ich weiß nicht, ich 
kenn die Situation hier nicht so.  
 
Ich selbst bin mit den Berufsverboten gegen Irrlichter aus der DKP, der Deutschen  
Kommunistischen Partei oder wie hießen die hier, DKP sozusagen politisch 
sozialisiert worden, weil mich damals als junger Mensch vor über 30 Jahren es 
maßlos aufgeregt hat, dass Menschen wegen ihrer politischen Meinung nicht 
Postbeamte werden durften. Ja, also so war das in der alten BRD. Und das war so 
ein bisschen, glaube ich, mit auch der Hintergrund dieses Leserbriefes.  
 
Also die Neutralität mit Blick auf politische Meinungen. Das 
Bundesverfassungsgericht hat sich mit dem OVG Münster einen jahrelangen Streit 
um diese Frage auch geleistet, weil das OVG Münster die Auffassung vertreten hat, 
rechte Demos verstoßen per se gegen die öffentliche Ordnung und sind deswegen 
verbotsfähig. Und da hat das Bundesverfassungsgericht gesagt, dem ist natürlich 
mitnichten so. Nur weil sie rechte Demonstrationen sind, und weil sie vielleicht 
irrlichtige Auffassungen vertreten, können sie nicht einfach verboten werden. 
Verboten wird erst die Tat, also die Handlung. Also die Gewalt, die Unfriedlichkeit 
und ähnliches. 
 
Dritter Punkt: polizeiliche Maßnahmen im Rahmen von Versammlungen, im Umfeld 
von Versammlungen. Hier gelten zunächst einmal ganz allgemein, das sieht man ja 
auch in diesen Verwaltungsgerichtsentscheidungen immer wieder, die Grundsätze 
des Gefahrenabwehrrechtes. Bei Versammlungsrecht, Versammlungsrecht ist primär 
Gefahrenabwehrrecht, dann aber auch noch Strafrecht, da kommen wir ja dann 
nachher noch drauf, § 21 Versammlungsgesetz. Und einer der Grundsätze des 
Polizeirechts und damit auch des Versammlungsrechts ist, dass Maßnahmen gegen 
Gefahrenverursacher zu richten sind.  
 
Nun könnte man natürlich meinen, dass Neonazidemos eine Gefahr darstellen, so 
eben das OVG Münster. Dem ist aber doch eher aus verfassungsrechtlicher Sicht 
nicht der Fall, weil eben auch Neonazis zunächst einmal ein Recht auf 
Meinungsfreiheit haben, soweit sie im Rahmen dieser Meinungskundgabe keine 
Strafgesetze verletzten, also § 130 Abs. 4 Strafgesetzbuch, wo ja interessanterweise 
das Bundesverfassungsgericht erstmals gesagt hat, hier darf es zulässigerweise 
einen Sondertatbestand gegen eine bestimmte Meinung gegen. Normal darf die 
Meinungsfreiheit ja gerade nicht durch spezielle Meinungsstrafnormen eingeschränkt 
werden. Hier hat das Bundesverfassungsgericht vor nicht langer Zeit so ein kleines 
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Fenster aufgemacht und gesagt, mit Blick auf die besonderen Verbrechen der Nazis 
darf sozusagen hier ein Sondertatbestand geschaffen werden.  
 
Also, wenn Maßnahmen im Gefahrenabwehrrecht, im Versammlungsrecht gegen 
den Gefahrenverursacher zu richten sind, dann ist es in der Regel nicht die 
Anlassdemonstration, also die rechte Demonstration, so lange sie nicht per se eine 
Gefahr darstellt, Klammer auf, wir haben gesehen, hier gab es, das ist aber glaube 
ich relativ untypisch bisher eher noch, hier gab es Angriffe von einem Teil aus dieser 
Neonazidemonstration heraus. Das wäre, das müsste man im Einzelnen gucken, 
hätte das im Vorfeld Anlass gegeben hier möglicherweise beschränkend tätig zu 
werden. Aber das war ja nicht das Kernproblem, um das es hier ging. Ganz andere 
Frage ist, hätte man polizeilich schneller reagieren können und müssen sowieso, 
aber hätte man das können. Ich glaube, das ist ein Sonderthema.  
 
Also nicht die Anlassversammlung verursacht die Gefahr, auch wenn sie eine 
neonazistische Meinung vertritt. Ja, dann ist trotzdem sie erst Mal im Schutzbereich 
des Artikel 8 und des Artikel 5 Grundgesetz, sei diese Auffassung auch noch so 
schwachsinnig und politisch verurteilenswert.  
 
Auch die Gegendemonstration verursacht natürlich per se keine Gefahr, sondern 
auch die Gegendemonstration ist eine Versammlung, die Meinungsfreiheit und 
Versammlungsfreiheit genießt, genau wie die erste, wie die Anlassdemonstration. 
Wenn die Gegendemonstration allerdings zum Ziel hat, eine nicht verbotene 
Versammlung mit Gewalt, ich überspitze jetzt erst Mal, nachher müssen wir auf die 
hiesige Problematik nochmal genau eingehen. Also wenn die Gegendemonstration 
das Ziel hat, mit Gewalt die Anlassdemonstration zu sprengen, dann ist sie 
Gefahrenverursacher und die Maßnahmen müssen sich gegen die 
Gegendemonstration richten, nach den allgemeinen Grundsätzen, die dann gelten. 
Die darf dann deswegen auch nicht gleich aufgelöst werden. Es gilt der Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit und so weiter und so fort.  
  
Und dann würde ja sehr viel in diesen Entscheidungen, wie sie vorhin auch 
angesprochen wurden, wurde ja auch sehr viel über die Frage des polizeilichen 
Notstandes gesprochen. Also diese Idee, eine polizeiliche Maßnahme muss sich 
gegen den Gefahrenverursacher richten und also, hier nicht gegen die Neonazis, 
sondern die, die ihre Versammlung sprengen wollen (- wenn es solche Versuche 
gab). Und erst im Fall, dass es nicht mehr möglich ist dieser unfriedlichen 
Gegendemonstration Herr zu werden, erst in dem Fall darf die Polizei ihre 
Maßnahmen gegen die Anlassdemonstration richten, sprich, wenn sie sie einfach 
nicht mehr durchknüppeln kann. Und es spielt ja hier auch eine gewisse Rolle in 
der ganzen Diskussion, auch in dieser Entscheidung des VG zu den letztjährigen 
Ereignissen, also die Frage, muss und darf die Polizei im Rahmen ihrer Aufgabe 
auch eine Neonazi-Demonstration schützen? Darf und muss sie die durchknüppeln 
gegen vielfältige Gegendemonstrationen?  
 
Hier gab es eine interessante Parallele, nämlich zu einer VG und ich glaube auch 
OVG Berlin-Brandenburg-Entscheidung. Nämlich zu den Demonstrationen am 8. 
Mai 2005, also 60 Jahre Tag der Befreiung. Da war es so, dass es auch eine 
Neonazi-Demonstration geben sollte in Berlin zum Brandenburger Tor. Und alle 
haben natürlich gesagt, also, wenn am 60. Jahrestag die Neonazis durchs 
Brandenburger Tor rücken. Diese Bilder kommen ins Ausland, das wird eine 
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Katastrophe politisch. Das können wir kaum aushalten. Berechtigtes Anliegen, ja. 
Das sieht natürlich wirklich Mist aus.  
 
Problem: Es gab zwar Gegendemonstrationen, aber das waren doch eher so ältere 
Damen und Herren, also in meinem Alter, in Anzug und Jackett und ähnlichem. Es 
war alles relativ relaxed und die Polizei hätte ziemlich locker eigentlich die Neonazis 
da durchschieben können, wenn sie gewollt hätte. Also, wenn sie sozusagen die 
Einsatzbereitschaft gezeigt hätte, die sächsische Polizei gegen die 
Gegendemonstranten gezeigt hat. Und die auch bei der Berliner Polizei ( - wir 
wissen, Berliner Einsatzeinheiten werden von manchen Bundesländern gar nicht 
mehr angefordert ob ihrer Robustheit - ), dann wäre das gar kein Problem gewesen, 
die paar Neonazis da einfach mal durchzuschieben. Die Berliner Polizei hat das nicht 
getan aus politischen Gründen, weil sie gesagt hat, das sieht Mist aus, wenn die 
am 8. Mai durchs Brandenburger Tor laufen. Und die Verwaltungsgerichte haben das 
abgesegnet. Ja, da könnten wir uns jetzt natürlich drüber freuen, dass dem so ist. Im 
Ergebnis finde ich das auch toll, also dass sie nicht da durchmarschiert sind.  
 
Rechtlich und rechtspolitisch finde ich es trotzdem eine Katastrophe, muss ich sagen, 
weil hier wirklich das Recht gebeugt wurde. Also, die Versammlung, der 
Versammlungsschutz, der auch Pflicht der Polizei ist, wurde hier mit Füßen getreten. 
Man hat einfach, weil man es politisch für inopportun hielt, den polizeilichen 
Notstand erklärt, obwohl er objektiv nicht vorhanden war. Und das gerade Berliner 
Polizei wirklich sich nun gar nicht auf den polizeilichen Notstand berufen kann, weil 
sie knüppelerprobt ist. Also insofern war das einfach absurd, es war eine politische 
Entscheidung. Die ich problematisch finde. Ich finde schon, ich glaube, das ist, das 
muss ich auch sagen, das habe ich mühsam gelernt, seit ich auch jung und links war, 
der Rechtsstaat, jetzt bin ich nur noch jung. Ich hatte das in diesem Saal schon mal 
erzählt, dass ich früher Maoist war.  
 
Publikum 2: Und heute die Polizei ausbilden.  
 
Clemens Arzt: Sie sehen ja, was dabei rauskommt. Der…, jetzt habe ich leider den 
Faden etwas verloren. 
 
Johannes Lichdi: Sie haben das OVG Brandenburg gerechtfertigt, dass sie die 
Knüppelei nicht verlangt hat.       
 
Clemens Arzt: Nein, nein. Das OVG hat gesagt, das war alles rechtens, das nicht 
durchzuschieben. Und das halte ich für eine Rechtsbeugung. Ich denke, der 
Rechtsstaat ist eine Errungenschaft, die man unabhängig von Einzelereignissen 
sehen muss. Auch wenn mir eine Entscheidung in einem speziellen Fall politisch 
völlig unangenehm ist oder auch ganz angenehm, natürlich fand ich's auch toll, dass 
die Neonazis nicht zum Brandenburger Tor marschieren durften, glaube ich, ist doch 
das Gut des Rechtsstaates ein hohes, was man nicht opportunistisch an 
Einzelfallentscheidungen aufhängen sollte.  
 
So, vierter Punkt: Gibt es ein Recht auf Protest? Das ist ja eigentlich das, worüber 
wir uns auch noch ein bisschen im Einzelnen streiten müssen. Und wie weit geht 
dieses Recht auf Protest? Also natürlich muss jeder, der eine Versammlung 
anmelden und durchführen will (in unserem Fall die Neonazis) damit rechnen und 
hinnehmen, dass es auch andere Meinungen gibt und dass diese anderen 
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Meinungen sich auch Gehör verschaffen. Also, hier geht es um die Frage, inwieweit 
gibt es, oder was ist in solch einer Konkurrenzsituation. Wir haben die 
Anlassdemonstration 'Neonazi'. Wir haben die vielen oder eine Gegendemonstration 
von Menschen, die diese Auffassung nicht teilen. Und nicht nur nicht teilen, sondern 
aktiv dagegen auch angehen möchten.  
 
Ich denke, dass zunächst einmal für die Gegendemonstration genau wie für die 
Ausgangsdemonstration das Recht gilt, das Selbstbestimmungsrecht über Ort, 
Zeit, Dauer, Gegenstand und Gestaltung einer solchen Versammlung. Also 
zunächst mal, das ist ein allgemeiner Grundsatz des Versammlungsrechts, den 
keiner ernsthaft in Frage stellen wird, habe ich als Anmelder einer Versammlung ein 
Selbstbestimmungsrecht, wann, wo, zu welchem Gegenstand, wie ich demonstrieren 
will. Punkt.  
 
Zweite Frage ist, jetzt habe ich zwei Demonstrationen, und keine der 
Demonstrationen hat Vorrang. Auch das ist, glaube ich, eine völlig unumstrittene 
rechtliche Einschätzung. Also weder die Neonazidemonstration, noch die 
Gegendemonstration können mit Blick auf Artikel 8 und Artikel 5 Vorrang 
beanspruchen. Auch nicht, wer zuerst war, mahlt zuerst und ähnliches. Das wurde 
auch immer wieder diskutiert im Rahmen der Konkurrenz. Wenn mehrere am selben 
Ort zum selben Tag demonstrieren möchten, sondern hier ist der Staat, die 
Versammlungsbehörde, zu einem Ausgleich verpflichtet. Das heißt, sie muss 
schauen, nicht inhaltlich, welche Demonstration gefällt uns besser, sondern sie muss 
schauen, wie kann sie die beiden Versammlung, die beide sich auf Artikel 8 und 
Artikel 5 berufen können, wie können die so durchgeführt werden, dass beide 
durchgeführt werden. Und durchführbar sind.  
 
Das war natürlich mit dem Trennungskonzept, wie es zumindest in diesem Jahr, ich 
kenn jetzt wirklich nicht alle Einzelheiten, aber so wie ich es verstanden habe, in dem 
Trennungskonzept von diesem Jahr: die Elbe ist die Barriere. Zwar schlaue Idee, 
schöne Idee, war echt eine gute Trennung, auch wenn man es hinterher offenbar 
ganz gut auch umfahren konnte. Und es wird aber aus meiner Sicht dem Artikel 8 
nicht gerecht. Also weil dadurch, dass man die Gegendemonstration auf die andere 
Elbseite verfrachtet, verschafft man natürlich der Gegendemonstration… Sie hätten 
ja wahrscheinlich an diesem Tag gar nicht demonstriert, wenn es keine 
Neonazidemonstration gegeben hätte oder Sie hätten für irgendetwas ganz anderes 
demonstriert. Aber Sie wollten ja nun gerade gegen die Neonazidemonstration 
demonstrieren.  
 
Und da ist mir zwar jetzt keine Entscheidung im Moment eingefallen, wo man genau 
das nochmal vertieft sich angeschaut hat. Aber es gibt zwei sehr spannende  
Entscheidungen, die man glaube ich in diesem Kontext, also 
Gerichtsentscheidungen, mit reflektieren muss. Das eine ist eine Entscheidung des 
Verwaltungsgerichts München von 1999. Eine sehr schöne Entscheidung, da kam 
nämlich Jiang Zemin zu Besuch, und wir alle wissen, Deutschland möchte in China 
gern viel Geld verdienen und deswegen sind Gegendemonstrationen gegen Jiang 
Zemin, waren damals schon unpopulär, so genau wie heute ja auch Kritik an den 
chinesischen Verhältnissen auch in Deutschland nicht so richtig populär ist. 
 
Und dann gab es diesen Besuch. Der fuhr da irgendwo auf in München. Und just in 
dem Moment bevor er vorfuhr machte die Polizei zweierlei: Erstens das Musikchor 
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spielte auf …, dass man die kleine Gegendemonstration, es waren 50 Leute von 
Amnesty. Ja, wir alle wissen, 50 Leute von Amnesty sind nicht echt so richtig 
gefährlich. Machten also Musik. Die waren nicht mehr hörbar. Und es fuhr noch ein 
Bus zufällig vor deren Nase. Ja, so dass sie weder sichtbar noch hörbar waren. Die 
hatten Stirnbänder. Da stand irgendwas auf chinesisch drauf, mutmaßlich gegen 
Jiang Zemin. Also hat man sie weder hör- noch sichtbar gemacht. Wie gesagt, das 
hat das Verwaltungsgericht, schöne Entscheidung, kann ich auch später nochmal 
zitieren, wenn es irgendwie gewünscht wird, ein paar Sachen, gesagt, das geht 
natürlich nicht. Also, es gibt natürlich ein Recht darauf, dass mein Protest gehört 
und gesehen wird. Es richtete sich, Achtung, natürlich um eine etwas andere 
Konstellation, nämlich politischer Besucher-Gegendemonstration.  
 
Sehr ähnlich eigentlich auch das Bundesverwaltungsgericht in dieser Entscheidung 
zu Heiligendamm, also G8-Gipfel. Wo das Gericht gesagt hat, es gibt ein Recht auf 
Machtkritik. Und zwar seh- und hörbar. Wenn man diese Grundgedanken überträgt 
auf die hiesige Konstellation, glaube ich schon, dass es nicht abwegig ist zu sagen, 
der Artikel 8 schützt natürlich die Gegendemonstration, das Anliegen der 
Gegendemonstration, dahingehend, dass sie zunächst erst Mal hör- und sehbar ist, 
also nicht auf die andere Elbseite per se verbannt wird. Ich sage erst Mal ganz 
bewusst per se. Sondern sie hat ein Selbstbestimmungsrecht. Sie kann selbst 
sagen, wo sie demonstrieren will. Und das muss die Polizei gewährleisten. Dass das 
auch geht. Also sie muss nicht nur gewährleisten, dass die Neonazis nicht verprügelt 
werden. Sondern sie muss auch gewährleisten, dass die Gegendemonstration eben 
auch ihren Protest da hintragen kann, wo die Neonazis sind und nicht, wo keiner ist. 
Oder keiner von denen.  
 
So, nun wird die Lage aber leider etwas noch komplizierter, weil es natürlich nicht nur 
Ihr Bündnis gab, sondern auch schon, wie wir wissen, ein paar Menschen, die gern 
auch ganz pragmatisch den Neonazis mal zeigen würden, was sie von ihnen halten. 
Also mit handfesten Argumenten. Und, da haben wir natürlich jetzt das Problem, 
dass die Polizei schon auch eine Schutzpflicht hat, wenn es konkurrierende 
Versammlungen gibt, körperlichen Schaden von Neonazis abzuwehren (- was nicht 
heißt, dass sie ihn deswegen den Linken oder anderen zufügen dürfte). Da gibt es 
offenbar immer mal so eine falsche Rückkopplung in manchen Gehirnen.   
 
Also, hier müssen wir schon sehen, hier muss man eine ordentliche 
Gefahrenprognose anstellen, und zwar muss so eine Gefahrenprognose auch da - 
wenn ich zu lange rede, müssen Sie mir mal kurz die Uhr zeigen, ich habe mich auf 
90 Minuten eingerichtet: Wie wahrscheinlich ist es, dass bei dieser Versammlung in 
diesem Jahr bei diesem Anlass es zu gewalttätigen Auseinandersetzungen kommen 
wird? Also, dass es zu Angriffen gegen die körperliche Integrität der Neonazis 
kommt. Wenn es hierfür ausreichende Anhaltspunkte gibt, Internetaufrufe, Flugblätter 
usw. usf. (Ich glaube, die gab es in diesem Jahr, aber ich habe das jetzt nicht im 
Einzelnen recherchieren können), dann muss natürlich Polizei sich ein Stück weit 
auch darauf einstellen.  
 
So, und dann würde ich jetzt mal sagen, um so massiver die Gefahr ist, dass es 
wirklich zu körperlichen Übergriffen kommt, umso eher, sozusagen, umso weiter 
muss die beiden Lager auseinander, so dass es mit der Hör- und Sichtweite natürlich 
schon ein bisschen schwierig wird. Aber natürlich heißt es auch nicht per se, man 
trennt sie räumlich total. Das kann es grundsätzlich erst Mal auch nicht heißen. Und 
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natürlich ist nach dem gängigen Begriff von Gefahr für die öffentliche Sicherheit, ist 
auch jeder Versuch der Verhinderung einer anderen Versammlung (§ 21 
Versammlungsgesetz), mit dem ja jetzt einige dann in der Nachbearbeitung hier 
natürlich wieder konfrontiert werden. Das ist interessanterweise auch immer das 
beliebteste Delikt der Polizei in diesem Kontext. Da muss man natürlich schauen, 
dass auch das ein Stück weit im Rahmen der Schutzpflicht auch abgewehrt werden 
muss. Und auch das bei einer solchen Vorbereitung mit berücksichtigt werden muss. 
Aber trotzdem darf dabei oder muss die Polizei, und da müsste man sich jetzt die 
Konzepte, die es hier gab, die ja auch teilweise diesmal, nein letztes Jahr waren sie 
nicht verschriftlicht, dieses Jahr weiß ich's nicht. Das war ja die Kritik oder eine der 
Kritiken in dem Urteil 19.1.2010, das sich um letztes Jahr handelt. Hier muss Polizei 
sich dann schon intensiv auseinandersetzen mit den konkurrierenden 
Grundrechten und damit, wie sie möglichst immer wieder möglichst weitestgehend 
beiden Seiten die Grundrechtsinanspruchnahme gewähren kann.  
 
Es geht nicht um eine möglichst effektive Abwehr von Gegendemonstrationen. Das 
kann nicht Ziel der Polizei sein. Und das ist nicht mit Artikel 8 konform. Das war 
genau in Heiligendamm das Problem. Die haben sich nur den Kopf zerbrochen 
darüber, wie können sie die Sicherheit der Teilnehmer in Heiligendamm gewähren. 
Das war die einzige Diskussion, die die Polizei über Monate hinweg geführt hat. Und 
wie hat das Bundesverfassungsgericht dann gesagt in seiner Entscheidung: Moment 
mal, schönes Sicherheitskonzept, ist ja auch wichtig. Da waren viele wichtige Leute. 
Die sollen nicht zu Schaden kommen, also die Staatsgäste. Aber die haben leider 
völlig vergessen, dass es ja auch ein Recht auf Demonstration gibt. Und da müsste 
man nochmal genauer schauen, inwieweit das Recht auf Versammlung, das Recht 
auf Protest, das Recht auf Gegendemonstration eben wirklich ausreichend eigentlich 
von der Polizei in ihren Strategien und ihrer Taktik dann auch berücksichtigt worden 
ist. Das entzieht sich jetzt erst Mal meiner Kenntnis, weil ich die Unterlagen und die 
Aussagen da im Einzelnen nicht habe.  
 
Also eine gewisse räumliche Separierung mag zulässig sein. Wenn die räumliche 
Separierung so weit geht, dass man überhaupt keine Möglichkeit der 
Kontaktaufnahme mehr hat, wird's problematisch. Vor allem wird's dann 
problematisch, wenn sage ich mal bei den Mengenverhältnissen, bei den 
Zahlenverhältnisssen, nachdem, was man im Vorfeld erkennen kann, die 
friedlichen Gegendemonstranten doch eher die Mehrzahl sind. Ja, es sah ja nicht im 
Vorfeld so aus als seien alle, die dagegen sind, Linke, die jetzt nur darauf warten 
auch körperliche Gegenwehr gegen die Neonazis mal zu praktizieren. Sondern das 
war schon ja überwiegend ein sehr breit, wie Sie selbst sagen, ein sehr breit 
getragener Protest. Und natürlich gab es Menschen, die sich da angehängt haben 
und vielleicht dort auch noch ein bisschen andere Ziele oder andere politische 
Umgangsformen pflegen wollten, aber auch da muss Polizei oder die 
Versammlungsbehörde - in Berlin ist das eins - dann im Vorfeld ermitteln, wie schaut 
es aus. Wie groß ist die Anzahl der potenziell Unfriedlichen? Wie sieht die 
Mobilisierung aus? Was sind genau deren Ziele? Usw. usf. Also, das muss man alles 
anschauen. Das weiß ich nicht, ob das ausreichend geschehen ist.  
 
Damit komme ich zu den beiden Entscheidungen, ganz kurz noch. Natürlich wurde 
in diesen beiden Entscheidungen mehrfach intensiv auf das Trennungskonzept der 
Polizei Bezug genommen. Die Frage von Ihnen war natürlich schon fast rhetorisch. 
Wenn man die Entscheidung liest, kann man, glaube ich, nicht daraus entnehmen, 
32 
 
dass in irgendeiner Art und Weise das Verwaltungsgericht der Polizei dieses 
Trennungskonzept auferlegt hätte. Sondern sie hat gesagt, ihr habt ein 
Trennungskonzept. Und wenn ihr sagt, das ist unsere Einsatzstrategie, und da redet 
ein Gericht nicht gern der Polizei rein, was denn eine sinnvolle Einsatzstrategie ist. 
Aber wenn das eure Einsatzstrategie war (Es geht um letztes Jahr, 2010), dann 
müsst ihr das auch durchhalten.  
 
Und das war mit einer der Gründe, warum die polizeilichen Maßnahmen in der 
letzten Runde beim VG auch letztendlich gescheitert sind, weil man da wohl ziemlich 
rumgestammelt hat vor dem Verwaltungsgericht. So scheint man das dem Urteil 
entnehmen zu können. Und Herr Hanitsch da also nicht wirklich eine richtig gute 
Performance offenbar abgeliefert hat, was die Darlegung seines Konzeptes angeht. 
Weshalb sich das Gericht dann auch gar nicht mit der Frage befasst hat, und auch 
gar nicht mehr befassen musste, was ich gerade vorhin thematisiert habe, also Recht 
auf Gegendemonstration usw. usf. Es hat gesagt, ok, das war euer Konzept, dann 
müsst ihr das aber auch durchhalten und das habt ihr eben nicht gemacht, nicht 
ordentlich. Das Gericht sagt an einer anderen Stelle oder in einer anderen 
Entscheidung, ja, wir akzeptieren das jetzt erst Mal, euer Trennungskonzept. Und 
legen das zu Grunde unserer Beurteilung. Das ist auch, denke ich, aus Sicht eines 
Verwaltungsgerichts, völlig akzeptabel, aber es hat aus meiner Sicht mitnichten 
aufgegeben, der Dresdner Polizei ein solches Trennungskonzept, vor allem nicht in 
dieser Art und Weise, zu fahren.  
 
Punkt. Soviel vielleicht für den Anfang. 
 
Johannes Lichdi: Vielen Dank. Ich darf nochmal zunächst nachfragen und auch 
schärfend nachfragen. Also, Sie haben einerseits gesagt, es gibt kein 
Trennungskonzept aus Versammlungsrecht, sondern die Recht auf 
 
Clemens Arzt: Kein Trennungsgebot.   
 
Johannes Lichdi: Recht auf...kein Trennungsgebot aus dem Versammlungsrecht. 
Aber es gibt durchaus so eine Geschichte, wie haben Sie gesagt, eine „gewisse 
räumliche Separierung“ sei wohl notwendig. Wenn ich Sie recht verstanden habe. 
Und wann beginnt jetzt dieser Punkt? Also wir hatten ja jetzt die Situation, die 
Nazidemo war dann hinterm Hauptbahnhof aufgestellt. Und es gab Blockaden auf 
der Löffler-Straße und Strehlener Platz. Das sind sage ich mal 200 Meter und 600 
oder 700 Meter entfernt. Nein, es sind mehr als 200 Meter. Also, 400 bis 700 Meter 
entfernt. Warum wird dann immer, oder, ist es denn zulässig dann zu sagen, da mal 
diese Strecke jetzt von den Nazis angemeldet oder von der Stadt zugewiesen wurde, 
auch durchaus in weiterer Entfernung, dass dann, wenn die Leute sich dort 
hinsetzen, also, ich sage mal mit Absicht den Begriff "den Platz besetzen", um den 
Begriff "Blockieren" zu vermeiden. Warum ist es denn dann per se, oder habe ich Sie 
da falsch verstanden, eine Störung oder eine Beeinträchtigung des 
Demonstrationsrechts der Nazis? 
 
Clemens Arzt: Gut, also ich habe nicht, oder ich wollte es zumindest nicht sagen, 
dass es immer eine Separierung geben muss. Sondern es muss einzelfallbezogen 
entschieden werden. Ich sage mal, umso größer die Gefährdungslage für die 
Anlassversammlung ist, also hier für die Neonaziversammlung, umso härter werden 
die polizeilichen oder die versammlungsbehördlichen Auflagen, die polizeilichen 
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Maßnahmen sein dürfen. Gefahr heißt schon auch, wenn man in den § 21 VersG 
schaut und ich glaube, das ist relativ unumstritten, keiner hat das Recht, die 
Versammlung eines anderen zu sprengen. Keiner hat das Recht, die Versammlung 
eines anderen zu sprengen und undurchführbar zu machen.  
 
Die nächste Frage, die wir stellen müssen, die hatte ich jetzt vorhin noch gar nicht 
beantwortet, ist natürlich die Frage, was ist, wenn da jetzt Menschen sitzen, 
möglicherweise eine Stunde bevor die da überhaupt ankommen oder sonst 
irgendwas. Und wenn man da in diese Bundesverfassungsgerichtsentscheidung 
von letzter Woche schaut zum Thema Sitzblockade. Da ging es um eine 
Sitzblockade anlässlich des Irak-Krieges, die amerikanische Soldaten betraf. Da sagt 
das Gericht ja schon, selbst Sitzblockaden sind von Artikel 8, oder können von Artikel 
8 gedeckt sein. Ja, das ist erst Mal richtig. Das Gericht sagt ganz eindeutig, das hat 
es ja auch schon mal früher gesagt, in einer dieser früheren § 240, also 
Nötigungsentscheidung, Sitzblockaden können von Artikel 8 geschützt sein und es 
sagt sinngemäß, umso mehr Anlass der gegen den, oder umgekehrt, man kann 
differenzieren, trifft die Sitzblockade Menschen, die gar keinen Anlass gegeben 
haben zu der Sitzblockade, dann ist natürlich das Recht auf Sitzblockade relativ 
niedrig.  
 
Also die Sitzblockade gegen unbeteiligte Dritte muss strafrechtlich, hier ging es um 
eine strafrechtliche Entscheidung, muss strafrechtlich anders bewertet werden als die 
Sitzblockade, die sich inhaltlich gegen den richtet, um den es geht. Also wenn ich 
mich inhaltlich richte gegen eine Versammlung von Neonazis richte, dann werden die 
Neonazis, natürlich müssen sie Störungen ihrer Versammlung hinnehmen. Die Frage 
ist ja immer, wie weit. Ich habe natürlich immer das Recht, wenn da 500 Neonazis 
und 10.000 Gegendemonstranten sozusagen irgendwo in Sicht- und Hörweite sind, 
dann werden die 10.000 Gegendemonstranten, wenn sie es schlau anstellen, laut 
genug sein, so dass die 500 Neonazis ihr eigenes Wort schon nicht mehr oder kaum 
noch verstehen. Dann wäre die spannende Frage, ist das jetzt eine Verhinderung 
oder ist das einfach nur eine große, laute Gegendemonstration. Das ist eine 
spannende Frage, die, glaube ich, noch nirgendwo so entschieden ist. Aber natürlich, 
wenn da auf einer potentiellen Route Leute sitzen, die sind noch nicht mal 
losgelaufen und man weiß gar nicht, ob sie jemals loslaufen werden können, wird 
man es auch entsprechend, dann sind wir nochmal bei dem Problem, was einige 
bedrückt, also § 21 VersG, also all das wird man dann natürlich einbeziehen müssen 
in eine Bewertung. Aber es gibt schon, also ich habe kein Recht, eine Versammlung 
handfest aufzulösen. Auflösen darf eine Versammlung nur die Polizei, und nicht ich 
als Bürger. Ich sage das mal so pointiert.   
 
Johannes Lichdi: Gut, vielen Dank. Jetzt hoffe ich, dass es doch ein paar Nachfragen 
und Bemerkungen gibt. Bitte, bitte Sie. Wenn Sie bitte an das Mikro gehen oder ganz 
laut. Mikro ist besser. 
 
 
Beiträge aus dem Publikum 
 
Publikum 3:  Wo wird strafrechtlich gegen Neonazis, die sich gegen Polizei und das 




Clemens Arzt: Da müssten Sie, das weiß ich jetzt einfach nicht. Da müssten Sie hier 
die Ortsansässigen ... 
 
Johannes Lichdi: Sie meinen jetzt, ob gegen die ermittelt wird, die die "Praxis" 
angegriffen haben? Also die Aussage im Ausschuss vom Minister war, dass auch 
gegen die ermittelt wird. Allerdings, ob sie irgendwelche Leute haben, haben sie 
nicht gesagt. Und wir haben eher den Eindruck, da eben keine Polizei da war, wie 
der Zeuge gesagt hat, dass die alle weg sind und dass man die eben nicht kriegt. - 
Gibt's weitere Fragen? Kati?  
 
Kati Lang: Kati Lang, von der Beratungsstelle für Betroffene rechter Gewalt. Meine 
Frage richtet sich eigentlich mehr, geht, also ich kann das alles nachvollziehen. Die 
Einzelurteile sind auch immer richtig. Das was beim Verwaltungsgericht Dresden ja 
aber auffällt, ist das Problem, dass es unterschiedlich wertet. Und wie muss man 
eigentlich so eine Gesamtschau dieser unterschiedlichen Beschlüsse des 
Verwaltungsgerichts Dresdens sehen? Also, einerseits zu sagen, dass die Nazis 
laufen können, von mir aus auch in der Innenstadt, kann ich aus all diesen Aspekten, 
Artikel 8 usw., nachvollziehen und meine auch, ein bürgerschaftlicher Protest ist 
wichtiger als Verbote durch Gerichte oder Verwaltung.  
 
Aber, wie kann es andererseits sein, dass das Verwaltungsgericht Dresden in 
demselben Atemzug Beschlüsse fasst, die eine Erinnerung, eine Mahnung an die 
Täter des Nationalsozialismus faktisch durch Auflagen verbieten? Also, es ist ja nicht 
mehr eine Verbeauflagung weg von den Orten, wo der Mahnrundgang langgehen 
sollte. Es kommt einem faktischen Verbot einer Meinungsäußerung gleich. Muss 
man dann nicht irgendwann auch das Gericht angreifen und sagen, das ist Politik, 
was da gemacht wird und stark konservative Landespolitik? 
 
Clemens Arzt: Also, ich fürchte, da fehlt mir jetzt einfach die Kenntnis der einzelnen 
Entscheidungen und der Geschichte von Entscheidungen des Verwaltungsgerichtes. 
Da müsste ich wirklich ein bisschen reinschauen noch genauer. Die habe ich im 
Moment nicht, tut mir leid. Ich als Nicht-Sachse lese einfach das VG Dresden selten. 
 
Johannes Lichdi: Das wurde ja auch nicht beklagt, glaube ich. - Jetzt müsste es an 
sein, oder? Nein. Es ist an. 
 
Publikum 4: Es geht in eine ähnliche Richtung, ohne jetzt die Schlagkraft der 
deutschen Gewerkschaften infrage zu stellen, aber der DGB hatte am Volkshaus 
eine Kundgebung angemeldet, die ja Luftlinie, ja, keine Ahnung, ungefähr 5 
Kilometer weit, 3 Kilometer entfernt sein dürfte vom geplanten Aufmarschgebiet der 
Neonazis, wo auch ein Bahndamm sich noch dazwischen befand. Auch die Grünen 
hatten ja eine Mahnwache angekündigt, die, wie wir gesehen haben, weit entfernt 
war von der Demonstrationsroute der Neonazis, ebenfalls auf der anderen Seite des 
Bahndamms. Das gleiche gilt auch für diesen „Täterspuren“-Rundgang des Bündnis 
Dresden-Nazifrei. Keine, zumindest die Gewerkschaften hatten auch nicht dazu 
aufgerufen, gewalttätig gegen den Neonaziaufmarsch vorzugehen, auch nicht, 
diesen zu blockieren. Dennoch wurde beauflagt, dass die auf die andere Elbseite 
gehören würde, diese Kundgebung. Da ist jetzt für mich die Frage nach Ihren 
Ausführungen, wie das zustande kommen kann, dass man dann noch solche 




Und ich habe noch eine zweite Frage, die sich noch mal bezieht auf den § 21 
Sächsisches Versammlungsgesetz, wo es darum geht, ja, diese Sprengung von 
Aufmärschen. Wo für mich auch noch mal die Frage ist, wenn jetzt dem Einzelnen da 
unterstellt wird, er hätte den Aufmarsch gesprengt, dann muss man ja mal sehen, 
wenn jemand jetzt am Strehlener Platz steht, gibt es ja noch, ja, wenn nicht 
zufälligerweise an ganz ganz vielen anderen Punkten in der Stadt Leute auf der 
Straße sitzen, durchaus die Möglichkeit für die Neonazis ihren Aufmarsch 
durchzuführen, indem sie mitunter zum Beispiel eine andere Seitenstraße 
verwenden. Kann man dann überhaupt den Einzelnen, der da irgendwie auf einer 
Kreuzung sitzt, strafrechtlich dafür verantwortlich machen, dass die Neonazis dann 
tatsächlich nicht laufen konnten? 
 
Clemens Arzt: Gut, wollen Sie erst sammeln? Oder soll ich versuchen? 
 
Johannes Lichdi: Noch was dazu? Ja, dann gehen Sie vielleicht auch ans...Aber 
nach Ihnen machen wir die Beantwortung und dann...Micha, gut. 
 
Publikum 5: Das Problem besteht doch, soweit ich sehe, darin, 80 Prozent der 
Demonstranten sind friedlich. Und die 20...die 3 1/2 Tausend...das weiß man von 
vornherein. Wie ist dieses Problem zu lösen, dass man den friedlichen, wo man auch 
von vornherein weiß, die werfen keinen Stein...den Weg öffnen...ich denke, das ist 
doch das eigentliche Problem. 
 
Johannes Lichdi: Ok, Micha noch dazu und dann war's das. Und dann noch Sabine, 
und dann, ok. Du kamst dann zum Schluss erst. 
 
Michael Schmelich: Ja, in dem Zusammenhang auch noch eine Frage. Wie kann ich 
mich eigentlich strafbar machen, indem ich mich auf eine Straße setze und mich 
dann im Nachhinein dem Vorwurf auszusetzen, ich hätte die Neonazis in der 
Ausübung ihres Demonstrationsrechts beeinflusst, wenn ich gar nicht vorher weiß, 
wo die Neonazis langgehen? 
 
Johannes Lichdi: Sabine Friedel. 
 
Sabine Friedel: Das war eine süße Frage. 
 
Clemens Arzt: Na, die war gut. 
 
Sabine Friedel: Wenn ich Sie richtig verstanden habe, sowohl die 
Anlassdemonstration als auch die Gegendemonstration sind gleichwertig in ihrem 
Grundrecht auf Versammlungsfreiheit. Man müsse dann im Einzelfall abwägen. Und 
um das zu tun, erstellt die Polizei unter anderem eine Gefahrenprognose im Vorfeld 
der Demonstration und malt sich aus, was passieren könnte. Macht es für die 
Gefahrenprognose einen Unterschied, ob die Gegendemonstration zu einer 
Blockade aufruft oder zu einem Straßenfest oder zu einer Menschenkette oder 
zu sonst was? 
 
Johannes Lichdi: So, jetzt reicht's aber erstmal mit Fragen. 
 




Johannes Lichdi: Das schaffen Sie. 
 
Clemens Arzt: Im Grunde geht's ja um drei Punkte. - Das erste ist die Frage des 
Differenzierungsgebotes. Differenzierungsgebot meint nicht Trennungsgebot, 
sondern es meint die Differenzierung zwischen friedlichen und unfriedlichen 
Demonstranten. Das ist ja auch ein Standardthema des Versammlungsrechtes. Die 
Polizei muss bei polizeilichen Maßnahmen im Vorfeld wie auch hinterher bei der 
Durchführung, also bei der Frage einer Verbotsbeauflagung oder Auflösung oder 
sonstigen Maßnahmen immer differenzieren zwischen friedlichen und unfriedlichen 
Demonstranten. Nur wer friedlich demonstriert, ist von Artikel 8 geschützt. Wer 
unfriedlich demonstriert, kann aus der Versammlung ausgeschlossen werden oder 
sonst irgendwas. Wobei das noch ein dogmatisches Problem ist, dass es dafür 
eigentlich keine richtige saubere Norm gibt, wenn nur Einzelne unfriedlich sind. Also, 
da gibt es eigentlich gar keine Norm im Versammlungsrecht. 
 
So, also das heißt, im Vorfeld wie auch in der konkreten Durchführung muss Polizei 
natürlich sehr genau sich anschauen, und dann kommen wir zur DGB-Demonstration 
zum Beispiel und zu anderen, … Also, ich muss schon jede Versammlung 
anschauen. Das ist wirklich in dieser VG-München-Entscheidung von 99 sehr, sehr 
genau herausgearbeitet. Ich muss schauen, wer demonstriert da eigentlich. Wenn da 
Amnesty International demonstriert, Amnesty International ist noch nie durch 
Gewalttätigkeiten berühmt geworden. Genau so würde ich das mal für den DGB 
wahrscheinlich annehmen. Dann muss ich natürlich als Versammlungsbehörde und 
als Polizei das berücksichtigen in meiner Gefahrenprognose, in meiner Reaktion 
hierauf. 
 
So, ich muss aber natürlich auch, jetzt seien wir mal nicht übermäßig naiv, ich weiß 
natürlich auch, dass an einem solchen Tag durchaus auch andere sich anhängen 
können an den DGB oder an sonst irgendeine Demonstration und dort ihr eigenes 
Spiel treiben können. Also muss ich schauen, aber auch dann, wenn ich jetzt 
Tausend DGB-Demonstranten habe, ja , die alle mit bunten Fähnchen und dem 
Rollator da unterwegs sind, dann, und da hängen sich 50 andere dran, die eben was 
anderes haben, zum Beispiel, wegen der Kälte sich das Gesicht schützen und 
ähnliches, dann muss ich natürlich auch die differenzierend behandeln und kann 
nicht, weil sich 50 unfriedliche drangehängt haben, jetzt den Tausend DGB-
Demonstranten ihre Versammlungsfreiheit nehmen. Das meint 
Differenzierungsgebot.  
 
Und das Differenzierungsgebot muss die Polizei strikt beachten. Sie muss immer, 
sowohl im Vorfeld als auch bei der Durchführung versuchen das 
Differenzierungegebot so zu beachten, dass sie weiterhin den Friedlichen, denen, die 
von Artikel 8 geschützt sind, ihr Versammlungsrecht garantiert. Also nochmal, die 
Schutzpflicht geht ja nicht nur zugunsten der Neonazis, sondern die Schutzpflicht 
geht eben auch zugunsten der Gegendemonstranten. Das wurde ja hier offenbar 
nicht so ganz erkannt, in diesem Kontext, wenn ich es jetzt als Außenstehender 
richtig gesehen habe. So, da können Sie nicht alle Gegendemonstranten in einen 
Topf schmeißen, sondern Sie müssen dann sehr genau arbeiten als 
Versammlungsbehörde und als Polizei. 
 
Und natürlich, das war dann auch Ihre Frage, wenn ich dann 200 oder 600 Meter 
weg bin, da eine Sitzblockade mache, dann sind wir auch bei der zweiten Frage, 
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oder ich sitz auf der Straße oder sonst irgendwas. Ich meine, normal darf ich halt als 
Fußgänger nicht auf der Straße sitzen, weil das ist sozusagen nicht mehr 
Gemeingebrauch, auf der Straße zu sitzen. Gut, das wäre dann natürlich die Frage, 
ok, auch, das wird man strafrechtlich dann beurteilen müssen. Genau wie der nicht 
ganz abwegige Einwurf, ich wusste gar nicht, dass die da lang laufen, aber. Das 
muss man ja alles im Einzelfall schauen. Das wird man sich strafgerichtlich 
anschauen müssen.  
 
Das hat das Landgericht Frankfurt in dieser Bundesverfassungsgerichtsentscheidung 
von letzter Woche offenbar nicht gemacht, sondern es hat gesagt, wenn da Leute 
eine Sitzblockade machen gegen den Irak-Krieg ist das eigentlich per se verwerflich, 
insbesondere, weil sie Außenwirkung damit erzielen wollen. Da hat das 
Verfassungsgericht gesagt, das ist natürlich abwegig, weil eine Versammlung ja 
gerade auf Außenwirkung aus ist. Also sind sie erst Mal geschützt wegen der 
Außenwirkung. Und es ist nicht verwerflich wegen der Außenwirkung.  
 
Und genauso ist es hier ja auch. Also, Sie sind in Ihrem Recht auf 
Gegendemonstration zunächst erst Mal geschützt solange Sie friedlich sind, erstens, 
und eine Sitzblockade ist ja nicht unfriedlich. Eine Sitzblockade kann allenfalls 
gegen den § 21 Versammlungsgesetz verstoßen, das ist richtig. Also, nur weil Sie 
eine Sitzblockade machen oder auf der Straße sitzen oder stehen oder sonstwas, 
sind Sie nicht unfriedlich. Auf keinen Fall. Also Sie sind erst Mal von Artikel 8 
geschützt. Nur geht Ihr Schutz aus Artikel 8 auch da nicht so weit, dass Sie eine 
Versammlung verhindern. Nur wenn die Versammlung noch gar nicht da ist und auch 
nie da ankommen wird, stellt sich natürlich die interessante Frage, ob dann 
überhaupt der Tatbestand des § 21 erfüllt ist. Das wird man wahrscheinlich eher 
verneinen müssen. Ich bin wirklich kein Strafrechtler, weil ich die ganze Idee des 
Strafrechts nicht verstanden habe und auch nie wirklich akzeptieren wollte. Aber, 
also, das ist keine Sprengung. Sie sprengen nicht eine Versammlung, wenn Sie auf 
einer Straße sitzen, wo die Versammlung frühestens in einer Stunde ankommt. Sie 
vereiteln nicht die Durchführung. Also da braucht es zumindest erst Mal eine 
Räumungsaufforderung, eine angemessene, mehrfache Räumungsaufforderungen, 
Heranrücken der Demonstration, und erst dann können Sie frühestens in einer 
Vereitelung sein. Wenn die mal 10 Minuten warten müssen, ist das auch noch keine 
Vereitelung, aus meiner Sicht. 
 
Problematisch ist der sehr unbestimmte Begriff der „groben Störung“ einer 
Versammlung, der ja auch noch in § 21 ist. Ob der neben den anderen Tatbeständen 
irgendwo noch Bestand haben kann? Und was genau eine „grobe Störung“ ist, 
darüber schweigt sich die Literatur eher aus. Darüber wird man sicherlich in den 
Prozessen, wenn es zu solchen kommen sollte, nochmal genauer schauen müssen. 
 
Dritter Punkt, Aufruf Straßenfest. Den haben wir eigentlich auch mit dabei. Ja, 
Punkt. Also, ein Straßenfest ist natürlich, wenn das Straßenfest gemacht wird aus 
Ablehnung eines Neonaziaufmarsches, ist es natürlich auch erst Mal von Artikel 8 
geschützt. Das würde ich immer für mich reklamieren. Jetzt weiß ich nicht genau, ob 
ich die Frage richtig gut verstanden habe, da müssten Sie mir nochmal einen kurzen 
Hinweis geben. 
 
Sabine Friedel: Meine Frage war, macht es für die Gefahrenprognose der Polizei, Sie 
haben vorhin gesagt, je größer im Vorfeld ersichtlich ist für die Polizei, dass Gefahr 
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besteht, desto massiver wird sie auftreten. Macht es für die Gefahrenprognose der 
Polizei einen Unterschied, ob man zu einer Blockade aufruft oder zu einem 
Straßenfest, zu einer Menschenkette, zu einer Demonstration? 
 
Clemens Arzt: Ja, natürlich macht es einen Unterschied. Eine Blockade einer 
Versammlung ist eben schon gerichtet auf die Verhinderung der Durchführung im 
Rahmen des Selbstbestimmungsrechts. Also würde ich schon eher nicht unbedingt 
direkt zu einer Blockade aufrufen. Da würde ich kreativ sein. Ja, das macht einen 
Unterschied. Es macht, Halbsatz, es macht natürlich auch immer eine Frage, wer 
anmeldet. Ja, auch das wird man natürlich. Also, wenn die Antifa ein Straßenfest 
anmeldet, wird man das anders bewerten als die SPD. 
 
Johannes Lichdi: Also ich freue mich über die angeregte Diskussion. Ich habe jetzt 
noch eine Fragestellerin, die würde ich noch gerne nehmen und da hinten auch noch 
eine. Jetzt kommt's wieder. 
 
Clemens Arzt: Ich mach ganz kurz. 
 
Johannes Lichdi: Also dann noch Sie und dann Sie und dann machen wir aber einen 
Schnitt, weil wir haben noch andere interessante Gäste. Und ich bitte die Frage und 
den Antworter, sich kurz zu fassen. Bitte. 
 
Publikum 6: Ja, Sie haben es ja eben angesprochen gehabt, das Problem ist eben, 
wenn da viele friedlich demonstrieren, sich dann die Gewalttätigen 
druntermischen, dass es dann zu einer gewalttätigen Veranstaltung wird. Und Sie 
kommen nicht von hier, aber da gab es einen Politiker, und meine Frage ist bei der 
Prognose, wenn jetzt eine Partei wie die SPD zum Beispiel einen Demonstrationszug 
macht und im Hintergrund MLPD-Fahnen gesichtet werden und russische Orden, ob 
das diese Veranstaltung gewalttätig macht oder nicht?    
 
Clemens Arzt: Also Meinungskundgaben, Transparente und ähnliches sind nie 
gewalttätig, ja, nie. Ja, auch jedes noch so extreme Transparent kann nicht 
gewalttätig sein, erster Punkt. Punkt. 
 
Johannes Lichdi: Nein, ist in Ordnung. Ich habe nur die Referenten gebeten... jetzt 
erst da hinten der Herr.  
 
Tobias Strahl: Damit man mich wegen meines Haarschnitts nicht in die falsche Ecke 
einsortiert und weil ich Anonymität generell hasse, stelle ich mich vielleicht kurz vor. 
Mein Name ist Tobias Strahl. Ich betreibe mit einigen Journalisten in Dresden den 
Blog "Sehnsuchtsort", der sich sehr intensiv mit dem 13. Februar auseinandergesetzt 
hat. Und ich hätte zunächst eine Frage an den Herrn Kümmig, ist der noch da? Und 
an Sie, Herr Professor. Vielleicht zunächst erst einmal zum Herrn Kümmig, ich sage 
mal Benjamin, ich bin der Tobi. Die Frage ist natürlich, es kam dieser 
Aktionskonsens mehrfach zur Sprache. Du hast dazu was gesagt, was, es gibt eine 
Entwicklung in Dresden, dass konstatiert worden ist, dass die Gewalttätigkeit sich im 
Gegensatz zum Jahr 2010 anlässlich des 13. Februars erhöht hat. Erstens. Und 
zweitens gibt es eine Umfrage am Institut für Kommunikationswissenschaften an der 
TU Dresden, dass die Zustimmung aus der breiten Bevölkerung zu den Blockaden, 
Straßenfesten, wie auch immer, vom letzten Jahr zu diesem Jahr dramatisch 
gesunken ist. Jetzt verknüpfe ich das mit dem Aktionskonsens, über den gesprochen 
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worden ist. Du hattest gesagt, der Aktionskonsens war ungefähr, das was du sagtest, 
von den Massenblockaden gehen keine Eskalationen aus. Ich könnte mir vorstellen, 
dass einer Vielzahl von Dresdner Bürgern ganz dezidiert fehlt die absolute 
Distanzierung von jeglicher Gewalt und zwar von linker und von rechter Seite. Wie 
steht das Bündnis Nazifrei dazu? Sagt das Bündnis, es wird auch kolportiert, dass 
das Bündnis Nazifrei diese Gewalt immer mit einkalkuliert. Das ist eine Kolportage, 
die ich nicht unterstütze, aber die gibt's, diese Kolportage. Gibt es von euch eine 
klare Distanzierung auch von linker Gewalt, deutlich?  
 
Johannes Lichdi: Also, jetzt sage ich mal, eigentlich wäre vorhin Platz gewesen, 
diese Frage zu stellen, zu diskutieren, aber ich denke, der Benjamin kann darauf 
eingehen. 
 
Benjamin Kümmig: Also bei diesem Bündnis ist es auch so, wie mit dieser ominösen 
Antifa, besteht aus vielen Gruppen und Einzelpersonen, die da zusammenarbeiten. 
Deswegen, dieser Aktionskonsens deckt weit mehr als 30 Organisationen und 
Gruppierungen ab, die dort mitarbeiten. Und hat deswegen genau diese 
Formulierung gefunden, hinter der sich alle vereinigen können. Und die zielt dezidiert 
darauf ab, eben keine Gewalt zu rechtfertigen. Innerhalb der Gruppen, die in diesem 
Bündnis organisiert sind und diesen Konsens mitgezimmert und mitgeschustert 
haben, ist aber, glaube ich, auch klar, dass in einem Bündnis, wo sich vom älteren 
Gewerkschafter bis zur Autonomen Antifa Gruppen organisieren, dass man da keine 
Allgemeinantwort, keinen allgemeinen Bündnissprech da im Endeffekt solchen 
Anfragen entgegensetzen kann. Natürlich sind das Gruppen, die sich auch damit 
auseinandergesetzt haben, auch in der Auswertung des 19. Februars. Wir sind da 
innerhalb der verschiedenen Strukturen wird diese Debatte gerade sehr intensiv 
geführt, nämlich genau die Debatte, wie intensiv und wie strikt distanziert man sich 
von einzelnen Personen, einzelnen Gruppen. Das wird auch dazu führen, dass sich 
das Bündnis verändern wird. Das kann alles passieren. Aber, und da sage ich 
nochmal, kann es keine eindeutige Antwort, die für alle zutrifft, geben. Das wird jede 
Struktur und jede Gruppe für sich selbst beantworten um sich dann wiederum in so 
einem Konsens, den ich beschrieben habe, zusammenzufinden. Prinzipiell haben wir 
das im letzten Jahr getan, werden wir das dieses Jahr tun, ob der nochmal genauso 
aussieht der Konsens oder anders aussieht, das ist eine ganz entscheidende Frage, 
die die Gruppen diskutieren werden intern.   
 
Tobias Strahl: Eine ziemlich gute Umschiffung der eigentlichen Frage aus meiner 
Sicht. Es gibt also vom Bündnis Nazifrei keine klare Distanzierung von Gewalt, wenn 
ich das richtig verstehe? 
 
Johannes Lichdi: Ich will das jetzt nicht abwürgen, also der Benjamin kann vielleicht 
darauf noch antworten, aber dann würde ich jetzt wirklich sagen, Entschuldigung, 
aber da war vorhin der Block. Und vielleicht dann wirklich nochmal bei der 
Abschlussdiskussion. 
 
Tobias Strahl: .... 
 
Johannes Lichdi: Entschuldigung, ich glaube, ich habe das jetzt wirklich liberal 
gehandhabt. Der Ben hat jetzt nochmal kurz die Möglichkeit und dann würde ich bitte 
die zwei anderen Frager...und dann ist noch bei den anderen Blocks dazu 




Benjamin Kümmig: Ganz kurz, also, wie gesagt, ich habe darauf hingewiesen, dass 
in den Gruppen das noch diskutiert wird. Es gibt dazu auch Stellungnahmen, die man 
in der Presse bei uns nachlesen kann, auf der Homepage, die immer noch aktuell ist. 
Da kann man überall reinschauen, alles nach lesen. Wir können das gern nochmal 
persönlich im Gespräch nochmal dezidierter auswerten, weil da muss man, glaube 
ich, noch ganz paar Sachen im Hintergrund erklären, einfach um dieses große 
Bündnis, diese große Struktur, die sich dazu zusammengefunden hat, ja, auch so zu 
erklären, dass es auch verständlich wird, was ich hier oder wie ich jetzt hier darauf 
geantwortet habe. 
 
Johannes Lichdi: Vielen Dank. Die Dame. 
 
Jana Schickora: Ja, mein Name ist Jana Schickora. Ich bin heute hier als Vertreterin 
meines Vaters, dessen Geschwister als Kinder umgekommen sind. Also, ich sage 
mal so, aus persönlichen Gründen ist das für mich immer ein ganz besonderes 
Datum. Und mein Vater ist Mitglied im Verband der Verfolgten des Naziregimes/Bund 
der Antifaschisten, die eine Zeitung herausgeben mit dem Namen Antifa, mit Antifa-
Gruppen aber meiner Meinung nach nichts zu tun haben oder nur bedingt. Ich selbst 
bin weder Parteimitglied oder in einer sonstigen Organisation und war letztes Jahr 
am Albertplatz eine friedliche Demonstrantin. Und ich möchte nochmal auf die 
Erklärung des oder auf die Darlegung des Verwaltungsgerichts des Tatbestandes 
zum 13. Februar 2010 eingehen. Wieso steht da drin, dass das eine angemeldete 
Gegendemonstration der linksextremen Szene oder auch der linken Szene war. Also 
für mich bedeutet das Bündnis Nazifrei nicht automatisch eine linksextreme 
Szene und ich habe auch das Gefühl, dass diese mindere Zustimmung zur 
Gegendemonstration mit der Presseberichterstattung zu tun hat, dass hier das 
Bündnis Dresden Nazifrei inklusive mir als Privatperson, die ich da mit unterstützt 
habe, dass das also in diese Ecke geschoben wird. Und dass das deswegen einfach 
vielleicht mal eine Richtigstellung gehört. Also ich war letztes Jahr ja am Albertplatz 
und wie Sie alle wissen, Sie waren auch, ich war auch dieses Jahr in der 
Menschenkette am 13. Februar. Also, das ist ein ganz breites Spektrum. Ich lasse 
mich verdammt nochmal nicht in eine extreme Ecke schieben.   
 
Johannes Lichdi: Jetzt war hier noch eine letzte. Nein, nein, nein, Sie waren das und 
dann machen wir Schluss. Waren Sie das? Genau, bitte. 
 
Publikum 8: Wenn Sie die Rechte der beiden Meinungsäußerungen und 
Demonstrationen hier so dargelegt haben, wie können Sie in diesem Kontext die 
Rechte der Anwohner verankern. Denn ich habe das als einen extremen 
Ausnahmezustand in dem gesamten Universitätsbereich empfunden und die 
Bewegungsfreiheit der Menschen ist dermaßen beschränkt worden, dass ich das so 
nicht hinnehmen möchte in einem ganz normalen bürgerlichen 
Demonstrationszustand, sage ich mal jetzt.   
 
Clemens Arzt: Gut, versuche ich ganz kurz. Vielleicht angefangen bei der Frage der 
Distanzierung, obwohl das eigentlich nicht meine Frage ist. Also ich denke, das 
Recht auf Gegendemonstration, das Recht auf Widerstand gegen neonazistische 
Demonstrationen hängt nicht davon ab, dass man sich distanziert von Gewalt. Es 
kann nicht davon abhängig gemacht werden. Ob man sich von Gewalt distanziert 
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oder nicht, ist eine ganz andere Frage, die dann die Einzelnen für sich entscheiden 
müssen. Gut, das war jetzt eher eine politische Bemerkung.  
 
Zweitens, Differenzierungsgebot nochmal ganz kurz. Also wir reden ja immer wieder 
über das Problem, wir haben verschiedenste Versammlung, die unter verschiedenen 
Logos demonstrieren. Überall kann auch passieren, dass sich eben Unfriedliche 
reinmischen. Und nochmal, es ist wirklich völlig abgeklärt in der 
verfassungsgerichtlichen Judikatur, dass es eine Pflicht der Polizei zur 
Differenzierung gibt. Ich darf nicht, die Versammlung der Friedlichen deshalb weder 
auflösen noch beschränken grundsätzlich, weil es auch Unfriedliche gibt. Sondern 
ich muss immer versuchen zu separieren zwischen Unfriedlichen und Friedlichen. 
Die Unfriedlichen kann ich dann mit den Maßnahmen des Polizei-, äh, des 
Versammlungsrechtes, später Polizeirechts oder auch Strafrechts konfrontieren, 
wenn ich mal so sagen will. Aber die können nicht mein Recht auf 
Versammlungsfreiheit beschränken, ja, weil das führt dazu, wenn ich nur 5 
Unfriedliche habe, wird mein Recht beschränkt und das kann nicht sein. Deswegen 
ist eben auch diese Distanzierung von Unfriedlichen, das ist nicht meine Aufgabe 
oder nicht die Aufgabe der Friedlichen sich zu distanzieren von anderen, aus meiner 
Sicht und auch rechtlich ist es das nicht. Es hängt nicht davon ab, dass ich mich 
distanziere. 
        
Was anderes ist es, wenn ich in der Vergangenheit unfriedliche Demonstrationen 
organisiert habe, dann hat die Polizei weiterreichende Möglichkeiten mich in Zukunft 
zu beschränken. Das ist eine ganz andere Frage. 
 
Letzter Punkt hier, Teilnehmer, jetzt weiß ich nicht mehr genau, in welche Richtung 
Ihre Frage, ja gut, aber Sie sind ja von zweierlei betroffen. Sie sind einmal von einer 
Versammlung betroffen, zum anderen von einschränkenden Maßnahmen durch die 




Johannes Lichdi: Ach, Sie meinen, da Sie nicht durch Polizeiabsperrungen gegangen 





Clemens Arzt: Gut, also dann richtet sich ja das eher mit Blick auf die 
Versammlungsteilnehmer, wenn ich das richtig verstanden habe. Also haben die ein 
Recht darauf, Sie einen Tag lang, sage ich mal, in Gefangenschaft zu nehmen 
durch ihre Versammlung? - Ja, haben sie! - Das kann man jetzt auch nochmal ein 
bisschen differenzierter sehen, aber grundsätzlich müssen Sie an einem solchen 
Tag, der ja offenkundig in Dresden ein hohes Gewicht hat und wo es vielfältige 
Formen gibt des Protestes also auch gegen Neonazidemonstrationen, müssen Sie 
als Anwohner hinnehmen, dass Sie an diesem Tag durch andere Menschen, die das 
Grundrecht auf Versammlungsfreiheit in Anspruch nehmen, indirekt eingeschränkt 
werden. Wenn sich die Frage darauf richtet, ob die Polizei Ihnen zulässigerweise den 
Zugang zu Ihrer Wohnung kann, wäre jetzt eine andere Frage, die aber jetzt glaube 




Johannes Lichdi: So, vielen Dank Herrn Professor Arzt für die anregenden 
Ausführungen. Vielen Dank für die muntere Debatte. Ich hoffe, Sie ist noch nicht zu 




Block 3: Die Rolle und Position der ev. Luth. Kirche im Streit um den 19. 
Februar  
 
Pfarrer Karl-Heinz Maischner, Vorsitzender der AG Kirche für Demokratie und 
gegen Rechtsextremismus 
Moderation: Eva Jähnigen, Innenpolitische Sprecherin der Fraktion Bündnis 90 / 
DIE GRÜNEN im Sächsischen Landtag 
 
 
Eva Jähnigen: Wir sind jetzt im letzten Teil vor der Pause und wir sind ja immer noch 
so bei der Diskussion, was ist passiert, was waren Vorüberlegungen, was ist 
drumherum. Und kommen dann nach der Pause zu der Frage, wie stellen wir uns 
das zukünftig vor in der Bürgerschaft. Ich begrüße jetzt neben mir Pfarrer Karl-Heinz 
Maischner. Wir haben verabredet, dass er sich selbst vorstellt, deshalb werde ich 
mich ganz, ganz kurz halten. Er ist als maßgeblicher Mensch der AG Kirche 
Demokratie gegen Rechtsextremismus mitverantwortlich für die zahlreichen 
Mahnwachen in Dresden, die im Gegensatz zu den Mahnwachen des DGB oder 
auch der GRÜNEN ja genehmigt wurden und stattgefunden haben. Und wird jetzt 
etwas zu seinem Hintergrund, zu seinen Erfahrungen auch im Vergleich mit Leipziger 
Erfahrungen sagen.  
 
Karl-Heinz Maischner: Ja, danke für die Einladung. … Ich muss nochmal deutlich 
sagen, ich kann hier nicht für die gesamte Kirche sprechen. Die Kirche ist ein so 
differenziertes Gebilde, dass es ein ganz großes Meinungsspektrum gibt. Eine 
Meinung zum Beispiel, die jetzt für ziemliche Aufregung gerade kürzlich gesorgt hat, 
war, Altbischof Herr Kreß hat mit seinen über 70 Jahren oder 70 Jahren gesagt, man 
soll sie einfach still durch die Stadt ziehen lassen, die Stadt räumen und die Nazis 
durch leere Straßen ziehen lassen. Eine ganz alte Haltung, die sich aber in Kirche 
immer noch findet. Die meines Erachtens aber dazu beigetragen hat, dass genau die 
Demonstrationen erstarkt sind. 
 
Ich komme sozusagen von einer anderen Seite. Ich bin seit 20 Jahren mit diesem 
Thema etwa beschäftigt durch ein persönliches Erlebnis. Ganz kurz, ich kann nicht 
meine Lebensgeschichte erzählen. Mein Sohn ist 92 in Wurzen von einem Nazi 
zusammengeschlagen wurden. Das war für mich so die Initialzündung mich mit 
diesem Thema zu beschäftigen. Ich habe so im Laufe der Zeit gemerkt, dass das 
Thema in Kirche, also die ersten 10 Jahre auf jeden Fall, und dann immer, ja, 
ziemlich überwiegend totgeschwiegen, verdrängt wurde. Nicht als relevant 
angesehen wurde. Ich denke, sowohl an der Basis in den Gemeinden als auch bei 
den Kollegen und Kolleginnen Pfarrern und Pfarrerinnen, also ich bin also ein Pfarrer 
der Landeskirche, war 17 Jahre in Wurzen Gemeindepfarrer und bin jetzt seit 98 
Leiter der evangelischen Erwachsenenbildung. Da ist es so gewesen, dass in der 
Kirche sich dieses Thema ganz, ganz langsam überhaupt erst Mal durchgesetzt hat 
als Thema wahrgenommen zu werden. Und ich muss sagen, dass ich, wenn ich auf 
die Anfänge zurückblicke, wo es ein paar Wenige gab, die sich mit dem Thema 
beschäftigt haben, entweder theoretisch, auch in Aufsätzen, oder aber auch in ihren 
Kirchgemeinden, bis heute Riesenschritte gegangen worden sind in dieser Kirche. 
Kirche gibt's nun mal schon lange und da gehen auch die Prozesse ein bisschen 
langsamer und da sind 20 Jahre eigentlich wie ein Tag. Aber dennoch glaube ich, 
dass ich stolz darauf sein kann, mitgewirkt zu haben, dass Kirche sich jetzt so auch 
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in Dresden deutlich, wesentlich deutlicher positioniert hat als das war also vor 10 
Jahren vielleicht noch denkbar war. 
 
Wir haben als Arbeitsgemeinschaft Kirche für Demokratie gegen 
Rechtsextremismus angefangen als AG Rex, einfach so abgekürzt. Und da ging es 
also nur um Rechtsextremismus. Wir haben aber im Laufe der Zeit gemerkt, dass 
das einseitige Fixieren auf Rechtsextremismus einfach unsere Kreativität behindert 
und wir haben das Wort Demokratie noch mit eingeführt, so schwierig das auch sein 
mag. Wir wollten gern auch sagen, wofür wir sind und nicht nur wogegen wir sind.  
 
Die Geschichte der Mahnwachen: Ich selbst glaube, dass die Mahnwachen, die im 
letzten Jahr in Leipzig in ihrer Idee nochmal präzisiert und vielleicht nochmal ein 
Stückchen aus der Taufe gehoben wurden, für die Kirche im Moment das Mittel sind, 
um einerseits ganz deutlich zu zeigen und auch medienpräsent zu sein, und auch für 
die Bevölkerung einer Stadt, die viele Kirchen hat, an vielen Stellen deutlich zu 
machen: Wir sind als Christen von unserem Glauben her auf jeden Fall gegen 
diese Ideologie, die hier verbreitet wird durch die Nazis. Wir sind aufgrund unseres 
Glaubens, der von Nächstenliebe geprägt ist, der von Akzeptanz für alle Menschen, 
alle Menschen sind nach dem Glauben Gottes Kinder, und zwar die geliebten Kinder, 
als wertvoll angesehen. Wir sind von daher gegen jeglichen Fremdenhass, gegen 
jeglichen Antisemitismus, von vornherein eigentlich mit einer ganz deutlichen 
Aussage dazu da aufzutreten.  
 
Dass es immer wieder auch in der Kirchengeschichte genügend Schuldfälle gab, 
dass immer wieder genau dieses Gebot im Rahmen der Kirchengeschichte 
missachtet wurde und auch heutzutage durch Fundamentalisten missachtet wird, das 
ist eine andere Geschichte. Dazu sind wir Menschen. Aber ich glaube, dass die 
deutliche Aussage, christlicher Glaube und nationalsozialistische, auch 
neonationalsozialistische Ideologie sind unvereinbar, wie in mehreren Erklärungen 
auch unserer Synoden, unserer Bischöfe immer wieder gekommen sind, auch schon 
nicht nur jetzt in den letzten zwei, drei Jahren, auch schon eher. Da sind sie bloß 
nicht gehört worden. Dass dies jetzt langsam deutlich und bekannt gemacht wird und 
dazu tragen glaube ich die Mahnwachen einen ganzen Teil bei.  
 
Die Idee der Mahnwachen: In Leipzig war die erste Idee so viel wie möglich in der 
Stadt präsent zu sein im Zusammenhang mit dem Bündnis in Leipzig am 16. 
Oktober letzten Jahres. Innerhalb kurzer Zeit ein Mahnwachenkonzept, was 52 
Kirchgemeinden in Leipzig mitgemacht haben, und woran sich dann viele andere 
angeschlossen haben. Ich erzähle immer gern die Story, weil ich das so nett fand: 
Eine Mahnwache des FDP-Büros in Leipzig, da in der Nähe des Georgi-Ringes, da 
stand dran: "Lieber freie Märkte als Freie Kameraden." Fand ich eine klasse Idee. 
Nun kann man über die freien Märkte denken, was man will, aber immerhin, die 
hatten, haben sich was einfallen lassen. Und es ist ganz viel Kreativität freigesetzt 
worden.  
 
Und die Polizei in Leipzig war uns, ich glaube, ein bisschen anders als in Dresden, 
dankbar, dass wir mit den Mahnwachen, also fast 100 Kleinveranstaltungenen in 
Leipzig, angestoßen haben. Die sie ja alle schützen mussten. Und die Polizei in 
Leipzig hat sich, und das ist denke ich ein ganz guter Vergleich, dezidiert dazu bereit 
erklärt, auch die ganzen kleinen Mahnwachen und die kleinen Veranstaltungen zu 
45 
 
schützen. Und damit eine große Präsenz schon in der Fläche haben zu müssen und 
damit natürlich an anderen Stellen in den polizeilichen Notstand zu kommen. 
 
Ich habe in Leipzig erlebt, dass Menschen gefragt haben, ja, was sollen wir am 
Stadtrand, wo also niemals ein Nazi auftaucht, und da eine Mahnwache in unserer 
Kirche machen. Das ist auch eine Frage gewesen, die Dresden an vielen Stellen 
bewegt hat. Ich möchte zweierlei dazu sagen. Einerseits, als Christ brauche ich zum 
Gebet keine Nazi als Gegenüber. Ich brauche ein Vertrauen, dass ich gehört werde 
und dass ich mit meinen Schwestern und Brüdern in der ganzen Stadt zur gleichen 
Zeit ein Gebetsnetz über die Stadt weben kann. Und da ist eine Gemeinde in 
Weixdorf genauso wichtig wie die Kreuzkirche oder die Zionskirche und die 
Gemeinde in Hosterwitz oder in Pillnitz genauso wie die Frauenkirche. Und das ist so 
für mich nochmal der innere Antrieb gewesen zu sagen, wir brauchen nicht nur 
Demonstrationen, wir brauchen nicht nur Blockaden. Wir brauchen auch Blockaden. 
Dazu haben wir uns als AG immer stark bekannt. Aber wir brauchen auch für die 
Menschen, die damit aufgrund von Ängsten, von Vorbehalten vielleicht noch nichts 
anfangen können oder auch nie etwas anfangen können werden, eine Möglichkeit 
sich mit ihrem Glauben an diesem Gesamtmainstream gegen die Nazis zu beteiligen.  
 
In Leipzig ist uns das richtig gut gelungen am 16. Oktober. Dort hatte ich den 
Eindruck, dass wir selbst mit den sogenannten Schwarzen Block aufgrund der 
allgemeinen fröhlichen Stimmung in der Stadt, zu der die Polizei, muss man sagen, 
wirklich ein ganzes Stück beigetragen hat, ich erzähle dann gleich noch ein Bild, was 
sich mir eingeprägt hat, dass wir dort es geschafft habe, eben friedlich die Nazis zu 
blockieren. 
 
In Dresden hat, glaube ich, auch nicht nur, aber auch, die Taktik der Polizei dazu 
beigetragen, dass es an bestimmten Punkten eskalierte. Ich war selbst in der 
Friedenskirche dabei als die Nazis, die wir erst im Video gesehen haben, in dem 
alternativen Wohnprojekt in Löbtau. Kurz vorher sind die an der Friedenskirche 
vorbeimarschiert. Und zwar erst Mal so völlig unbegleitet, also zwei Polizeiautos, die 
Frage ist, warum hat die Polizei nichts gemacht. Die konnten gar nichts machen. Das 
war mir völlig klar. Das waren also 6 oder 8 Polizisten. Und vielleicht 250 Nazis, die 
da an uns vorbeizogen, die Reisewitzer Straße direkt auf die Friedenskirche zu und 
dann so 10 Meter vor uns bogen die dann links ab. Es war also ohne Polizei nicht 
gerade sehr gemütlich dazustehen und bedroht zu werden. Und die Gefahr so ganz 
hautnah zu erleben. Dort haben wir uns ein ganzes Stück auch von unserer Polizei, 
die vorher gesagt hatten, dort wo es nötig ist, sind wir da, und das werde ich auch, 
wenn sich die Gelegenheit ergibt, Bernd Merbitz, dem Landespolizeipräsidenten, 
nochmal sagen. Weil er auch gesagt hat, dort, wo es nötig ist, sind wir da. Dort waren 
sie eben genau zum Beispiel nicht da. Weil sie an anderer Stelle gerade anderes zu 
tun hatten.  
 
Ich glaube aber dennoch, dass die Mahnwachen, also das war so der eine Gipfel, 
das Gebet, für die Christen die Möglichkeit des Gebets für Christen, und die 
Möglichkeit der Beteiligung auch für Menschen, die sich nicht zutrauen, woanders 
noch hinzugehen. Und da kann man erst Mal sagen, naja, da machen sie etwas im 
geschützten Raum. Mal so eine kleine Geschichte: Ich bin in einer Kirchgemeinde 
gewesen, wo ganz wenig los war. Wo auch so zwei drei Radfahrer mal vorbeikamen. 
Und zwei ältere Damen dort gerade die Mahnwache hielten. So gehobenes oder 
mittleres Bürgertum, die, glaube ich, so das erste Mal, wenn ich das richtig im 
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Gespräch gehört habe, überhaupt mit dem Thema Rechtsextremismus, angeregt 
durch ihren Pfarrer und die Einladung zur Mahnwache, wo sie sich eingetragen 
haben, das erste Mal überhaupt mit dem Thema Rechtsextremismus beschäftigt 
haben. Und das ist, denke ich, die andere Seite, die neben diesem Gebet noch ein 
ganz ganz wichtiger Punkt ist, dass Menschen sich plötzlich mit einem Thema 
beschäftigt haben und plötzlich nochmal die Welt und ihre Heimatstadt 
nochmal ganz anders sehen, weil sie auf eine Art und Weise mit dem Thema 
zusammengeführt worden sind, wo sie mitgehen konnten. Die können, denke ich, mit 
Bildern von Demonstrationen, von Gegendemonstrationen nicht viel anfangen und 
machen dann lieber ihre Fenster zu. Aber das hat eine Möglichkeit eröffnet, auch 
Menschen anzusprechen. 
  
Wir haben mal so ausgewertet, die Mahnwachen, die Fragebögen, die 
zurückgekommen sind, waren eine ganze Menge. Es waren über 30 bei 52 
Kirchgemeinden. Das ist, denke ich, ein guter Schnitt für eine statistische 
Erfassung. Wir haben das mal hochgerechnet. Wir haben fast 6.000 Menschen 
durch Mahnwachen in irgendeiner Art und Weise in Bewegung gesetzt. Entweder die 
selbst aktiv an den Mahnwachen beteiligt waren, oder aber die als Gäste mal mit 
dabei waren, ein Gebet mit gemacht haben oder halt nur ein bisschen Information 
mitgekriegt. 
  
Also die breite Präsenz zu zeigen, den Nazis zu zeigen, wir wollen euch nicht in 
dieser Stadt, mit großen Plakaten, wir brauchten eigentlich noch viel mehr Banner an 
den Kirchen. Wir haben im Moment noch zu wenig. Ich denke, da müssen wir fürs 
nächste Mal noch ein paar mehr anschaffen. Dass es deutlich sichtbar wird in der 
ganzen Stadt, wir wollen euch nicht. Und das verknüpft mit Möglichkeiten für 
Menschen, die etwas zaghafter sind und sich nicht auf die Straße, sich mit dem 
Thema beschäftigen. Und in dem Bewusstsein zu leben oder das Bewusstsein zu 
haben, auch wir haben uns an einer wichtigen Stelle mit beteiligt. So viel vielleicht 
erst Mal als kleine Einführung. Ich stelle mich gern Euren, Ihren Fragen.  
 
Eva Jähnigen: Jetzt sind Sie, ihr wieder dran. Am besten an die Mikrofone gehen, 
weil wir uns sonst untereinander nicht hören. Ich erlaube mir - gehen Sie einfach zum 
Mikro - ich erlaube mir als Mit-Gastgeberin mal die allererste Frage zu stellen. Sie 
haben in dem Material zum Mahnwachenkonzept geschrieben, dezentrale 
Mahnwachen segmentieren den öffentlichen Raum. Es hilft den 
Ordnungsbehörden den rechtsextremen Aufmarsch zu begrenzen, wenn an 
möglichst vielen unterschiedlichen Stellen im Stadtgebiet Veranstaltungen 
stattfinden, legale Veranstaltungen. Und ich wollte Sie einfach fragen, im Rückblick 
und auch im Vergleich mit Leipzig, hat es diese Kooperation mit den 
Ordnungsbehörden gegeben? Halten Sie das für ein Konzept, das man weiter 
verfolgen kann?  
 
Und dritter Teil der einen Frage: Wie ist es denn mit dem „Stillen Gedenken“? Wenn 
jetzt auch im Nachgang diskutiert wird, auch von unserem gemeinsamen Altbischof, 
dass die Proteste das „Stille Gedenken“, was ich erst Mal so nachvollziehen kann, 
stören würden, werde ich, die bekanntlichermaßen eine sehr Ruhige ist, sehr, sehr 
unruhig, weil ich dieses Argument ja aus der DDR kenne. Wer sich erinnert, die 
ersten der nur wenigen Demonstranten an der Frauenkirche, auf die sich jetzt viele 
berufen, haben damals auch das „Stille Gedenken“ angeblich gestört. Wie ist es mit 
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dem „Stillen Gedenken“, gibt es verschiedene Formen sich dem Protest gegen 
Neonazis zu nähern? Und sind die miteinander vereinbar?  
 
Karl-Heinz Maischner: Ich fange gleich mal mit der letzten Frage an. Mit dem Spruch 
aus dem Alten Testament, aus dem Predigerbuch: Alles hat seine Zeit. Und ich 
denke, im Moment muss um die Nazis von der Stadt abzuwehren, das „Stille 
Gedenken“ etwas in den Hintergrund treten. Es ist vielleicht, wenn sie nicht mehr 
da sind und wenn wieder, ja ich sage mal, normale Zustände einkehren, können wir 
uns vielleicht wieder nur mit Kerzen und auch in den Kirchen zusammenfinden und 
still gedenken und auch mit einem Schweigemarsch an der Frauenkirche sein, aber 
ich denke, zur Zeit brennt das Land. Und da ist es mit dem „Stillen Gedenken“ 
allein nicht getan. Das ist also meine ganz klare Meinung.  
 
Und das zweite ist: Das war die Frage nach der Kooperation mit den 
Ordnungsbehörden. Die hat in beiden Städten erst Mal gut geklappt. Es hat also 
auch hier in dem Sicherheitsgespräch mit der Ordnungsbehörde der Stadt und der 
Polizei ein gutes Einvernehmen gegeben. Es hat durchaus auch positive Signale 
gegeben, dass unser Mahnwachenkonzept auch in Dresden gewollt ist. Ich kann 
eigentlich nur mehr vom Gesamt, ja mehr so ein Bauchgefühl, dass es in Leipzig 
einen breiteren Konsens gegeben hat als in Dresden. Und das mag wirklich A an 
der unterschiedlichen politischen Situation liegen. Ich denke, die ist in Dresden 
einfach anders als in Leipzig. Und hat B, denke ich auch, mit einzelnen Menschen zu 
tun, die an entscheidenden Stellen dieser Stadt sind. Und da habe ich in Dresden 
nicht so ein gutes Gefühl gehabt, ich sage das mal so ein bisschen plakativ, nicht so 
ein gutes Gefühl gehabt wie in Leipzig. Und ich denke, das hat auch damit zu tun, 
dass dann an bestimmten Punkten halt die Geschichten so eskalierten und mit den 
Gewalttätern. Das hat in Leipzig hat es die, denke ich, auch gegeben. Vielleicht nicht 
so viele. Also 3.500 oder 2.500 finde ich auch viel zu hoch gegriffen. Aber es gab die 
in Leipzig auch. Die sind aber durch die gesamte Atmosphäre in der Stadt 
wesentlich stärker blockiert worden in ihrer Gewaltausübung als etwa hier in 
Dresden. Hier in Dresden hat's genügend Dinge gegeben, wo man sich sehr drüber 
ärgern und dann auch reiben und gewalttätig werden konnte.  
 
Eva Jähnigen: Sie sind dran. 
 
Publikum 9: Ich komme ursprünglich aus Dresden, bin hier getauft und konfirmiert 
worden usw. Habe eine ziemlich starke Beziehung zur evangelischen Kirche. Habe 
aber die evangelisch-lutherische Landeskirche in Sachsen doch immer als 
konservative und auch wie Sie meinten, das dauert alles seine Zeit, erlebt. Wohne 
jetzt in Berlin und habe nicht so viel mitbekommen von den Dingen, die im Vorhinein 
hier vorbereitet worden sind, und hörte dann von meinen Eltern, ja, bei uns ist jetzt 
eine Mahnwache in der Kirche. Ich dachte, so was ist denn da passiert, es war mir 
völlig, ich war völlig überrascht, hab das dann nachgeschlagen und war sehr positiv 
überrascht, dass sich doch die Landeskirche da so deutlich positioniert hat und diese 
Mahnwachen organisiert hat. Und habe mich erst Mal sehr darüber gefreut.  
 
Ich selbst hatte dann doch zu anderen Formen des Protestes Lust, aber fand es sehr 
schön, dass ich auch einen Ort hatte, wo ich meine Eltern hinschicken konnte, wo ich 
meine Großmutter hinschicken konnte. Ich meine, ich kann meine 80-jährige 
Großmutter nicht mehr auf eine Demonstration mitnehmen. Das ist ausgeschlossen. 
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Aber, ich kann sie da hinschicken. Und es hat auch ihr sehr gut getan. Also, erst Mal 
einen Dank dafür, dass das so stattgefunden hat.  
 
Dann aber die Frage, inwieweit ChristInnen sich auch zu anderen Formen, also ich 
meine, ich habe es erlebt, dass für Teilnehmer, die lieber zu einer Blockade wollten, 
durchaus auch hilfreich war zu sagen, nein, nein, ich will ja zur Lukaskirche. Ich will 
dahinten zur Mahnwache. Und sie zum Teil dann durchgelassen wurden. Zum Teil 
hat das auch nicht funktioniert, aber es war durchaus hilfreich und für mich war es 
hilfreich zu wissen, es besteht nicht die Gefahr, dass die Demonstration der 
Neonazis in die Altstadt verlegt wird, weil vor der Kreuzkirche sind auf jeden Fall 
Leute, vor der Frauenkirche sind auf jeden Fall Leute. Also, es war schon auch 
strategisch gut zu wissen. 
 
Was mich im Nachhinein gestört hat, ist, dass es eine Aufteilung ermöglicht hat in 
„gute“ und „böse“ Demonstranten. Es gab dann die „guten“ Mahnwachen und die 
„bösen“ Blockierer. Mal von den Gewalttätern ganz abgesehen. Und das fand ich 
schade, dass es zu so einer Spaltung geführt hat. Inwieweit sehen Sie Möglichkeiten, 
da vielleicht in Zukunft so etwas zu vermeiden oder wieweit ist das ein 
Grundproblem, dass das dann medial aufgespalten wird? Also, das war so der 
Nachgeschmack, der mir dann nach den Mahnwachen geblieben ist, dass ich dann 
plötzlich die „böse“ Demonstrantin war und meine Großmutter die „gute“. Also.  
 
Karl-Heinz Maischner: Also... 
 
Eva Jähnigen: Ich würde nochmal sammeln. Sie sind dran. 
 
Publikum 9: Ja, Karli, sehr gute Idee mit der Bemerkung, die Dinge brennen jetzt in 
Dresden dermaßen mit den Nazis, dass man nicht ruhig halten darf. Es gibt eine sehr 
ambivalente Haltung zu diesen Mahnwachen. Ich komme ja aus der Diaspora 
Hosterwitz-Pillnitz und dort hat es mich ja nicht gehalten. Ich musste also in das 
Geschehen rein. Noch eine kleine Randbemerkung: Ich musste von der Oederaner 
Straße dann zur Fritz-Löffler-Straße, das war ja ziemlich schwierig. Ich habe etwa 
eine Stunde gebraucht. Und ich bekenne, ich habe mich dort einer Zwangslüge 
bedient. Ich habe also durch drei Sperren müssen von Polizei. Das waren alles keine 
Sachsen. Kamen aus Nordrhein-Westfalen und was weiß ich woher. Und ich habe 
gesagt, ich möchte zur Mahnwache in die Lukaskirche. Das hat natürlich nicht 
funktioniert. Wie es dann funktioniert hat, würde jetzt zu weit führen. Ich bin doch 
durchgegangen.  
 
Ich bin nicht zur Lukaskirche. Weil ich meinte, die Mahnwache ist jetzt erst Mal 
sekundär. Primär ist die Sitzblockade, die gewaltfreie, auf der Kreuzung. Und das, 
was du darstellst, dass es natürlich für die verschiedenen Auffassungen 
Möglichkeiten geben muss, sich also in eine Kirche zu setzen und still zu beten. 
Völlig in Ordnung. Ich erinnere mich an die Diskussion zu DDR-Zeiten, und dann 
nach der Wende. Ich erinnere mich an eine ganz besondere Veranstaltung in der 
Dreikönigskirche. Da ging es um das Thema, hat Kirche ein politisches Mandat? 
Ich gehöre zu denen, die meinen, Kirche hat sehr wohl ein politisches Mandat. Ich 
rede jetzt nicht von der CDU. Sondern ich rede jetzt von der Kirche.  
 
Für mich ist ganz entscheidend, und ich hab selbst emotional gespürt, die Bilder sind 
ja durch die Zeitung gegangen. Ich hatte also dann auf der Fritz-Löffler-Straße das 
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Schild rausgeholt: Keine Gewalt! Alle kennen das. Das war ja das Transparent zur 
friedlichen Demonstration und zu dieser aufrüttelnden Zeit 89. Und ich bin mit 
Polizisten ins Gespräch gekommen und es ist ganz enorm, was das für eine 
psychologische Wirkung hat. Die haben mir natürlich angemerkt, dass ich weder ein 
Linksextremer noch ein Rechter, sondern ich war nur ein friedlicher Bürger, der sich 
einer Polizeigewalt gegenüberstellen wollte. Und ich meine, es wäre gut gewesen 
und so kam auch die Meinung an der Fritz-Löffler-Straße von verschiedenen. Ich 
habe auch einen Pfarrer getroffen, wir haben uns darüber unterhalten, auch mit 
Journalisten. Die Mahnwachen in Dresden waren sicherlich sehr gut für die, die sich 
eben nicht in eine Demonstration einreihen wollen und können.  
 
Aber es wäre gut gewesen, wenn Kirche an diesen Blockaden spürbar sichtbar 
gewesen wäre. Mit Transparenten mit präsent, nicht nur die Politik, sondern eben 
auch Kirche. Und das hat, ich erinnere mich sehr wohl an die Zeiten 89. Das hat uns 
ja unheimlich stark gemacht. Und wenn Kirche einem gewaltbereiten Polizist, ich 
bin da auch gewaltbereiten gegenübergestanden, entgegentritt, hat das eine 
unglaubliche psychologische Wirkung. Da bin ich mir sehr sicher. Das wollte ich bloß 
nochmal darstellen. 
 
Eva Jähnigen: Jetzt der letzte Wortbeitrag aus dem Auditorium, dann würde ich 
Ihnen wieder das Wort geben. 
 
Kati Lang: Nur kurz...Hilbert der ein zaghafter Mensch ist, der sozusagen als 
Oberhaupt der Stadt das zugegebenermaßen total wichtig, aber doch sehr 
niedrigschwellige Angebot der Mahnwachen allein in Anspruch nehmen sollte? 
 
Karl-Heinz Maischner: Das habe ich jetzt den Namen nicht verstanden.... Also, diese 
letzte Frage führt denke ich wieder mit zur ersten, also was ist „gut“, was ist „böse“. 
Was ist besser, was ist schlechter. Und dieser Diskussion möchte ich mich nicht gern 
aussetzen, weil ich glaube, dass wir erstens im Vorfeld, auch bei uns in der AG war 
in der Vorbereitung der Mahnwachen auch ein Vertreter von Bündnis Nazifrei mit 
dabei. Wir haben auch die Kontakte dahin, auch über verschiedene andere Strecken.  
 
Was ich denke, was in Dresden noch nicht geht und ich glaube auch für Kirche ja 
zumindest auch nach meiner Auffassung schwierig ist, sich an zwar, Jochen, da 
gebe ich dir recht, zumindest da zu sein, auch in einzelnen Personen. Aber ich 
glaube nicht, dass Kirche sich ja zwar an schwer zu sagen, mir fehlen ein bisschen 
die Worte, in Positionen begeben sollte, wo sie eindeutig so eine Partei ergreift, 
dass sie andere Menschen damit zurückstößt und ja vor den Kopf stößt. Ich denke, 
es ist wichtig Gesicht zu zeigen. Zu zeigen, wir sind mit dabei, wir teilen das 
Anliegen. Ich denke aber, dass auf der anderen Seite es auch immer abgewogen 
werden muss, dass Kirche, so ist es mir zum Beispiel auch als Bündnis 90/Grüner 
Stadtverordneter in Wurzen gegangen, dass ich versucht habe, mit dem was ich 
mache, die Türen zu den anderen nicht ganz zuzuschlagen. Und da wäre es für mich 
im Moment für Dresden nicht zuträglich, das wäre für mich ein Gesprächsabbruch. 
Wenn Kirche mit zur Blockade aufruft.  
 
Publikum: (unverständlich)  
 
Karl-Heinz Maischner: Ja, da gebe ich Dir auf jeden Fall recht. Und ich weiß auch, 
dass eine ganze Menge da gewesen sind, allerdings weder im Talar, noch mit einem 
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kirchlichen Transparent. Ich erinnere aber an das vorige Jahr, wo wir als Kirche das 
erste Mal denke ich auch ziemlich massiv in die Öffentlichkeit gegangen sind. Sowohl 
durch die Beteiligung an der Menschenkette, durch den Posaunenchor als auch mit 
dem Friedensgebetsmarsch. Das war ja das erste Mal, dass Kirche auch eine ganze 
Menge Menschen in Bewegung gebracht hat. Und zwar auch deutlich sichtbar und 
auch von den Medien wahrgenommen. Und, ja, dass wir dort es nicht vermochten in 
Sicht- und Hörweite der Nazis zu sein, was uns dieses Jahr zumindest an einzelnen 
Stellen, weil es halt über die ganze Stadt verteilt war, wie in Plauen, wo die 
Kirchenvorstände mir vorher gesagt haben, „was sollen wir in Plauen hier eine 
Mahnwache machen“? Da ist doch kein Mensch da. Und dann waren sie mit 
mehreren Tausend konfrontiert. Das, glaube ich, dort soll die Kirche auf diesem Weg 
weitergehen, die Türen offenhalten.  
 
Und auf der anderen Seite auch mit Einzelnen in der Öffentlichkeit sich dazu zu 
bekennen, also auch Platz zu nehmen. Und sich zu setzen oder zu blockieren. Da 
gibt es ja genügend Beispiele bis hin zu dem Oberkirchenrat in Ruhe aus Jena, 
der bei einer Veranstaltung mit der Polizei, die wir dann auch mal moderiert hatten im 
Vorfeld: den Fachtag "Nächstenliebe – Polizei - Gesellschaft", zu einem 
Polizeipräsidenten gesagt hat, ich bin derjenige, der auf Straße sitzt, wenn Sie 
anfangen wegzutragen. Und das war also für den Polizisten, das war nicht der 
Polizeipräsident, es war ein Polizist, der für den eine absolutes AHA-Erlebnis, dass 
so ein Mann aus der Kirche, der weißhauptig und mit Schlips und Kragen ihm dann 
sagte, „Ja ich gehöre zu denen, die auf der Straße sitzen“. Also, ich denke, da ist 
noch viel Gesprächsmöglichkeit, viel Gesprächsbedarf. Und an dieser Stelle sind wir 
auch dran.  
 
Eva Jähnigen: Vielen Dank. Ich habe zumindest in den Mahnwachen auch viel 
Solidarität mit Polizeibeobachtern und Demonstranten erlebt. Und halte das auch für 
einen Teil des Wegs, so wie auch den Aufruf des Kirchentagsvereins. Ich würde jetzt 
noch einmal die Runde ins Auditorium geben. Ich sehe, es melden sich mehrere 
Menschen. Gehen Sie einfach zu den Mikrofonen. Dann kann ich es besser 
zuordnen. Die Dame war zuerst. 
 
Karl-Heinz Maischner: Darf ich bloß noch eine Bemerkung machen? Das hatte ich 
vergessen mit den Mahnwachen. Wir haben auch von Vornherein betont, dass die 
Mahnwachen gastfrei sind gegenüber allen, die sie brauchen. Und es hat Kirchen 
gegeben, da ist diese Gastfreiheit denke ich auch sehr stark von den Blockiererinnen 
und Blockierern dankbar mit genutzt worden. Und ich denke, dort sind so die, ja, auf 
dieser Ebene können wir zusammenkommen.  
 
Publikum 10: .... kann ich mich zurückziehen. Darauf wollte ich verweisen. Lukas war 
gastfreundlich. Und ich denke, dass ... .die Rückmeldungen waren positiv: ein Ort 
zum Pinkeln, ein Ort zum Was Trinken, ein Ort um sich aufzuwärmen. Und das 
stimmt, das ist unser Spezifisches, dass wir miteinander die Hände gefaltet 
haben....seit 14 Jahren ... 
 
Eva Jähnigen: Das hat sehr gut getan. Auch die Ruhe. Jetzt ist die Dame in grün 
dran und dann Du. 
 
Publikum 11: Also, aus ganz persönlicher Sicht wollte ich dazu sagen zu den 
Mahnwachen. Also, als ich das gelesen habe im Buchladen, dass die stattfinden, war 
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ich erst ziemlich sauer, weil ich dachte: Oh Gott, alle Leute, die da hingehen, werden 
bei den Blockaden gebraucht. Und das spaltet das Ganze. Und dann musste ich 
meine Meinung aber revidieren, weil ich selbst erlebt habe, dass zum Beispiel die 
Mahnwache an der Lukaskirche, ich glaube, die Blockade an der Fritz-Löffler-
Straße erst möglich gemacht hat. Also, ich selbst war sehr früh dort, und ich habe 
bei mindestens drei Kontrollen gesagt: ich will zur Mahnwache an der Lukaskirche. 
Bei mir hat' s sehr gut funktioniert. Und ich habe allen Bekannten, von denen ich 
wusste, dass die kommen wollen, die Mahnwachen sind genehmigt. Und das hat 
einfach funktioniert. Und da muss ich jetzt sagen, ok, gut, auch für jemanden, der 
nicht aus der Kirche kommt, ich gebe zu, ich habe es missbraucht, aber ich denke, 
es war für eine guten Zweck.  
 
Eva Jähnigen: Jetzt der Herr am mittleren Telefon, äh, Mikrofon. Und dann der Herr 
am hinteren Mikrofon. Und dann sieht man, dass auch ich .... 
 
Publikum 12: Das passt ganz gut eigentlich zum letzten Wortbeitrag. Ich war auch, 
und das ist sehr wörtlich zu nehmen, aus naheliegenden Gründen bei der 
Mahnwache zur Lukaskirche gegangen. Bin aber dort mehrfach, und das betraf auch 
andere, von der Polizei mit den Worten aufgehalten worden, dies ist keine 
genehmigte, sondern eine kirchliche Veranstaltung. Und ich darf in dem 
Zusammenhang dann einfach nochmal die Frage an Sie richten, es ist ja im Vorfeld 
ja auch in der sogenannten OB-Runde, bei der ja nun alle möglichen 
gesellschaftlichen Gruppen, auch die Kirchen, dabei waren, immer wieder gefragt 
worden: Wird sichergestellt, dass die Dresdnerinnen und Dresdner auch an den 
zahlreichen Mahnwachen teilnehmen können? Und das ist bejaht worden, auch 
seitens des Ordnungsamtes. Es gibt aber, und nicht nur das Beispiel Lukaskirche, es 
gab ja sehr viele, die alleine schon nicht über die Brücken kamen, obwohl sie 
das Ziel Mahnwachen angegeben haben. Also, ich glaube, dass hier die Stadt, so 
gut auch die Zusammenarbeit auch von Ihnen vielleicht im Vorfeld beschrieben 
wurde, einfach nicht sicher gestellt hat, dass auch bis zu den kirchlichen 
Mahnwachen gegangen werden konnte.  
 
Frage an Sie: Was haben Sie im Grunde genommen jetzt im Nachhinein 
unternommen, dass das in Zukunft sichergestellt ist? Weil da hat meines Erachtens 
die Stadt ihr Wort gebrochen.  
 
Eva Jähnigen: Der Herr ganz hinten und dann Sie und dann gebe ich nochmal hier 
vor. 
 
Tobias Strahl: Sie nehmen es mir nicht übel, Herr Pfarrer, wenn ich Ihnen meinem 
Selbstverständnis als Journalist folgend eine sehr kritische Frage stelle? Sie hatten 
angesprochen, dass im Moment die Zeit für das „Stille Gedenken“ nicht sei. Das 
Land brenne und dass die Zeit für das „Stille Gedenken“ und für die Trauermärsche 
innerhalb der Kirche auch wieder käme. Stichwort „Stilles Gedenken“, auf das so 
viele Dresdner sich berufen. Haben Sie im kirchlichen Diskurs, im Diskurs der 
evangelischen Kirche Dresdens oder Sachsens gibt es ein Problembewusstsein, 
dass es eventuelle eine Verbindung geben könnte zwischen dieser Form des 
„Stillen Gedenkens“ und der Trauerarbeit und dem, was der braune Mob hier 




Das ist in einer Ausstellung, einer sehr tollen Ausstellung muss ich ganz ehrlich 
sagen, die von der Architektur in Dresden initiiert worden ist, im Buchmuseum in der 
SLUB Dresden, da ist ganz klar und sehr gut aufgezeigt, dass der historische 
Diskurs, eben Trauer um Dresden, „Stilles Gedenken“, dass der zu allererst 
unmittelbar nach dem 13. Februar 1945 zu Propagandazwecken von der Nazidiktatur 
gebraucht worden ist, dass der fortgesetzt worden ist während der DDR-Diktatur und 
dass die Neonazis genau an dieselben Argumente anknüpfen, auf dieselben 
Argumente sich berufen und auf dasselbe Podest sich stellen, wie die, und da gibt's 
die schöne Veranstaltung im Rahmen der Stadt, die sagt, „Wahrhaftiges Gedenken“, 
also Deutungshoheit über eine Form des Gedenkens, dass genau an diesem Punkt 
Neonazis anknüpfen. Gibt es da ein Problembewusstsein in der Kirche, das ist meine 
Frage?  
 
Eva Jähnigen: Sie als letzter.  
 
Publikum 13: Nochmal kurz daran anschließend. Ich fand die Frage, was Herr 
Hilbert da macht und was die Stadt da macht, sehr spannend. Nämlich sie hat genau 
das getan. Sie hat das Gedenken oder die Mahnwachen, die die Kirchen organisiert 
haben, als eine Form des städtischen Angebots dargestellt. Und das finde ich 
schon recht abenteuerlich. Nämlich, man hat sich das genommen, was als einziges 
passiert ist und was nicht von den bösen Linken kommt und hat gesagt, ok, das ist 
jetzt die Antwort der Stadt darauf für den 19. Februar. Und da wiederum ist es dann 
umso suspekter, dass man von Polizei auch gesagt kriegt: „Sie sehen nicht aus wie 
ein normaler Bürger“. Sie dürfen da jetzt nicht hingehen.  
 
Ja, und dass es im Nachhinein auch dazu kommen wird oder auch schon gekommen 
ist, dass genau unterschieden wurde zwischen den Leuten, die zu der Mahnwache 
gegangen sind und die, die den Aufmarsch, ich sag's mal provokant, wirklich 
verhindert haben. Mit ihren Blockaden. Das ist auch eine Frage für die Zukunft, wie 
schaffen wir es, dass wir uns da nicht spalten lassen. Und das wird passieren. 
Das wird kommen.  
 
Wir sitzen hier im Raum der CDU. Der Innenminister hat eingeladen zum 
Symposium. Ich glaube, man hat schon in den Debattenbeiträgen, die gerade eben 
kommen, gesehen, was passieren wird. Der Innenminister oder die CDU werden 
versuchen, dort die Leute abzuholen, wo sie denken, ok, die müssen nicht unbedingt 
Blockade machen. Die sind auch schon froh, wenn sie das und das machen können. 
Die versuchen da schon einen Keil reinzutreiben. Wie schaffen wir das, auch mit 
solidarisch zu sein mit den Gruppen, die es hier verhindert haben die letzten zwei 
Jahre, uns nicht spalten zu lassen und da keinen Keil reintreiben zu lassen. Da bin 
ich sehr gespannt.  
 
Karl-Heinz Maischner: Also, zur ersten und zur letzten Frage war die, denke ich, 
zusammenhängend. Also, es gibt erst mal Gespräche auf den unterschiedlichsten 
Ebenen, die genau auch dieses Missfallen, was ich an dieser Stelle ganz sehr mit 
Ihnen teile, auch zum Ausdruck bringen werden. Ich glaube auch, unser 
Superintendent wird an der Stelle ganz deutlich auch das Gespräch mit der Stadt 
suchen. Das ist so die eine Schiene.  
 
Die zweite ist, dass ich glaube, wir in der Zusammenarbeit noch deutlicher machen 
müssen, auch in der gegenseitigen Wahrnehmung, dass wir uns zusammengehörig 
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wissen. Das ist vielleicht dieses Jahr noch nicht ganz so deutlich geworden. Und es 
hat auch für mich eigentlich zu wenig oder ist nach außen hin zu wenig deutlich 
geworden, dass wir durchaus gute Kontakte zum Bündnis Nazifrei hatten. Dort sind 
wir sicher noch verbesserungswürdig. Also, ich will ja auch nicht sagen, dass das 
alles gut war, was wir gemacht haben. Ich denke, wir haben auch an der einen oder 
anderen Stelle vielleicht das eine oder andere noch deutlicher sagen müssen oder 
können, aber auf der anderen Seite glaube ich, dass für Dresden dieser Schritt, und 
das will ich mir auch nicht abmarken lassen, ein Riesenschritt gewesen ist. Also, 
auch für unsere Dresdner Kirche.  
 
Also, ich bin zum Beispiel auch ganz stolz darauf, dass die Posaunenmission 
Dresden, die zu einer der konservativsten, und ich meine konservativ jetzt nicht im 
negativen Sinne, aber wirklich zu einer der konservativsten Gruppen in unserer 
Kirche gehört, dass die dazu bereit waren zur Menschenkette und zum 
Friedensgebet im letzten Jahr zu spielen und auch dieses Jahr wieder sich dorthin zu 
begeben. Weil ich glaube, dass sich, und da bin ich einfach guter Hoffnung, dass 
sich das auch so langsam durchsetzt, dieser Gedanke, dass eben nicht Kirche per se 
von Vornherein schon rein ist und nur noch „still gedenken“ kann, sondern dass wir 
genauso schuldbehaftet sind und dass wir genauso unter dieses Verdikt der 
Schuldhaftigkeit der Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt gehören, dass es uns nicht 
anstehen kann, von oben herab drauf zu gucken, aber mit dabei zu sein und auch an 
diese Schuld immer wieder mit zu erinnern.  
 
Ich will bloß mal einen Satz aus unserem Mahnwachenmaterial vorlesen: „Das 
Wissen um die Schuld der eigenen Kirche in der Vergangenheit drängt uns 
nicht zu schweigen, wenn neues Unrecht beginnt“. Also gerade das Blicken auf 
die eigene Schuld und auf die eigenen Dinge, dass also die Frauenkirche zum 
Beispiel durchaus mal noch eine andere Geschichte hat als die der Versöhnung und 
der Nagelkreuze. Darauf zu gucken, das ist, glaube ich, steht der Kirche gut an. Und 
dort treffen wir uns, glaube ich auch oder hoffe ich, auch mit all den anderen. Und 
das gilt auch gleichzeitig noch in die Richtung des „Stillen Gedenkens“, ist das 
Problembewusstsein da, dass „Stilles Gedenken“ natürlich auch den Nazis in die 
Tasche arbeitet. Ich denke, das ist da, das Problembewusstsein. Es ist vielleicht wie 
vieles andere auch an manchen Stellen noch verdrängt. Und tut ja auch ein bisschen 
weh, wenn man sich das mal so sagen muss, so Formen, die einem selbst ans Herz 
gewachsen sind, tragen auf der anderen Seite auch dazu bei, dass genau das 
passiert, was nicht passieren soll. Arbeitet denen noch in die Tasche, gegen die es 
sich eigentlich richten soll. Dennoch glaube ich, dass, wenn ich das Problem immer 
wieder deutlich mache, und deutlich ansprechen kann und das wird zum Beispiel in 
unserem Material durchaus gemacht. Vielleicht an mancher Stelle könnte es noch 
deutlicher sein und wird auch deutlicher sein, dass es dennoch wichtig ist, sowohl 
das „Stille Gedenken“. Ja, vielleicht sind die Mahnwachen so eine 
Zwischenmöglichkeit zwischen „Stillem Gedenken“, aber nicht nur nach innen, 
sondern wirklich auch nach außen zu gehen und deswegen haben wir auch vor den 
Kirchen gestanden und nicht in den Kirchen. Also das ist, denke ich, so an der 
Grenze zwischen dem wirklich Mahnen und Beten für die Stadt, was ich auch in der 
Kirche oder im stillen Kämmerlein kann und dem, was dran ist, es einfach öffentlich 
zu demonstrieren und ein Plakat an die Kirche zu hängen oder auch 5 Plakate. Und 
es nochmal mit einem großen Betttuch und einem großen Transparent 




Eva Jähnigen: Vielen Dank Karl-Heinz Maischner und Ihnen bis hierher. Wir werden 
ja in der nächsten Runde nochmal mehr darüber reden, was kann die Stadt 





Block 4: „Der Stadt Dresden fehlt eine politische Haltung“ 
 
Robert Koall, Chefdramaturg des Staatsschauspiels Dresden 
Moderation: Eva Jähnigen, Innenpolitische Sprecherin der Fraktion Bündnis 90 / 
DIE GRÜNEN im Sächsischen Landtag 
 
Anmerkung der Redaktion: Aus technischen Gründen wurde das Eingangsreferat 
von Herrn Robert Koall leider nicht aufgezeichnet. An dieser Stelle wird daher das 
uns freundlicherweise zur Verfügung gestellte Redemanuskript veröffentlicht.  
 
Anlass der Einladung war ein Artikel, den ich in der SZ unter dem Titel „Der Stadt 
Dresden fehlt eine politische Haltung“ geschrieben habe. Darin habe ich meiner 
Verunsicherung über die Vorfälle am 13. und 19. Februar Ausdruck verliehen. 
Dreimal wurde ich verunsichert:  
 
1. im Vorfeld war ich verunsichert, weil mir bis zum Schluss unklar blieb, wo ich 
meinem bürgerlichen Protest Ausdruck verleihen kann. Weil ich mich ins Unrecht 
gesetzt fühlte, als sei ich der Nichtdemokrat. Weil ich in der politischen Führung 
keinen Partner fand. sondern einen vermeintlichen Gegner. 
 
2. am 19. Februar war ich verunsichert, weil ich in Wasserwerfermündungen schaute. 
Weil ich hilflos mitansehen musste, wie kleine Gruppen von Randalierern den 
friedlichen Protest gewaltsam störten. 
 
3. im Nachhinein war ich verunsichert, als die Medien die vielen tausend friedlichen 
Protestierer ignorierten und ausführlich über linke Gewalt berichteten. 
 
Ich habe daraufhin von der Politik gefordert, sich klarer zu positionieren – sich nicht 
nur auf die politische Ordnung zu berufen, sondern eine politische Haltung zu zeigen, 
damit im nächsten Jahr Politik und Zivilgesellschaft Hand in Hand gehen können. 
 
Hierzu möchte ich vier Gedanken formulieren: 
 
1. Die jetzige Situation ist unerträglich und gebärt nur Verlierer. Wenn die Politik 
sich derart zurückhält und gleichzeitig die Rechten laufen dürfen und eine 
zentrale Gegenkundgebung in Sichtweite untersagt ist, dann bleibt aus meiner 
Sicht nur die friedliche Blockade. 
 
2. Besser wäre es, eine zentrale Gegenkundgebung zu haben, die 
parteiübergreifend und gesamtbürgerschaftlich eine Form des gewaltfreien Protestes 
in Sicht- und Hörweite erlaubt. Das muss juristisch angegangen werden, zur Not 
auch bis nach Karlsruhe. 
 
3. Es sollten alle Mittel eingesetzt werden, die Märsche zu verbieten. Ich verstehe 
nur schwer den Satz: „Das muss die Demokratie aushalten“. Er gibt vor, es drehe 
sich lediglich um missbeliebige Meinungsäußerungen. Der Angriff auf das 
Wohnprojekt, bei dem ein entfesselter Mob eine Viertelstunde lang seinem Hass 
freien Lauf ließ, hat aber gezeigt, dass es nicht nur um abwegige Meinungen, 
sondern auch um konkrete Gewalt nicht nur gegen Sachen geht. Eine Demokratie 
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muss vieles aushalten, sich aber nicht von ihren Gegnern ad absurdum führen 
lassen. 
 
4. Zum Schluss eine unpopuläre These: Vielleicht wäre Dresden am meisten 
damit geholfen, den 13. Februar von seinem Sonderstatus zu befreien. Als 
einzige deutsche Stadt – und viele wurden zerstört – zeigt Dresden bis heute die 
Wunde vor. Und nur diese schwärende Wunde hat die braunen Schmeißfliegen 
angezogen. Man sollte sie sich schließen lassen. Auch die vorgezeigte Narbe ist 
Erinnerung und Mahnung. 
 
Publikum 14: Das ist genau die falsche Politik der Stadt, von der Sie gesprochen 
haben. Oder nennen wir das andere Beispiel. Ich konnte am Sonnabend zwischen 
9:30 und 10:00 meinen Arbeitsplatz, das Dresdner Volkshaus nicht erreichen, weil ja 
angeblich dort die Gewerkschaften Krawalle machen. Die Gewerkschaften 
veranstalten viele Demonstrationen, nicht bloß gegen die Politik, auch gegen die ... 
und haben große Erfahrungen mit Demonstrationen, auch mit Ordnungskräften. Es 
ist selbstverständlich, dass Gewerkschafter Ordnungskräfte zur Verfügung stellen, 
die etwas machen. Nein, so eine Demonstration, die garantiert friedlich gewesen 
wäre, wird einfach verboten. Die Begründung war halt übrigens interessant, weil ein 
Mitarbeiter der Gewerkschaft, nicht derjenige, der angemeldet hat, das Wort 
"Blockade" in den Mund genommen hat. Aber wir haben von Herrn Ulbig erst in dem 
Einspieler gehört, dass wenn mehrere Neonazis das Nazireich verherrlichende 
Parolen brüllen, dass man dann wegen einzelner Äußerungen nicht vorgehen könne. 
Das kann man bloß machen, wenn es um die Gewerkschaften geht. Und wenn ich 
historische Aufklärung machen darf: Das Volkshaus Dresden war das erste 
Gewerkschaftshaus 1933, dass die Nazis gestürmt haben. Daran wird man erinnert, 
wenn man das Verhalten der Stadt Dresden sieht. Danke sehr.         
 
Eva Jähnigen: Vorschlag: Da wir ja noch zu unserer Schlussdiskussion kommen 
wollen, zusammen eine Fazit ziehen wollen, würde ich alle dran nehmen, die jetzt zu 
den Mikrofonen gehen, also tun Sie's, tun Sie's einfach. Stellen Sie sich an den 
Mikrofonen auf, versuchen zu sammeln und dann Robert Koall nochmal das Wort 
geben. Aber wie gesagt, das ist noch nicht die Schlussdiskussion. Das ist jetzt die 
Frage Bürgerschaft. Ich fange jetzt auf der linken Seite mal hinten an, Sie sind 
gleichzeitig losgegangen. Also zuerst der Mann im roten T-Shirt.  
 
Jürgen Bönninger: T-Shirt? Pullover!  
 
Eva Jähnigen: Entschuldigung.  
 
Jürgen Bönninger: Mein Name ist Jürgen Bönninger und ich möchte an Herrn Koall 
anschließen und in einer Sache widersprechen und in einer Sache will ich Ihnen also 
ganz klar zur Seite stehen, weil ich es genau so sehe, wie er, dass Dresden und 
eben nicht nur die Stadt, sondern das Wirtschaftsbürgertum, das Kulturbürgertum, 
das Bildungsbürgertum seine Wunden bis heute leckt und ich habe eben gesagt, 
woher der Mythos kommt, das wissen wir alle, dass also Goebbels den tatsächlich 
überhaupt erst also aufgebracht hat und dass das Bürgertum von Dresden eigentlich 
seither diese besondere Situation nutzt und seine Wunden leckt. Und das ist glaube 
ich das größte Problem in Dresden. Das zieht die Nazis auch an, dass es ein Teil 




Und ich will Ihnen widersprechen, weil Sie sich auch mit Ihrem zu einer großen 
Aktion und Gegendemonstration zum 13. Februar an uns gewendet haben. Ich 
glaube, das reicht nicht aus. Die brauchen wir bestimmt am 13. Februar. Aber wir 
dürfen uns nicht nur von diesem 13. Februar treiben lassen und wir dürfen uns eben 
nicht von den Nazis treiben lassen, sondern wir müssen uns über das gesamte Jahr 
auseinandersetzen. Und ich bitte auch, ich bin großer Freund auch vom Bündnis 
Dresden-Nazifrei. Dass ihr auch manchmal diesen Keil in das Bürgertum mit rein 
gebt.  
 
Also der Benny ich weiß nicht, wie er mit Nachnamen heißt, der hat heute auch 
manchmal gesagt, wir waren diejenigen gewesen, die die Nazidemonstration 
verhindert haben. Das ist nicht richtig. Sondern genauso waren es die Mahnwachen, 
genauso waren es aber auch viele andere kleine Veranstaltungen noch in Dresden 
gewesen. Zum Beispiel das Bundesliga-Spiel unserer Volleyballer. Die waren groß 
plakatiert gewesen und da 
stand genau an dem Netz, wo 
die an dem Tag gespielt haben, 
stand, „Nazis blockieren“.  
 
 
Es gibt Wirtschaftsunternehmen 
und Handwerker, die 
plakatieren und die auch  
„Nazis Blockieren“ dran 
machen. Die müssen wir, das 
müssen wir verbreitern. Wir  
müssen das Netz, was die 
Kirchen mit den Mahnwachen 
gemacht haben, das  
müssen wir auf die Handwerksbetriebe und auf die Wirtschaftsunternehmen  
ausbreiten. Wir müssen die mit einbeziehen. Wir müssen Ansprechpartner dort  
haben und wir müssen Sprachrohre von denen haben. 
 
Und dann hätte ich auch mir gewünscht, Herr Koall, dass Sie dafür werben, dass,  
wir haben Hannes Heer demnächst hier mit einer Aktion, die heißt "Verstummte  
Stimmen". Und dort wird nämlich sehr deutlich, wie das Kulturbürgertum Ende der  
20er, Anfang der 30er Jahre, wo heute die Nachfahren und die Nachnachfahren 
hier leben, wie die damals mit den angeblichen „Kulturbolschewisten“  
umgegangen sind und wie sie Busch vom Dirigentenpult weggezerrt haben unter  
dem Johlen und Klaschen des Kulturbürgertums in Dresden. Und das ist das, was  
uns heute noch belastet. Und damit haben wir uns zu wenig auseinandergesetzt in 
Dresden. Wir müssen das übers Jahr machen und dann haben die Nazis überhaupt  
keinen Nährboden mehr hier. Und das werden wir, wenn wir das kontinuierlich die  
nächsten 5, 6, 7 Jahre angehen und uns nicht nur von dem 13. Februar treiben  
lassen und uns nicht nur auf Gegendemonstrationen am 13. Februar konzentrieren.  
Dann werden wir das auch schaffen. 
 
Und dann ist es wie in Leipzig, ich bin Leipziger, und ich kann sagen, in Leipzig  
fühlen sich die Nazis einfach nicht mehr wohl, weil da eine breite Bürgerschaft,  
das Engagement aus der Bürgerschaft heraus, die eigentlich vertrieben hat. Und  
das haben wir hier nicht. Wir haben noch nicht die breite Bürgerschaft hinter uns.  
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Und bei denen müssen wir werben und nicht nur mit Gegendemonstrationen am  
13. Februar. Dazu möchte ich gern werben, dass das passiert.  
 
Und ich sage, ich komme aus der Wirtschaft. Unser Unternehmen ist immer  
plakatiert gegen Nazis. Und ich werde versuchen, dass ich noch mehr Leute aus der  
Wirtschaft auch mit davon überzeuge. Und ich bitte das Bündnis Dresden-Nazifrei,  
dass sie auch bei der Wirtschaft mit wirbt. Und dass sie eben keinen Keil reinsteckt  
oder reinschiebt in das Dresdner Bürgertum. Also, das war mein Beitrag.  
 
Eva Jähnigen: Danke schön. Jetzt die Frau am mittleren Tele… Mikrofon. 
 
Publikum 15: Ich glaube, die Dame in grün war eher als ich. 
 
Eva Jähnigen: Ich hab's nicht so genau gesehen. Ich mach's jetzt mal der Reihe 
nach. Alle kommen dran. Das sei versprochen. 
 
Publikum 15: Ja, ich habe eine ganz konkrete Frage, Herr Koall. Ich hatte die 
Gelegenheit im letzten Jahr noch unter der Spielzeit des Vorgängerintendanten des 
Staatsschauspiels, Holk Freytag, das Stück  
 
Koall: Vorletztes Jahr. 
 
Publikum 15: Vorletztes Jahr, Entschuldigung, vorletztes Jahr, "Die Wunde 
Dresden" sehen zu dürfen. Gibt es denn die Möglichkeit das auch unter der neuen 
Intendanz weiter zu zeigen, weil ich das einen wichtigen Beitrag finde auch genau zu 
dem Thema, dass die Wunde als Wunde erkannt wird, und dass man mal langsam 
die Narbe erblickt. Und ich möchte Sie auch herzlich willkommen heißen: Dresden 
wäre nicht die Barockstadt  Dresden, wenn wir nicht gerade auf die Hofkirche 
schauen würden, die von einem Italiener erbaut worden ist.  
 
Eva Jähnigen: In der Tat jetzt die Frau in grün.  
 
Publikum 16: Ich wollte auf ihren dritten Punkt... 
 
Robert Koall: Entschuldigung, wir haben gerade beschlossen, dass wir sammeln. Ich 
beantworte schon noch. 
 
Publikum 16: Ich wollte auf ihren dritten Punkt eingehen, dass Sie sich eine große 
Demo in Sicht- und Hörweite wünschen mit großer Beteiligung. Ich wünsche mir 
auch, dass es eine große Beteiligung gibt, aber wenn wir wieder nur in Sicht- und 
Hörweite demonstrieren, dann ist es ein Rückschritt. Das hatten wir schon. Also vor 
3 Jahren gab es die großen GEH-Denken-Demos, die waren nett. Aber auch nicht 
mehr. Also, es nutzt mir persönlich nichts, wenn ich mir über Jahrzehnte anschauen 
muss, wie Nazis durch die Stadt laufen, wir eine Gegendemonstration haben, die 
doppelt so groß ist, aber trotzdem die mediale Aufmerksamkeit sich auf die Nazis 
fokussiert. Und dann möchte ich lieber die 10.000 Leute, die wir auf der 
Gegendemonstration haben, dass die sich auf der Straße hinsetzen und dafür 
sorgen, dass die Nazis nicht laufen können. Denn das hat in den letzten 2 Jahren gut 
funktioniert. Also dieses Jahr und das Jahr davor. Dass es dieses Jahr eben zu 
Gewalt gekommen ist, ist extrem unschön und hat auch einen extrem negativen 
Nachgeschmack dadurch hinterlassen. Aber ich meine 2010 hat das so einwandfrei 
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funktioniert. Ich war so erstaunt. Ich kannte diese großen GEH-Denken-Demos, wo 
Latschdemos, um es mal böse zu sagen, wo man die Nazis vielleicht mal gesehen 
hat, vielleicht mal laut rüberrufen konnte, aber das war alles. Und dann 2010 sofort 
eine erfolgreiche Sitzblockade. Und ich denke, das ist ein Rückschritt, wenn wir jetzt 
wieder zum ja tatenlosen Protest in Seh- und Hörweite rückgehen. Also ich finde, es 
müssen allgemein noch mehr Leute von mir aus auch zu verschiedenen Arten des 
Protestes mobilisiert werden, aber ich bin der Meinung, dass im Moment die 
Blockade die richtige Möglichkeit ist und dass hoffentlich in 3, 4 Jahren es dann den 
Nazis irgendwann zu blöde wird sich immer die Beine in den Bauch zu stehen. Also, 
ich weiß nicht, ob das eine naive Hoffnung von mir ist, aber das ist einfach, ich will 
nicht zurück zu Latschdemos. 
 
Eva Jähnigen: Wir sammeln noch weiter. Ich mache jetzt hier von vorn weiter. Sie 
kommen alle noch dran. Jetzt der Herr von mir aus rechts vorn.  
 
Publikum 17: Herr Koall, in einem möchte ich ein bisschen widersprechen. Dass die 
Dresdner sich da in ihrer Wunde gleichsam baden. Ich glaube, also ich bin 79 nach 
Dresden gekommen. Da war die Gedenktradition ziemlich am Boden, weiß ich 
noch. Gut, die Staatskapelle spielte ein Konzert und der Kreuzchor sang, aber sonst 
war nichts los. Es ging los, und da wurde der 13. Februar aber dann zum Fanal, 82 - 
"Schwerter zu Pflugscharen", als die ersten Jugendlichen an der Frauenkirche ihre 
Kerzen zündeten und dort eine Demo machen wollten, wo dann Bischof Hempel 
damals gesagt hat, Leute, das wird zu gefährlich für euch. Kommt in die Kreuzkirche. 
Und dann waren, ich weiß nicht, 5.000 Leute in der Kreuzkirche und machten da 
Diskussion. Und ich hab das ja dann erlebt bis 89 wirklich, in die Kreuzkirche kam 
keiner mehr rein. Die jetzige Feuerpolizei, die hätte geschrieen und sonst was 
gemacht. So, dort hatte der 13. Februar eine unwahrscheinliche politische 
Bedeutung. Und die hat er nun allerdings wieder verloren. Es sei denn, na gut, die 
anderen versuchen es aufzunehmen, dass wir uns besinnen und etwas von diesem 
Geist, der da in diesem 13. Februar steckte, wieder auf nehmen. Aber gut, das sagt 
sich leicht daher. Und ich bin auch nicht mehr der Jüngste, ich kann gut reden. Also, 
das ist eigentlich das: Wie können wir von dieser unheimlichen positiven Tradition, 
die da Anfang der 80er Jahre bis in die 90er hinein eigentlich da war, wieder 
aufnehmen? 
 
Publikum 18: Nur kurz vorweg. Ich dachte, Kultur wäre immer eher eine kritische 
Angelegenheit als mehr eine unterhalterische. - Aber jetzt zum eigentlichen Thema. 
Es gab gerade aus den Bereichen der freien Kultur und der nicht-städtischen und 
nicht-institutionalisierten gab es auch im Vorfeld eine große Unterstützung für die 
Blockaden, im Sinne der Mobilisierung. Es gab dann auch viele Kulturevents auf den 
Blockaden, was natürlich einen sehr großen spektrenübergreifenden Zusammenhalt 
auch herstellen kann.  
 
Wir denken nur an die Bilder von einem Klavier, das auf die Straße gestellt wurde 
vor die Blockade und dann plötzlich Leute Musik machen vor einem Wasserwerfer. 
Und dann Bilder um die Welt gehen von einem Klavier vor einem Wasserwerfer und 
die Polizei hilflos die Durchsage macht: Bitte unterlassen Sie es, Gegenstände auf 
die Straße zu stellen! In dem Sinne gab es viel Unterstützung aus den Bereichen der 




Aber die ja Kultur, die von Staatsseite her gefördert wird, wie im Staatsschauspiel 
oder auch andere, sind da eher, haben sich eher zurückgehalten. Und auch so im 
Jahr über wird es vielleicht eher doch häufiger Kulturevents geben, die sich auch mit 
Rechtsradikalen auseinandersetzen, weil Rechtsradikalismus ist nichts, was 
irgendwie am 19. plötzlich plopp macht und am 20. wieder verschwunden ist. 
Sondern die sind das ganze Jahr über da. Und Kultur wäre einer der großen 
Aufhänger, oder der großen Institutionen, die keine Institution an sich sind, die auf 
der einen Seite Gehör finden, auf der anderen Seite auch die Macht haben dagegen 
zu kämpfen. Sei es in Schulen bis hin zum gehobenen Bildungsbürgertum. Man kann 
alle damit abfangen.  
 
Daher die Frage, können Sie sich vorstellen, dass es eine Kooperation zwischen 
institutionalisierter Kultur und freien Kultureinrichtungen gibt, die man auch das 
ganze Jahr gegenüber solchen rechtsradikalen Tendenzen arbeitet und auch 
Sachen, die damit im Zusammenhang sind, wie jetzt im Aufploppen der Sarrazin-
Debatte oder überhaupt menschenverachtenden Debatten? Diese Themen 
aufzugreifen, anzugreifen, im politischen Raum einfach zu halten und damit kritisch 
zu sein und auch die Menschen zum kritischen Denken anzuregen? 
 
Eva Jähnigen: Er schreibt sich alle Fragen wirklich auf. Ich sehe es. Sie kommen 
also noch dran. Es fällt mir schwer, in diesem Kern der Debatte unser 
bürgerschaftliches Engagement nochmal zu Kürze zu mahnen, aber wir wollen noch 
eine Schlussdiskussion machen. Sie haben das Wort. 
 
Publikum 19: Ja, nochmal was zu der Sicht von draußen auf Dresden. Also, auch 
für mich ist Dresden die Wahlheimat, wenn auch schon sehr viel länger als für Sie. 
Ich bin schon seit 1984 hier. Und der Blick auf den 13. Februar ist also auch, denke 
ich, zu DDR-Zeiten schon spannend gewesen. Also, ich bin in Stralsund groß 
geworden und habe mein Abitur gemacht Anfang der 80er Jahre. War eine sehr 
heiße Zeit. Wir alle hatten Angst vor einem Bombenkrieg. Und es gab ein Plakat, was 
ich auch heute noch sehr imposant finde, da war die Ruine von der Frauenkirche 
drauf und da stand einfach nur daneben "Denkmal nach". Und für mich war das 
immer das stärkste Symbol, was ich kannte, diese Ruine der Frauenkirche gegen 
Bombenkriege.  
 
Und ich war dann sehr erschüttert, als der Wiederaufbau der Frauenkirche als 
gerade Deutschland beschlossen hatte, diese Bombenangriffe in Ex-Jugoslawien zu 
unterstützen. Also, das war für mich persönlich so eine schlimme Parallele, die ich 
bis heute nicht verkraftet habe.  
 
Und deswegen habe auch ich nach wie vor eine sehr kritische Sicht auf dieses 
einseitige Gedenken, was in Dresden stattfindet. Ich möchte das wirklich so 
benennen. Sie sind übrigens, Herr Koall, in sehr guter Gesellschaft, von jemandem, 
der am 13. Februar im Coloradio sehr lange zu hören war mit einem Interview. Ich 
glaube, es war ein Hamburger Sozialwissenschaftler, der auch das aus dieser Sicht 
beleuchtet hat. Wie das eben deutschlandweit so wahrgenommen wird, dass 
Dresden sich tatsächlich als Opferstadt hinstellt. Und, ich fand's auch schlimm in 
diesem Interview zu hören, dass zum Beispiel die Leute diese Aktion Täterspuren 
organisieren wollten extreme Schwierigkeiten hatten überhaupt erst Mal eine 
Recherche zu betreiben zu dem Thema. Weil sie in den Archiven so gut wie nichts 
gefunden haben. Und ich finde, das ist tatsächlich was, was man sich als geborener 
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Dresdner oder auch als Wahldresdner durchaus zu Gemüte führen muss. Dass hier 
wahrscheinlich wirklich mal ein Umdenken stattfinden muss.  
 
Die zweite Sache, die mich umtreibt, ist die Frage, wie kann es möglich sein, dass, 
wenn so viele friedliche Demonstranten da sind, man nicht aus den eigenen Reihen 
heraus Gewalttäter in den Griff bekommt? Also ich erinnere mich auch an 
vergangene Zeiten, Anfang der 90er Jahre, wo ich auch öfter auf Demonstrationen 
war, einfach weil ich damals um den Erhalt von Jugendradio DT 64 gekämpft habe. 
Auch uns haben sich immer wieder zwielichtige Gestalten versucht anzuschließen. 
Und wir haben es immer wieder versucht, die zu isolieren. Also, wir haben, wenn wir 
Demonstrationen organisiert haben, dafür gesorgt, dass außen Leute waren, von 
denen wir wussten, die sind zuverlässig, die sind so wie wir, wollen friedliche 
Aktionen. Und wenn wir gemerkt haben, irgendjemand hat da das Potential sich zu 
vermummen oder irgendwas zu nehmen, dann wurden die in die Mitte gezogen und 
isoliert und es wurde verhindert.  
 
Und ich frage mich wirklich und das ist jetzt auch eine Frage an das Bündnis, ich 
weiß gar nicht, ob der junge Mann noch da ist, ob's da irgendwie Strategien gibt, so 
was in den Griff zu kriegen? Also, ich finde, das muss einfach, dass man das aus 
den eigenen Reihen hinkriegt und nicht der Polizei überlässt. Also, ich finde das auch 
nach wie vor schlimm, dass das in den Medien dann sofort so hingestellt wird, linke 
Chaoten. Wieso linke Chaoten? Für mich sind das Hooligans. Also ich, dass was 
Sie vorhin beschrieben haben, von wegen. Da war gar keine politische Motivation 
dahinter, das bestätigt jetzt diesen Eindruck, den ich habe. Also, genauso hab ich mir 
das auch vorgestellt. Dass es wirklich die gleichen Leute sind, die bei Fußballspielen 
durch die Gegend reisen um Krawall zu machen, die dann eben auch so was 
ausnutzen. Ja, und dann hatte ich noch was, aber jetzt habe ich den Faden verloren.     
 
Eva Jähnigen: Wir haben ja noch eine Schlussdiskussion. Wir können auch noch 
miteinander reden. ich würde jetzt wirklich vorschlagen, dass die beiden nochmal zu 
Worte kommen und Herr Koall zu Worte kommt. Und wir dann die Schlussdiskussion 
machen. Tut mir jetzt leid. Die beiden noch. Er nochmal, weil dann wird's auch für ihn 
zu viel und dann machen wir noch die Schlussdiskussion. Sie bitte. Also jetzt von 
hinten nach vorn. 
 
Publikum 20: Also Eva und Johannes, ein Lob für die sehr geschickte Einordnung 
der Gesprächsleute. Mir ist bei dem Vortrag von Herrn Koall eins sehr deutlich 
geworden: Die Ambivalenz zwischen dem, was also der Verfassungsrechtler oder 
Versammlungsrechtler, Prof. Arzt geäußert hat, nämlich die ganz klaren juristischen 
verfassungsrechtlichen, versammlungsrechtlichen Relevanzen und auf der anderen 
Seite Herr Koall, der glaube ich eine große Menge Dresdner Bürger vertritt, 
bürgerschaftliches Engagement. Man sagt ja auch ziviler Ungehorsam. Ich gehöre 
zu denen, die Herrn Koall vorbehaltlos zustimmen. Hier gibt es also nicht mehr lange 
zu suchen nach juristischen Finessen. Ich habe mich also auch beschäftigt mit den 
Verwaltungsgerichtsentscheidungen. Die sind rechtlich gar nicht anzugreifen. Es gibt 
aber, und da erinnere ich mich an Johannes Lichdi, der gesagt hat, wir können hier 
nicht lange warten, wir müssen einfach auf den Albertplatz gehen und uns dort 
positionieren. Da wir Pfarrer unter uns haben, es gibt einen sehr schönen Choral, „Es 
gilt ein frei Geständnis in dieser unserer Zeit“. - Das haben wir schon zu DDR-Zeiten 
gesungen. Ich glaube, das ist auch wieder sehr notwendig, das ist auch wieder sehr 




Also, diese beiden Herrn, Koall und Herr Prof. Arzt, vertreten sehr unterschiedliche, 
im Kern aber sehr gleiche Ansichten. Für mich ist eins entscheidend, was Sie 
gesagt haben, Prof. Arzt. Und da würde ich hier nochmal nachfragen. Sie führten den 
Fall Berlin auf, dass die Nazis unmöglich durch das Brandenburger Tor gehen 
sollten. Das ist offenbar juristisch geklärt worden. Sie sagten, es ist ein polizeilicher 
Notstand argumentiert worden. Offenbar ist das aber aus meiner Lesart, so wie ich 
Sie verstanden habe, eine ganz klare politische Entscheidung gewesen. Juristisch 
hintersetzt, wie auch immer. 
 
Warum ist so was in Dresden nicht möglich? Warum wird in Dresden nicht politisch 
entschieden? Und das ist meiner Meinung nach nur möglich, wenn also dieser 
sogenannte zivile Ungehorsam, diese friedliche Blockade, die fußt auf einem 
Grundgesetz, was ganz eindeutig ja vorliegt. Und das hat auch was mit der 
Menschenrechtscharta der UNO zu tun, dass wir unsere Meinung frei äußern dürfen. 
Es kann nicht sein, dass mir ein Polizist sagt, ihr Strafregister ist mit dem 19. Februar 
2011 massiv angewachsen. Da beißt sich ja was. Also mich würde schon einfach mal 
interessieren, Herr Prof. Arzt, hat es denn von der Gegenseite zu dieser 
Entscheidung in Berlin eine Revision gegeben? Das wäre ganz interessant. Und zum 
zweiten würde ich hier alle bitten, wir müssen einfach bürgerschaftlich weiter dran 
bleiben. Und genau, was Sie sagen, hohes Lob, anders geht's gar nicht mehr.  
 
Eva Jähnigen: Also, die Frage sei mitgenommen in die Schlussdebatte. Er hat sie 
sich schon aufgeschrieben. Und Sie sind als Letzter in der Runde dran. 
 
Publikum 21: Ich habe eine konkrete Nachfrage nochmal zu Ihrem Artikel, Herr Koall, 
und zu der Reaktion darauf. Ich muss vielleicht mein persönliches Empfinden 
vorausschicken, damit man die Frage verstehen kann. Dass für mich Dresden eine 
Stadt ist, in der sich relativ viele Leute aus dem öffentlichen Raum leisten können 
oder leisten wollen, zu zentralen politischen Fragen keine Haltung zu haben. Also 
auch Menschen, die nicht an sich politisch sind in ihrem Auftreten im öffentlichen 
Raum, die einfach Menschen sind, die man kennt, die sich aber zu Themen weniger 
äußern als das in anderen Städten der Fall ist. Und ausgehend davon würde ich 
denken, dass Ihr Artikel einige Leute getroffen haben müsste und sie gemerkt haben 
müssten, dass das Verhalten nicht besonders förderlich ist. Daher die Frage, wie die 
Reaktion waren, ob Sie in die Richtung irgendwelche Rückmeldungen bekommen 
haben bzw. ob Sie überhaupt auf den Artikel von dementsprechenden Leuten 
angesprochen wurden oder ob das dann in Ihr Privatvergnügen abgeschoben 
wurde? 
 
Eva Jähnigen: Sie haben das Wort endlich. 
 
Robert Koall: Ich habe, es waren nicht alles Fragen. Ich versuche kurz und knapp auf 
das zu antworten. Die erste Frage war, ob "Die Wunde Dresden" nochmal in den 
Spielplan kommt. Am Staatsschauspiel. Nein, kommt sie nicht. Und das hat aber 
keinerlei, können wir gerne auch gleich nochmal im Anschluss drüber reden, es hat 
keinerlei inhaltliche Gründe, sondern hat logistische Gründe, hat mit Schauspielern 
zu tun, die es am Haus nicht mehr gibt. Hat mit Ansetzbarkeit zu tun. Ich sag's nur, 
ich will jetzt keine Werbung machen. Ich will's nur ganz kurz inhaltlich sagen. "Die 
Wunde Dresden" ist auch jetzt im Spielplan nicht das einzige Projekt am Haus, was 
sich mit dem Februar-Phänomen, was sich mit Dresden, was sich mit dem Weltkrieg 
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auseinandersetzt. Auch nächstes Jahr, ich darf's noch nicht sagen, welches, aber 
auch nächstes Jahr wird es ein großes Projekt dazu geben. Ich will nur sagen, mit 
dem Verschwinden der "Wunde Dresden" vom Spielplan ist das Thema nicht vom 
Spielplan verschwunden.  
 
Um Gottes Willen. Die zweite Bemerkung war, dass es kein Zurückgehen geben 
solle zu den Latschdemos, wie Sie es gesagt haben. Nur eine ganz kurze 
Bemerkung, damit wir uns da nicht missverstehen. Wenn ich sage, ich hätte gern 
eine, ich wünsche mir eine große zentrale Veranstaltung am 19. Februar übrigens, 
wenn ich eben 13. Februar gesagt haben sollte, dann verbessere ich mich, am 19., 
wenn es den so nochmal gibt. Dann meine ich nicht, dass das die einzige bleiben 
soll, um Gottes Willen. Ich habe, also, konkrete Situation: 
 
Als ich am 19. durch die Stadt gegangen bin, sprach mich eine wirklich sehr alte 
Dame an mit ihrem Mann, sie seien aus Berlin gekommen um zu demonstrieren 
gegen Nazis, wo sie denn jetzt hinsollten. Und ich gemerkt habe, ich kann der nichts 
sagen, keine Ahnung. Also ich kann ja nicht sagen, Omi, setz dich auf die Kreuzung. 
Das kann ich tun, aber es ist... Und diese Frau hätte ich gern irgendwo hingeschickt. 
Und deswegen fände ich's toll, wenn es so eine zentrale Veranstaltung gäbe.  
 
Die Frage nach der, ich hab's offengestanden nicht so richtig verstanden, weil es so 
ein bisschen, es schwamm so ein bisschen der Vorwurf mit, dass die subventionierte 
Kultur, wenn ich das richtig verstanden habe, sonst korrigieren Sie mich, sich nur aus 
Anlass des 13. Februar zu Wort meldet und ansonsten übers Jahr sich nicht dazu 
verhält. So habe ich es ein bisschen durchgehört. Dem würde ich relativ vehement 
widersprechen wollen als Vertreter dieses Theaters, was die Auseinandersetzung mit 
dem Thema im Spielplan betrifft. Und die Frage, die am Ende gestellt wurde, ob wir 
uns vorstellen können, als Staatsschauspiel mit Institutionen aus der freien 
Kulturszene zusammenzuarbeiten, ja, aber warum denn nicht, um Gottes Willen.  
 
Ich mag die Frage ein bisschen nicht, weil ich, nein, weil da schwingt was mit, was 
man öfter mal zu hören kriegt. Es schwingt etwas mit, eine Lagerbildung zwischen 
subventionierter und freier Kultur und das ist ein sehr sehr weites Feld und deshalb, 
das kann ich nicht so in einem Schlagwort beantworten. Aber wenn Sie mich so 
fragen, wenn da zwei Institutionen, also eine freie und eine geförderte Institution 
zusammenarbeiten, aber hallo, müssen nur halt eine gute Idee haben. Also, na klar. 
 
Letzte Frage. Ich habe, also ich staune selbst ein bisschen. Wo ist der Kollege dort. 
Ich staune selbst ein bisschen. Ich bin auch nur ein feiger Mensch. Und ich habe 
wirklich überlegt, ob ich diesen Artikel so schreibe, wie ich ihn schreibe. Und 
gedacht, was passiert denn als nächstes. Es ist überhaupt nichts passiert. Also 
nichts negatives. Also für meine Verhältnisse waren das Waschkorbdimensionen, an 
Zuschriften, 50 oder so. Aber, ich habe jedes Mal, immer beim Öffnen der 
Briefumschläge gedacht, so jetzt kommt's und jetzt kommt die Drohung oder 
irgendwas. Aber es waren durchweg positive Rückmeldungen. Egal auf welchem 
Wege. Und bis hin zu Geschenken. Ich kann nur sagen, schreiben Sie einen Artikel 
in der SZ, das ist ganz toll. Ich habe mich noch nie so wohl gefühlt in dieser Stadt. 
Ich hab noch nie so viel Post gekriegt. Also, nein, ohne Pointe, es ist, ich hatte auch 
wirklich ein bisschen Schiss, aber es ist vollkommen aus geblieben, die negative 




Eva Jähnigen: Vielen Dank bis dahin. Unsere... 
 
Robert Koall: Habe ich jetzt eine Frage, Entschuldigung, habe ich eine Frage 
vergessen zu beantworten? Gut. 
 
Eva Jähnigen: Ich sehe keine heftigen Proteste. Vielen Dank bis hierhin. Schnell zur 
Abschlussdiskussion. Ich mache dem Moderator Platz. 
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Block 5: Abschlussdiskussion 
 
Prof. Dr. Clemens Arzt 
Pfarrer Karl-Heinz Maischner 
Robert Koall 
Eva Jähnigen 
Moderation: Johannes Lichdi 
 
 
Johannes Lichdi: Ja, die Abschlussdiskussion wird jetzt nicht eröffnet durch…, soll 
ich hier in die Mitte, Entschuldigung, genau. Also, es geht nahtlos weiter und Herr 
Prof. Arzt hat sich die Frage aufgeschrieben, die an ihn gerichtet wurde. Und er fängt 
jetzt auch dann gleich an.  
 
Clemens Arzt: Das war wieder so ein typischer Überraschungsangriff von Ihnen. 
Also, vielleicht zwei Vorbemerkungen. Erste: Wenn man 12 Jahre Polizisten 
ausbildet, bleibt es wahrscheinlich nicht ganz ohne Auswirkungen auf die eigene 
Denkfähigkeit.  
 
Zweite, die anderen auf dem Podium haben es natürlich wesentlich leichter als ich, 
weil sie sozusagen ihren Gefühlen freien Lauf lassen können. Wohingegen ich 
versuchen muss, irgendwie halbwegs mitzukriegen, was so gängige Auffassung 
unter Juristen ist.  
 
Johannes Lichdi:....Berufswahl. Herr Arzt. 
 
Clemens Arzt: Stimmt. Ich wollte früher Theaterkritiker werden, aber ... 
 
Johannes Lichdi: Ich bin so froh, dass Sie Jurist geworden sind.  
 
Clemens Arzt: Also, insofern ich stelle erst mal das dar, was aus meiner Sicht im 
Moment so eigentlich der Stand der Meinungen ist im Juristentum. Ich habe Ihnen 
schon relativ klar gesagt, wo ich finde, dass es Auslegungspielräume gibt und ich 
denke auch, die werden hier in der Stadt einfach nicht ausreichend genutzt, diese 
Spielräume. Das ist eine ganz klare Sache.  
 
Nun war die Frage, ist diese Entscheidung VG und ich glaube, es war auch noch 
OVG Berlin zum 8. Mai 1945, bzw. 60 Jahre 8. Mai, ist das ein Muster für Dresden? 
Könnte man das nicht hier auch so machen? - Ich bin mir nicht mehr ganz sicher, ob 
argumentiert wurde mit den echten oder unechten polizeilichen Notstand, das wird 
noch mal differenziert bei den Juristen. - Ist auch egal, wie es wäre .., es ist kein 
Muster, weil es aus meiner Sicht ein offenkundiger Akt der Justiz war im Sinne von 
Rechtsbruch, dass man aus politischen Motiven eine juristische Argumentationsfigur 
bemüht hat, deren Voraussetzungen nicht erfüllt waren. Also ich bin strikt dagegen, 
dass man versucht auf Ebene der Gerichte genau wie auf Ebene der Polizei mit 
rechtlichen Argumenten ein politisches Ziel zu erreichen, was vom Recht nicht 
getragen wird. 
 
Ja, also, wir können darüber reden, ob das Recht, ob die Gesetze geändert werden 
müssen und und und. Aber dafür bin ich nicht. Sondern da muss man gucken, wo 
sind die Spielräume. Die kann man ausnutzen, aber am Ende und das haben Sie ja, 
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Herr Koall, eingefordert, muss ich dann halt auch sagen als Verantwortlicher, als 
Leiter der Versammlungsbehörde, des Ordnungsamtes oder was auch immer dieser 
Herr ist, sorry, hier sind einfach jetzt die Grenzen. Mir sind hier die Hände gebunden. 
Weiter geht es eben nicht. Ich glaube, das ist die Aufgabe von Juristen, nicht nach 
poltischen Opportunitäten zu entscheiden, weil dann trifft's heute die Richtigen und 
morgen die Falschen vielleicht. 
 
Johannes Lichdi: So, jetzt hat sich meine Kollegin Frau Jähnigen gemeldet und ich 
nehme sie jetzt mal dran.      
 
Eva Jähnigen: Ich habe ja jetzt zwei Runden moderiert und mich zurückhalten sollen 
und dürfen. Und jetzt will ich mich nochmal einmischen. Er hat das jetzt so juristisch 
geschildert. Da gibt es Grundrechte und man muss die beachten und das steht 
irgendwie im Wege. Ich sag's jetzt mal politisch. Also erstens die Verbotsdebatte. 
Es klingt ja so einfach. Man verbietet diese Demonstrationen, man verbietet diese 
Partei und dann sind sie weg. Will nur dran erinnern, wir hatten hier ein Land, in dem 
war das verboten und das Land hat nach seinem Ende einen braunen Sumpf 
überliefert. Will's mal hier ganz deutlich sagen. Ich bin Eingeborene und ich weiß, 
wovon ich rede.  
 
Und die andere Frage der Verbote ist, wer beurteilt denn, ob eine Versammlung 
verboten wird? Wer führt diese Meinungsprüfung durch? Das sind die politisch 
Verantwortlichen. Haben wir so viel Vertrauen zu Ihnen, dass wir Ihnen so eine 
Gesinnungsprüfung überlassen würden? Ich habe es nicht. Und deshalb will ich 
diesen Weg nicht. 
  
Zweitens: Dresden als vermeintlicher Sonderfall. Ich glaube, wir müssen uns 
dringend in dieser Stadt weiter damit beschäftigen. Ich sag's als Generation von 
Töchtern und Söhnen, die im Krieg waren, die diesen Angriff miterlebt haben. Warum 
dieser vermeintliche Sonderstatus, das Opfer der anglo-amerikanischen Bomber, wie 
hör ich's noch aus dem Jugendweiheunterricht, so gepflegt wurde. Und warum wir 
eine Stadt sind, wo am Heidefriedhof, an einem zentralen Gedenkort der Stadt, 
„Dresden“ auf einem Stelenrondell direkt neben „Auschwitz“ steht. Diese Frage steht 
für uns praktisch. 
  
Drittens: Wenn sich eine zentrale Demonstration oder ein zentrales Ereignis 
gewünscht wird, wonach ich auch durchaus ein Bedürfnis hätte, oder gute 
Erfahrungen teile, müssen wir, glaube ich, und das hat mir an dem kirchlichen 
Mahnwachennetz so gut gefallen, die Frage stellen, wo sollen die Nazis dann 
hingehen? Und dann kommt immer diese Antwort, na die sollen durch 
menschenleere Stadtteile ziehen. Nun ist diese Stadt, Gott sei Dank, in allen 
Stadtteilen bewohnt. Und ich möchte nicht, dass Stadtteile oder auch Natur- oder 
Landschaftsschutzgebiete für Nazistiefel geräumt werden müssen. Und deshalb 




Eva Jähnigen: Genau, genau das. Und ich glaube, wir müssen uns als Bürgerschaft 
klar werden, dass das nicht helfen wird. Im Gegenteil. Und das dritte ist, wenn ich die 
Repräsentanten dieser Stadt und die Repräsentanten des Landes in dieser Stadt, zu 
denen ich gehöre, in ihrer Mehrheit erlebe, höre ich in ihren Schilderungen, dass die 
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Stadtbürgerschaft, die wir hier auch sind, als Problem gesehen wird. Und dann wird 
von der Bürgerschaft aus auch wieder verlangt, dass die Politik in der Stadt etwas 
anderes macht. Die Stadt ist aber die Bürgerschaft. Und die Repräsentanten müssen 
mit der Bürgerschaft zusammenarbeiten und die Bürgerschaft muss das von ihnen 
auch wollen. Sie vertreten uns nur. Wir sind die Bürgerschaft alle. Und deshalb 
glaube ich, das dieses Zivilgesellschaftlich-Demokratische, was die Alternative ist, 
wenn wir sagen, die Verbote helfen uns nicht so sehr weiter. Das müssen wir 
einfordern von der Politik und das wünsche ich mir als Bürgerin dieser Stadt.  
 
Johannes Lichdi: Vielen Dank, Eva Jähnigen. Ja, jetzt sind Sie wieder dran. Frage an 
alle oder Bemerkungen. Der Herr Journalist, dann, nein, jetzt nehme ich mal den …, 
der war noch nicht dran und dann die Dame in grün. Bitte. 
 
Tobias Strahl: Ganz kurz nochmal, generelles Verbot, gemeinsame Verantwortung, 
Entschuldigung, gemeinsame Veranstaltung, später revidiert auf eine große 
Veranstaltung, aber nicht die einzige und Dresden zeigt die Wunde, nicht die Narbe. 
Was war das vierte, der vierte Gedanke?  
 
Robert Koall: Der vierte Gedanke war, nein, glaube nicht, verbieten haben sie ja 
gesagt. Der vierte Gedanke war der Ausgangsgedanke, dass die Situation, so wie sie 
jetzt ist, die unerträglichste ist. 
 
Tobias Strahl: Ok, vielen Dank. 
 
Publikum 22: Es wird sich ja, oder generell in der ganzen Debatte die grundlegende 
Frage nicht gestellt, wie kommt es, dass Dresden überhaupt sich so bewusst und ich 
will mal sagen larmoyant als Opfer inszeniert und stilisiert. Wie gesagt, ich bin 
auch Kölner und es, wenn man die Geschichte des Zweiten Weltkrieges sieht, also 
jetzt mal ganz abgesehen von den Städten, die wirklich Opfer waren, Warschau, 
Gernika, Rotterdam etc., dann Hamburg, Köln, Ruhrgebiet, München, Nürnberg, 
Hildesheim, eine wunderschöne mittelalterliche Fachwerkstadt, im April noch 
zerstört, Pforzheim am 15. Januar. Auch 25.000 Tote in 6 Stunden. Eine 
mittelalterliche Fachwerkstadt, völlig niedergebrannt. Da redet kein Mensch von.  
 
Nur Dresden hat es geschafft, sich in der weltweiten Diskussion als Opferstadt zu 
stilisieren mit leichten Rückschritten und Anmerkungen, ja, erst haben die 
Synagogen gebrannt und dann die Stadt. Aber das wird alles so so … also es gibt 
kein rationales Faktum, weder vom Ausmaß der Zerstörung, noch von den 
Opferzahlen her, die das auch nur im geringsten rechtfertigen würden. Also, das 
finde ich die generelle Frage, wie kommt so was. Und meines Erachtens ist, siehe 
"Wunde Dresden", da wurde es ja angespielt, das ist meines Erachtens reine 
Psychologie, Täter, die sich zu Opfern machen um als Täter nicht erkannt zu werden. 
Das ist letzten Endes ein untergründiges schlechtes Gewissen, was sich auf die 
Art und Weise äußert, indem es sich als Opfer inszeniert um sich, die wollen Ruhe, 
Ruhe im Korb und sonst nichts, damit die alten Machenschaften, damit dieses 
inszenierte Hoftheater weitergehen kann.  
 
Johannes Lichdi: Wollen Sie gleich? Bitte Sie. So, jetzt geht's los. 
 
Publikum 23: Nochmal eine kurze Anmerkung zu dem, was Sie meinten, dass man 
ja, dass es nichts bringt, den Aufmarsch in andere Stadteile zu verlegen oder in 
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leergeräumte Stadtteile zu verlegen. Kurzzeitig hieß es ja mal, das Ganze sollte in 
Cotta stattfinden. Und der dafür denkbare Platz wäre direkt vor meiner ehemaligen 
Schule gewesen und ich habe von sehr vielen Leuten sehr große Aufregung darüber 
erlebt. Natürlich, jetzt hat es die Leute in der Südvorstadt getroffen. Aber, es ist auch 
für die Leute, die da wohnen, selbst wenn sie nicht direkt betroffen sind und nicht 
direkt von ja Polizeiabsperrungen oder Demonstrierenden vor der Haustür betroffen 
sind. Wenn man mit dem Punkt irgendetwas verbindet, ist es nochmal eine ganz 
andere Ebene.  
 
Und ich denke, dass es eben nicht sein kann, dass wir sagen, oh, wir schützen die 
Altstadt, wie es ja auch bei der Menschenkette hieß. Wir schützen die Altstadt vor 
Extremisten. Und was ist mit dem Rest von Dresden, der wird nicht geschützt, oder 
was? Also, es kann nicht der Weg sein zu sagen, was ist weniger wichtig. Cotta ist 
weniger wichtig, Gorbitz ist weniger wichtig. Irgendwohin können wir sie ja 
abschieben. Das kann nicht die Lösung sein. Wir müssen halt eine gesamte Lösung 
finden, so dass es das in Dresden nicht mehr geben kann. Egal wo.  
 
Johannes Lichdi: Jetzt wurde eben die Frage nochmal mit aller Dringlichkeit gestellt, 
die schon in der letzten Debatte gestellt wurde, nämlich die Zuspitzung auf die 
spezifische Dresdner Gedenkkultur, Opfermythos. Ich weiß jetzt nicht, ob jetzt 
jemand hier vorn dazu antworten will. Ich habe die Wortmeldung gesehen, aber ich 
würde diese Frage jetzt hier aufs Podium nochmal holen und würde Herrn 
Maischner, Frau Jähnigen, Herrn Koall, wenn Sie wollen, dazu bitten, aber Sie 
können auch sagen, dazu müssen wir noch reden und nachdenken.  
 
Karl-Heinz Maischner: Also, ich bin auch kein Dresdner. Aber ich bin im Weichbild 
von Dresden geboren. Dresden hat in meiner Kindheit und Jugend eine große Rolle 
gespielt, weil meine Familie aus Dresden stammt, aber nicht von zumindest, die 
Familie meiner Frau ja, mit dem Bombenangriff was zu tun hat. Aber meine eigene 
Familie nicht. Wir haben das sozusagen nur am Himmel gesehen. Ich hab, ich bin 
mir unsicher, wie ich's einschätzen soll.  
 
Ich denke, einerseits hängt es sehr stark zusammen mit einem ja etwas Gefühltem, 
was nur ein Sachse verstehen kann. Das ist die eine Seite. Mit der sächsischen 
Residenz. Das hängt irgendwie damit zusammen. Aber das ist nur die eine Seite. Die 
andere Seite ist, denke ich, dass die ganzen psychologischen Deutungen mit 
Schuldwegdrücken, mit Keine-Verantwortung-Übernehmen-Wollen oder Ruhe-
Haben-Wollen und sich eine Möglichkeit suchen, dass das alles irgendwo richtig ist. 
Ich kann nur von mir sagen, dass ich gern dieses Bewusstsein wach halten will, 
wiederum aber nicht verstehen kann, wenn die Dresdner nur auf diese Seite gedrückt 
werden, dass sie also diejenigen sind, die larmoyant und immer wieder sich in ihrer 





Ich habe selbst sehr viel 
Kritik gehabt am 
Wiederaufbau der 
Frauenkirche. Ich bin 
auch durchaus zu 
dieser Zeit, also zu 
DDR-Zeiten, mit Kerzen 
an der Frauenkirche 
gewesen. Habe 
gedacht, das ist 
eigentlich eine 
Schande, dass diese 
Kirche wieder 
aufgebaut wird und 
nicht als ein wirkliches 
Denkmal so stehen 
bleiben kann. Ich habe 
das lange gedacht und 
habe auch innerhalb von Kirche da sehr vehement meine Stimme auch gegen 
meinen damaligen Bischof, das war der Volker Kreß, der hat, glaube ich, als einer 
der ersten einen Stifterbrief gekauft, mich ziemlich stark positioniert.  
 
Und dann habe ich das erste Mal eine Führung in der Frauenkirche mitgemacht von 
einem alten Dresdner, der mit einer so innigen, mit einer absoluten Innigkeit diese 
Steine angefasst hat und gezeigt hat und mit einer Verbundenheit zu dieser Stadt. 
Da habe ich ein bisschen was davon begriffen, was manche Dresdner ergreift, wenn 
sie an den 13. Februar denken. Und das ist wirklich die eine Seite. 
 
Und die andere Seite, stimmt alles, Schuldverdrängung, selbst mit schuldig 
geworden, selbst mit die Nazis gewählt. Das sächsische Landeskirchenamt war 
eines der braunsten in ganz Deutschland. Also, da nehme ich auch Kirche überhaupt 
nicht raus. Aber dennoch hat das zwei Seiten und da wollte ich einfach bloß mal dran 
erinnern.  
 
Johannes Lichdi: Vielen Dank. Eva Jähnigen. 
 
Eva Jähnigen: Also, ich muss natürlich vorsichtig sein mit meiner Meinung, denn 
auch meine Eltern sind mal zugezogen. Aber Spaß beiseite. - Im Stadtmuseum kann 
man sich ja angucken, was für Wahlergebnisse Dresden zur Reichstagswahl hatte. 
Und als ich's mal getan hab, auch in meiner Familie gab es Nazis, war ich geschockt. 
Also, außer den paar roten Arbeitervierteln war das ja wirklich vom Wahlergebnis her 
ganz ganz dunkel. Und wenn man guckt, was die Stadt geprägt hat, der 
Residenzstandort, der Verwaltungssitz, der Militärstandort, kann man sich auch 
Gründe dafür erklären. Das gehört einfach zur Geschichte unserer Stadt. Und das ist 
in ihr auch weiter noch präsent, denn wir sind zwar keine Residenzstadt mehr, aber 
Verwaltungs- und Militärstandort. Aber das entscheidende Detail, das ich erlebt habe, 
war diese Bindung der Bürgerschaft innerhalb der DDR durch den Opfermythos, das 
Besondere, das Verlorengegangene, eine Bindung ohne Aufarbeitung.  
 
Der Holocaust hat in meinem Schulunterricht in der DDR hier in Dresden keine Rolle 
gespielt. Es hat einfach keine Rolle gespielt. Höchstens ganz am Rand, unter 
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anderen Opfern neben den Antifaschisten. Und dieser verordnete Antifaschismus, 
der hat natürlich auch nicht viel dazu beigetragen, um das wirklich aufzuarbeiten. 
Und ich glaube, das bewegt uns weiter dort. Das war einer der Gründe, warum ich, 
wie andere GRÜNE Bürgerbewegte den Wiederaufbau der Frauenkirche seinerzeit 
im Stadtrat abgelehnt hab. Ich habe es als Heilung empfunden, als einen Versuch 
eine Heilung zu schaffen, für die die Stadt nicht bereit ist. Er hat stattgefunden.  
 
Ich glaube, der Wiederaufbau hat der Stadt nicht geschadet, aber die Aufarbeitung 
des Themas selbst, die steht immer noch aus. Es ist eine gute Aufgabe, unserer 
Generation und eine Aufgabe, die uns als Bürgerschaft auch weiterbringen will. Und 
jetzt würde ich gern einen anderen Mythos noch hinterfragen: Sind eigentlich in 
Dresden nur die Konservativen bürgerlich? Ich bin auch bürgerlich. Ich bin sehr 
bürgerlich. Ich bin Bürgerin ..  
 
Publikum 24: ...Bildungsbürgertum, das Herr Tellkamp in seinem Turm beschrieben 
hat. 
 
Johannes Lichdi: Ja,ja.  
 
Eva Jähnigen: Also wir haben heute... 
 
Publikum 24: Der Begriff Bildungsbürgertum würde hier eher treffen. 
 
...: Ja, da ist ein Turm. 
 
Eva Jähnigen: ich bin Bürgerin. Wir sind Bürgerinnen und Bürger. Wir wollen uns 
einmischen. Und das ist Bürgerlich Sein. Und das ist etwas, was wir ergreifen sollten.  
 
Johannes Lichdi: Ja, ich würde jetzt versuchen in die letzte Runde einzutreten. Bitte. 
 
Publikum 25: Ja, ich wollte auch nochmal ganz kurz, da Ben jetzt schon weg ist und 
ich auch mit dem Bündnis Dresden-Nazifrei aktiv war, zu zwei, drei Sachen, die 
vorhin aufgeworfen wurden, etwas sagen. Und da kam ja nochmal relativ eindeutig 
die Frage nach dem Aktionskonsens und wie man jetzt da umgehen will mit auch 
gewalttätigen Aktionen. Deswegen will ich nochmal ganz kurz den Aktionskonsens 
aufgreifen und nochmal deutlich machen, was auch dahinter steckt, in dem was 
vielleicht am Anfang erstmal ein bisschen Wischi-Waschi klingt.  
 
Und zwar heißt es da: "Unsere Massenblockaden sind Menschenblockaden." Das 
schließt halt eindeutig aus, dass es Materialblockaden sind. Das heißt, Mülltonnen 
auf die Straße rücken, anzünden, ist von diesem Aktionskonsens ganz klar nicht 
gedeckt. Ja. das ist ausdrücklich da drin. Auch wenn da drin steht: "Von uns geht 
keine Eskalation aus." Ist natürlich ganz klar, dass da ein Angriff auf Polizeibeamte 
mit Steinen überhaupt nicht gedeckt sein kann von diesem Aktionskonsens. Und, 
deswegen haben wir auch dieses Jahr auf den Blockaden durchaus darauf geachtet, 
dass das eingehalten wird und haben da sehr vehement darauf hingewiesen, Leute, 
die da der Meinung waren, hier zu einem Krawall-Tourismus herkommen zu wollen, 
dass das eben hier eine politische Aktion ist, die unter einem Aktionskonsens steht, 
den wir gemeinsam miteinander vereinbart haben und der für uns auch nicht in Frage 




Sicher steht in unserem Aktionskonsens nicht drin, dass wir friedlich sind. Es hat 
einen ganz einfachen Hintergrund, dass wir Gruppen bei uns im Bündnis haben, die 
sagen, wenn zum Beispiel eine Situation entsteht, wo Neonazis eine Blockade 
angreifen und die Polizei nicht in der Lage ist, das zu schützen. Wir haben es dieses 
Jahr gesehen. Die „Praxis“ wurde angegriffen ohne Polizeischutz. Dann werden wir 
nicht neutestamentarisch die andere Wange hinhalten, denn dann werden wir 
selbstverständlich von unserem Recht auf Selbstverteidigung Gebrauch machen.  
 
Und dann gehört es auch zur Ehrlichkeit, in den Aktionskonsens das eben so 
reinzuschreiben, dass wir sagen, von uns geht keine Eskalation aus, aber wir werden 
uns im Zweifelsfall verteidigen, wenn das notwendig wird. Das sehen wir sozusagen 
auch als notwendige Ehrlichkeit gegenüber den Leuten, die unsere Blockaden 
besuchen.  
 
Umgekehrt bedeutet das natürlich wie gesagt für uns die Verantwortung, darauf zu 
achten, dass der Aktionskonsens auch eingehalten wird, um eben auch dieses 
Vertrauen rechtfertigen zu können. Klar ist für uns aber auch, dass wir sozusagen es 
nicht leisten können werden, die ganze Stadt mit Leuten von uns zu bestücken, um 
in jeder Seitenstraße jemanden stehen zu haben, der darauf achten kann und im 
Zweifelsfalle durchsetzen kann, wenn da irgendwas passiert. Das werden wir 
natürlich nicht leisten können, das ist auch klar. Aber selbstverständlich diskutieren 
wir auch im Bündnis jetzt, nach den Ereignissen, die jetzt waren, die, in den Gruppen 
und dann auch wieder im Bündnis, wie wir dann noch effektiver sozusagen an der 
Stelle auch als Bündnis arbeiten können, uns positionieren können und das noch, 
also in die Tat umsetzen können. 
 
Eine Sache noch, wir wollen natürlich auch nicht diese Spaltung in die „guten“ 
„schlechten“ Demonstranten, deswegen, wenn hier die Rede ist von 3.500 
gewaltbereiten Linksextremisten, die in der Stadt gewesen wären, dann muss ich 
auch mal sagen, nicht jeder der einen schwarzen Kapuzenpullover trägt, ist gleich ein 
gewaltbereiter Linkextremist, und auch von denen hab ich viele auf den Blockaden 
gesehen, die durchaus entschlossen aber friedlich mit uns demonstriert haben. 
Genau. 
Ja, das wird sonst ein bisschen lang. 
 
Johannes Lichdi: Vielen Dank. - Frau Merkel. Sie heißen wirklich so. 
 
Frau Merkel: Ja. Also ein Thema brennt mir noch sehr auf den Nägeln, das hat mich 
vorhin sehr nachdenklich stimmt, dass sie, Professor Arzt gemeint haben, sie dürften 
keine Emotionen haben, und ich denke einfach, oder sie dürften keine zeigen oder 
hier keine zum Ausdruck bringen, auch wenn sie früher mal links gewesen sind, und 
das aber jetzt nicht geht, weil sie ja praktisch Polizisten unterrichten und ein Vertreter 
des Rechtssystems sind.  
 
Also ich unterstell jetzt einfach mal etwas, also mein erster Gedanke nach dem 19. 
Februar war, wie könnte man diese Richter, die solche Urteile sprechen, hier in 
Dresden, wie könnte man die ächten, ja und, also, wo gibt's diese Bewegung gegen 
einen solchen Ausdruck von Rechtssystem, die einerseits, wie Sie das hier auch sehr 
deutlich demonstriert haben, als Neutralität dastehen, der Inbegriff einer heiligen 
Kuh, auch im Rahmen von Politik und, und der Widerspruch dazu, dass letztendlich 
durch die Rechtsprechung eine Haltung zum Ausdruck kommt, die eindeutig für mich 
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in eine Richtung geht. Und das ist für mich die große Frage, ja und auch Sie als 
politische Vertreter, im Grunde, diese Haltung fast immer wieder bestätigen, ja, also 
ein Rechtssystem muss keine Haltung zeigen, aber es in Wirklichkeit tut durch die 
Praxis und ich denke einfach, dass wirklich der Ausdruck oder der Ruf nach Haltung 
etwas ganz wichtiges ist, auch für dieses System. Ich hab eine Tochter, die hat als 
Mädchen gesagt, ich will nicht Rechtsanwältin werden, ich will Linksanwältin 
werden und das hat mich damals sehr hoffungsvoll gestimmt. 
 
Johannes Lichdi: Bitte, Sie. 
 
Publikum 26: Ja, hallo. Ich sehe Dresden auch eher von außen, weil ich seit zwei 
Jahren jetzt hier bin. Ich komme sonst aus Paderborn, da gibts ganz viel CDU, aber 
dafür auch ganz wenig Nazis und was heißt 'dafür' - da gibt's halt wenig Nazis. Ich 
hab mit 24 Jahren meinen ersten Nazi gesehen, und äh… 
 
Frage vom Podium: … in Dresden? In Sachsen? 
 
Publikum 26: In Dresden, genau. … und war jetzt am 13. Februar auch sehr 
überrascht, und auch am 19. Februar, was das für eine Brutalität ist, die dahinter 
steckt und so, also ich hatte das zum ersten Mal auch miterlebt und wusste gar nicht 
da richtig zu reagieren. Ich hab dann noch gefilmt, aber man wurde dann sofort als 
Zivi beschimpft von irgendwelchen Leuten, also es hat mich sehr schockiert. Ähm, 
wir reden die ganze Zeit von Blockade und Gegendemonstration, was ich auch richtig 
finde, ähm, was ich mich nur gefragt habe: wenn wir die Nazis immer wieder 
ausgrenzen und immer wieder raus schubsen aus der Stadt und vielleicht 
irgendwann mal erfolgreich sind, wo gehen sie dann hin? Gehen sie dann vielleicht 
nach Chemnitz oder gehen sie dann wieder nach Leipzig, oder... keine Ahnung. Gibt 
es eine Idee, in irgendwelchen Gremien oder... weiß nicht, in Veranstaltungen gab es 
schon mal 'ne Idee, vielleicht mal auf ein oder zwei Nazis zuzugehen, sich mit denen 
zusammenzusetzen und mal über deren Ideologie und Verständnis zu sprechen und 
mal unsere Ideologie, unser Verständnis zu äußern und dann darauf zu hoffen, dass 
sich bei denen irgendwas bewegt und, dass man die wieder zurück ins andere Boot 
holt. Also gab's schon mal so eine Idee oder ist das unmöglich? Also ich meine, es 
muss ja rein theoretisch die Hoffnung bestehen, um das nur mal kurz zu beenden, 
dass da eine Gehirnzelle vorhanden ist, die sich dann vielleicht auch teilen kann in 
so einer Diskussion und dann gibt's da zwei und dann kann man die wieder so 
zurückholen. Weil, die ganze Zeit immer dagegen … ich weiß nicht, ob das dann die 
Lösung ist. 
 
Johannes Lichdi: Ist angekommen, die Frage. Also wir sind in der allerletzten Runde. 
Und jetzt mache ich auch den Sack zu und jetzt hab ich noch drei Menschen, von 
denen sozusagen eine schon dran war. Deswegen nehme ich jetzt den Valentin, 
dann nehme ich den Gregor und dann Sie ganz am Schluss noch mal. Und kurz 
bitte! 
 
Robert Koall: Ich, äh.... Ja genau, Sie meine ich.....hatte sich die ganze Zeit schon 
gemeldet. 
 
Johannes Lichdi: Micha, willst du wirklich noch? 
 




Johannes Lichdi. Okay, also lasse ich auch noch. Nein, ich hab Dich echt nicht 
gesehen, dann darfst du auch noch. Also Valentin. 
 
Valentin Lippmann: Subtil wie immer, Johannes. 
 
Johannes Lichdi: Ja klar, dafür bin ich bekannt. 
 
Valentin Lippmann: Ich möchte drei kleinere Anmerkungen machen. Das erste ist zu 
der letzten Anmerkung „Naja, dann gehen die Nazis halt in andere Städte". Ich 
glaube, das ist zu... das ist ein Problem, wir sehen das, aber in vielen Städten, wo die 
Nazis so jetzt auch in kleineren Städten sich ihre Ereignisse schaffen, aber ich 
glaube kaum, dass eine Stadt so schnell quasi als Substitut für Dresden herhalten 
kann, für diesen großen Massenaufmarsch, in dem die sich alles hineinkonstruieren, 
in dem sie sich letztendlich ihre, das alles so passend gemacht haben, dass sie hier 
genau die Leute auch für ihren Großaufmarsch hier mobilisiert kriegen. Ich glaube, 
das schaffen sie auch nur, wenn sie genau diese spezifischen Ereignisse, wie hier 
anhand des Mythos Dresden schon ausgeführt wurde, darstellen können. Das 
kriegen sie sonst auch nicht hin.  
 
Man merkt, bei anderen Demonstrationen, es gab ja mal dieses legendäre Bild, wo 
Udo Pastörs, Fraktionsvorsitzender der mecklenburgischen Nazis auf einem 
Altkleider-Container zu seinen Kameraden geredet hat. Das war eine peinliche 
Nummer! Das war nämlich genau so eine Veranstaltung, wo irgendwie der Bezug für 
wahrscheinlich viele Nazis fehlt und warum sie da überhaupt hinkommen sollten.  
 
Das zweite ist anknüpfend an ihn, was das Thema, ich sag mal: ein gewisser 
Selbstregulierungsmechanismus gegenüber potentiellen Gewalttätern und 
Steineschmeißern auf Blockaden angeht. Das wird natürlich, wenn ich ein 
Trennungskonstrukt konsequent durchziehe, vollkommen ad absurdum geführt; dann 
werden nämlich die Leute, die deeskalativ wirken können, gerade die älteren Leute, 
wie das vorhin so gut mal dargestellt wurde, die werden aus ganzen Stadtteilen 
ferngehalten. Die kommen da gar nicht mehr rein. Da kommen nur die Leute rein, 
die, ich sag mal: nicht unbedingt dann nur ein gespaltenes Verhältnis zur Gewalt 
haben, und der Rest steht außen herum kann gar nicht deeskalativ wirken. Das 
wurde auch vorhin schon mal ausgeführt, also letztendlich hat dieses 
Trennungsgebot das meines Erachtens deutlich befördert, dass es zu solchen 
Situationen kam.  
 
Und die dritte kurze Anmerkung zum Thema „Naja, lassen wir die Nazis doch durch 
ganz kurz noch irgendwie abschüssige Gebiete laufen, unabhängig von der Frage, 
dass ich sie nicht durch ein Naturschutzgebiet laufen lassen will, aber wir gehen jetzt 
mal davon aus, sie laufen durch einen menschenleeren Stadtteil. Diese Überlegung, 
dahinter steckt ja: die sieht dann keiner. Die stammt doch aus Zeiten, wo es weder 
Ton- noch Bildaufnahmen, noch Internet gab. Das ist doch ein leichtes; und die 
Nazis, man es sieht vor allen Dingen dann, wenn die Nazis relativ ungestört 
marschieren konnten, da holen sie bis heute ihre größten Bilder raus. Wer sich 
ankuckt, womit die Nazis auch entsprechend im Internet für ihre Großaufmärsche 
werben; das sind die Versammlungen, wo sie nicht gestört wurden, das ist 2008 und 
2009, wo sie relativ ungestört mit Flaggen und Fackeln durch die Dresdner 
Innenstadt konnten und das war relativ menschenleer, muss man sagen, weil da 
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waren nur ein paar Polizisten, die da rumstanden. Aber das ist in der Medienwirkung, 
in der Verbreitung des Internets, über Youtube, ein Leichtes und viel mobilisierender 
als wenn da 10.000 Leute da rumstehen, die sich das angucken und sagen: „Naja 
gut, höhö". Das ist für die ein Phänomen, was sie sich schaffen und da können sie 
durch noch so menschenverlorene Stadteile laufen. 
 
Johannes Lichdi: Vielen Dank. Gregor. 
 
Gregor: Johannes, ich möcht's ganz kurz halten. Ich möchte auf dich eingehen, 
sagen, ich war am 13. Februar mit Presseausweis südlich des Hauptbahnhof und ich 
hab gesehen, wie das ältere Ehepaar was auch hier im Video öfter zu sehen war 
nicht nur das alte Ehepaar, aber auch das Ehepaar, hat sich tatsächlich ruhig und 
respektvoll mit den Teilnehmern der rechten Demonstration unterhalten und es war 
sehr überraschend und wohltuend für mich, dass ich diese Menschen also auf der 
einen Seite ganz viele Rechte Demonstranten und einige wenige Journalisten, Du 
warst, glaube ich, an dem Tag auch vor Ort, wirklich einfach respektvoll miteinander 
unterhalten haben. Da gab's nicht wirklich eine Bewegung aufeinander zu, aber man 
hat gesehen, es ist möglich miteinander respektvoll umzugehen. Dabei will ich's 
bewenden lassen. Eins noch: Ich freu mich riesig, dass heute so viele Menschen da 
sind, es macht mir echt Mut, am nächsten 13. Februar wieder Zivilcourage zu zeigen. 
Ich danke euch allen. 
 
Johannes Lichdi: Bitte. 
 
Publikum 27: Ja, also, zu dem ... ich hab ihn jetzt aus dem Blick verloren. Zu dem 
Vorschlag vorhin, miteinander ins Gespräch zu kommen, da wollte ich nur sagen, ich 
hab vor kurzem ein Buch gelesen, was ich sehr sehr sehr gut fand, und zwar ist das 
von Arno Grün „Der Kampf um die Demokratie“, das ist ein Schweizer 
Psychoanalytiker, der sich sehr sehr intensiv mit dem Thema Rechtsradikalismus, 
Linksradikalismus auseinandergesetzt hat, und der zu dem Schluss gekommen ist, 
die gut gemeinten Versuche mit ihnen zu reden, führen nur dazu, dass sie 
diejenigen, die versuchen mit ihnen zu reden, noch mehr verachten und sie am 
liebsten als ihre nächsten Opfer ihrer Gewalttätigkeiten sehen möchten. Also das 
Fazit dieses Buches ist einfach mal, man muss sich einfach nur verhindern, dass sie 
gemeinsam marschieren können, das ist auch scheißegal, ob sie ein Publikum 
haben, für sie ist schon alleine wichtig, dass sie beieinander sind und sich 
gegenseitig hochputschen können, und, ja, jetzt hab ich schon wieder Faden 
verloren, denke ich, ist es egal, wo sie marschieren, es ist schlimm genug, wenn sie 
überhaupt die Gelegenheit haben, sich zusammenzufinden, das muss man einfach 
im Hinterkopf haben. Und wie gesagt, dieses Buch, das kann ich nur jedem ans Herz 
legen, der sich mit diesem Thema mal auseinandersetzen möchte.  
 
Johannes Lichdi: Vielen Dank. Michael Schmelich. 
 
Michael Schmelich: Ja ich wohne seit sieben Jahren in Dresden, hab aber auch 




Michael Schmelich: … um den 13. Februar bin ich in den Jahren 2007, aber 
insbesondere 2008 und 2009 nicht ans Telefon gegangen, weil ich mich geschämt 
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habe, auch, trotz bundesweiter Mobilisierung, statt mal GehDenken 2009, es waren 
immer noch mehr Nazis, geschweige denn Dresdner auf der Straße, wenn uns da 
nicht ein paar aus Berlin geholfen hätten, hätte es noch schlimmer ausgesehen. So 
gesehen, glaube ich, sollten wir nicht zu negativ die letzten beiden Jahren sehen. Ich 
finde, ich bin jetzt stolz darauf, hier in Dresden 2010 und 2011 einen kleinen Beitrag 
dazu geleistet zu haben, dass die Nazis nicht marschieren konnten. Und jetzt 
müssen wir allerdings und das ist glaub ich ein prima, nicht Anfang, aber ist ein prima 
Schritt, der heute auch gemacht wurde, wirklich diese Debatte führen. 
 
Ich habe im Ortsbeirat Plauen beantragt, dass 'ne Bürgerversammlung stattfindet, 
die ist mehrheitlich übrigens gegen die Stimmen der CDU und der FDP angenommen 
worden, mal gespannt, ob sich das Rathaus den Bürgern stellt. Wir müssen es 
verhindern, dass in Zukunft in Bescheiden solche Dinge drinstehen, wie, der 
Antragsteller und damit meine ich auch Herrn Lichdi, der auch eine Mahnwache 
beantragt hat, ist deshalb politisch unzuverlässig, weil er ja in vergangenen Jahren 
eine Nazidemo durch das Abspielen lauter jüdischer Musik gestört hat. So etwas 
skandalöses wird immer noch in Stadtentscheiden, -bescheiden stehen, im Moment, 
also es ist in diesem Jahr passiert, aber ich bin einfach sicher, wenn es ein breites 
gesellschaftliches und bürgerliches Engagement und vor allen Dingen eine Debatte 
gibt, und erzwungen wird auch, dass das Rathaus diskutiert, dann glaube ich, ist die 
These dass die Stadt Dresden und damit meine ich einfach nur die Rathausspitze, 
weil wir alle sind die Stadt Dresden nicht mehr länger es sich leisten kann, keine 
politische Haltung zu haben, und ich finde daran sollten wir jetzt einfach die nächsten 
Monate aktiv mitwirken. Wir dürfen den 13. Februar einfach nicht aus dem 
Gedächtnis und aus der politischen Debatte dieser Stadt mehr verdrängen.  
 
Johannes Lichdi: Vielen Dank. Es sind noch ein, zwei Fragen hier offen. Herr Arzt, 
ich bitte alle, ich gebe allen Diskutanten ihre Gelegenheit, dazu einzugehen, ein 
Schlusswort zu machen. Bitte Herr Arzt. 
 
Clemens Arzt: Ja, ganz kurz zum Auftakt von Frau Jähnigen. Als sie fragte, wer führt 
eigentlich die Verbote, wenn es denn Verbote gäbe, sei es von Parteien, sei es von 
Versammlungen, durch? Man sieht eben auch, und wenn ich sie richtig verstanden 
habe, haben Sie sich ja hier gegen eine Verbotsstrategie gewandt, dass die 
Erfolgsquote gegen Versammlungsverbote beim Bundesverfassungsgericht die 
höchste Erfolgsquote aller Verfassungsbeschwerden überhaupt hat. Ja, es wird 
geschätzt, warum überhaupt jede zweite bis dritte Verfassungsbeschwerde wegen 
eines Versammlungsverbotes oder Auflagen gegen Versammlungen hat Erfolg, 
wohingegen sonst die Erfolgsquote beim Bundesverfassungsgericht bei etwa 0,5% 
liegt. Hier sieht man, dass sozusagen man sauber auseinanderhalten muss die 
Fähre Recht und die Fähre, äh, und die Sphäre, Entschuldigung, ich bin auch schon 
etwas übermüdet, und die Sphäre der Politik.  
 
Kommen wir zum nächsten Punkt von Frau Merkel. Ich weiß nicht, ob sie noch da ist. 
Sie ist noch da. Also erstens zeige ich Emotionen, natürlich habe ich auch 
Emotionen. Ich hab sozusagen nur meine Rolle hier in diesem Saal jetzt ein Stück 
sozusagen versucht, erst Mal zu beschreiben. Ich bin nicht dafür, Richter zu ächten, 
weil sie Entscheidungen fällen. Nicht weil ich Richter wäre, wie Sie wissen, sondern 
weil ich das einfach ein Problem finde, sage ich mal demokratietheoretisch 
einerseits, aber auch ein Stück weit, darauf habe ich abgehoben vorhin, jetzt zeige 




Also ich bin zum Beispiel 1977 festgenommen worden, weil ich die „Kommunistische 
Volkszeitung“ verkauft habe. Das war ein Organ einer linksextremistischen 
Gruppierung. So was war anrüchig in der alten BRD. Ich habe 1977 als 
wahrscheinlich einer der wenigen Menschen seiner Zeit darauf verzichtet auf meine 
Kriegsdienstverweigerung, weil ich der Auffassung war, das Proletariat muss das 
Waffenhandwerk lernen, um beim Sturz der Bourgoisie gewappnet zu sein. Davon 
war ich überzeugt 1977. Ja, also ich habe zurückgegeben meine, zum Glück habe 
ich dann Spontanpneumothorax gehabt und wurde ausgemustert und musste das 
nicht wirklich durchstehen, diese .... 
 
Und dann komme ich, um vielleicht wieder den Bogen, zur Ernsthaftigkeit zu 
schlagen, zur Sächsischen Zeitung vom 15.3., wo Herr Künzler, wenn ich das richtig 
sehe, der Präsident des OVG, schreibt, das Grundgesetz schützt auch extreme 
Meinungen. Ich glaube, das ist eben die Qualität des Grundgesetzes. Das ist die 
Qualität von Artikel 8 und Artikel 5, dass noch so abseitige Meinungen vertreten 
werden können, wenn sie nicht die Grenze der Strafbarkeit überschreiten oder in 
ganz, ganz seltenen Ausnahmefällen auch nun bei bestimmten rechtsextremistischen 
Meinungen an bestimmten Daten und bestimmten Orten jenseits der Grenze des 
Erträglichen sind. Dazu stehe ich. Was aber überhaupt nicht heißt, dass man nicht 
das nicht ablehnen könnte politisch. Natürlich hat jeder das Recht und auch die 
Pflicht gegen diesen Schwachsinn, der da vertreten wird, auf die Straße zu gehen. 
Das ist völlig unzweifelhaft.  
 
Wir müssen nur sauber auseinanderhalten, wie weit soll sich der Staat einmischen 
von oben durch Verbote und ähnliches auf der anderen Seite. Und wo soll sich bitte 
schön dann eben die Gesellschaft einmischen. Und das ist ja eigentlich der 
Hintergrund, über den wir heute den ganzen Tag reden. Dass es wichtig ist, 
geeignete Formen zu finden, wie die Gesellschaft dem begegnet.  
 
Ich will nicht, dass die Politik oder die Verwaltung entscheidet, welche politische 
Meinung richtig und welche falsch ist. Das muss, wenn überhaupt, das Parlament 
entscheiden. Und auch das nur im extremen Ausnahmefall. Denn wir alle wissen, zu 
welchen Entscheidungen dann ja auch Parlamente neigen können. Ich glaube, das 
muss im gesellschaftlichen Diskurs eben ausgefochten werden und dafür ist es 
wichtig, eben dann auch massenweise auf die Straße zu gehen und eben wirklich 
nicht einfach nur leere Räume, wo richtig angemerkt wurde, die gibt es heute ja gar 
nicht mehr, den Neonazis zu lassen. Danke schön.  
 
Johannes Lichdi: Herr Maischner bitte.  
 
Karl-Heinz Maischner: Zwei kurze Bemerkungen zum Abschluss. Das eine: nochmal 
eingegangen auf die Frage: Müssen wir nicht auch mit den Nazis reden? Müssen 
wir nicht auch gesprächsfähig sein? Wir haben öfter auch schon in Kirchen, wo wir 
mit diesen Themen Veranstaltungen gemacht haben, Menschen an der Tür, wenn sie 
mit Springerstiefeln und ähnlichem reinwollten, zurückgehalten. Es gab immer 
Gesprächsangebote. Nicht ein einziges ist akzeptiert worden. Die wollten ein 
Publikum und nicht ein Gespräch. Die wollten ein Forum. Das nur mal so als eine 




Und das zweite ist, dass ich überzeugt bin und das sage ich gern nochmal, weil ich 
das auch aus einigen Gesprächen weiß, dass viele die gerade so aus dem Bereich 
an oder um Kirche in diesem Jahr zu den Mahnwachen gekommen sind und sonst 
sich noch nicht engagiert hatten, das nächste Mal bestimmt auch bei den Demos 
auftauchen. Da bin ich überzeugt davon.  
 
Johannes Lichdi: Herr Koall. 
 
Robert Koall: Ja, ich habe der Debatte jetzt nichts wirklich Erhellendes mehr 
hinzuzufügen. Ich wollte auch nur als Abschluss noch einmal sagen, wie es eben aus 
dem Auditorium schon einmal kam, dass ich das toll finde, auch wenn es ein 
beschissener Anlass ist, aber dass ich das toll finde, was jetzt passiert gerade. Das 
dritte Podium, an dem ich jetzt in kürzester Zeit nicht als Teilnehmer, aber als 
Zuhörer und Teilnehmer beigewohnt habe. In der Stadt bewegt sich was. Im Land 
bewegt sich was. Also, auch Herr Ulbig plant ein Podium, zu dem auch die 
Bürgerschaft eingeladen ist. Und ich find's toll. Ich find's toll, dass an einem 
Montagabend so viele Leute hier sitzen. Und auch wenn ich am Anfang gesagt habe, 
es ist vielleicht ein bisschen Eulen-nach-Athen-Tragen. Man merkt ja, dass es auch 
innerhalb dieser Gruppe es noch genug Auseinandersetzungspotential gibt. Und ich 
genieß das gerade, ich finde das toll. Vielen Dank für die Einladung.  
 
Johannes Lichdi: Eva.  
 
Eva Jähnigen: Ich möchte gern nochmal was zu der Neutralität sagen. Ich glaube, 
ein großer Teil der Crux vor der wir stehen, ist die Tatsache, dass die mehrheitlich 
gewählte und herrschende Politik lange Zeit glaubte und zu größeren Teilen immer 
noch glaubt, gegenüber den Nazis neutral sein zu müssen. Das halte ich, halten wir 
GRÜNEN für falsch. Politik darf nicht neutral gegenüber Rechtsextremen sein. Aber, 
das ist die Politik, die Entscheider, die Gewählten. Ein Teil der Verwaltung, 
diejenigen, die das Gewaltmonopol hüten sollen, die Polizei, die Justiz, 
Staatsanwaltschaften, auch Förderbehörden, die wollen wir schon neutral. Und wir 
wollen nicht, dass der Staat dort, wo er seine Macht ausübt, ständig 
Gesinnungsprüfungen betreibt. Deshalb sind wir zum Beispiel auch dagegen, dass 
unter dem Vorwand Rechtsextremismus bekämpfen zu müssen neuerdings Vereine 
nicht nur umfassende Demokratieerklärungen abgeben müssen, sondern neuerdings 
auch jede Öffentlichkeitsarbeit mit den fördernden Ministerien abstimmen müssen. 
Eine völlig sinnlose Bürokratie. Und in diesem Sinne fordern wir tatsächlich ein 
Neutralitätsgebot ein, aber wir wollen keine neutrale Politik.  
 
Wir wollen auch eine bessere Polizei, die kundig ihr Gewaltmonopol ausübt. Das 
wäre noch ein extra großes Thema. Die aber neutral vorgeht, weil sie das 
Gewaltmonopol hütet. Und sie muss auch nicht Gesinnung prüfen, weil das ist ja 
Aufgabe der Politik und der Bürgerschaft, Meinungsbildung zu betreiben.  
 
Johannes Lichdi: Vielen Dank. Jetzt sind wir wirklich durch diesen sehr anregenden 
Abend. Ich habe das Gefühl, er war eigentlich fast zu kurz. Auch wenn jetzt alle 
etwas erschöpft sind. Ich bedanke mich bei Ihnen und bei den ReferentInnen sehr 
herzlich für die angeregte Diskussion. Ich gehe da auch sehr ermutigt aus dieser 




Möchte am Schluss drei Dinge sagen, wie es weitergehen könnte. Eva Jähnigen wird 
sich ja weiter im Innenausschuss des Landtages um Aufklärung bemühen. Wer sich 
an sie wenden möchte, wer noch Hinweise hat, was am 19. und am 13. Februar 
passiert ist, irgendwelche Augenzeugenberichte, kann sich an sie wenden. An ihre 
Mail-Adresse im Landtag. Und wir als Abgeordnete haben ja auch das Privileg, das 
wir darüber Stillschweigen bewahren können. Das heißt, man kann sich auch 
vertraulich an Eva wenden und wir werden uns weiter eben in diesem Sinne 
bemühen zur Aufklärung beizutragen.  
 
Zum zweiten. Es soll eine Dokumentation dieser Veranstaltung geben, möglichst 
bald, wir haben das ja aufgenommen. Und ich denke, die Beiträge waren so 
spannend, dass wir auch richtig Lust haben, das möglichst schnell zu machen. 
 
Das dritte ist, wir haben Ihnen mit den Unterlagen dieser Versammlung ein 
Thesenpapier von Eva Jähnigen und mir zugeschickt oder das liegt Ihren 
Unterlagen bei. Wir würden uns sehr freuen, wenn wir da Reaktionen, 
Stellungnahmen bekommen würden, auch Kritik. Weil wir müssen in dieser Stadt 
diese Debatte jetzt wirklich auch weiterführen und nicht einschlafen lassen. Und dass 
es dann wie jedes Jahr so ist, dass Ende Dezember man auf den Gedanken kommt, 
jetzt kommt wieder ein 13. Februar. Was machen wir eigentlich?  
 
In diesem Sinne bedanke ich mich nochmals herzlich und wünsche einen guten 
Nachhauseweg.  
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5. Mitteilungen der Staatsregierung auf parlamentarische 
Anfragen zu den Ereignissen am 19. Februar 2011 
- Stand: 13. Mai 2011 - 
 
Die Ereignisse am 19. Februar 2011 werden hier nach den Angaben der 
Staatsregierung dargestellt, wie sie auf Anfragen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und anderer Fraktionen mitgeteilt wurden und nach Themen 
zusammengefasst.  
 
Insgesamt haben GRÜNE Abgeordnete 12 Kleine Anfragen gestellt, hinzu kamen 
mehrere kleine Anfragen anderer Abgeordneter. Ferner hat die GRÜNEN-Fraktion 
drei Anträge gestellt, von denen zwei (Auswertung des Einsatzes der Polizei am 19. 
Februar 2011, Drs 5/5079 und Strafverfolgung im Zusammenhang mit dem 
Versammlungsgeschehen am 19. Februar 2011 in Dresden und dem Bündnis 
„Dresden-Nazifrei“ Drs 5/5080) in einer außerplanmäßigen gemeinsamen Sitzung 
des Ausschusses für Verfassung, Recht und Europa und des Innenausschusses am 
17.03.2011 und einer (Friedliche bürgerschaftliche Protestkultur gegen 
Naziaufmärsche würdigen und unterstützen! Drs 5/5300) im Plenum am 23.03.2011 
behandelt wurden. Ein von CDU und FDP eingereichter Antrag (Drs 5/5299) zum 
Versammlungsgeschehen am 13. und 19. Februar wurde im Gegensatz zu den von 
den GRÜNEN gestellten Anfragen sehr ausführlich beantwortet. 
 
Die Drucksachen können unter http://edas.landtag.sachsen.de/ abgerufen werden. 
 
1. Rechtsextremistische Demonstrationen 
Es wurden drei angemeldete Versammlungen stationär durchgeführt:  
- am Nürnberger Platz mit 131 Teilnehmern, Thema: „Für ein freies Land mit 
freien Menschen“; 
- am Friedrich-List-Platz mit 10 Teilnehmern, Thema „Recht auf Gedenken“, 
durch die JLO angemeldet, Ende gegen 14.15 Uhr; 
- an der Bergstraße/Bayrische Straße mit 350 Teilnehmern, Thema: „Gedenken 
an die in Dresden den Bombenangriffen zum Opfer gefallenen Flüchtlinge aus 
Ostdeutschland“.  
Die Teilnehmer waren überwiegend Angehörige der „Freien Kräfte“. Sie kamen aus 
allen Bundesländern und aus dem Ausland. Insgesamt hatten die angemeldeten 
rechtsextremistischen Demonstrationen 491 Teilnehmer. (Drs 5/4572 und 5034) 
 
Weitere 700 Teilnehmer versammelten sich an der Südseite des Hauptbahnhofes, 
konnten jedoch nicht marschieren. Gegen 16.30 Uhr fuhren rund 500 Personen mit 
der Bahn nach Leipzig, um zu demonstrieren. Eine Demonstration dort wurde 
verboten. Zugleich waren ca. 800 Personen der linken und bürgerlichen Szene 
anwesend. (Drs 5/5299) 
 
Bis 15.50 Uhr versammelten sich rund 2.000 Personen im Dresden Plauen, 
Weißkopf-Platz. Eine Demonstration kam nicht zu Stande. Ab 18.00 Uhr reisten die 
Personen wieder ab. 
 
Insgesamt waren ca. 3.000 Neonazis in der Stadt unterwegs, die bundesweit mit 44 
Bussen anreisten. Von denen wurden 1.000 Personen als gewaltbereit eingeschätzt. 
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Neben dem Angriff auf die Praxis sind aus einer Personengruppe von 1.200 Rechten 
gegen 14.30 Uhr im Bereich der Karlsruher Straße/Achtbeeteweg Polizisten 
angegriffen wurden. Die Täter waren zum Teil vermummt. (Drs 5/5299) 
 
2. Gegenveranstaltungen 
Insgesamt hat die Staatsregierung kein umfassendes Bild der 
Gegendemonstrationen geben können. Sie berichtete von insgesamt 6 am 19.2.2011 
angemeldeten und durchgeführten Versammlungen: 
- an der Südseite der Marienbrücke mit 200-250 Personen, friedlicher Verlauf; 
- an der Nordseite der Marienbrücke mit 600 Personen, friedlicher Verlauf; 
- eine weitere  an der Südseite der Marienbrücke mit ca. 2000 Personen, zu 
denen auch die Teilnehmer der ersten Veranstaltung und der Nordseite 
gehörten, es wurden Auflagen erteilt, Teilnehmer versuchten polizeiliche 
Absperrungen zu überwinden, es wurden Hamburger Gitter und Wasserwerfer 
als Sperre eingesetzt; 
- an der Nordseite der Augustusbrücke mit 400-500 Personen, friedlicher 
Verlauf; 
- am Carolaplatz mit ca. 500 Personen, Teilnehmer versuchten Absperrungen 
zu überwinden; 
- an der Budapester Straße, Brücke Bahnüberführung mit ca. 1.250 Personen, 
Teilnehmer versuchten Absperrungen zu überwinden. 
 
Es gab zudem eine friedliche Veranstaltung an der Nordseite des Hauptbahnhofes, 
sowie weitere spontane Versammlungen, u.a.: 
- Sitzblockade im Bereich Reichbachstraße/Löfflerstraße mit 800 Personen, 
nachdem diese Polizeisperren durchbrochen hatten; 
- Ansammlung von ca. 3.000 Gegendemonstranten in der Strehlener Straße 
gegen 13.30 Uhr, es gab im Umfeld Versuche, Polizeisperren zu 
durchbrechen, es wurden Barrikaden errichtet und Einsatzkräfte angegriffen; 
- Ansammlung von ca. 1.600 Personen in der 
Reichenbachstraße/Gutzkowstraße gegen 14.35 Uhr, es wurden Einsatzkräfte 
angegriffen. 
 
Sämtliche vor dem 19.2.2011 genehmigten Demonstrationen auf der Neustädter 
Seite wurden nicht durchgeführt. 
 
Insgesamt waren ca. 12.500 Gegendemonstranten unterwegs, die bundesweit mit 
169 Bussen anreisten. Eine Unterteilung nach bürgerlichem und linkem Lager – wie 
in den vergangenen Jahren – war nicht möglich. Von diesen wurden 3.500 Personen 




Am 19.2.2011 waren insgesamt 6.642 Polizisten aus insgesamt 13 Bundesländern 
im Einsatz. Ca. 10% der Einsatzkräfte waren Bundespolizisten, 2131 Polizisten 
kamen aus Sachsen. (Drs 5/5036 und 5335)  
 
Die Kosten des Polizeieinsatzes beliefen sich auf 1.068.00 €, zusammen mit dem 
13.2.2011 auf 2.231.900 €. Erfasst sind lediglich die Kosten für die 
Unterstützungskräfte der Länder und des Bundes sowie für Unterbringung und 
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Versorgung. Es liegen noch nicht alle Kostenabrechnungen vor (Stand März 2011, 
Drs 5/5299). 
 
112 Polizisten sind verletzt worden.  
 
Es entstand ein Sachschaden an privaten und öffentlichen Gütern in Höhe von mind. 
61.000 €. 
 
4. Einsatz von Wasserwerfern, Reizstoffsprühgeräten und „Pepperballs“ 
Es kam am 19.2.2011 insgesamt zu acht Einsätzen von Wasserwerfern und zwar: 
 
- 10.58 Uhr auf der Münchner Straße/Bayreuther Straße, Grund: schwere 
Ausschreitungen nach Durchbruchversuch; 
- 11.00-11.08 Uhr auf dem Münchner Platz, Grund: s.o.; 
- 11.42 Uhr Hübner Straße/Münchner Platz, Grund: Steinwürfe gegen Polzisten; 
- 12.30 Uhr Strehlener Straße/Fränklinstraße, Grund: Brandbekämpfung; 
- 12.30 Uhr Strehlener Straße/Ackermannstraße, Grund: Brandbekämpfung; 
- 14.36 Uhr Reichenbachstraße/Gutzkowstraße, Grund: Steinwürfe gegen 
Polizisten; 
- 14.42 Uhr Reichenbachstraße/Beutlerpark, Grund: Steinwürfe gegen 
Polizisten, Angriff mit Eisenstangen, Angriff Wohnhäuser; 
- 15.18 Uhr Bergstraße/Mommsenstraße, Grund: Einsatz gegen Störer eines 
Einsatzraumes zur Bekämpfung einer brennenden Barrikade durch die 
Feuerwehr. 
 
Reizstoffsprühgeräte wurden 14 Mal eingesetzt. Das System Pepperball wurde 3 Mal 
durch das SEK Sachsen zwischen 15.18 und 15.45 Uhr im Bereich der Bergstraße 
angewandt um das Werfen von Steinen auf Polizisten zu unterbinden. (Drs 5/5051 
und 5329)   
 
5. Freiheitsentziehende Maßnahmen, Ermittlungs- und Strafverfahren, 
Erkennungsdienstliche Maßnahmen, Platzverweise 
Am 19.2.2011 wurden insgesamt 78 Personen in Gewahrsam oder vorläufig 
festgenommen. Davon 25 Neonazis, 32 Linke und 21 ohne Zuordnung.  
 
Es wurden 254 Ermittlungsverfahren eingeleitet, verurteilt wurde bis Anfang April 
noch niemand. 
 
Es wurden 41 erkennungsdienstliche Maßnahmen nach § 81b StPO durchgeführt. 
 
Es wurden insgesamt 4.352 Personen nach § 21 PolG eines Platzes verwiesen. (Drs 
5/5048 und 5299)   
 
6. Kontrollstellen 
Am 19.2.2011 waren auf den Dresdner Zufahrtsstraßen drei Kontrollstellen gem. § 19 
PolG eingerichtet: auf der Bergstraße, der Meinholdstraße und der Alten Meißner 





7. Videoüberwachung und Drohne 
Am 19.2.2011 wurden Videodrohnen vom Typ „SensoCopter“ an folgenden Orten zu 
folgenden Zeiten eingesetzt: 
- 12.30-13.00 Uhr Zellescher Weg, Höhe Landesbibliothek, Grund: Errichtung 
brennender Barrikaden durch 200 Personen, Rechtsgrundlage: § 38 PolG; 
- 14.18-14.45 Uhr und 16.18-16.50 Uhr Budapester Straße, Höhe 
Bahnüberführung, Grund: mehrfacher Versuch, eine polizeiliche Absperrung 
zu überwinden, Rechtsgrundlagen § 38 PolG und §§ 12a und 19a 
SächsVersG. 
 
Laut Stellungnahme wurden die Bild- und Filmaufnahmen des SensoCopters in die 
PD Dresden übertragen, aber nicht gespeichert. (Drs 5/5049) 
 
Am 19.2.2011 wurden weitere polizeiliche Bild- und Tonaufnahmen gemacht. 
Angeblich liegen keine detaillierten Angaben dazu vor. Insbesondere hätten die 
Einsatzkräfte von Bund und Länder befragt werden müssen, wofür die Antwortfrist 
nicht ausgereicht habe. (Drs 5/5050) 
 
8. Angriff auf die „Praxis“ 
Am 19.2.2011 gegen 12.30 Uhr versammelten sich am Bahnhof Freital-Potschappel 
ca. 400 Neonazis und marschierten auf der Coschützer Straße Richtung Dresden. 
Eine erste Funkmeldung dazu ging gegen 12.28 Uhr ein. 
Gegen 14.00 Uhr trafen die Neonazis an der Ecke Columbusstraße/Wernerstraße ein 
und begannen Steine auf das Haus zu werfen und Scheiben zu zerschlagen. Der 
Angriff erfolgte aus einer Gruppe von 200 Neonazis. In diesem Zusammenhang 
gingen elf Notrufe zwischen 13.58.20 und 14.06.18 Uhr ein. Zum Zeitpunkt befanden 
sich acht Polizisten mit vier Streifenwagen in der Nähe der Praxis. Zu den Gründen, 
warum nicht eingegriffen worden sei, heißt es: „Die vor Ort befindlichen 
Polizeibediensteten des Einsatzabschnittes Verkehrsmaßnahmen waren 
zahlenmäßig deutlich den Störern unterlegen und konnten auch aus Gründen der 
Eigensicherung nicht sofort gegen diese vorgehen. Sie forderten daher unverzüglich 
Unterstützungskräfte an und führten selbst Maßnahmen zur Abwehr von Gefahren 
für Unbeteiligte (Fahrzeugführer, Fußgänger) durch.“ 
 
Es kamen keine Unterstützungskräfte, weil keine verfügbar waren. 
 
Mit Stand 11.4.2011 wird gegen 71 Personen in diesem Zusammenhang ermittelt. 
Die abschließende Zahl der Tatverdächtigen steht noch nicht fest. (Drs 5/5034, 5054, 
5456)   
 
9. Durchsuchung Bündnis Dresden nazifrei (Haus der Begegnung) 
Am 19.2.2011 wurde im Zusammenhang mit einem Ermittlungsverfahren der 
Staatsanwaltschaft Dresden ein Gebäudekomplex an der Ecke 
Großenhainer/Zeithainer Straße aufgrund eines Durchsuchungsbeschlusses durch 
das Amtsgericht Dresden durchsucht. 
 
Es wurden 20 Personen zur Feststellung der Identität gem. § 163b StPO sowie zur 
Durchführung der durch das Landeskriminalamt angeordneten Maßnahmen der 
erkennungsdienstlichen Behandlung nach § 81b, 1. Alt. StPO in die Polizeidirektion 
Dresden gebracht. Von den 20 Personen wurden zur Beschleunigung des 
Verfahrens aus der Schießgasse 7 drei Personen zum Polizeirevier Dresden-Nord 
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und sechs Personen zum Polizeirevier Dresden-West verbracht und von dort 
entlassen.  
 
Weitere Angaben wurden unter Verweis auf die andauernden Ermittlungen nicht 
gemacht. (Drs 5/5035 und 5425) 
 
 
10. Sonderkommission „19/2“ 
Am 22.2.2011 nahm eine Sonderkommission „19/2“ ihre Arbeit auf. Sie hat den 
Auftrag, Straftaten und Ordnungswidrigkeiten im Zusammenhang mit dem 
Einsatzgeschehen am 19.2.2011 beweissicher aufzuklären. In der 
Sonderkommission sind 24 Beamte tätig. Sie wird von einem Beamten der 
Kriminalpolizei der Polizeidirektion Dresden geleitet. (Drs 5/5325) 
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6. Rechtssprechungsübersicht: Das Recht auf Blockade-
versammlung 
I. Gerichtsentscheidungen zum Versammlungsgeschehen am 13. und 19. 
Februar 2010 und 2011 in Dresden 
1. Verwaltungsgericht Dresden vom 19. Januar 2011 – Nazidemo Neustädter 
Bahnhof am 13. Februar 2010 
Dieses Urteil wird in Medien und Öffentlichkeit so verstanden, als ob das VG die 
Polizei verpflichtet hätte, die Nazidemo am 13. Februar 2010 durchzuknüppeln. Dies 
ist aber nicht der Fall.  
Die „Junge Landsmannschaft Ostdeutschland JLO“ klagte auf Feststellung, dass es 
die Behörden rechtswidrig unterlassen hätten, durch Einsatz geeigneter Mittel den 
Aufzug der JLO zu gewährleisten. Zwar gab das VG der JLO im Ergebnis Recht, 
doch ließ ihm das Verhalten des Dresdner Polizeichefs keine andere rechtliche 
Entscheidungsmöglichkeit. Entschieden wurde nicht, dass die Platzbesetzungen von 
tausenden Demonstrierenden auf der Hansastraße, dem Albertplatz und der 
Hainstraße von der Polizei hätten geräumt werden müssen. 
„Hier wurden die Kläger und seine Versammlungsteilnehmer von der Polizei als sog. 
Nichtstörer in Anspruch genommen. […] Unter diesen Umständen waren die gegen 
die klägerische Versammlung gerichteten Maßnahmen nur rechtmäßig, wenn von der 
Polizei ein polizeilicher Notstand angenommen wurde und diese Prognose durch die 
damals getroffenen tatsächlichen Feststellungen nachvollziehbar gedeckt war. […] 
Es kann von der Kammer bereits nicht festgestellt werden, ob die Polizei am 
13.2.2010 den polizeilichen Notstand angenommen hat.[…] Der als Zeuge 
vernommene Polizeipräsident H, der als Einsatzleiter für das Versammlungs-
geschehen für die Entscheidung, ob gegen Nichtstörer vorgegangen werden kann, 
zuständig war […] wollte sich zur Prognose eines polizeilichen Notstandes gar nicht 
äußern, sondern die rechtliche Einordnung der Lage dem nach seiner Ansicht nach 
hierfür zuständigen Gericht überlassen […] Eine für das Gericht nachvollziehbare 
Darlegung, dass nach Einschätzung der Polizei in der damaligen Situation die 
tatsächlichen Voraussetzungen für die Annahme eines polizeilichen Notstandes 
vorgelegen haben, kann darin nicht gesehen werden. Vielmehr wurde eine 
abschließende überprüfbare Bewertung der konkreten Gefahrenlage dem Gericht 
nicht in ausreichendem Maße unterbreitet. Insofern bedürfte es eines substantiierten 
Vortrages […](VG Dresden, Urteil vom 19. Januar 2011, Az. 6 K 366/10, S. 10 f.) 
Selbst wenn polizeilicher Notstand unterstellt würde, könnte sich nach Auffassung 
des Gerichts die Polizei nicht darauf berufen, da dieser in einer der Polizei 
zurechenbaren Weise entstanden sei. 
„Der Beklagte kann sich hier nicht auf den sog. polizeilichen Notstand als 
Rechtfertigungsgrund nicht berufen, weil er die dieser rechtlichen Bewertung 
zugrunde liegende tatsächliche Situation in Kenntnis der zu erwartenden Umstände 
sozusagen „sehenden Auges“ zugelassen hat, ohne mögliche und geeignete 
Maßnahmen zur Verhinderung getroffen zu haben.“ (VG Dresden, Urteil vom 19. 
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Januar 2011, Az. 6 K 366/10, S. 13 und 15) (VG DD, Urteil vom 19. Januar 2011, Az. 
6 K 366/10, S. 13 und 15)  
„Der Beklagte hat dieses von ihm maßgeblich mitbestimmte Trennungskonzept indes 
nicht umgesetzt […] Diese somit in der polizeilichen Prognose skizzierte Gefahr der 
Durchbrechung der angestrebten Trennung hat sich am 13.2.2010 verwirklicht, ohne 
dass ausreichende Vorkehrungen der Polizei hiergegen festzustellen gewesen 
wären.“ (VG Dresden, Urteil vom 19. Januar 2011, Az. 6 K 366/10, S. 13 und 15) 
Der Freistaat hat gegen diese Entscheidung keine Rechtsmittel eingelegt. Er lässt 
damit seine eigenen BeamtInnen im Regen stehen, die sich jetzt dem Vorwurf 
bestandskräftig festgestellten rechtswidrigen Handelns ausgesetzt sehen, kann aber 
die Legende vom gerichtlich verordneten Trennungsgebot aufrecht erhalten. 
2. Verwaltungsgericht Dresden vom 10.2.2011 – Zwangsverlegung der GRÜNEN 
Demonstration auf die nördliche Elbseite 
In einer Eilentscheidung vom 10. Februar 2011 hatte sich das Verwaltungsgericht 
Dresden mit der Zulässigkeit einer von GRÜNEN für den 13. Februar 2011 geplanten 
Demonstration mit dem Motto „Tu was gegen rechts – Demokratie stärken“ am 
Denkmal der Trümmerfrau auf dem Rathausplatz in Dresden zu befassen. Die 
Dresdner Versammlungsbehörde hatte im Wege einer Auflage die Versammlung auf 
die Hauptstraße, eine Fußgängerzone und Einkaufsstraße auf der anderen Elbseite 
der Stadt, verlegt. Das Gericht hält diese Auflage nach Aktenlage für rechtmäßig, da 
eine Gefährdung für die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu besorgen sei: 
„Eine Gefährdung in diesem Sinne ist hier zu besorgen, denn für das 
Versammlungsgeschehen am 13.2.2011 ist mit gewalttätigen Übergriffen auf 
Teilnehmer des Aufzuges der Jungen Landsmannschaft Ostdeutschland e.V. (JLO) 
und Blockaden des Aufzugs durch Gegendemonstranten zu rechnen“(VG Dresden, 
Beschluss vom 10. Februar 2011, Az. 6 L 43/11,  S. 2). 
Das Gericht hält das ordnungspolitisch motivierte sog. Trennungsprinzip, mit dem 
Ordnungsamt und Polizei schon zum wiederholten Mal die weiträumige Trennung 
von Nazidemonstration und Gegendemonstrationen verfügen und durchzusetzen 
versuchen: 
„Die streitgegenständliche Auflage ist verhältnismäßig. Die Antragsgegnerin 
[Landeshauptstadt Dresden] hat die Verlegung des Versammlungsortes vom 
Rathausplatz in der Dresdner Altstadt auf einen Bereich der Hauptstraße in der 
Dresdner Neustadt nachvollziehbar mit dem von ihr in Zusammenarbeit mit der 
Polizei verfolgten Trennungskonzept begründet, wonach die Versammlungen/ 
Aufzüge mit Störpotential insgesamt auf die nördliche Elbseite gelegt werden. Dieses 
Konzept beruht auf den Erfahrungen von Versammlungsbehörde und Polizei mit den 
vergleichbaren Versammlungsgeschehen der letzten Jahre […] Ob dieses oben 
näher beschriebene Trennungskonzept zur Aufrechterhaltung von Sicherheit und 
Ordnung in der Landeshauptstadt am 13.2.2011 erforderlich ist und sich als tragfähig 
erweist, vermag die Kammer in der Kürze der für diese Entscheidung zur Verfügung 
stehenden Zeit anhand der vorliegenden Unterlagen nicht zu beurteilen. […] Insofern 
muss sich die Kammer auf eine Folgenabwägung beschränken, die zugunsten der 
Antragsgegnerin ausgeht. Denn wenn sich die behördliche Einschätzung als 
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zutreffend erweist, drohen mit einer Schädigung von Personen und Sachwerten 
Schäden die ungleich schwerer wiegen als die Nachteile die für den Antragsteller mit 
der Verlegung seines Kundgebungsortes entstehen.“ (VG Dresden, Beschluss vom 
10. Februar 2011 Az. 6 L 43/11, S. 4).  
Die am 11. Februar 2011 gegen diesen Beschluss eingelegte Beschwerde wurde am 
11. Februar 2011 vom Sächsischen Oberverwaltungsgericht (OVG) zurückgewiesen. 
Der Antrag beim Bundesverfassungsgericht (BVerfG) blieb erfolglos. Die Richter 
sahen sich nicht zu einer Entscheidung gezwungen, da der zugewiesene 
Versammlungsort öffentlichwirksam sei.  
3. Verwaltungsgericht Dresden vom 18. Februar 2011 - Zusammenlegung drei 
verschiedener Versammlungen unzulässig 
Per Auflage hatte die Landeshauptstadt als Versammlungsbehörde verfügt, drei 
rechtsextreme Aufzüge die am 19.2.2011 an verschiedenen Orten im Dresdner 
Stadtgebiet stattfinden sollten, zu einer stationären Kundgebung zusammen zu 
legen. Darüber hinaus wurde durch die Landeshauptstadt ein Versammlungsleiter 
bestimmt. Im Eilverfahren hatten die Anmelder Erfolg, die Auflagen der 
Landeshauptstadt wurden gekippt. Der Auflagenbescheid der Stadt leidet – wie das 
Gericht zu Recht moniert – an einem eklatanten Missverständnis der 
verfassungsrechtlichen Bedeutung der Versammlungsfreiheit. Daher stellt sich die 
Frage, ob hier eine Beschränkung von Nazidemos nicht bewusst sabotiert wurde. 
„Eine Auflage in diesem Sinne ist die Auferlegung einer der Gefahrenabwehr 
dienenden Verhaltenspflicht, die unter Beachtung des Art. 8 GG mithelfen soll, die 
konkret bestehende Verletzung von Rechtsgütern aus einer Demonstration heraus 
zu verhindern […] Die hier von der Antragsgegnerin […] verfügte zwangsweise 
Zusammenlegung von verschiedenen Versammlungen regelt keine Verhaltenspflicht 
des Antragstellers bei der Durchführung seiner Versammlung. Für eine solche 
Regelung, die zudem grundlegend in die verfassungsrechtlich gewährleistete 
Versammlungsfreiheit eingreift – die drei betroffenen Versammlungen können nicht 
gleichzeitig durchgeführt werden, ohne sich gegenseitig zu stören – gibt es keine 
Ermächtigungsgrundlage […] Eine behördlicherseits auferlegte Verpflichtung zu einer 
„gemeinsamen Kundgebung“ die die Antragsgegnerin wohl statuieren möchte, 
widerspricht bereits im Ansatz dem Grundgedanken des Verfassungsgebers.“ 
(Verwaltungsgericht Dresden, Beschluss vom 18. Februar 2011(Az. 6 L 66/11), S. 3). 
Darüber hinaus weist das Gericht darauf hin, dass sich die Behörde auf einen selbst 
herbeigeführten polizeilichen Notstand nicht mit rechtfertigender Wirkung berufen 
kann, um dann gegen Nichtstörer vorzugehen. Wenn zur Vermeidung des 
polizeilichen Notstandes das sog. Trennungskonzept verfügt werde, sei es dann 
auch durchzusetzen, um dem Grundrecht auf Versammlungsfreiheit gerecht zu 
werden: 
„Behördliche Maßnahmen, zu denen auch Auflagen und Verbote gehören, müssen 
sich primär gegen die störenden Gegendemonstrationen richten. Insofern ist das von 
Versammlungsbehörde und Polizei gemeinsam entwickelte sog. Trennungskonzept 
der Trennung der unterschiedlichen Lager durch die E auf die N und A Seite, das 
vom Verwaltungsgericht bislang akzeptiert wird, konsequent durchzusetzen.“ 
(Verwaltungsgericht Dresden, Beschluss vom 18. Februar 2011(Az. 6 L 66/11), S. 3). 
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II. Protest in Sicht- und Hörweite ist Grundrecht nach Art. 8 Grundgesetz 
Das weiträumige Trennungskonzept von Gegendemonstrationen außer Hör- und 
Sichtweite der Nazidemonstrationen im Zusammenhang mit dem 13. Februar in 
Dresden ist weder  verfassungsrechtlich geboten noch zulässig. Durch die zum 
„Gebot“ oder „Prinzip“ erhobene „weiträumige Trennung“ wird die 
Grundrechtsposition der Bürgerinnen und Bürger, die gegen die Nazis protestieren 
wollen, systematisch ignoriert. Das sog. Trennungsgebot bzw. -prinzip widerspricht 
dem in Art. 8 geschützten Selbstbestimmungsrecht des Veranstalters und der 
Versammlungsteilnehmer über Ort, Zeitpunkt und Inhalt der Versammlung selbst zu 
bestimmen. Dies zeigen die folgenden Entscheidungen. Dass es in den Verfahren 
des vorläufigen Rechtsschutzes bisher akzeptiert wurde, ist aufgrund des 
erheblichen Zeitdrucks und einer prozessual nur summarischen Prüfung der 
Aktenlage zwar nachvollziehbar. Dennoch höhlt diese fortwährende Akzeptanz 
polizeitaktischer Zweckmäßigkeitserwägungen Grundrechtspositionen aus. 
1. Bundesverfassungsgericht vom 10.12.2010 - Keine schweigenden Provinzen 
In einer Entscheidung vom 10.12.2010 hatte sich das Bundesverfassungsgericht mit 
der Zulässigkeit einer rechtsextremistischen Demonstration entlang der Route einer 
angemeldeten Demonstration mit dem Motto „Keine schweigenden Provinzen – Linke 
Freiräume schaffen“ zu befassen.  
Das Amtsgericht hatte der Zusammenkunft den Versammlungscharakter und damit 
den Schutz des Art. 8 abgesprochen und Bußgelder wegen fahrlässiger Teilnahme 
an einer unerlaubten Ansammlung verhängt. Die 1. Kammer des 1. Senats schloss 
aber aus der zeitlichen Nähe und zum Ort der Ausgangsversammlung auf den 
Versammlungscharakter (BVerfG, Beschluss vom 10.12.2010, Az. 1 BvR 1402/06, 
Rdz. 22): 
„Das Amtsgericht hat bei der Prüfung des Versammlungscharakters der 
Zusammenkunft nicht berücksichtigt, dass diese inhaltlich auf das 
Versammlungsmotto der angemeldeten Demonstration bezogen war.[...] Die 
Anwesenheit der von auswärts angereisten Gruppe zu diesem Zeitpunkt an diesem 
Ort war erkennbar geprägt von dem Willen der Auseinandersetzung mit dem 
politischen Gegner. Dies ergibt sich daraus, dass sich die Gruppe, die aufgrund der 
kurz geschorenen Haare und der szenetypischen Aufmachung vom objektiven 
Empfängerhorizont aus betrachtet als dem rechtsradikalen Spektrum angehörend 
identifizierbar war und als solche von den Polizeikräften auch identifiziert wurde, in 
zeitlicher und örtlicher Nähe zu der ausdrücklich linksgerichteten […] Versammlung 
postierte, nämlich an einer Straße entlang der Demonstrationsroute[...]“ 
Auch die ablehnende physische Präsenz in der Nähe der Ausgangsdemo ist als 
Beitrag zur öffentlichen Meinungsbildung geschützt: 
„Ein kollektiver Beitrag zur öffentlichen Meinungsbildung kann auch non-verbal, durch 
schlüssiges Verhalten wie beispielsweise durch einen Schweigemarsch geäußert 
werden. […] Angesichts dieser Umstände hätte das Amtsgericht sich damit 
auseinandersetzen müssen, dass der physischen Präsenz in einer die gegenteilige 
politische Ausrichtung zu erkennen gebenden Aufmachung gepaart mit dem 
Schweigen der Gruppe hier naheliegenderweise eine eigenständige Aussage 
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zukommen kann. Sofern sich der von der Gruppe geleistete Beitrag zu der 
öffentlichen Meinungsbildung darin erschöpfte, Ablehnung gegenüber dem von der 
angemeldeten Demonstration proklamierten Versammlungsmotto zu bekunden, wäre 
dies unschädlich, da es auf die Wertigkeit der geäußerten Meinung nicht ankommt.“ 
(BverfG,Beschluss vom 10.12.2010, Az. 1 BvR 1402/06,  juris Rdz. 23).“ 
2. Bundesverfassungsgericht vom 6.6. 2007 – Heiligendamm 
In einer Eilentscheidung vom 06.06.2007 zu Beschränkungen der 
Versammlungsfreiheit im Zusammenhang mit dem G 8 - Gipfel in Heiligendamm 
akzeptierte das BVerfG zwar die Gefahrenprognose der Polizei und hielt das 
Versammlungsverbot, stellte aber grundsätzlich fest: 
„Das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit schützt auch das Interesse des 
Veranstalters auf einen Beachtungserfolg nach seinen Vorstellungen zu zielen, also 
gerade auch durch eine möglichst große Nähe zu dem symbolhaltigen Ort.[...] Wird 
eine Versammlung verboten oder kann sie nur in einer Weise durchgeführt werden, 
die einem Verbot nahe kommt – etwa indem sie ihren spezifischen Charakter so 
verändert, dass die Verwirklichung des besonderen kommunikativen Anliegens 
wesentlich erschwert wird -, so beeinträchtigt dies die Versammlungsfreiheit 
schwerwiegend (BVerfG, Beschluss vom 6.6.2007, 1BvR 1423/07, LS 2a und 2b).“ 
3. Verwaltungsgericht Dresden vom 11.10.2006 – Großer Zapfenstreich Altmarkt 
Am 11.10.2006 entschied das Verwaltungsgericht Dresden im 
Eilrechtsschutzverfahren über die Zulässigkeit der Wegverlegung einer 
Gegendemonstration zum Schutz des „Großen Zapfenstreichs“ der Bundeswehr auf 
dem Altmarkt in Dresden: 
„Das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit nach Art. 8 Abs. 1 GG beinhaltet neben 
der freien Wahl der Zeit und des Themas der Versammlung grundsätzlich auch das 
Recht, den Versammlungsort frei zu wählen. Dieses findet aber durch eventuell 
entgegenstehende Rechte Dritter seine Grenze […]“ 
Eine vollkommene optische Ausgrenzung der Gegendemonstration ist nicht zulässig:  
 „Eine die vorstehend genannte konkrete Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
ausschließende Auflage muss die von ihr ausgehenden Beeinträchtigungen der 
grundgesetzlich garantierten Versammlungsfreiheit allerdings so gering wie möglich 
halten. Insbesondere darf sie nicht dazu führen, dass jegliche Konfrontation mit der 
durch diese Veranstaltung zum Ausdruck kommenden Einstellung ausgeschlossen 
ist. Dies ist nach Auffassung des Gerichts bei dem Antragsteller im Wege der von 
diesem angefochtenen Auflage zugewiesenen Versammlungsort jedoch der Fall. Auf 
dem Platz vor dem WMF-Geschäft wird die Versammlung aufgrund der baulichen 
Gegebenheiten weder akustisch noch optisch von den Teilnehmern und den Gästen 
bzw. Zuschauern des Großen Zapfenstreiches auf dem Altmarkt zur Kenntnis 
genommen. Eine völlige – auch optische – Ausgrenzung der Versammlung des 
Antragstellers, wie sie von der Antragsgegnerin mit dieser Auflage auch bezweckt 
wird […] wird dem Wesen der Versammlungsfreiheit jedoch nicht gerecht und ist 
durch den feierlichen Charakter des Großen Zapfenstreiches auch nicht geboten.“ 
(VG Dresden, Az. 14 K 2084/06, Beschluss vom 11.10.2006, Rdz. 25).“  
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Weiter heißt es:  
„Dagegen kann sie [die Bundeswehr] nicht beanspruchen, den Großen Zapfenstreich 
auf einem öffentlichen Platz vor einem ihr wohlgesonnenen oder wenigstens 
meinungsindifferenten Publikum auszuführen. Vielmehr muss sie für den Fall, dass 
sie sich bewusst in den im öffentlichen Raum und damit in den dort geführten 
politischen Meinungskampf hineinbegibt, kritische Äußerungen von anderen 
Personen solange ertragen, als hierdurch nicht der Ablauf der Veranstaltung konkret 
beeinträchtigt wird, selbst wenn die von der Bundeswehr angestrebte Würde und 
Feierlichkeit der Veranstaltung unter solchen Äußerungen leiden sollte und ein allein 
ihren Vorstellungen entsprechender Ablauf nicht mehr gewährleistet wäre […] Damit 
muss sie [die Bundeswehr] jedoch auch hinnehmen, dass das gesamte, in der 
Öffentlichkeit vorhandene Meinungsspektrum vertreten ist und sich im Rahmen des 
von der Rechtsordnung zulässigen Verhaltens äußert und insbesondere von den 
gegebenen Grundrechten Gebrauch macht“ (Verwaltungsgericht Dresden, Az. 14 K 
2084/06, Beschluss vom 11.10.2006, juris -  Rdz. 25, 26). 
4. Verwaltungsgericht Chemnitz vom 2.3.2011 – Naziaufmarsch 2011  
Anlässlich des NPD-Aufmarsches in Chemnitz am 5.3.2011 hielt die Polizei anders 
als in Dresden aufgrund ihrer Gefahrenprognose eine Trennung von Ausgangs- und 
Gegendemonstration unter Berücksichtigung von 100m für zwingend erforderlich, 
offensichtlich aber auch für ausreichend. 
„Im Rahmen der notwendigen Lösung einer bestehenden Interessenkollision wie im 
vorliegenden Fall hat die Antragsgegnerin als Versammlungsbehörde gegebenenfalls 
durch beschränkende Verfügungen ein gesichertes Nebeneinander der 
Grundrechtsausübung der verschiedenen Gruppen zu ermöglichen und im Übrigen 
drohende Rechtsgutsverletzungen mit Hilfe der Polizei abzuwehren.“ 
(Verwaltungsgericht Chemnitz, Beschluss vom 02.03.2011, Az.: 3 L 63/11, S. 9).  
5.Verwaltungsgericht München vom 21.1.1999 – Staatsbesuch Jiang Zemin 
Das Verwaltungsgericht München hat die polizeiliche Verhinderung der Sicht- und 
Hörweite von Demonstrierenden, die gegen die Menschenrechtsverletzungen in 
China protestierten, als Eingriff in die Versammlungsfreiheit bezeichnet. 
„Der Schutzbereich von Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG umfasst die Meinungsäußerung – 
das Recht sich hören zu lassen – auch in Form der Teilnahme an einer 
Demonstration. Geschützt wird auch der von staatlichen Eingriffen unbehinderte, 
mögliche Empfang der Meinungsäußerung beim gewünschten Adressaten […]Zwar 
gibt Art. 5 Abs. 1 GG kein Recht darauf, von jedermann oder auch nur von 
bestimmten Einzelpersonen gehört zu werden […] Art. 5 gewährt aber das Recht, 
dass die Möglichkeit des Gehörtwerdens nicht durch die Polizei als Exekutivorgan 
des Staates verhindert wird. Insofern fungiert Art. 5 GG als Abwehrrecht, mit dem 
gerade die freie, von der Staatsgewalt nicht zensierte Meinungsäußerung 
ermöglichen und geschützt werden soll (Verwaltungsgericht  München, Urteil vom 
21.01.1999, Az. 17 K 96.3548, juris - Rdz. 58).  
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III. Auch Sitzblockaden sind vom Schutzbereich des Art. 8 GG umfasst 
Durch höchstrichterliche Rechtsprechung ist inzwischen klargestellt, dass Blockaden 
eine Form von Versammlungen sind und damit vom Grundrecht des Art. 8 GG 
umfasst sein können: 
1. Bundesverfassungsgericht vom 24.10.2001 – Wackersdorf 
Die Blockade des Baugeländes der Wiederaufbereitungsanlage Wackersdorf hatte 
das Bundesverfassungsgericht in einer Entscheidung vom 24.10.2001 als 
Versammlung eingestuft: 
„Geschützt sind nicht allein Veranstaltungen, bei denen Meinungen in verbaler Form 
kundgegeben oder ausgetauscht werden, sondern auch solche, bei denen die 
Teilnehmer ihre Meinungen zusätzlich oder ausschließlich auf andere Art und Weise, 
auch in Form einer Sitzblockade, zum Ausdruck bringen (BVerfG-Beschluss v. 
24.10.2001, Rz. 39 mit weiteren Nachweisen).“ 
 „Art. 8 GG schützt die Freiheit kollektiver Meinungskundgabe bis zur Grenze der 
Unfriedlichkeit. Die Unfriedlichkeit wird in der Verfassung auf einer gleichen Stufe wie 
das Mitführen von Waffen behandelt. Unfriedlich ist eine Versammlung daher erst, 
wenn Handlungen von einiger Gefährlichkeit wie etwa aggressive Ausschreitung 
gegen Personen oder Sachen oder sonstige Gewalttätigkeiten stattfinden, nicht 
schon, wenn es zu Behinderungen Dritter kommt, seien diese auch gewollt und nicht 
nur in Kauf genommen (BVerfG-Beschluss v. 24.10.2001, Az. 1 BvR 1190/90, R. 
47).“ 
„Blockade [Anm. des Verfassers: Versperren von Zugängen, Straßen durch 
Personen oder Sachen] kann als Mittel eingesetzt werden, um das kommunikative 
Anliegen, die Erzielung von öffentlicher Aufmerksamkeit für einen politischen 
Standpunkt, auf spektakuläre Weise zu verfolgen und dadurch am Prozess 
öffentlicher Meinungsbildung teilzuhaben. Die Verwirklichung eines solchen 
Kommunikationsziels wird im Rahmen des Art. 8 GG geschützt (vgl. BVerfG-
Beschluss v. 24.10.2001 Rz. 59).“  
Seit dieser Entscheidung werden (Sitz-)Blockaden nicht mehr als Gewalt eingestuft 
und Strafbarkeit im Sinne des § 240 Strafgesetzbuch wegen Nötigung nur bei 
„Verwerflichkeit“ angenommen. Hierbei ist der Zweck der Blockade zu 
berücksichtigen. 
 „Die Ankettung der Teilnehmer der Blockadeaktion führte nicht zu der so 
umschriebenen Gefährlichkeit für Personen oder Sachen und damit zur 
Unfriedlichkeit iSv Art. 8 Abs. 1. Ungeachtet der strafrechtlichen Bewertung als 
Gewalt kann das Verhalten der Teilnehmer der Blockadeaktion nicht als unfriedlich 
angesehen werden. Für die Begrenzung des Schutzbereichs des GG Art. 8 Abs. 1 ist 
allein der verfassungsrechtliche Begriff der Unfriedlichkeit maßgebend, nicht der 




2. Bundesverfassungsgericht vom 7. März 2011 – Anti-Irak-Krieg-Blockade 
Zuletzt bestätigte dies die 1. Kammer des 1. Senats des BVerfG in einer 
Entscheidung vom 7. März 2011, in der es um die strafrechtliche Beurteilung einer 
Sitzblockade vor einem Luftwaffenstützpunkt der US-amerikanischen Streitkräfte aus 
Protest gegen die militärische Intervention der USA im Irak ging: 
„Der Schutz ist nicht auf Veranstaltungen beschränkt, bei denen argumentiert und 
gestritten wird, sondern umfasst vielfältige Formen gemeinsamen Verhaltens bis hin 
zu nicht verbalen Ausdrucksformen, darunter auch Sitzblockaden. […] Bei einer 
Versammlung geht es darum, dass die Teilnehmer nach außen – schon durch die 
bloße Anwesenheit, die Art des Auftretens und des Umgangs miteinander oder die 
Wahl des Ortes – im eigentlichen Sinne des Wortes Stellung nehmen und ihren 
Standpunkt bezeugen (BVerfG, Beschluss vom 7.3.2011, Rdz. 32). 
3. Verwaltungsgericht Braunschweig vom 28.2.2007 - Blockade einer Nazidemo 
Diese Grundsätze müssen auch für die Konstellation Demonstration / 
Gegendemonstration gelten. Das Verwaltungsgericht Braunschweig entschied über 
die Rechtmäßigkeit von Sitzblockaden durch Gegendemonstranten anlässlich eines 
Demonstrationszuges der NPD, der am 18.06.2005 durch die Braunschweiger 
Innenstadt zog: 
„Eine auf der Umzugsstrecke einer angemeldeten anderen Demonstration 
stattfindende Sitzblockade ist eine Versammlung im Sinne des Versammlungsrechts 
wenn sie – auch – auf die öffentliche Meinungskundgabe ausgerichtet ist (VG 
Braunschweig vom 28.02.2005, Az. 5 A 685/05, LS 1). 
Das Gericht hat berücksichtigt, dass mit der Sitzblockade ein kommunikativer Zweck 
verbunden ist und nicht (allein) die Störung einer angemeldeten Versammlung: 
„Auch die Teilnehmer von Gegendemonstrationen steht der Schutz nach Art. 8 GG 
zu […]. Eine Gegendemonstration genießt den vollen Schutz des Grundrechts der 
Versammlungsfreiheit, solange sie sich kommunikativer Mittel bedient und nicht 
ausschließlich dem Zweck dient, die Veranstaltung, gegen die sich richtet mit 
physischen Mitteln zu verhindern. Dies kann aber nicht bedeuten, dass eine 
Gegendemonstration schon dann dem Schutz des Art. 8 GG entzogen wäre, wenn 
sie auch das Ziel verfolgt, mit der eigenen Versammlung den angemeldeten 
Versammlungsort der anderen Versammlung 'physisch in Beschlag zu nehmen'. Zu 
den zulässigen kommunikativen Mitteln einer Versammlung gehört auch die 
physische Präsenz an einem bestimmten Ort […] 
Vorliegend war die Sitzblockade zur Überzeugung des Gerichtes […] nicht allein auf 
die Verhinderung des konkreten NPD-Umzuges gerichtet, sondern der allgemeine 
Protest gegen Rechtsradikalismus sollte im Hinblick auf seine kommunikativen 
Wirkung durch die Sitzblockade verstärkt und ergänzt werden. Die Teilnehmer der 
Sitzblockade wollten die aktive Teilnahme der NPD am gesellschaftlichen Leben 
verhindern, nicht aber nur den Durchmarsch des NPD-Umzuges genau an dieser 
konkreten Kreuzung. […] Ziel der Sitzblockade war es damit aus der Sicht des 
Klägers als Teilnehmer, die Straße als Symbol zu besetzen und nicht allein der NPD 
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zu überlassen. Die Teilnehmer der Sitzblockade sind darüber hinaus als Teil der sich 
in dem gesamten Stadtgebiet aufhaltenden Gegendemonstration zu betrachten. Die 
Sitzblockade ist als Teil dieser allgemeinen Proteste zu verstehen und bezieht aus 
diesem Kontext auch ihre Symbolik und Verständlichkeit. So ergibt sich auch aus 
diesem Zusammenhang das Ziel der Sitzblockade, an der politischen 
Meinungsbildung teilzuhaben. […] war es ein Anliegen aller Gegendemonstranten 
ein generelles Zeichen gegen die NPD zu setzen. (VG Braunschweig vom 
28.02.2005, Az. 5 A 685/05, LS 1, Rdz. 35 ff.).“ 
4. Verwaltungsgericht Berlin vom 23.02.2005 – Blockade einer Nazidemo 
Vergleichbar hat auch das VG Berlin entschieden: 
„Der Beklagte[Polizeipräsident von Berlin] hat nach Auffassung der Kammer im 
Hauptsacheverfahren zu Unrecht in Zweifel gezogen, ob die vom Kläger 
angemeldete Versammlung wegen einer Verhinderungsabsicht unter den Schutz der 
in Art. 8 GG verankerten Versammlungsfreiheit fällt. […]  
Es kann niemandem verwehrt werden, eine Versammlung an einem Ort 
durchzuführen, an dem er die Anmeldung einer anderen Versammlung vermutet, 
gegen deren Veranstalter oder Ziele er sich mit einer eigenen Demonstration wendet. 
Der Schutz des Art. 8 GG endet erst dort, wo die andere Veranstaltung gleichsam im 
Wege der „Selbsthilfe“ mit Gewalt, deren Androhung oder groben Störungen, die 
nach §21 VersG strafbar sind, physisch verhindert werden soll […] oder wo 
flächendeckende Anmeldungen ausschließlich zu dem Zweck erfolgen, die 
bekämpfte Veranstaltung zu verhindern, die angemeldete Veranstaltungen in 
Wahrheit aber gar nicht durchgeführt werde sollen (Scheinanmeldungen). […]  
Dies kann aber nicht bedeuten, dass eine Gegendemonstration schon dann dem 
Schutz des Art. 8 GG entzogen wäre, wenn sie auch das Ziel verfolgt, mit der 
Versammlung den angemeldeten Versammlungsort physisch in Beschlag zu 
nehmen. Denn dass zu den zulässigen kommunikativen Mitteln einer Versammlung 
auch die physische Präsenz an einem bestimmten Ort gehört, zeigt sich nicht zuletzt 
darin, dass nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts auch 
Sitzblockaden den Schutz der Versammlungsfreiheit genießen. […] 
Steht nicht zu befürchten, dass eine Demonstration im Ganzen einen unfriedlichen 
Verlauf nimmt oder dass der Veranstalter und sein Anhang einen solchen Verlauf 
anstreben oder zumindest billigen, bleibt für die friedlichen Teilnehmer der von der 
Verfassung jedem Staatsbürger garantierte Schutz der Versammlungsfreiheit auch 
dann erhalten, wenn mit Ausschreitungen durch einzelne oder eine Minderheit zu 
rechnen ist […] (VG Berlin, Urteil vom 23.02.2005, Az. 1 A 188.02, juris-Rdz. 21ff.) 
5. OVG Schleswig-Holstein vom 14.2.2006 - Castorblockade 
Eine Sitzblockade ist auch dann noch auf die öffentliche Meinungsbildung 
ausgerichtet, wenn damit auch übergeordnete ideelle Ziele verfolgt werden. Dazu hat 
das Oberverwaltungsgericht für das Land Schleswig-Holstein anlässlich der Blockade 
von Zügen, die abgebrannte bzw. wiederaufbereitete atomare Brennelemente 
transportierten, in einer Entscheidung vom 14.02.2006 ausgeführt:  
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„Das Anketten an Bahngleise ist, solange damit übergeordnete ideelle Zwecke 
verfolgt werden, auch dann auf öffentliche Meinungskundgabe ausgerichtet, wenn es 
nach den Vorstellungen der Beteiligten primär dem Zweck dienen soll, den über die 
Gleise geleiteten Transport zu verzögern.“ (Oberverwaltungsgericht für das Land 
Schleswig-Holstein, Urteil vom 14.02.2006, Az.: 4 LB 10/05, LS 1) 
Weiter heißt es in der Entscheidung:  
„Maßgebend aus dem Blickwinkel des Art. 8 GG ist der Kommunikationszweck, den 
die Versammlung verfolgt. Vom Selbstbestimmungsrecht der Grundrechtsträger ist 
auch die Entscheidung erfasst, was sie anstreben. Den Gerichten ist es verwehrt, 
das kommunikative Anliegen inhaltlich zu bewerten. Eine solche Bewertung verbietet 
sich, weil der Staat gegenüber der Grundrechtsbetätigung der Bürger auch im 
Interesse der Offenheit kommunikativer Prozesse inhaltsneutral bleiben muss“ 
(Oberverwaltungsgericht für das Land Schleswig-Holstein, Urteil vom 14.02.2006, 
Az.: 4 LB 10/05, Rdz. 40). 
„Dem Vorliegen einer Versammlung steht weiterhin nicht entgegen, dass die 
Angeketteten angegeben haben, Zweck der Aktion sei das Aufhalten des Castor-
Transportzuges. Auch in diesem Fall war das kein Selbstzweck, was sich bereits aus 
den Angaben der Blockierer ergibt, sie handelten aus idealistischen Gründen in 
Verbindung mit Absichten der Umweltorganisation 'Robin Wood'“. Im Übrigen war 
diese Aktion – wie auch die weiteren streitgegenständlichen Aktionen – nicht auf die 
Meinungskundgabe an ein anwesendes Publikum gerichtet, sondern sollte 
medienwirksam werden, um auf diese Weise eine breite Öffentlichkeit zu erreichen 
(Oberverwaltungsgericht für das Land Schleswig-Holstein, Urteil vom 14.02.2006, 
Az.: 4 LB 10/05, Rdz. 43). 
„Kommt es zu Rechtsgüterkollision ist das Selbstbestimmungsrecht der 
Grundrechtsträger durch Rechte anderer beschränkt. Dies bedeutet allerdings nicht, 
dass rechtsverletzende Blockadeaktionen demonstrativen Charakters von vornherein 
nicht dem Schutzbereich des Art. 8 GG unterfallen. Anderes gilt nur dann, wenn nicht 
die Kundgebung einer Meinung oder die Erregung öffentlicher Aufmerksamkeit für 
ein kommunikatives Anliegen, sondern die Durchsetzung eigener Interessen oder die 
Realisierung dessen, was zu missbilligen ist, im Vordergrund stehen“ 
(Oberverwaltungsgericht für das Land Schleswig-Holstein, Urteil vom 14.02.2006, 
Az.: 4 LB 10/05, Rdz. 44). 
Unterfallen die Blockadeaktionen dem Schutzbereich des Art. 8 GG, besteht dieser 
Schutz bis zu einer wirksamen Auflösung fort. Von „Unfriedlichkeit“ der Blockierer 
kann nicht die Rede sein.  
„Artikel 8 schützt die Freiheit kollektiver Meinungskundgabe bis zur Grenze der 
Unfriedlichkeit. Die Unfriedlichkeit wird in der Verfassung auf einer gleichen Stufe wie 
das Mitführen von Waffen behandelt. Unfriedlich ist eine Versammlung daher erst, 
wenn Handlungen von einiger Gefährlichkeit wie etwa aggressiver Ausschreitungen 
gegen Personen oder Sachen oder sonstige Gewalttätigkeiten stattfinden, nicht 
schon, wenn es zu Behinderungen Dritter kommt, seien diese auch gewollt und nicht 
nur in Kauf genommen (Oberverwaltungsgericht für das Land Schleswig-Holstein, 
Urteil vom 14.02.2006, Az.: 4 LB 10/05, Rdz. 45). 
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IV. Strafbarkeit nach § 21 Versammlungsgesetz wegen „Grober Störung“ 
Strafbar nach Versammlungsgesetz ist insbesondere die „grobe Störung“ einer 
Versammlung:  
Wer in der Absicht, nicht verbotene Versammlungen oder Aufzüge zu verhindern 
oder zu sprengen oder sonst ihre Durchführung zu vereiteln, Gewalttätigkeiten 
vornimmt oder androht oder grobe Störungen verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu drei  Jahren oder mit Geldstrafe bestraft (§ 21 BVersG). 
Wann eine „grobe Störung“ vorliegt, geht aus der Rechtsprechung nicht eindeutig 
hervor. Jedenfalls reicht es nicht, dass es zu Belästigungen oder Behinderungen 
Dritter kommt (s.o.) oder dass die Sitzblockade auf der geplanten und durch die 
Versammlungsbehörde bestätigten Marschroute stattfindet. 
1. Verwaltungsgericht Ansbach vom 25.10.2001 – Mahnwache auf Demoroute der 
NPD 
In einer Eilentscheidung vom 25.10.2001 über die Zulässigkeit einer Mahnwache 
gegen die am selben Ort und für denselben Tag vorgesehene Versammlung der 
NPD wird ausgeführt: 
„Selbst wenn aber durch die Mahnwache den störungsbereiten Teilnehmern 
besondere Möglichkeiten der organisatorischen Vorbereitung ihrer für später 
geplanten Rechtsverstöße geboten würden, könnte dies ein völliges Verbot der unter 
dem Schutz des Art. 8 Abs. 1 GG stehenden Versammlung nicht ohne weiteres 
rechtfertigen. […]  
Hierbei wäre im Übrigen zu beachten, dass nicht schon jede Art der 
Missfallenskundgebung während der NPD-Demonstration als eine „grobe Störung“ i. 
S. d. § 21 VersammlG angesehen und im Vorfeld unterbunden werden kann, 
sondern nur eine solche Störung, die das Teilnahmerecht der dortigen 
Versammlungsteilnehmer besonders schwer beeinträchtigt.[…] 
Versammlungsrechtliche Maßnahmen mit dem Ziel, unterschiedslos jede 
Konfrontation von Teilnehmern der NPD-Demonstration mit politischen Gegnern von 
vornherein zu unterbinden, würden daher über das rechtlich zulässige Maß 
hinausgehen.“ (VG Ansbach, Beschluss  vom 25.10.2001, Az. AN 5 S. 01.01655, 
juris – Rdz. 15)  
 
2. Bayrisches Oberstes Landgericht vom 16.10.1995 – Keine Störung bei 
Umgehbarkeit 
Die Entscheidung des BayObLG von 1995 konnte die Wackersdorf-Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts von 2001 noch nicht berücksichtigen und zieht 
daher den Bereich der „groben Störung“ sicher zu weit: 
„Grobe Störungen sind solche Einwirkungen auf den ordnungsgemäßen Ablauf eines 
Aufzuges, die als besonders schwere Beeinträchtigung des Veranstaltungs- oder 
Leitungsrechtes empfunden werden […] Hierunter fallen insbesondere Störungen, 
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die auf eine Vereitelung des Aufzuges hinauslaufen […] Wenn z. B. schon 
wiederholtes oder dauerndes Lärmen und die Bildung von Sprechchören als grobe 
Störung einer Versammlung angesehen werden kann, dann muss auch im Anhalten 
eines Aufzuges für 10 Minuten durch Bildung einer unüberwindbaren Sperre eine 
grobe Störung gesehen werden.“ 
Bemerkenswert ist allerdings, dass das Gericht eine „grobe Störung“ bei 
Umgehbarkeit der Blockade verneint:  
Eine grobe Störung liegt indessen nicht vor, wenn der Aufzug die Sperre ohne 
weiteres umgehen kann. Auch für die Frage, ob sich die Angeklagte einer 
Versammlungsstörung schuldig gemacht hat, ist daher entscheidend, ob die von der 
Angeklagten und den anderen Demonstranten gebildete Sperre umgangen werden 
konnte (Bayr. Oberstes Landgericht, Urteil vom 16.10.1995 – Az. 4 St RR 186/95, 





Medienzusammenschnitt zu den Ereignissen am 19.Februar 2011: 
http://www.youtube.com/watch?v=vbxAnXM5RNA 
Bilder vom Friedlichen Protest am 19.Februar 2011, Fritz-Löffler-Platz: 
http://www.youtube.com/watch?v=MxRCB7iybdQ&feature=mr_meh&list=ULTJ6SZ
TOkQQU&index=15&playnext=0 
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I n h alt
Ei nf ü hr u n g 3
W ar u m ni c ht l a uf e n l a s s e n ?   4
G e st alt u n g d er M a h n w a c h e 6
C h e c kli st e n 8
Mit n e h m e n  9
G e b et e 1 0
Li e dt e xt e 1 2
F u n d gr u b e 1 6
I m pr e s s u m
Di e s e s H eft s oll c hri stli c h e G e m ei n d e n b ei d er G e st alt u n g v o n 
M a h n w a c h e n u nt er st üt z e n.
E s w ur d e z u s a m m e n g e st ellt v o n d er ö k u m e ni s c h e n 
Ar b eit s g e m ei n s c h aft „ Kir c h e f ür D e m o kr ati e g e g e n 
R e c ht s e xtr e mi s m u s“ i n S a c h s e n.
R e d a kti o n: Di etj e L u m p e, Sil k e M ar e s c h,  
H ar al d L a m pr e c ht, K arl- H ei n z M ai s c h n er
J a n u ar 2 0 1 1
V.i. s. d. P. Pfr. K arl- H ei n z M ai s c h n er
E E B S a c h s e n, B arl a c h str a ß e 3, 0 1 2 1 9 Dr e s d e n 
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i m m er wi e d er w oll e n e wi g G e stri g e di e V er-
br e c h e n d e s N ati o n al s o zi ali s m u s l e u g n e n d 
i hr e  m e n s c h e nf ei n dli c h e n  I d e ol o gi e n  u n d  
H a s s- P ar ol e n d ur c h u n s er e St ä dt e u n d D ör -
f er tr a g e n.
I n  di e s er  Sit u ati o n  si n d  wir  b e s o n d er s  al s  
C hri sti n n e n u n d C hri st e n – gl ei c h w el c h er 
K o nf e s si o n  –  h er a u s g ef or d ert,  si c ht b ar e  
Z ei c h e n  i n  u n s er e m H ei m at ort z u s et z e n. 
Di e s w oll e n wir mit u n s er e n ur ei g e n st e n Mit -
t el n t u n: M a h n e n u n d B et e n.
„ S u c h et d er St a dt B e st e s“ ri ef d er Pr o p h et 
J er e mi a v or et w a 2 5 0 0 J a hr e n di e I sr a elit e n 
a uf, di e si c h i m E xil b ef a n d e n ( J er. 2 9, 7). 
„ S u c h et d e n S C H A L O M, ei n L e b e n i n u m-
f a s s e n d er G er e c hti g k eit u n d Fri e d e n, s u c h et 
d a s W o hl d er St a dt“.
Di e s si n d ni c ht n ur pr o p h eti s c h e W ort e ei -
n er l ä n g st v er g a n g e n e n Z eit. Di e s e W ort e 
si n d z u gl ei c h ei n Pr o gr a m m f ür d a s h e uti -
g e L e b e n d er Kir c h e i n d er W elt: B et et f ür 
 S C H A L O M,  d e n  u mf a s s e n d e n  Fri e d e n,  
m a h nt ü b er all d ort, w o di e s er Fri e d e i n G e -
f a hr i st.
D a s Wi s s e n u m di e S c h ul d d er ei g e n e n Kir -
c h e i n d er V er g a n g e n h eit dr ä n gt u n s, ni c ht 
z u s c h w ei g e n, w e n n n e u e s U nr e c ht b e gi n nt.  
Mit  ö k u m e ni s c h e n  M a h n w a c h e n  s et z e n  
C hri sti n n e n  u n d  C hri st e n  ei n  d e utli c h e s  
Z ei c h e n f ür d e n Fri e d e n, g e g e n j e d e m e n -
s c h e nf ei n dli c h e  I d e ol o gi e,  A nti s e miti s m u s  
u n d Fr e m d e nf ei n dli c h k eit, di e si c h i n u n s e -
r er H ei m at br eit m a c h e n will.
K n ü pf e n  Si e  mit  a n  ei n e m  G e b et s- N et z  
d ur c h  di e  g e s a mt e  St a dt,  u m  R ä u m e  f ür  
Mit m e n s c hli c h k eit  u n d  N ä c h st e nli e b e  z u  
s c h aff e n!
F ür  di e  Mit gli e d er  d er  ö k u m e ni s c h e n  Ar -
b eit s g e m ei n s c h aft  „ Kir c h e  f ür  D e m o kr ati e  
– g e g e n R e c ht s e xtr e mi s m u s“
K arl- H ei n z M ai s c h n er, 
Pf arr er,  L eit er d er A G
Ei nf ü hr u n g
Li e b e S c h w e st er n u n d Br ü d er i n d e n G e m ei n d e n,
Wir u nt er st üt z e n a u s dr ü c kli c h di e M a h n w a c h e n u n d bitt e n u m I hr e B et eili g u n g
L a n d e s bi s c h of 
J o c h e n B o hl
E v.- L ut h. L a n d e s kir c h e  
S a c h s e n s
S u p eri nt e n d e nt
Fri e d b ert Fr ö hli c h
E v.- m et h o di sti s c h e Kir c h e, 
V or sit z e n d er A C K S a c h s e n
Bi s c h of
J o a c hi m R ei n elt
Bi st u m Dr e s d e n- M ei ß e n
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1. W eil R e c ht s e xtr e mi s m u s ei n e B e dr o h u n g d er Fr ei h eit i st. 
R e c ht s e xtr e mi st e n  v er a b s c h e u e n  d e m o kr ati s c h e  M ei -
n u n g s fi n d u n g u n d Mit b e sti m m u n g. Si e w oll e n ei n e n n e u e n 
F ü hr er st a at erri c ht e n. Si e r uf e n n a c h d e m st ar k e n M a n n. 
I hr Zi el i st di e Erri c ht u n g ei n er „ d e ut s c h e n V ol k s g e m ei n-
s c h aft“ n a c h n ati o n al s o zi ali sti s c h e m V or bil d. D a z ä hlt d er 
Ei n z el n e ni c ht s – d a s V ol k i st all e s. M ei n u n g s vi elf alt i st 
ni c ht g efr a gt. U n d w e h e d e nj e ni g e n, di e al s „ V ol k s s c h ä d -
li n g e“ kl a s si fi zi ert w er d e n …  
2. W eil r e c ht s e xtr e m e S c hl ä g er j et zt s c h o n i hr e G e g n er v er pr ü g el n, j a g e n u n d 
br a n d s c h at z e n, w o si e e s k ö n n e n. Vi ell ei c ht g e h ör e n 
a u c h Si e o d er I hr e F a mili e b al d z u d e n O pf er n. 
W er „ a u sl ä n di s c h“ a u s si e ht k a n n si c h i n m a n c h e n G e g e n -
d e n z u b e sti m mt e n Z eit e n k a u m n o c h all ei n a uf di e Str a ß e 
w a g e n. A u c h p oliti s c h e G e g n er w er d e n i m m er öft er Zi el 
v o n t ätli c h e n A n griff e n.
W e hr et d e n A nf ä n g e n! N o c h i st e s ni c ht z u s p ät. W er si c h 
d er  A n g st  er gi bt,  u nt er st üt zt  d a s  K al k ül  d e s  Terr or s  d er  
Str a ß e.
3. W eil R e c ht s e xtr e mi s m u s d e m C hri st e nt u m gr u n dl e g e n d wi d er s pri c ht. 
J e s u s h at d e n C hri st e n a uf g etr a g e n, di e S c h w a c h e n z u 
st är k e n, di e V erl et zt e n z u h eil e n, di e Fr e m dli n g e a uf z u -
n e h m e n u n d di e Tr a uri g e n z u tr ö st e n. Di e Li e b e z u G ott 
er w ei st si c h i n d er Li e b e z u m N ä c h st e n. 
Di e n e u e n N a zi s r uf e n hi n g e g e n z u m Fr e m d e n h a s s a uf. 
Si e v ertr et e n d a s R e c ht d e s St är k er e n u n d g e h e n di e s er 
L o gi k f ol g e n d e nt s pr e c h e n d g e w altt äti g mit „ S c h w a c h e n“ 
u m. D e s h al b b etr a c ht e n Si e d a s C hri st e nt u m al s F ei n d d e s 
„ art g e m ä ß e n“ Gl a u b e n s d er G er m a n e n. 
W ar u m ni c ht l a uf e n l a s s e n ? 
D er S p u k g e ht d o c h v o n s el b st v or b ei … – o d er et w a ni c ht ?
J N- W er b e fl u g bl att
Ei n g e s c hl a g e n e S c h ei b e a n ei n e m S P D- B ür o
A ut o a uf kl e b er b ei ei n e m r e c ht s e xtr e m e n V er s a n d h a n d el
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4. Weil ungehinderte Demonstrationszüge die rechtsextreme Szene nachhaltig 
stärken. 
Demonstrationen wirken mehr nach innen, als nach außen. 
Sie sollen neuen und ungefestigten Mitgliedern der Szene 
deutlich machen: Wir sind wer, wir haben Macht, wir sind 
die eigentliche Stimme des Volkes. 
Dem muss deutlich sichtbar widersprochen werden. 
Rechtsextreme Propaganda darf nicht unkommentiert ste-
hen bleiben. 
5. Weil sichtbare Zeichen des friedlichen Protestes wichtig sind.
Eine Mahnwache vor der Kirche zeigt jedem, der vorbei-
kommt, dass in dieser Kirche Christinnen und Christen zu-
sammenkommen, die sich für ihre Stadt sorgen. Ihnen ist es 
nicht egal, was in- und außerhalb ihrer Mauern geschieht. 
Sie engagieren sich für ihre Mitmenschen und lassen nicht 
zu, dass Mitbürger durch die Straßen gehetzt, geschlagen 
und getötet werden. Sie besetzen diesen Platz und schaf-
fen dort Raum für Mitmenschlichkeit. Sie erinnern an die 
mahnende Vergangenheit. Mit ihrem Eintreten gegen die 
Gewalt und für die praktische Nächstenliebe erfüllen sie 
den Auftrag ihres Herrn.  
6. Weil beten hilft. 
Jesus hat nachdrücklich dazu ermuntert, die drängenden 
Sorgen und Probleme im Gebet vor Gott zu bringen. Dem 
Gebet und der Kraft des Glaubens ist zugesagt, Berge ver-
setzen zu können. 
Darum vertrauen wir darauf, dass unsere Gebete nicht um-
sonst sind.
Weitere Gründe und ausführlichere Darstellungen der Zusammenhänge können Sie den 
Materialhinweisen am Ende dieses Heftes entnehmen.
Rechtsextremer Demonstrationszug in Dresden 2010
Mahnwache in Leipzig, Oktober 2010
Kerzen vor einem Altar
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Bitt e b etr a c ht e n Si e di e f ol g e n d e n Hi n w ei s e 
al s A nr e g u n g. S u c h e n Si e si c h et w a s d a v o n 
h er a u s, d a s I h n e n u n d I hr er G e m ei n d e u n d 
I hr er Kir c h e e nt s pri c ht. V arii er e n Si e, p a s s e n 
Si e e s I hr e n G e g e b e n h eit e n a n u n d n ut z e n 
Si e V or h a n d e n e s. 
B a si s   
v or d er Kir c h e ( öff e ntli c h si c ht b ar)
2 M e n s c h e n, • 
1 K er z e i m g e st alt et e n B e ut el v or d er • 
Kir c h e nt ür, 
Pl a k at e/ B a n n er si c ht b ar b ef e sti g e n• 
di e Kir c h e k a n n g e öff n et s ei n.
I d e e n z ur i n h altli c h e n G e st alt u n g
Z u  j e d er  v oll e n  St u n d e  G e b et  ( Fri e -• 
d e n s g e b et,  g e m ei n s a m e s  G e b et,  
P s al m, S e g e n)
G e m ei n s a m si n g e n• 
Z ei c h n u n g e n mit Kr ei d e a uf d e m G e h -• 
w e g ( z. B. L o g o d e s Ta g e s, Fri e d e n s -
t a u b e, Te xt d er S eli g pr ei s u n g e n)
B et eili gt e  o d er  B e s u c h eri n n e n  u n d  • 
B e s u c h er  z ei c h n e n  d e n  U mri s s  i hr er  
H a n d a uf ei n A 4- Bl att u n d s c hr ei b e n 
ei n e n W u n s c h o d er ei n e n S e g e n f ür 
di e  St a dt  hi n ei n,  n a c h  d e m  M ott o:  
„ M ei n e  H a n d  f ür  m ei n e  St a dt“.  Di e  
Bl ätt er k ö n n e n j e n a c h W ett er dr a u ß e n 
o d er dri n n e n a uf g e h ä n gt w er d e n.
… ( w a s I h n e n s o n st n o c h ei nf ällt)• 
W a s Si e i m V orf el d t u n k ö n n e n
I nf or mi er e n  Si e  I hr e  N a c h b ar s c h aft  • 
ü b er  I hr  E n g a g e m e nt.  D a z u  k ö n n e n  
Si e di e Fl y er mit d e m E m bl e m d e s Ta -
g e s n ut z e n. Tr a g e n Si e Ort u n d Z eit -
r a u m I hr er M a h n w a c h e i m w ei ß e n F el d 
ei n u n d v ert eil e n Si e di e Fl y er i n I hr er 
U m g e b u n g. S o g e wi n n e n Si e w eit er e 
U nt er st üt z eri n n e n u n d U nt er st üt z er.
S pr e c h e n  Si e  I hr e  ö k u m e ni s c h e n  • 
S c h w e st er g e m ei n d e n a n u n d t a u s c h e n 
Si e si c h ü b er kr e ati v e I d e e n a u s. Vi el -
l ei c ht s et z e n Si e e s a u c h g e m ei n s a m 
u m o d er Si e b e s u c h e n si c h w e c h s el -
s eiti g mit ei n er K er z e i n d er H a n d. 
Ti p p f ür D a n a c h
W e n n  Si e  I hr  E n g a g e m e nt  b ei  d er  M a h n -
w a c h e I hr er G e m ei n d e b e e n d et h a b e n u n d 
n o c h ni c ht gl ei c h n a c h H a u s e m ü s s e n, b e-
s u c h e n Si e n o c h b e n a c h b art e M a h n w a -
c h e n . Ta u s c h e n Si e si c h ü b er I hr e Ei n dr ü-
c k e u n d Erf a hr u n g e n a u s. Si e w er d e n si c h 
b e sti m mt d ar ü b er fr e u e n.
G e st alt u n g d er M a h n w a c h e
V or s c hl ä g e f ür ei n e si n n v oll e Str u kt ur
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Eröffnung
Im Namen des Vaters und des Sohnes und des Heiligen Geistes. Amen.• 
 Unsere Hilfe steht im Namen Gottes, der Himmel und Erde gemacht hat.• 
Lied
 Bleibet hier und wachet mit mir... (Taizé, EG 789.2)• 
Anrufung
Dank: „Wir danken dafür, dass viele Menschen bereit sind, sich mit Zeit und Engage-• 
ment für das Wohl der Gesellschaft einzusetzen.“ (Hier können noch eigene Dinge des 
Dankes angefügt werden.)
Klagen: „Wir beklagen, dass immer wieder Menschen sich von Angst verblenden las-• 
sen, Hass und Feindschaft zu verbreiten. Wir beklagen, dass es neue Nazis gibt, 
welche die Geschichte umdeuten und durch unsere Straßen marschieren wollen. Wir 
beklagen, dass es auch in Sachsen wieder Brandanschläge gegeben hat. 
(Bitte formulieren Sie ihre eigenen Anliegen in Bezug auf aktuelle Geschehnisse.)• 
Schriftlesung
Vorschläge:  Mt 11, 28-30 • 
 Mk 8, 34-37 
 Joh 15, 1-5
Lieder und Gebete
Lieder zum Singen oder Lesen in diesem Heft unter „Lieder“ ab Seite 12.• 
Gebetsbitten (entweder frei formuliert auf die aktuellen Ereignisse bezogen oder in • 
diesem Heft ab S. 10 unter „Gebete“)
Segensbitte  
Gott segne uns und behüte uns.
Gott schütze unser Leben und bewahre unsere Hoffnung.
Gott, lass Dein Angesicht leuchten über uns,
dass wir leuchten für andere.
Gott, erhebe dein Angesicht auf uns 
und halte uns fest im Glauben, dass das Leben stärker ist als der Tod.
Möglicher Ablauf des gemeinsamen Gebetes
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V or h er 
D a di e M a h n w a c h e i n ei n er p oliti s c h • 
bri s a nt e n  Sit u ati o n  st att fi n d et,  s ollt e n 
Si e  si c h  i nf or mi er e n,  w el c h e  M ö g -
li c h k eit e n e s i m V orf el d u n d w ä hr e n d 
d er  V er a n st alt u n g  gi bt,  Si c h er h eit  z u  
s c h aff e n. 
si e h e „ R e c ht s e xtr e m e a uf D e m o s“ u nt er  
htt p:// w w w. k ult ur b u er o- s a c h s e n. d e/
d o k u m e nt e/ 6 D e m o s. p df u n d a uf d er C D
A c ht e n Si e d ar a uf, d a s s m ö gli c h st z u • 
j e d er Z eit ei n M o bil- Tel ef o n v or h a n d e n 
i st, u m b ei B e d arf di e M a h n w a c h e n-
H otli n e a nr uf e n z u k ö n n e n. Di e s e wir d 
mit w eit er e n I nf or m ati o n e n k ur zfri sti g 
mit g et eilt u n d i st a uf w w w. kir c h e-f u er-
d e m o kr ati e. d e z u fi n d e n.
G e st alt e n Si e I nf or m ati o n e n / A u s h ä n -• 
g e / I nt er n et s eit e, u m a uf di e M a h n w a -
c h e a uf m er k s a m z u m a c h e n 
Di e  Pr e s s e  wir d  ü b er  di e  Öff e ntli c h -• 
k eit s ar b eit  d er  Kir c h e n  i nf or mi ert.  
W e n n Si e a b er g e n a u er e I nf or m ati o -
n e n ü b er I hr Pr oj e kt al s V ori nf or m ati o n 
g e b e n k ö n n e n, w är e d a s hilfr ei c h. 
Er st ell e n  Si e  ei n e n  Pl a n,  w er  w a n n  • 
M a h n w a c h e h ält b z w. f ür a n d er e A uf -
g a b e n z u st ä n di g i st. E s s ollt e n i m m er 
mi n d e st e n s  z w ei  P er s o n e n  si c ht b ar  
s ei n!
N a c h d e n M ö gli c h k eit e n d er G e m ei n -• 
d e  s ollt e  ü b erl e gt  w er d e n,  w el c h e  
R e s s o ur c e n  f ür  ei n e  attr a kti v e  „ R a h -
m e n g e st alt u n g“ v or h a n d e n si n d ( z. B. 
P o s a u n e n c h or,  J u g e n d c h or,  T h e at er -
gr u p p e, M al w ä n d e)
Pl a k at e u n d B a n n er a uf h ä n g e n, Te xt e • 
u n d I nf o m at eri al b er eit l e g e n 
N ut z e n Si e di e Br o s c h ür e d e s A kti o n s -• 
j a hr e s  d er  L a n d e s kir c h e  „ N ä c h st e n-
li e b e v erl a n gt Kl ar h eit“ z u m K o pi er e n 
v o n  I nf or m ati o n e n  u n d  al s  A nl eit u n g  
f ür  G e s pr ä c h e  u n d  A kti o n e n  ( P D F-
D at ei  a uf  d er  M a h n w a c h e n- C D  o d er  
i m I nt er n et).
w w w. kir c h e-f u er- d e m o kr ati e. d e
N ut z e n Si e I hr G e s a n g b u c h, d a s G ot -• 
t e sl o b,  d a s  M at eri al  z ur  S eli g s pr e-
c h u n g v o n Al oj s A n drit z ki, M at eri ali e n 
d er  ö k u m e ni s c h e n  Fri e d e n s d e k a d e  
et c.  f ür G e b et e / Li e d er / A kti o n e n. 
htt p:// w w w. bi st u m- dr e s d e n- m ei s s e n. d e/
fr o nt _ c o nt e nt. p h p ?i d c at = 2 9 7 3,   
htt p:// w w w.fri e d e n s d e k a d e. d e
C h e c kli st e n
W a s I h n e n b ei d er Or g a ni s ati o n h elf e n k a n n
Di e s e Li st e n si n d al s A nr e g u n g z u v er st e h e n. J e d e G e m ei n d e m u s s s el b st pr üf e n u n d e nt -
s c h ei d e n, wi e vi el si e a n P er s o n e n, Z eit, A uf w a n d i n v e sti er e n k a n n. Di e M at eri ali e n i n di e -
s e m H eft u n d er g ä n z e n d e I nf or m ati o n e n a uf w w w. kir c h e-f u er- d e m o kr ati e. d e s oll e n d a z u 
Hilf e st ell u n g e n g e b e n.
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Mit n e h m e n 
Gr u n d a u s st att u n g
K er z e n • 
„ A kti o n s m at eri al“  ( K er z e nt üt e n,  I nf o-• 
m at eri ali e n, B a n n er, Pl a k at e)
G e s a n g b ü c h er,  G e b et s b ü c h er,  Te xt e  • 
f ür G e b et e u n d/ o d er G e s ä n g e 
Te xt e  z u m  Mit n e h m e n,  G e b et s a nli e -• 
g e n, I nf or m ati o n e n 
g e n ü g e n d w ar m e G etr ä n k e ( Te e, K af -• 
f e e, Gl ü h w ei n, K a k a o f ür Ki n d er) 
V er p fi e g u n g ( K e k s e, Wi e n er, et c.) • 
w e n n  v or h a n d e n  P a vill o n  /  gr o ß er  • 
S c hir m o. ä. 
F e u er k or b z u m W är m e n, a u sr ei c h e n d • 
Br e n n m at eri al, F e u er z e u g
St ü hl e / H o c k er • 
M ö gli c h k eit  f ür  B e s u c h eri n n e n  u n d  • 
B e s u c h er,  G e b et e,  F ür bitt e n,  Kl a g e n  
a n z u bri n g e n  ( Pi n n w a n d,  Litf a ß s ä ul e  
et c.) 
W eit er e n üt zli c h e / m ö gli c h e Di n g e (j e 
n a c h B e d arf u n d M ö gli c h k eit): 
A uf st ell er • 
El e ktri s c h e B el e u c ht u n g• 
B e a m er, C o m p ut er b z w. D V D- Pl a y er / • 
K a b el(-tr o m m el) f ür a u ß e n / L ei n w a n d 
( B ei  s c hl e c ht e m  W ett er  k ö n nt e  di e  
L ei n w a n d r e g e n g e s c h üt zt i m Ei n g a n g 
st e h e n u n d d er B e a m er i m I n n e nr a u m 
– Pr oj e kti o n s eit e n v er k e hrt!) 
I nf o m at eri al u n d Fl y er v o n A kti o n u n d/• 
o d er G e m ei n d e ( u n d St ei n e z u m B e -
s c h w er e n b ei Wi n d) 
F ot o a p p ar at • 
S p e n d e n b ü c h s e f ür … • 
( z. B f ür O pf er r e c ht sr a di k al er G e w alt)
S c hil d er  „ Te e“  o. ä.  a u ß e n  a n s  Z elt  • 
h ä n g e n 
Ti s c h e / Ti s c h d e c k e n • 
M üll s ä c k e u n d S er vi ett e n • 
Ta s s e n / B e c h er, L öff el, T h er m o s k a n -• 
n e n 
Z u c k er f ür Te e b z w. Mil c h f ür K aff e e • 
G e s c hirr u n d H a n dt ü c h er • 
N a m e n s s c hil d er • 
L uft b all o n s f ür Ki n d er • 
H a m m er ( z u m N ä g el ei n s c hl a g e n f ür • 
Z elt) 
Kl e b e str eif e n u n d S c h er e• 
... d er P h a nt a si e si n d k ei n e Gr e n z e n • 
g e s et zt!
N a c h h er 
Pr e s s ei nf o  b z w.  B eri c ht  a uf  I nt er n et -• 
s eit e d er G e m ei n d e 
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G e b et e
A:  Oft  n ut z e n  N e o n a zi s  g e s ell s c h aftli c h e  
T h e m e n,  di e  di e  M e n s c h e n  b e w e g e n,  u m  
si c h  b ür g erI n n e n n a h  u n d  w ä hl b ar  z u  z ei -
g e n.
M a n c h er ort s e n g a gi er e n si c h N e o n a zi s e h -
r e n a mtli c h i n V er ei n e n u n d a n d er e n Z u s a m-
m e n s c hl ü s s e n u n d s or g e n s o d af ür, d a s s i hr 
m e n s c h e nf ei n dli c h e s  D e n k e n  z u n e h m e n d  
al s a k z e pt a b el er s c h ei nt. A u c h C hri sti n n e n 
u n d C hri st e n si n d d a v or ni c ht g ef eit. 
Di e  m e n s c h e n v er a c ht e n d e  I d e ol o gi e  alt er  
u n d  n e u er  N a zi s  i st  a b er  u n v er ei n b ar  mit  
d e m bi bli s c h e n M e n s c h e n bil d. G ott st e ht a uf 
d er S eit e d er Mit m e n s c hli c h k eit.
D e s h al b r uf e n wir z u G ott:
B:  G ott  d er  W ei s h eit,  l a s s  u n s  w a c h  s ei n  
f ür D ei n G e b ot d er N ä c h st e nli e b e. L a s s u n s 
hi nt er di e M a s k e n d er si c h b ür g erfr e u n dli c h 
g e b är d e n d e n I d e ol o g e n s c h a u e n.
Gi b u n s di e G a b e d er U nt er s c h ei d u n g.
Hilf  u n s,  i m m er  wi e d er  d e n  M e n s c h e n  i n  
u n s er er St a dt z u z ei g e n: Hi er i st R a u m f ür 
Mit m e n s c hli c h k eit u n d N ä c h st e nli e b e.
A + B:  G O T T E R B A R M E DI C H
A:  I m m er  öft er  w er d e n  a uf  d a s  Ei g e nt u m  
u n d d a s L e b e n v o n M e n s c h e n r e c ht sr a di k a -
l e A n s c hl ä g e v er ü bt.
All ei n  i m  J a hr  2 0 1 0  g a b  e s  r e c ht sr a di k al  
m oti vi ert e Br a n d a n s c hl ä g e i n Fr ei b er g, D ö -
b el n, Eil e n b ur g, Br a n di s, Z wi c k a u, S c h n e e -
b er g, O p p a c h, M ü g el n, Dr e s d e n- Pi e s c h e n, 
Dr e s d e n- L ö bt a u,  L ei p zi g- Gr ü n a u,  L ei p zi g-
C o n n e wit z ...
Di e m e n s c h e nf ei n dli c h e I d e ol o gi e alt er u n d 
n e u er  N a zi s  wi d er s pri c ht  d e n  kl ar e n  bi bli -
s c h e n W ei s u n g e n z ur N ä c h st e nli e b e.
G ott st e ht a uf d er S eit e d er Mit m e n s c hli c h -
k eit.
D e s h al b r uf e n wir z u G ott:
B:  G ott d e s Fri e d e n s, gi b d e n O pf er n r e c ht s-
r a di k al er,  m e n s c h e nf ei n dli c h er  G e w alt  M ut  
u n d Kr aft, mit d e n ä u ß er e n u n d i n n er e n V er -
l et z u n g e n z u l e b e n. M a c h e u n s s e n si b el f ür 
i hr L ei d u n d i hr e A n g st.
L a s s si e a u c h d ur c h u n s erf a hr e n: I n u n s e -
r er St a dt i st R a u m f ür Mit m e n s c hli c h k eit u n d 
N ä c h st e nli e b e.
A + B:  G O T T E R B A R M E DI C H
A:  A u c h  N e o n a zi s  m ei n e n  oft,  si e  t ät e n  
G ut e s:  si e  m ü s st e n  d a s  V ol k  v or  „ Ü b er -
fr e m d u n g“  s c h üt z e n,  di e  „ W a hr h eit“  ü b er  
d e n Kri e g v er br eit e n, di e „ Fr ei h eit“ z ur V er -
br eit u n g  i hr er  „ M ei n u n g“  er k ä m pf e n.  D o c h  
t at s ä c hli c h  v er br eit e n  si e  Fr e m d e n h a s s,  
b etr ei b e n  G e s c hi c ht sf äl s c h u n g  u n d  V ol k s -
v er h et z u n g. 
Wir r uf e n z u G ott: 
B:  Öff n e d e n B et eili gt e n di e A u g e n, d a s s si e 
er k e n n e n, w o hi n e s f ü hrt, w a s si e t u n u n d 
u m k e hr e n. D af ür i st e s ni e z u s p ät.
Gi b d e n V er a nt w ortli c h e n i n P oliti k u n d G e -
s ell s c h aft  W ei s h eit  u n d  Kl ar h eit,  d a s s  si e  
si c h  d er  I d e ol o gi e  d er  U n gl ei c h w erti g k eit  
ei n d e uti g e nt g e g e n st ell e n.
A + B: G O T T E R B A R M E DI C H
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Mach mich zum Werkzeug deines 
Friedens
O Herr, mach mich zu einem Werkzeug 
deines Friedens. 
Wo Hass herrscht,  
lass mich Liebe entfachen.  
Wo Beleidigung herrscht,  
lass mich Vergebung entfachen.  
Wo Zerstrittenheit herrscht,  
lass mich Einigkeit entfachen.  
Wo Irrtum herrscht,  
lass mich Wahrheit entfachen.  
Wo Zweifel herrscht,  
lass mich Glauben entfachen.  
Wo Verzweiflung herrscht,  
lass mich Hoffnung entfachen.  
Wo Finsternis herrscht,  
lass mich Dein Licht entfachen. 
Wo Kummer herrscht,  
lass mich Freude entfachen. 
O Herr, lass mich trachten: 
nicht nur, dass ich getröstet werde,  
sondern dass ich tröste,  
nicht nur, dass ich verstanden werde, 
sondern dass ich verstehe,  
nicht nur, dass ich geliebt werde,  
sondern dass ich liebe,  
denn wer gibt, der empfängt,  
wer sich selbst vergisst, der findet,  
wer verzeiht, dem wird verziehen,  
und wer stirbt, der erwacht zum ewigen 
Leben.  Amen
Herr, unser Gott,
wir hungern nach Frieden und dürsten nach 
Liebe,
wir haben Angst vor Unrecht und Haß.
Laß deinen Geist unter uns herrschen,
daß wir einander Liebe und Frieden geben
und das Brot brechen und teilen
nach dem Beispiel unseres Herrn Jesus 
Christus. Amen 
Gib, o Herr,
daß dein heiliger, lebenschaffender Geist
jedes Menschenherz bewegt,
damit die Mauern fallen, die uns trennen,
aller Argwohn verschwindet
und der Haß ein Ende nimmt,
daß wir ohne Zwietracht
neu miteinander zu leben vermögen
in Gerechtigkeit und Frieden.
Wir bitten dich durch Christus, unsern 
Herrn.  Amen
Allmächtiger Gott,
du hast uns zu deinem Bilde geschaffen.
Gib uns Gnade, dass wir ohne Furcht 
allem Bösen widerstehen und kein Unrecht 
dulden, verantwortlich mit unserer Freiheit 
umgehen und so der Gerechtigkeit in 
unserem Staat und unter den Völkern 
dienen zur Ehre deines Namens.
Durch unsern Herrn Jesus Christus, deinen 
Sohn, der mit dir und dem Heiligen Geiste 
lebt und regiert von Ewigkeit zu Ewigkeit. 
Amen
…wir klagen uns an, dass wir nicht mutiger 
bekannt, nicht treuer gebetet, nicht 
fröhlicher geglaubt und nicht brennender 
geliebt haben.
Aus dem Stuttgarter Schuldbekenntnis
EKD 1945
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Li e dt e xt e
E G: E v a n g eli s c h e s G e s a n g b u c h
G L: G ott e sl o b
Hilf, H err m ei n e s L e b e n s E G 4 1 9, G L 6 2 2
1.  Hilf, H err m ei n e s L e b e n s,
d a s s i c h ni c ht v er g e b e n s,
 d a s s i c h ni c ht v er g e b e n s hi er a uf Er d e n bi n.
2.  Hilf, H err m ei n er Ta g e,
d a s s i c h ni c ht z ur Pl a g e,
 d a s s i c h ni c ht z ur Pl a g e m ei n e m N ä c h st e n bi n.
3.  Hilf, H err m ei n er St u n d e n,
d a s s i c h ni c ht g e b u n d e n,
 d a s s i c h ni c ht g e b u n d e n a n mi c h s el b er bi n.
4.  Hilf, H err m ei n er S e el e,
d a s s i c h d ort ni c ht f e hl e,
d a s s i c h d ort ni c ht f e hl e, w o i c h n öti g bi n.
Bl ei b et hi er T ai z é, E G 7 8 9. 2
Bl ei b et hi er u n d w a c h et mit mir, w a c h et u n d b et et, w a c h et u n d b et et.
U bi c arit a s T ai z é, E G 6 5 1, G L 6 2 5, 2
U bi c arit a s et a m or, u bi c arit a s D e u s i bi e st.
( W o Li e b e u n d G üt e si n d, d ort i st G ott.)
D o n a n o bi s p a c e m  K a n o n
( Gi b u n s Fri e d e n)
H err, gi b u n s d ei n e n Fri e d e n K a n o n
H err, gi b u n s d ei n e n Fri e d e n, 
Gi b u n s d ei n e n Fri e d e n
Fri e d e n, gi b u n s d ei n e n Fri e d e n, 
H err, gi b u n s d ei n e n Fri e d e n.
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1.  Brich dem Hungrigen dein Brot.
Die im Elend wandern,
führe in dein Haus hinein;
trag die Last der andern.
2.  Brich dem Hungrigen dein Brot;
du hast’s auch empfangen.
Denen, die in Angst und Not,
stille Angst und Bangen.
3.  Der da ist des Lebens Brot,
will sich täglich geben,
tritt hinein in unsre Not,
wird des Lebens Leben.
4.  Dank sei dir, Herr Jesu Christ,
dass wir dich noch haben
und dass du gekommen bist,
Leib und Seel zu laben.
5.  Brich uns Hungrigen dein Brot,
Sündern wie den Frommen,
und hilf, dass an deinen Tisch
wir einst alle kommen.
Brich dem Hungrigen dein Brot EG 418, GL 618
Gott liebt diese Welt EG 409, GL 297
1.  Gott liebt diese Welt,
und wir sind sein eigen.
Wohin er uns stellt,
sollen wir es zeigen:
Gott liebt diese Welt!
2.  Gott liebt diese Welt.
Er rief sie ins Leben.
Gott ist’s, der erhält,
was er selbst gegeben.
Gott gehört die Welt!
3.  Gott liebt diese Welt.
Feuerschein und Wolke
und das heilge Zelt
sagen seinem Volke:
Gott ist in der Welt!
4.  Gott liebt diese Welt.
Ihre Dunkelheiten
hat er selbst erhellt:
im Zenit der Zeiten
kam sein Sohn zur Welt!
5.  Gott liebt diese Welt.
Durch des Sohnes Sterben
hat er uns bestellt
zu des Reiches Erben.
Gott erneut die Welt!
6.  Gott liebt diese Welt.
In den Todesbanden
keine Macht ihn hält,
Christus ist erstanden:
Leben für die Welt!
7.  Gott liebt diese Welt.
Er wird wiederkommen,
wann es ihm gefällt,
nicht nur für die Frommen,
nein, für alle Welt!
8.  Gott liebt diese Welt,
und wir sind sein eigen.
Wohin er uns stellt,
sollen wir es zeigen:
Gott liebt diese Welt!
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Verleih uns Frieden gnädiglich EG 421, GL 310
Verleih uns Frieden gnädiglich,
Herr Gott, zu unsern Zeiten.
Es ist doch ja kein andrer nicht,
der für uns könnte streiten,
denn du, unser Gott, alleine.
Gib uns Frieden jeden Tag EG 425
1. Gib uns Frieden jeden Tag!
Lass uns nicht allein.
Du hast uns dein Wort gegeben,
stets bei uns zu sein.
Denn nur du, unser Gott,
denn nur du, unser Gott,
hast die Menschen in der Hand.
Lass uns nicht allein.
2.  Gib uns Freiheit jeden Tag!
Lass uns nicht allein.
Lass für Frieden uns und Freiheit
immer tätig sein.
Denn durch dich, unsern Gott,
denn durch dich, unsern Gott,
sind wir frei in jedem Land.
Lass uns nicht allein.
3.  Gib uns Freude jeden Tag!
Lass uns nicht allein.
Für die kleinsten Freundlichkeiten
lass uns dankbar sein.
Denn nur du, unser Gott,
denn nur du, unser Gott,
hast uns alle in der Hand.
Lass uns nicht allein.
Sonne der Gerechtigkeit EG 263, GL 644
1.  Sonne der Gerechtigkeit,
gehe auf zu unsrer Zeit;
brich in deiner Kirche an,
daß die Welt es sehen kann.
Erbarm Dich, Herr!
2.  Weck die tote Christenheit
aus dem Schlaf der Sicherheit,
daß sie deine Stimme hört,
sich zu deinem Worte kehrt.
Erbarm Dich, Herr!
3.  Schaue die Zertrennung an,
der sonst niemand wehren kann;
sammle großer Menschenhirt,
alles was sich hat verirrt.
Erbarm Dich, Herr!
4.  Tu der Völker Türen auf;
deines Himmelreiches Lauf
hemme keine List noch Macht.
Schaffe Licht in dunkler Nacht!
Erbarm Dich, Herr!
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Sende dein Licht und deine Wahrheit EG 172 (Kanon)
Sende dein Licht und deine Wahrheit
dass sie mich leiten zu deiner Wohnung
und ich dir danke, dass du mir hilfst.
Wer nur den lieben Gott lässt walten EG 369, GL 295
1.  Wer nur den lieben Gott lässt walten
und hoffet auf ihn allezeit,
den wird er wunderbar erhalten
in aller Not und Traurigkeit.
Wer Gott, dem Allerhöchsten, traut,
der hat auf keinen Sand gebaut.
2.  Was helfen uns die schweren Sorgen,
was hilft uns unser Weh und Ach?
Was hilft es, dass wir alle Morgen
beseufzen unser Ungemach?
Wir machen unser Kreuz und Leid
nur größer durch die Traurigkeit.
7.  Sing, bet und geh auf Gottes Wegen,
verricht das Deine nur getreu
und trau des Himmels reichem Segen,
so wird er bei dir werden neu.
Denn welcher seine Zuversicht
auf Gott setzt, den verlässt er nicht.
Herr, gib uns Mut zum Hören EG 588, GL 521
1.  Herr, gib uns Mut zum Hören
auf das, was du uns sagst.
Wir danken dir, dass du es mit uns 
wagst.
2.  Herr, gib uns Mut zum Leben,
auch wenn es sinnlos scheint.
Wir danken dir, denn du bist uns nicht 
feind.
3.  Herr, gib uns Mut zum Glauben
an dich, den einen Herrn.
Wir danken dir, denn du bist uns nicht 
fern.
4. Herr, gib uns Mut zum Dienen,
wo’s heute nötig ist.
Wir danken dir, dass du dann bei uns 
bist.
5.  Herr, gib uns Mut zur Stille,
zum Schweigen und zum Ruh’n.
Wir danken dir, du willst uns Gutes 
tun.
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F u n d gr u b e
W eit erf ü hr e n d e Te xt e u n d M at eri ali e n a uf C D u n d i m I nt er n et
Z ur A u s g e st alt u n g d er M a h n w a c h e n bi et et e s si c h a n, w eit er e s I nf or m ati o n s m at eri al z ur 
L e kt ür e d ur c h Teil n e h m e n d e d er M a h n w a c h e n o d er i nt er e s si ert e s P u bli k u m b er eit z u h al -
t e n. D a v o n gi bt e s vi el m e hr, al s i n di e s e m H eft d ar g e st ellt w er d e n k a n n. Ei n e A u s w a hl v o n 
Te xt e n u n d Pr ä s e nt ati o n e n, di e i m R a h m e n d er M a h n w a c h e v or g ef ü hrt w er d e n k ö n n e n, 
si n d d ar u m di e s e m H eft al s C D b ei g e g e b e n b z w. k ö n n e n i m I nt er n et a b g er uf e n w er d e n. 
Di e s e s H eft al s P D F
F all s  Si e  w eit er e  E x e m pl ar e  di e s e s  H eft e s  
b e n öti g e n,  k ö n n e n  Si e  di e s e  a m  ei nf a c h st e n  
s el b st  dr u c k e n.  Si e  fi n d e n  di e s e s  H eft  i n  v er -
s c hi e d e n e n  F or m ati er u n g e n  a uf  d er  C D:  f ort -
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w ä hr e n d d er M a h n w a c h e n v orf ü hr e n k ö n n e n. E nt w e d er 
Si e b e n ut z e n d af ür ei n e n D V D- Pl a y er o d er di e V er si o n e n 
i m D at e n v er z ei c h ni s d er C D. Di e Pr ä s e nt ati o n e n k ö n n e n 
a u c h o h n e To n a nl a g e v or g ef ü hrt w er d e n.
A n griff e a uf Kir c h e
z ei gt Z er st ör u n g e n u n d B e s c h mi er u n g e n a n Kir c h e n u n d 
r eli gi ö s e n S y m b ol e n i n S a c h s e n.
W o f ü hrt d a s hi n ?
st ellt  d e n  B e str e b u n g e n  u n d  P ar ol e n  d er  N e o n a zi s  di e  
Erf a hr u n g e n mit di e s er I d e ol o gi e i n d er d e ut s c h e n G e -
s c hi c ht e g e g e n ü b er.
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Informationstexte zum Auslegen
Zusammgefasste Informationen auf jeweils maximal drei Seiten, die meisten aus dem „Netz 
gegen Nazis“. Es wird empfohlen, diese Seiten ergänzend zu diesem Heft ausgedruckt zum 
Lesen bereitzustellen. Weitere Texte: www.netz-gegen-nazis.de
Warum eigentlich ist die Demokratie die bessere • 
Gesellschaftsform?
Was will die NPD?• 
Homogene Volksgemeinschaft• 
Wie sozial ist die NPD wirklich?• 
Stuttgarter Schuldbekenntnis (EKD 1945)• 
Kirchliche Texte und Stellungnahmen
Nächstenliebe verlangt Klarheit. Handreichung der Ev.-Luth. 
Landeskirche Sachsens zum Umgang mit Rechstextremismus, 
Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit
Die Handreichung der sächsischen Landeskirche gibt in fünf Kapi-
teln theologische Argumente, fundierte Sachinformation, Hinweise 
zum Umgang, Erfahrungsberichte sowie Kontaktmöglichkeiten.  
Das sieht verboten aus. Rechtsextreme Symbole und ihre 
Bedeutung. 
Faltblatt der AG Kirche für Demokratie - gegen Rechtsextremis-
mus Sachsen
Hinsehen, Wahrnehmen, Ansprechen. Handreichung der Evan-
gelischen Kirche Berlin-Brandenburg Schlesische Oberlausitz 
zum Umgang mit Rechstextremismus, Antisemitismus und Frem-
denfeindlichkeit
Zum Widerstand verpflichtet. Rechtsextremismus als 
Herausforderung für Christinnen und Christen 
Prof. Andreas Lienkamp (Kath. Hochsch. f. Sozialwesen, Berlin)
Material zum Seligsprechungsprozes des Märtyrers Alojs 
Andritzki
Biografie, Schülerwettberwerb und Dokumente der Verfolgung
1914 –1943
A
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Verfassungsschutzberichte
Landesamt für Verfassungsschutz 
Sachsen
Jugend im Fokus von Rechtsextremisten • 
(2010)
Sächsisches Handbuch zum Extremis-• 
mus und zu sicherheitsgefährdenden 
Bestrebungen (2009)
Verfassungsschutzbericht 2009• 
Gemeinsames Lagebild der Verfas-• 
sungsschutzbehörden Brandenburg und 
Sachsen zu aktuellen Entwicklungen im 
Rechtsextremismus (2008)
Bundesamt für Verfassungsschutz
Die braune Falle. Eine rechtsextremisti-• 
sche Karriere (2010)




Umstrittene Kontinuitäten. Rechtsext-• 
remismus in der DDR; Ursachen und 
Kontinuitäten
Mustergau Sachsen. Moderne Nazis im • 
Freistaat und die besondere Problematik 
des ländlichen Raums
Den Betroffenen mit Respekt begegnen. • 
Hilfe für Opfer rechter Gewalt
Die Extremismus-Formel. Zur politi-• 
schen Karriere einer wissenschaftlichen 
Ideologie
und weitere Texte• 
Kulturbüro Sachsen
Wortergreifungsstrategie – Hinweise für • 
öffentliche Veranstaltungen von Demo-
kratInnen
Rechtsextreme Dominanz in Jugend-• 
clubs
Vergleich Parteiprogramm NSDAP-NDP• 
Studien der Friedrich-Ebert-Stiftung
Vom Rand zur Mitte. Rechtsextreme • 
Einstellungen und ihre Einflussfaktoren 
in Deutschland, Berlin 2006
Ein Blick in die Mitte. Zur Entstehung • 
rechtsextremer und demokratischer Ein-
stellungen in Deutschland, Berlin 2008
Die Mitte in der Krise. Rechtsextreme • 
Einstellungen in Deutschland 2010 
Literaturhinweise
Andrea Röpke, Andreas • 
Speit (Hg.): Neonazis in 
Nadelstreifen. Die NPD 
auf dem Weg in die Mitte 
der Gesellschaft, Berlin 
2008
Christoph Ruf, Olaf Sun-• 
dermeyer: In der NPD. 
Reisen in die National 
Befreite Zone, München 
2009
Holger Kulick, Toralf • 
Staud: Das Buch gegen 
Nazis - was man wissen 
muss und wie man sich 
wehren kann, Köln 2009
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Auswertung der Mahnwachen am 19. Februar 2011, 11 bis 18 Uhr u.a. anhand 
der von den Kirchen ausgefüllten Fragebögen 
- Stand 12.05.2011 - 
 
I. Stichworte der Einschätzung von Karl-Heinz Maischner: 
Ich schätze die Aktion als großen Erfolg ein – bei aller notwendiger Kritik oder allem, 
was besser zu machen ist: 
 
1. Dank an alle, die besonders dort ausgehalten haben, wo wenig los war, die im 
Vorfeld vielleicht schon nach dem Sinn gefragt haben! (Die hatten es vielleicht 
schwerer, als die anderen in den Brennpunkten.) 
Wir haben ein Netz des Gebetes gesponnen! Jede Masche ist wichtig – (Hängemat-
te!) Das Gebet wirkt nach Erfahrung der Christen und Christinnen auch ohne einen 
Nazi zu sehen!!!! 
Es gab viele gute Erfahrungen: z.B. Aufwärm- und Schlafplatz/Toilette für Demonst-
rantInnen bis gute Informationsmöglichkeiten 
Ich möchte noch den mentalen (für mich geistlichen) Gesichtspunkt unterstrei-
chen: Gebet und Symbole als Rückenstärkung für die, die an den Brennpunk-
ten unterwegs waren! 
 
2. Was ist anders und besser zu machen? 
Es gibt eine große Bandbreite grundsätzlicher Einschätzungen von „keine Mahnwa-
chen mehr, stattdessen Aufruf zu Gegendemonstrationen und Sitzblockaden“ bis zu 
„Ich war froh, dass es die Mahnwachen gab. So konnte ich wenigstens so meinen 
Protest zum Ausdruck bringen.“ 
Mein Eindruck aus Gesprächen: Beteiligung von Menschen, die sonst nicht 
aktiv geworden wären! 
 
3. Mahnwachen sind ausbaufähig: 
Von 3 Personen bis zu Freiluftgottesdiensten! Texte und Lieder müssen noch mal auf 
Eignung überprüft werden. 
Wir sind dankbar für jeden Hinweis und Vorschläge! 
 
>> Ein wichtiges Thema für Kirche: Selbst- und Fremdkritik! 
Wo ist Kirche, wo sind Christen selbst an menschenfeindlichen Haltungen beteiligt?   
(siehe Auch Umfrage Heitmeyer 2008) 
Wo verdrängen wir (gerade in DD) braune Geschichte? 
 
>> Möglichkeiten zum Gespräch 
 
II. Auswertung der Fragebögen 
An den Mahnwachen am 19. Februar 2011 beteiligten sich insgesamt 55 Kir-
chen/Gemeinden etc. an 55 Veranstaltungsorten mit rund 1.400 Aktiven und ca. 
4.400 Besuchern, also insgesamt rund 5.800 Menschen. Die (anonymisierte) Aus-





III. Die Aktiven und Besucher gaben folgende beispielhafte Einschätzungen der 
Mahnwachen auf den Fragebögen an: 
 
„Die Kirchen sollten sich weiterhin aktiv gegen rechts engagieren.“ 
 
„Durch die Ferienzeit und das ledigliche Reagieren auf die Aktionen der rechten 
Szene stand wiedermal fast ausschließlich der „harte Kern“ der Gemeinde zur Verfü-
gung.“ 
 
„Gute Resonanz, auch in Nachgesprächen.“ 
 
„Manche Menschen, die in der Stadt an keiner Demonstration teilnehmen wollten 
oder konnten, aber irgendetwas tun wollten, haben die Möglichkeit der Mahnwache 
dankbar angenommen.“ 
 
„Ein eindeutiger Hinweis auf die Mahnwache. Wir haben auf ein Bettlaken groß und 
gut zu lesen das Wort MAHNWACHE geschrieben und an die Mauer geheftet. Da 
wussten alle, die auch mit dem Auto vorbeifuhren, warum wir da an der Straße ste-
hen, denn über die Mahnwachen wurde ja in den Zeitungen vorher informiert.“ 
 
„Dass bei der Pressearbeit im Vorfeld alle Kirchen benannt werden, an denen 
Mahnwachen stattfinden. Das Infomaterial (insbes. Handzettel) muss zeitiger über-
geben werden, um noch im eigenen Umfeld Werbung machen zu können.“ 
 
„Persönlich war ich mit dem, was wir im Rahmen unserer Möglichkeiten getan haben, 
zufrieden. Wenn diese Aufmärsche von Rechts weiter stattfinden, sollte man die 
Mahnwachen weiterführen.“ 
 
„Ich war froh, dass es die Mahnwachen gab. So konnte ich wenigstens so meinen 
Protest gegen die Rechten zum Ausdruck bringen. Insgesamt gesehen waren wir 
sicher auch viele!“ 
 
„Es war vorteilhaft, dass wir durch die Ausnahmegenehmigung mit unserem Trans-
parent auf der Bodenbacher Straße stehen konnten und damit gut sichtbar waren.“ 
 
„Es war eine sehr gute Sache.“ 
 
„Überraschend gute Möglichkeit für Gemeindeglieder u. Gäste/Interessierte, Gesicht 
zu zeigen!“ 
 
„Auch wenn weniger Menschen ganz spontan dazugekommen sind, wurden wir doch 
deutlich wohlwollend von Vorübergehenden und Vorüberfahrenden beachtet.“ 
 
„Es haben sich alle sehr darüber gefreut, dass der Superintendent persönlich vorbei-
gekommen ist.“  
 
„Wir waren Aufwärm- und Teestation, Toilette und Schlafplatz. Den 2 Bürgerpolizis-
ten besonderen Dank.“ 
 
„Wir erhielten Brennholz von einem fremden jungen Mann und frisch gebackene 




Plötzlich befand sich unsere Mahnwache an einem Brennpunkt, an dem gewaltberei-
te Demonstranten beider Lager mehrmals gleichzeitig in unmittelbarer Nähe waren. 
Es gelang aber, die Mahnwache als Ruhepol zu bewahren und Präsens zu zeigen. 
Gegen 16.30 wurde über  Handy 110 mit Ortsangabe und Name Polizeischutz ange-
fordert, u.a. auch wegen der anwesenden kleinen Kinder. Das Versprechen des Poli-
zeidirektors am 14.2. erwies sich aber als vollmundig. Es erfolgte keine Reaktion. Ein 
darauf angesprochener Truppführer (Absperrkette) sagte, er sei von der Bundespoli-
zei, nicht informiert und könne nicht helfen. 
Auch der Polizeigeleitschutz beim Abrücken der Rechten am Abend war nur auf das 
Dirigieren und Schutz des Abzuges konzentriert und nicht auf den Schutz einer 
Mahnwache. 
Der Polizeipräsident sollte sein Versprechen einhalten, bei Bedarf für ausreichend 
Polizeischutz zu sorgen.“ 
 
„War gut und sinnvoll, am Rande sehr gute Gespräche, die auch seelsorgerlichen 
Charakter hatten.“ 
 
„Es muss noch einmal in den Gemeinden diskutiert werden, ob überhaupt weiter 
Mahnwachen stattfinden sollen. Bezogen auf die gesamte Gemeinde war die Beteili-
gung sehr gering, der Aufwand sehr hoch.“   
 
„Keine Mahnwachen, Aufruf zu Gegendemonstranten und Sitzblockaden!  
Wir sollten uns in der Pfarrerschaft dafür einsetzen, dass solche Naziaufmärsche in 
Dresden vorher verboten werden.“ 
 
„Danke sagen. Wir hatten den Eindruck, dass die Mahnwachen ein gutes Moment in 
der Diskussion, der Berichterstattung und am 19.2. selbst waren.“ 
 
„Als Fragen bleiben: Wie können junge Neonazis erreicht werden, um sie nicht der 
NPD ... zu überlassen?  (soziale Kontakte?) 
Wie kann Steinewerfern klar gemacht werden, dass sie eigentlich die Nazis stärken? 
(Kontaktaufnahme zu Organisatoren der Szene?) 
Wir bedanken uns für die gute Vorbereitung, die Ermutigung und die Unterstützung.“ 
 
„Ich war sehr dankbar, dass sich ca. 50 Personen in Listen als Teilnehmer vorange-
meldet haben und dass sich die Gemeinde … beteiligte. 
Es war eine gute Atmosphäre mit der Möglichkeit, mit vielen im Gespräch sein zu 
können.“ 
 
„Vielen Dank für die Organisation dieses Aufrufes. Es war eine tolle Sache, die wir 
auf jeden Fall wieder mit unterstützen möchten.“  
 
„Eine gelungene Aktion, von einigen „kirchenfernen“ Nachbarn sehr positive Rück-
meldungen. 
Gegenseitige Besuche von anderen Mahnwachen waren SUPER!“ 
 
„Da wir wenig Besuch hatten, werden 1-2 zentrale Kundgebungen (z.B. DD- 
Neustadt/ Altstadt) zusätzlich künftig erwünscht, mit deutlichen Wortmeldungen der 
Pfarrer, kirchlicher Mitarbeiter, Kirchenleitung, Synode etc.“ 
 
Der 13. Februar in Dresden und der Kirchentag 
 
Um für die Geschichte des 13. Februar in Dresden zu sensibilisieren und sie zum 
Einmischen aufzufordern haben Kirchentagspräsidentin Katrin Göring-Eckardt und 
Generalsekretärin Ellen Ueberschär einen Brief an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Kirchentages in Dresden und Fulda verfasst. Wir veröffentlichen ihn auch hier.  
Liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,  
kurz vor Ende des Zweiten Weltkrieges, am 13. Februar 1945, wurde das historische Dresden durch 
einen Bombenangriff zerstört. Der 13. Februar 1945 ist in der Kirchentagsstadt 2011 ein 
bedeutendes Datum, denn das Ereignis hat sich tief im Bewusstsein der Stadt verankert und ist wie 
kaum ein anderes Kriegsereignis in Deutschland zum Objekt politischer Inanspruchnahme 
geworden. Die Geschichte des 13. Februars in Dresden steht in vielerlei Hinsicht stellvertretend für 
den Umgang mit unserer Vergangenheit, sie ist reich an Verklärungen, an Versuchen, die 
Geschichte für die eigenen Zwecke in Anspruch zu nehmen, und ist gespickt mit Lügen und 
Verdrehungen der historischen Tatsachen.  
Die Politisierung der Geschichte 
Bereits die SED versuchte die Bombardierung politisch auszuschlachten, indem sie zu Beginn der 
50er Jahre am 13. Februar DDR-weite Kundgebungen organisierte und der "anglo-amerikanischen 
Kriegsführung" die Schuld für die Zerstörung der Stadt gab. Später dann wurde der 13. Februar als 
Propaganda gegen den Militarismus, den deutschen Faschismus und die Politik der Bundesrepublik 
in Dienst genommen. In den 80er Jahren hat die DDR-Staatsführung das Ereignis genutzt, um 
gegen die nukleare Aufrüstung des Westens zu mobilisieren, wobei die Zahl der Toten höher 
angegeben wurde als die Zahl der Opfer von Hiroshima.  
International bekannt wurde die Bombardierung Dresdens durch den britischen Autor und 
Holocaust-Leugner Davon Irving. In seinem Buch "Die Zerstörung. Der Untergang Dresdens" lieferte 
er für die Rechtsextremen schon 1963 den Grundstein für geschichtsverdrehende Mythen. Irving 
fälschte Dokumente, setzte die Zahl der Toten um den Faktor zehn nach oben und leistete so einer 
Legendenbildung Vorschub, die auch die Diskussion innerhalb der Dresdner Bürgerschaft über 
Jahrzehnte mit beeinflusste. Eine 2005 von der Stadt Dresden beauftragte Historikerkommission 
ermittelte übrigens eine Mindestzahl von 20 000 und eine Höchstzahl von 25 000 durch die 
Luftangriffe getöteten Menschen.  
Nach der Friedlichen Revolution, in deren Folge der Wiederaufbau der Frauenkirche die städtische 
Katrin Göring-Eckardt am 13. Februar 2010 in Dresden 
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Diskussion um den 13. Februar bestimmte, begannen ab Mitte der 1990er Jahre Neonazis die 
Bombardierung Dresdens als Vehikel für die Verbreitung menschenverachtender Politik zu 
missbrauchen. Was als kleine Demo der Ewig-Gestrigen begann, zieht in den letzten Jahren 
tausende Neonazis aus ganz Europa nach Dresden. Zunächst war die Junge Landsmannschaft 
Ostdeutschland (JLO) führend in der Organisation des Aufmarsches. Seit einigen Jahren hat sich 
eine Arbeitsteilung zwischen den so genannten „Freien Kameradschaften“ und der NPD entwickelt. 
Während die Kameradschaften den 13. Februar zu einem Fackelmarsch nutzen (der extrem an den 
30. Januar 1933, den Tag der Machtergreifung der Nationalsozia-listen, erinnert), organisiert die 
NPD eine Demo, die stets am Samstag nach dem 13. Februar stattfindet und inzwischen mit nahezu 
10 000 Teilnehmenden der wohl größte Neonazi-Aufmarsch in Europa ist.  
Der Streit ums Gedenken und den Protest 
So alt wie der Versuch, die Zerstörung Dresdens für die politische Propaganda auszuschlachten, 
sind auch die Bemühungen der Bürgerinnen und Bürger und der Stadt Dresden, den 13. Februar 
angemessen zu begehen. Die offizielle Hauptveranstaltung findet jährlich am Morgen des 13. 
Februar auf dem Heidefriedhof statt, denn dort liegen viele der Opfer in Massengräbern. Fast 
nahtlos an die Instrumentalisierung dieser Veranstaltung durch die SED knüpften die Rechten an, 
indem sie sich in diese offizielle Gedenkfeier nach 1990 einreihten und Kränze niederlegten.  
Die kirchliche Bewegung des konziliaren Prozesses für Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung der 
Schöpfung begann vor etwa 30 Jahren an der damaligen Ruine der Frauenkirche eine eigene 
Gedenkveranstaltung zu etablieren, bei der – anders als auf dem Waldfriedhof – auch die 
Schuldfrage und die Verantwortung Deutschlands in den Ansprachen immer wieder thematisiert 
wurde.  
Seit dem die Neonazis am und um den 13. Februar durch Dresden marschieren, gibt es politischen 
und gesellschaftlichen Streit darüber, wie man dieser Herausforderung durch die Feinde der 
Demokratie einerseits begegnet und andererseits den für die Dresdner Bürgerschaft bedeutenden 
Gedenktag nicht noch weiter beschädigt. Während der DGB und andere Gewerkschaften im Verbund 
mit zahlreichen Vereinen, Organisationen aus der Antifa-Bewegung und Parteien (Linke, SPD und 
Grüne) bundesweit unter dem Aufruf „Geh-Denken“ jahrelang zu einer Großdemonstration 
mobilisierten, um den Rechten entgegen zu treten, lehnten andere Parteien und Organisationen 
dieses Vorgehen ab. Erst im letzten Jahr gelang es erstmals durch einen bei der 
Oberbürgermeisterin initiierten Runden Tisch, den politischen Streit innerhalb des demokratischen 
Spektrums klein zu halten und durch parallele Aktionen – eine Menschenkette auf der Altstädter 
Seite und die Blockade des Umzugs der NPD und ihrer Anhänger auf der Neustädter Seite – eine 
positive öffentliche Wirkung zu entfalten.  
Im letzten Jahr fiel der 13. Februar auf einen Samstag, so dass die NPD zu eben diesem Datum 
europaweit nach Dresden mobilisierte. In diesem Jahr ist die Lage unübersichtlicher: Am Sonntag, 
den 13. Februar 2011 werden die „Freien Kameradschaften“ ihren so genannten Trauermarsch 
durchführen. Anders als in den Vorjahren haben sie aber keine Umzüge in der Innenstadt, sondern 
in den Plattenbaugebieten Prohlis und Gorbitz angemeldet. Die Oberbürgermeisterin „lädt 
gemeinsam mit den demokratischen Fraktionen des Stadtrates, Vertreterinnen und Vertreter von 
Wirtschaft und Wissenschaft, Kultur, Sport, Gewerkschaften und Kirchen, mit der jüdischen 
Gemeinde und zivilgesellschaftlichen Akteuren alle Bürgerinnen und Bürger zum gemeinsamen 
Handeln am 13. Februar 2011 ein.“ Derzeit ist vorgesehen, dass die Menschenkette am 13. Februar 
zwischen 13.00 und 14.00 Uhr die Elbe überspannt.  
Die große Nazi-Demonstration wird voraussichtlich aber nicht an diesem Tag stattfinden, sondern 
erst am Samstag, den 19. Februar. Das Bündnis Dresden nazifrei, an dem ca. 30 Organisationen 
beteiligt sind, ruft für jenen Samstag bundesweit zu einer Gegendemonstration und zur Blockade 
des Umzugs der Faschisten auf. Zahlreiche Prominente aus Politik und Gesellschaft haben den 
Aufruf unterzeichnet, auch Aiman Mazyek (Vorsitzender des Zentralrats der Muslime) und Stephan 
J. Kramer (Generalsekretär des Zentralrats der Juden). Sicher ist, dass die Aktionsform der 
Blockade nicht von allen demokratischen Kräften gebilligt wird und politischer Streit innerhalb des 
demokratischen Spektrums über das „richtige“ Vorgehen (wieder einmal) nicht ausgeschlossen ist. 
Die Arbeitsgemeinschaft „Kirche für Demokratie – gegen Rechtsextremismus“ ruft unter der 
Überschrift „Mitmenschlichkeit und Nächstenliebe zum Mahnen und Beten für unsere Stadt“ auf, 
sowohl zum 13. als auch zum 19. Februar in Dresden.  
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Auch die Dresdner Geschäftsstelle des Kirchentages hat für den 19. Februar auf der Ostra-Allee vor 
unserem Hause eine Mahnwache angemeldet. Wenn wir auf einer der Magistralen der Stadt 
gedenken, für unsere Gastgeber beten und Lieder aus dem neuen Kirchentagsliederbuch singen, 
dann kann in dieser Zeit niemand dort marschieren.  
Was hat der 13. Februar mit uns, mit dem Kirchentag zu tun? 
Ihr werdet Euch fragen, warum wir so ausführlich die Bedeutung und die Geschichte des 13. 
Februars in Dresden darlegen? Sind wir als Kirchentag nicht Gäste in dieser Stadt und ist es nicht 
unsere alleinige Aufgabe, den 33. Deutschen Evangelischen Kirchentag Dresden vorzu-bereiten und 
durchzuführen? Sollten wir uns nicht der politischen Einmischung auch in diesem Fall entsagen?  
Eine solche Haltung würde dem Auftrag, dem sich der Deutsche Evangelische Kirchentag seit 
Gründung verpflichtet fühlt, widersprechen. Gerade wegen des politischen Versagens der 
Amtskirche in der Weimarer Republik und im Nationalsozialismus hat sich der Evangelische 
Kirchentag in bewusster organisatorischer Trennung von der Kirche als Laienbewegung gegründet.  
Reinold von Thadden-Trieglaff, der Initiator der Kirchentagsbewegung, hat es so formuliert: 
„Dagegen ist unser Tun als ein unablässiges Bemühen um die Wiederherstellung der geistigen 
Grundlagen zu verstehen, um die Klärung der Ursachen unseres Zusammenbruchs, um die 
Wiederentdeckung des Menschen, seiner Würde und seiner Existenzmöglichkeiten, um die 
Zurückeroberung der Voraussetzungen für ein wirklich sinnvolles gemeinschaftliches Leben, um den 
denkbaren Ausgleich in der Spannung zwischen Individualismus und Gesellschaft, zwischen Freiheit 
und Gebundenheit, zwischen Chaos und Tyrannei.“  
Der Evangelische Kirchentag ist den dargelegten Zielen in den mehr als 60 Jahren seines Bestehens 
treu geblieben. Wo immer die Würde von Menschen nicht geachtet wird, sind wir gefordert. Allen 
Nazis, ob alt oder neu, ist die Missachtung der Menschenwürde gemein. Un-ser Streben gilt der 
Verbreitung der Nächstenliebe – konträrer können Positionen nicht sein. Darum darf es nie wieder 
dazu kommen, dass Christinnen und Christen tatenlos zusehen, wenn eine Politik nach Macht und 
Einfluss greift, die Menschen nach Aussehen, Herkunft, sexueller Orientierung oder religiöser 
Überzeugung diffamiert, schikaniert oder selektiert.  
Unsere Bitte: Mischt Euch ein! 
Gerade weil wir in der Stadt Dresden Gäste sind, sollten wir uns an die Seite derer begeben, die 
sich hier schon lange für Toleranz und Menschenfreundlichkeit engagieren. Bei den 
Auseinandersetzungen mit den Nazis geht es nicht um Tagespolitik, sondern um die Fundamente 
unseres Zusammenlebens. Es steht die Frage, ob wir aus der Geschichte unseres Landes gelernt 
haben und nach zwei Diktaturen auf deutschem Boden couragiert genug sind, den Feinden der 
Freiheit frühzeitig unseren Widerstand entgegen zu setzen.  
Wir wissen nicht, ob es richtige oder falsche Formen des Protestes oder des Gedenkens gibt. 
Mahnen und beten? Blockieren oder einreihen in die Menschenkette? Oder geht vielleicht beides?  
Zusammen mit vielen anderen Organisationen hat der Kirchentag den Aufruf der Stadt 
unterschrieben. Wir halten am 19. Februar von 11.00 bis 17.00 Uhr selbst eine Mahnwache auf der 
Ostra-Allee ab und wollen nach unseren Kräften auch die Mahnwachen der Kirchen am 13. und 19. 
Februar unterstützen. Wir halten es für legitim und wünschenswert, wenn der Umzug der Nazis wie 
im letzten Jahr an den gewaltfreien Blockaden scheitert. Gleich welche Form der politischen Aktion 
Ihr persönlich bevorzugt, uns ist wichtig, dass Ihr Euch auf die eine oder andere Art einmischt. Euch 
steht es frei, Aufrufe zu unterzeichnen und Euch für Mitmenschlichkeit und gegen 
Menschenfeindlichkeit in jedweder Form gewaltfrei zu engagieren. Bitte mischt Euch ein! Helft mit, 
unsere Gastgeberinnen und Gastgeber, die Stadt Dresden, das Land Sachsen, die Evangelische 
Landeskirche und die freundlichen Bürgerinnen und Bürger nach bestem Wissen und Gewissen am 
13. und 19. Februar zu unterstützen.  
Eure  
Katrin Göring-Eckardt und Ellen Ueberschär 
Links 
Gemeinsamer Aufruf der Stadt Dresden zum 13. Februar, den auch der Kirchentag unterzeichnet 
Seite 3 von 4Deutscher Evangelischer Kirchentag: Der 13. Februar in Dresden und der Kirchentag
13.05.2011http://www.kirchentag.de/aktuell/nachrichten/der-13-februar-in-dresden-und-der-kirch...
hat.  
Mahnwachen von Kirche für Demokratie.  
Unterschriftenliste des Bündnis Dresden Nazifrei. 
Fürbitte 
Zum erneuten Aufmarsch von Neonazis veranstaltete der Kirchentag am 19. Februar stündlich eine 
von rund 50 Mahnwachen im Dresdner Stadtgebiet. Den vollständigen Text der darin enthaltenen 
Fürbitten können Sie hier nachlesen. 






Im nachfolgenden sind Sachverhalte aufgelistet, die sich im Zuge des Polizeieinsatzes am 
13. und 19. Februar 2011 in Dresden zugetragen haben. Die Uhrzeiten sind zum Teil 
Schätzungen von Betroffenen und können leicht abweichen.
In den Bericht des Polizeibeobachtungsteams wurden ausschließlich Situationen 
aufgenommen für welche ein glaubwürdiger Nachweis vorliegt. Nicht dokumentiert wurden 
Aktionen der Polizei, die sich gegen Personen richteten, die direkt Gewalt gegen 
Polizeibeamte ausgeübt haben.
Sonntag, 13. Februar 2011
17:30 Uhr Nürnberger Straße
Eine Gruppe von ca. 100 Personen versucht ohne zur Hilfenahme von Waffen oder 
Gegenständen eine Polizeiabsperrung zu durchbrechen. Es wird Pfefferspray eingesetzt, 
was aus Sicht des Polizeibeobachtungsteams verhältnismäßig war. Die Situation war 
unübersichtlich und die Polizei nur mit wenigen Einsatzkräften am Ort des Geschehens. 
Als die 100 Personen dann weglaufen, rennt ein Polizeibeamter einer jungen Frau 
hinterher und schlägt ihr mit einem Gummiknüppel von hinten auf den Kopf. Die Frau 
erleidet eine Platzwunde. [Nachweis: Beobachtung und mehrere Zeugenaussagen]
21:50 Uhr Neumarkt vor der Frauenkirche
Eine Person, die die Parole "Bomber Harris do it again" gerufen hat, wird von der Polizei 
verhaftet bzw. in Gewahrsam genommen. Dabei wenden die Polizeibeamten massive 
Gewalt an, obwohl sich die Person nicht wehrt. Das Gesicht der Person wird u.a. einige 
Minuten lang gegen eine Hauswand gedrückt. [Nachweis: Beobachtung und Fotos]
1
Samstag, 19. Februar 2011
zw. 10:00 und 14:00 Uhr Innenstadt
Mehrere Personen berichteten davon, dass sie Mahnwachen der Kirchen besuchen 
wollten. Die Polizei hinderte die Personen jedoch an der Teilnahme, indem sie ihnen den 
Durchgang verwehrte. Ein freier Zugang zu den angemeldeten Mahnwachen der Kirchen 
war nicht möglich. Auf Weisung der leitenden Polizeidirektion wurden 
Landtagsabgeordnete einzelner Parteien stellenweise nicht durch Absperrungen der 
Polizei hindurch gelassen. [Nachweis: mehrere Zeugenaussagen, Videoaufnahmen]
11:15 Uhr Münchner Straße/ Ecke Bayreuther Straße
Die Polizei setzt trotz Temperaturen unter 0 Grad Wasserwerfer ein, um Personen von 
einer Wiese neben der Straße zu bewegen. Die Personen sind friedlich. Die Lage ist 
eigentlich übersichtlich und der Einsatz unverhältnismäßig.[Nachweis: Videoaufnahmen]
11:30 Uhr Hörsaalzentrum
Die Polizei hindert die Presse daran sich Richtung Bergstraße zu bewegen, trotz 
übersichtlicher Situation. [Nachweis: Videoaufnahmen]
11:50 Uhr Blockade Münchner Straße
Die Polizei rennt ohne erkennbaren Grund in eine friedliche Blockade. Dabei werden 
Blockierer/-innen geschubst und einzelnen ins Gesicht geschlagen. (beteiligte 
Polizeieinheit: Berlin; Autokennzeichen B 7555, Rückenbeschriftungen: F 3, 1112, 1113) 
[Nachweis: Videoaufnahmen]
14:45 Uhr Columbusstraße/Ecke Wernerstraße
Während bis zu 200 Neonazis über einen Zeitraum von mehr als 10 Minuten ein 
alternatives Wohn-und Kulturprojekt angreifen, schreitet die Polizei nicht ein. Mindestens 
drei Einsatzfahrzeuge der Polizei mit jeweils mindestens zwei Polizeibeamten je Fahrzeug 
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befinden sich in unmittelbarer Nähe und beobachten den Vorfall. Der sofortige Anruf der 
Notrufnummer der Polizei bleibt ohne Konsequenz, obwohl sich Hundertschaften der 
Polizei im Staddteil Löbtau und Cotta befinden. Aus Sicht des Polizeibeobachtungsteams 
ist es unverständlich, warum die anwesenden Polizeifahrzeuge sich nicht schützend vor 
das Haus stellten oder wenigstens ihre Signalanlage einschalteten, um die Angreifer zu 
verunsichern. Des weiteren bleibt unklar, warum die Polizei nicht zu einem späteren 
Zeitpunkt Kräfte gesammelt hat, um die Personalien der Angreifer/-innen für spätere 
Ermittlungszwecke lückenlos festzustellen. Die Neonazi-Gruppe war nach dem 
zehnminütigen Angriff noch mindestens 15 Minuten auf der Löbtauer Straße unterwegs. 
[Nachweis: Videoaufnahmen, Zeugenaussagen]
15:15 Uhr Blockade Bergstraße (Höhe Weber-Bau)
Etwa 60 friedliche Sitzblockierer/-innen werden unter Einsatz unverhältnismäßiger Gewalt 
geräumt. Die Blockade befand sich abseits der geplanten Routen der Neonazis. Dabei 
kommt es zu zahlreichen Übergriffen der Polizei:
1.) Polizisten legen sich mit ihren Knien auf am Boden liegende Personen. [Nachweis: 
Videoaufnahmen und Fotos]
2.) Polizeibeamte würgen Personen. [Nachweis: Videoaufnahmen und Fotos]
3.) Polizeibeamte treten Personen in der Sitzblockade. [Nachweis: Videoaufnahmen 
und Fotos]
4.) Polizeibeamte schlagen Personen in der Sitzblockade ins Gesicht. [Nachweis: 
Videoaufnahmen und Fotos]
5.) Polizeibeamte setzen Holzknüppel gegen Personen ein. Dabei werden u.a. 
Holzknüppel in Gesichter von Personen in der Sitzblockade gedrückt. [Nachweis: 
Videoaufnahmen und Fotos]
6.) Ein Pressefotograf wird bei der Dokumentation der Räumung durch Polizeibeamte 
bedrängt. [Nachweis: Videoaufnahmen]
7.) Polizeibeamte schubsen am Straßenrand stehende Personen unvermittelt von 
hinten um. [Nachweis: Videoaufnahmen]
8.) Gegen weg rennende Personen werden Holzknüppel eingesetzt und es wird mit 
mehreren Tränengas-Gewehren geschossen. [Nachweis: Videoaufnahmen und 
Fotos]
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9.) Einer Person wird Tränengas aus wenigen Zentimetern Entfernung direkt ins 
Gesicht gesprüht. [Nachweis: Videoaufnahmen]
10.)  Ein Polizist schlägt einem jungen Mann mit der Faust ins Gesicht, ohne dass 
dieser vorher Gewalt angewendet hätte. [Nachweis: Videoaufnahmen]
Insgesamt schätzt das Polizeibeobachtungsteam diesen Einsatz als äußerst brutal und 
absolut unverhältnismäßig ein. Beteiligt am Einsatz waren eine BFE-Einheit und eine 
sächsische Einheit ohne Kennzeichnung (wahrscheinlich SEK).
15:30 Uhr Fritz-Löffler-Straße/Ecke Schnorrstraße
Ein Polizist greift unvermittelt einen jungen Mann an, der sich in einer Gruppe von 10 
Personen befindet, die von der Polizei festgehalten wird. Dabei rennt der Polizist in voller 
Ausrüstung aus etwa 6 Metern Entfernung auf den jungen Man los und wirft ihn mit der 
vollen Wucht seines Körpers zu Boden. Die Polizeibeamten sind gegenüber Dritten nicht 
bereit ihre Dienstnummer zu nennen oder an ihren Einsatzleiter zu verweisen. [Nachweis: 
Zeugenaussagen und vorliegende Anzeige eines Pfarrers gegen die Polizei]
15:30 Uhr Münchner Straße
Ein Polizist lässt seinen Hund einen Demonstranten beißen, obwohl dieser keine Gewalt 
gegen die Polizei ausgeübt hatte. [Nachweis: Videoaufnahmen]
17:00 Uhr Blockade Fritz-Löffler-Straße/Ecke Reichenbachstraße
Die Polizei kesselt eine friedliche Blokade von ca. 400 Menschen und hindert sie daran die 
Straße zu verlassen, obwohl die Neonazis am Hauptbahnhof abgereist sind und keine 
besondere Gefahrenlage erkennbar ist. Es soll die Identität aller Anwesenden festgestellt 
werden, was aus Sicht des Polizeibeobachtungsteam unangemessen erscheint. Am Rand 
der Blockade kommt es zu vereinzelten Übergriffen von Polizeibeamten auf 
Blockadeteilnehmer/-innen.
1.) Einem älteren Mann wird ohne erkennbaren Grund durch einen Polizeibeamten 
Pfefferspray aus wenigen Zentimetern Entfernung ins Gesicht gesprüht. [Nachweis: 
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Zeugenaussagen]
2.) Einzelne Blockadeteilnehmer/-innen werden durch Polizeibeamte ohne 
erkennbaren Grund geschubst. [Nachweis: Zeugenaussagen]
3.) Einzelne Blockadeteilnehmer/-innen werden durch Polizeibeamte beleidigt. 
[Nachweis: Zeugenaussagen]
zw. 17:00 Uhr und 21:00 Uhr Gefangenensammelstelle Schießgasse
Den durch die Polizei festgenommenen Personen wird zum Teil keine anwaltliche 
Beratung gewährt. Einige werden nicht in erforderlichen Maße über ihre Rechte informiert. 
[Nachweis: Zeugenaussagen, Protokolle von Rechtsanwälten]
19:30 Uhr Großenhainer Straße (Haus der Begegnung/Roter Baum)
Die Polizei verweigert der Presse die Dokumentation des Einsatzes. Auf Nachfrage wird 
keine Begründung genannt. Die Polizeibeamten verweigern die Herausgabe ihrer 
Dienstnummern und der Einsatzleiter ist nicht zu sprechen. [Nachweis: Tondokument]
Beim Einsatz der Polizei wird unverhältnismäßige Gewalt angewendet und dabei großer 
Sachschaden im durchsuchten Objekt angerichtet (u.a. wurden nicht-verschlossene Türen 
zerstört). Die anwesenden Personen werden durch die Polizei nicht über ihre Rechte 
informiert. Der Durchsuchungsbefehl ist fehlerhaft (u.a. falsche Hausnummer). [Nachweis: 
Zeugenaussagen]
Gesamteinschätzung
Am 13. Februar 2011 wurden den Polizeibeobachtungsteams bis auf zwei Einzelfälle keine 
Regelverstöße durch die Polizei bekannt. Wie bereits 2010 ist auch in diesem Jahr der 
Einsatz der Polizei am 13. Februar als insgesamt angemessen und verhältnismäßig zu 
bezeichnen.
Im Gegensatz dazu steht der 19. Februar 2011. Bereits ab den frühen Morgenstunden 
agierte die Polizei an vielen Stellen im gesamten Stadtgebiet ungewohnt aggressiv 
gegenüber Personen, die die Aufmarschstrecken der Neonazis an diesem Tag blockieren 
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wollten. Eine Differenzierung zwischen friedlichen Demonstrant/-innen, die Zivilen 
Ungehorsam üben wollten und Gewalttäter/-innen fand in der Regel durch die Polizei nicht 
statt. An zahlreichen Stellen konnten ein unverhältnismäßiges Vorgehen oder gar 
gewalttätiges Agieren von Polizeibeamten gegen friedliche Demonstrant/-innen beobachtet 
und dokumentiert werden. Es wurden nach Angabe des Allgemeinen Sanitätsdienstes 
mindestens 150 Personen durch die Polizei verletzt. Darunter gibt es auch einzelne 
schwer verletzte Personen. Weiteren ca. 200 Personen musste Pefferspray aus den 
Augen gewaschen werden. 
Nach Einschätzung der Polizeibeobachtung war die Polizei durch die unübersichtliche 
Lage mit mehreren Aufmarschorten der Neonazis deutlich überfordert und kompensierte 
dies mit einem unverhältnismäßig hartem Vorgehen gegen diejenigen Personen, welche 








der Bündnis 90/ DIe r0nenStecflverband Dresden, vertreten durch Jens HoffsommerWettiner Platz 10) 01067 Dresden
prozessbevol1mchtIgt:Rechtsanwäfte STURM RECHTSANWÄLTEasewItzer Strafe 9, 01309 Dresden





Versammlung am 13. Februar 2011hier Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO






1. Der Antrag wird abgelehnt.
2. Die Kosten des Verfahrens trägt der Antragsteller.
3. Der Streitwert wird auf 5.000€ festgeset.
Gründe:
Der Antrag des Antragstellers vom 9.2.2011 (23 Uhr lngang bei Gericht)1die aufschiebende
Wirkung seines Widerspruchs vom selben Tage gegen den unter Sofortvollzug geseten
Auflagenbescheld der Antragsgegnerin vom 8.2.2011 insoweIt wieder hejzusteUen1als darin
In Ziffer 1 Absatz 1 als Versammiungsort für die von ihm angemeldete 1<undgebung „Tu was
gegen rechts DemokratIe stärken der ffentIIch gewidmete Fußgängerberelch der Haupt
straße Süd (Mltteiachse)IEcke Ritterstraße In Dresden festgelegt wird, wird abgelehnt
Im Rahmen der deni Gericht durch § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO eingeräumten Ermessenserit
scheidung wird dem Interesse der Antragsgegnerin an der Durchsetzung der hier angefoch
tenen Auflage ein höheres Gewicht eingeräumt als dem Interesse des Antragstellers, die
Versammlung auf dem angemeldeten Versammlungsort RathauspIa durchzuführen. An der
Rechtmäßigkeit dieser Verfügung bestehen bei summarischer Prüfung keine durchgreifen
den Zweifel. Die damit verbundene Beeinträchtigung des Grundrechts auf Versammlungs
freiheit nach Art. 8 GG ist bei einer Abwägung der auf dem Spiel stehenden Interessen der
Beteiligten wegen der von der Pollzel prognoszierten drohenden Gefahr für die Sicherheit
und Ordnung bei einem Aufelnandertreffen der gegnerischen Lager Im Rahmen des De
rncnstratiorisgeschehens am 13.2.2011 gegenüber dem Antragsteller gerechtfertigt.
Der Sofortvollzug ist LS.v, §80 Abs. 3 VwQO formell ordnungsgemäß begründet.
Die hier angefochtenis Auflage wird nach Aktenlage von der Ermächtigungsgrundlage in § 15
Abs. 1 SächsVG vorn 20.12010 (SächsGVBI. vom 26.1.2010) gedeckt. Danach kann die
zuständige Behörde eine Versammlung us. von bestimmten Auflagen abhängig machen,
wenn nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung erkennbaren Umständen die öffentliche
Sicherheit oder Ordnung bei Durchführung der Versammlung oder des Aufzugs unmittelbar
gefährdet Ist. Eine Gefährdung in diesem Sinne ist hier zu besorgen, denn für das Versamm
lungsgeschehen am 13,2,2011 Ist mit gewaittätigen Übergriffen auf Teilnehmer des Aufzugs
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der Jungen Landsmannschaft Ostdeutschland e.V. (JLO) und Blockaden des Aufzugs durchGegendemonstranten zu rechnen, Die Antragsgegnerin hat Ihre Einschätzung der Lage, dieder Auflagenerteilung zugrunde liegt, in den Gründen des angefochtenen Bescheides aufSeite 3 bis Seite 7 umfassend und r,achvollziehbar dargelegt. Um Wiederholungen zu verhmeiden, wird an dieser Stelle auf ihre Ausführungen Bezug genommen. Es ist hinreichendwahrscheinlich, dass von der Versammlung des Antragstellers Störungen des Aufzugs derJungen Landsmannschaft Ostdeutschland e.V. ausgehen werden. Dass eine Absicht, andereVeranstaltungen zu blockieren, in der Vergangenheit im Rahmen der Veranstaltungen desAntragstellers keine Rolle gespielt habe, wie der Antragsteller vortrgt, steht seiner prognostischen Einordnung als Störer nicht entgegen, Denn dass auf Seiten des Antragstellers einegrundsällche Bereitschaft zu Störungen besteht, hat er durch Störversuche am Rathaus..platz In den Jahren 2004 und 2008 (Beschailung der Kundgebung der JLO auf dem Rathauspiatz aus den RumUchkeiten der Stadtratsfraktfon im Rathaus heraus, vgl. Bescheidvom 8.2.2011, Seite 4) bereIts unter Beweis gestellt. Angesichts der personellen Änderungenin der Versammlungsleitung und nach den Äußerungen des Antragstellers zur lechtmäßlgkelt von Blockaden anderer Aufzüge in diesem Verfahren ist davon auszugehen dass derAntragsteller biockadewililgen Gegnern des Aufzugs der JL.O bewusst und gewollt einen Anlaufpunkt bietet und Blockadebestrebungen selbst unterstützt. So wurde am 3.2.2011 Johannes Llchdl MdL als neuer ‚Ce-Anmelder“ angezeigt. Herr LichdJ Ist bekennerider Unterzeichner des Blockade-Aufrufs des Bündnisses Dresden-nazifrer. Auf seiner Internetseltewwwjohannes-lichdi.de ist das rosafarbene Plakat jenes Bündnisses mit dem chrlftzug.Nazls in Dresden blockieren“ abgebildet. Dies war und Ist auch dem den Antragsteller hiervertreteniden Anmelder der Versammlung Jens Hoffsommer bekannt, Indem dieser sich nichtvon den — durch den Aufruf deutlich gewordenen - An- und Absichten seines Mit-AnmeldersLichdi distanziert, vielmehr hier selbst die Auffassung vertritt, dass 1nur ganz kurzzeltlges“Blockieren — wie auch immer sich Herr Hoffsommer dies praktisch vorstellt - rechtmäßig sei,bestätigt er die Gehrenprognose der Antragsgegnedn bezüglich der von ihm geleitetenVersammlung
Die streitgegenständilche Auflage ist verhältnismäßig. Die Antragsgegnerin hat die Verlegung des Versammtungsortes vom Rathauspiatz in der Dresdner Altstadt auf einen Bereichder Hauptstraße In der Dresdner Neustadt riachvollzlehbar mit dem von ihr In Zusammenarbeit mit der Polizei verfolgten Trennungskonzept begründet, wonach die Versammlungen/Aufzüge mit Störpotential Insgesamt auf die nördliche Elbselte gelegt wurden. DiesesKonzept beruht auf den Erfahrungen von Versamnilungsbehörde und Polizei mit den vergleichbaren Versammlungsgeschehen der letzten Jahre und auf den für das Versammlungsgeschehen In diesem Jahr erstellten Lageberichten des Landesamtes für Verfassungs
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schutz. Gegen eine konsequente Durchsetzung des Konzepts spricht nicht, dass sich die
sog. Menscherikette auf der Altstadt-Seite bilden darf. Denn vn jener Veranstaltung sind in
den vergangenen Jahren keine Störungen ausgegangen. Insofern besteht zur Versammlung
des Antragstellers keine Vergleichbarkeit. Dessen urspröriglich angemeldeter Kundgeburigs
ort Rathausp(atz an dem Denkmal der11Trünimerfrau steht - entgegen den Darlegungen in
der Antragsechrift - erkennbar in keinem besonderen Bezug zum Motto der Kundgebung.
Seine Veranstaltung Tu was gegen rechts — Demokratie stärken“ kann in diesem Jahr gi&
chermaßeri auf der Hauptstra1e in der Dresdner Neustadt durchgeführt werden. Eine Durch
führung auf dem Rathausplatz Ist nicht zwingend geboten. Dabei ist auch zu berückslchtlgen
dass der Rathauspiatz vom AntragsteUer erstmals im Jahre 2003 beansprucht wurde weil im
Jahr zuvor die JL,Q dort ihre Abschlusskundgebung gehalten hatte, Um dem seiner Ansicht
nach darin liegenden Mlssbrauoh des Denkmals entgegenzutreten, begab sich der An
tragsteller — wie vgn der Antragsgegnerin in den Gründen des Bescheides anschaulich dar
gestellt — bei der Anmeldung von Versammlungen für den Rathausplatz van 2003 an In einen
Wettlauf mit der JLO, Eine besondere thematische Verknüpfung von Kundgebung und
Denkmal ist nicht erkennbar, Auch Ist nicht naohvollzlehbar dargelegt, dass es der Nähe des
Rathauses bedLirfte.
Ob dieses oben näher beschriebene Trennungskonzept zur Aufrechterhaltung von Sicherheit
und Ordnung In der Landeshauptstadt am 13.2.2011 erforderiloh ist und sich als tragfähig
erweist, vermag die Kammer in der Kürze der für diese Entscheidung zur Verfügung stehen
den Zelt anhand der vorliegenden Unterlagen nicht zu beurteilen Auch wird der u a für die
Sicherung der Aufzüge und Versammlungen zuständigen Polizei Insoweit ein gewisser Ein
schätzungsepleiraum einzuräumen sein. Insofern muss sich die Kammer auf eine Folgenab
wägung beschränken, die zugunsten der Antragsgegnerin ausgeht. Denn wenn sich die be
hrdIlche Einschätzung als zutreffend erweist1 drohen mit einer Schädigung von Personenund sachwerten Schäden1 die ungleich schwerer wIegen als die Nachteile, die für den Antragsteller mit der Verlegung seines Kundgebungsortes entstehen (vgl. auch BVerfG, Beschl.
vom 16.10.2010—1 BvQ 39/10—zit. riachjuris).
Die Kostenentscheldung folgt aus § 154 Abs 1 VwGO,
Die StreItr stseung beruht auf den § 63 Abs. 2 Satz § 53 Abs. 3 Nr. 2 § 52 Abs. ‘1GKG.
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Rechtamitteibotehrung
Gegen diesen Beschluss steht den Beteiligten — mit Ausnahme der Streitwertfestsetzungdie Beschwerde an das Sächsische Oberverwaltungsgericht zu.
Die Beschwerde ist beim Verwalturrgsgericht Dresden innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung schriftlich einzulegen, Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu begrOriden. Die Begründung ist, sofern sienicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, beim Sächsischen Oberverwaltungsgericht einzureichen, Sie muss einen bestimmten Antrag enthalten, die Gründe darlegen,aus denen die entscheidung abzuändern oder aufzuheben lst und sich mit der angefochtenen ritsche1dung auseinander setzen.
Vor dem Sächsischen Oberverwaltungsgericht mOssen sich die Beteiligten durch Prozessbevoiirrtächtigte vertreten lassen. Dies gilt bereits für die das Verfahren vor dem SächsischenOberverwaltungsgericht einleitende Einlegung der Beschwerde beim VerwaitungsgarlchtDresden. Als Prozessbevoiimächtlgte sind Rechtsanwälte oder Rechtsiehrer an einer deut
schen Hochschule im Sinne des Hochsohuirahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramtsowie die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr 3 bis 7 Verwaitungsgerichtsordnung bezeichneten Personen und Organisationen und die in § 67 Abs. 4 Satz 4 Verwatungsgerichtsordnung genannten Beschäftigten zugelassen. Ein Beteiligter, der danach zur Vertretung berechtigt ist, kannsich auch selbst vertreten ( 67 Abs. 4 Satz 8 VwGO).
Gegen die Streitwertfestsetzung steht den Eeteiligterr die Beschwerde zu wenn 0er Wertdes Beschwerdegegenstandes 200— Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelassen hat. Die Streftwertbeschwerde ist innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung Irr der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat, bei dem Verwaitungsgericht Dresden schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsatelfe einzulegen. Der Vertretung durch einen Prozessbevoilmächtlgten bedarf es bei der Streitwertbeschwerde nicht.
Anschriften des Verwaltungsgerichts Dresden:Hausanechrift: Verwaitungagericht Dresden Hans-OsterStraße 4, 01099 DresdenPostanschrift Verwaitungsgericht Dresden, Postfach 113 0853, 01078 DresdenAnschriften des Schsischnn Oberveiwaltungsgerichts:Hausanschrift: Sächsisches Oberverwaltungsgericht, artenburg 9, 02625 BautzertPostanschrift: Sächsisches Oberverwaltungsgericht, Postfach 4443 02634 Bautzen
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die Stadt D 
vertreten durch  
 
 







Versammlung am 19.02.2011; Auflagenbescheid,  




















1. Die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs des Antragstellers vom 16.2.2011 
gegen Ziffer 1 und Ziffer 2 des Auflagenbescheides der Antragsgegnerin vom 
16.2.2011 wird wieder hergestellt. 
2. Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragsgegnerin. 





Der Antrag des Antragstellers vom 16.2.2011, der dem erkennbaren Begehren nach auf die 
Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung seines zugleich eingelegten Widerspruchs 
gegen die unter Sofortvollzug gesetzten Auflagen unter Ziffer 1 und 2 des Auflagenbeschei-
des der Antragsgegnerin vom 16.2.2011 gerichtet ist, hat Erfolg (§ 80 Abs. 5, § 88 VwGO).  
 
In Ausübung des ihm durch § 80 Abs. 5 VwGO eingeräumten Ermessens stellt das Gericht 
die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs des Antragstellers vom 16.2.2011 hinsichtlich 
dieser Auflagen wieder her, da das Interesse des Antragstellers, den Auflagen bei der von 
ihm für den 19.2.2011 angemeldeten Versammlung nicht Folge zu leisten, das öffentliche 





„1. Die von Herrn M angezeigte Demonstration unter dem Tenor „Für ein freies Land 
mit freien Menschen“, die von Herrn H angezeigte Kundgebung unter dem Tenor 
„Gedenken an die in Dresden den Bombenangriffen zum Opfer gefallenen Flüchtlin-
gen aus Ostdeutschland“ und die angezeigte Kundgebung der J, Landesverband S, 
unter dem Tenor „Recht auf Gedenken – Der Wahrheit eine Gasse!“ werden zu einer 
gemeinsamen stationären Kundgebung im Zeitraum von 11:00 bis 17:00 Uhr auf der 
Fläche „A“ (vgl. Anlage) zusammengelegt. 
 
Die Durchführung eines Aufzugs wird untersagt. 
 
2. Als Versammlungsleiter für die gemeinsame Kundgebung wird Herr M festgelegt. 









3. (...) – 10. (...)“ 
 
werden von der Ermächtigungsgrundlage des § 15 Abs. 1 Satz 1 SächsVersG nicht gedeckt. 
Danach kann die zuständige Behörde die Versammlung oder den Aufzug verbieten oder von 
bestimmten Auflagen abhängig machen, wenn nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung 
erkennbaren Umständen die öffentliche Sicherheit oder Ordnung bei der Durchführung der 
Versammlung oder des Aufzugs gefährdet ist. Eine Auflage in diesem Sinne ist die Auferle-
gung einer der Gefahrenabwehr dienenden Verhaltenspflicht, die unter Beachtung des Art. 8 
GG mithelfen soll, die konkret bevorstehende Verletzung von Rechtsgütern aus einer De-
monstration heraus zu verhindern (vgl. BVerfG, Nichtannahmebeschl. vom 21.3.2007 – 1 
BvR 232/04 -, zit. nach juris). Die hier von der Antragsgegnerin in Ziffer 1 verfügte zwangs-
weise Zusammenlegung von verschiedenen Versammlungen regelt keine Verhaltenspflicht 
des Antragstellers bei der Durchführung seiner Versammlung. Für eine solche Regelung, die 
zudem grundlegend in die verfassungsrechtlich gewährleistete Versammlungsfreiheit ein-
greift - die drei betroffenen Versammlungen können nicht gleichzeitig durchgeführt werden, 
ohne sich gegenseitig zu stören - gibt es keine Ermächtigungsgrundlage (Art. 8 Abs. 1 und 2 
GG). Eine behördlicherseits auferlegte Verpflichtung zu einer „gemeinsamen Kundgebung“, 
die die Antragsgegnerin wohl statuieren möchte (vgl. Regelung in Ziffer 2 des angefochtenen 
Auflagenbescheides), widerspricht bereits vom Ansatz dem Grundgedanken des Verfas-
sungsgebers.   
 
Dem Antragsteller kann auch nicht durch Auflage ein anderer Versammlungsleiter mit der 
Begründung aufgenötigt werden, dieser besitze die beste Ortskenntnis (Seite 23 des Aufla-
genbescheides vom 16.2.2011), während dem vom Antragsteller selbst bestimmten Ver-
sammlungsleiter eine Stellvertreterstellung zugewiesen wird, weil dieser ja sein vordringlichs-
tes Versammlungsanliegen in weiten Teilen durch den Aufzug am 13.2.2011 bereits erfüllt 
habe. Es steht der Antragsgegnerin nicht zu, in die Organisation und Leitung einer Ver-
sammlung aus bloßen eigenen Zweckmäßigkeitserwägungen einzugreifen. Die Vorausset-
zungen für eine Auflage nach § 15 Abs. 1 SächsVersG ergeben sich eindeutig aus dem – 
oben bereits zitierten – Wortlaut. 
  
Soweit die Antragsgegnerin als Versammlungsbehörde darüber hinaus dem Antragsteller die 
Durchführung eines Aufzugs verbietet, geht diese Verfügung ins Leere. Denn der Antragstel-
ler hat seine am 12.2.2010 ursprünglich als Aufzug angemeldete Demonstration im Verlaufe 
der Kooperationsgespräche auf eine stationäre Versammlung in zentraler Lage am L-Platz in 








Mit der Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung bleibt es hinsichtlich des Antragstel-
lers bei der von ihm zuletzt angemeldeten Versammlung auf dem L-Platz. Es wird vorsorglich 
darauf hingewiesen, dass sich der Antragsteller und seine Teilnehmer nach Aktenlage als 
sog. Nichtstörer darstellen. Weder vom Antragsteller bzw. den ihn vertretenden Personen 
noch von seinen Versammlungen gingen in der Vergangenheit Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung aus. Die Versammlungen und Aufzüge des Antragstellers waren - 
selbst in kritischen Situationen bei Provokationen von anderen Seiten - durchweg friedlich. 
Zurechenbare Gewaltaufrufe für die Versammlung am 19.2.2011 liegen nicht vor. Dass es 
sich nicht nur um einen stillen Trauermarsch handelt, wie am vergangenen Wochenende, 
sondern um eine Kundgebung, in der der Antragsteller laut ein „Recht auf Gedenken“ gel-
tend machen möchte, führt nicht zur Annahme einer von seiner Versammlung ausgehenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung. Gegen eine friedliche Versammlung, die 
den Anlass für Gegendemonstrationen bildet, darf nur unter den besonderen Voraussetzun-
gen des polizeilichen Notstandes eingeschritten werden (vgl. BVerfG, Beschl. vom 12.5.2010 
– 1 BvR 2636/04 -, zit. nach juris). Behördliche Maßnahmen, zu denen auch Auflagen und 
Verbote gehören, müssen sich primär gegen die störenden Gegendemonstrationen richten. 
Insofern ist das von Versammlungsbehörde und Polizei gemeinsam entwickelte sog. Tren-
nungskonzept der Trennung der unterschiedlichen Lager durch die E auf die N und A Seite, 
das vom Verwaltungsgericht unter dem Gesichtspunkt der Vermeidung des Eintretens eines 
polizeilichen Notstandes bislang akzeptiert wird, konsequent durchzusetzen. Dies wurde in 
der Vergangenheit nicht durchgehalten (vgl. Urteil der Kammer vom 19.1.2011 – 6 K 366/10 
– zit. nach juris) und erscheint auch derzeit fraglich. So ist für den 19.2.2011 eine Gegende-
monstration des G auf der A Seite bestätigt worden, obwohl der Vorsitzende R auf der Inter-
netseite des G u.a. die Blockaden des Bündnisses Dresden-nazifrei befürwortet und sich 
dafür ausspricht, „die Nazis aus der Stadt“ zu verbannen. Des Weiteren hat die T, von deren 
Gelände nach Kenntnis der Kammer am 13.2.2011 Störungen des Aufzugs der J ausgingen, 
eine Versammlung mit 800 erwarteten Teilnehmern südlich der B – und damit in der Nähe 
zum Versammlungsort des Antragstellers – angemeldet. Auf einen selbst herbeigeführten 
polizeilichen Notstand kann sich eine Behörde nicht mit rechtfertigender Wirkung berufen.   
 
Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. 
 










Gegen diesen Beschluss steht den Beteiligten – mit Ausnahme der Streitwertfestsetzung - 
die Beschwerde an das Sächsische Oberverwaltungsgericht zu.  
 
Die Beschwerde ist beim Verwaltungsgericht Dresden innerhalb von zwei Wochen nach Be-
kanntgabe der Entscheidung schriftlich einzulegen. Die Beschwerde ist innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu begründen. Die Begründung ist, sofern sie 
nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, beim Sächsischen Oberverwaltungs-
gericht einzureichen. Sie muss einen bestimmten Antrag enthalten, die Gründe darlegen, 
aus denen die Entscheidung abzuändern oder aufzuheben ist, und sich mit der angefochte-
nen Entscheidung auseinander setzen. 
 
Vor dem Sächsischen Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten durch Prozess-
bevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt bereits für die das Verfahren vor dem Sächsischen 
Oberverwaltungsgericht einleitende Einlegung der Beschwerde beim Verwaltungsgericht 
Dresden. Als Prozessbevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer deut-
schen Hochschule im Sinne des Hochschulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt 
sowie die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 Verwaltungsgerichtsordnung bezeichneten Perso-
nen und Organisationen und die in § 67 Abs. 4 Satz 4 Verwaltungsgerichtsordnung genann-
ten Beschäftigten zugelassen. Ein Beteiligter, der danach zur Vertretung berechtigt ist, kann 
sich auch selbst vertreten (§ 67 Abs. 4 Satz 8 VwGO).   
 
Gegen die Streitwertfestsetzung steht den Beteiligten die Beschwerde zu, wenn der Wert 
des Beschwerdegegenstandes 200,-- Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zu-
gelassen hat. Die Streitwertbeschwerde ist innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Ent-
scheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erle-
digt hat, bei dem Verwaltungsgericht Dresden schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstel-
le einzulegen. Der Vertretung durch einen Prozessbevollmächtigten bedarf es bei der Streit-
wertbeschwerde nicht.  
 
 
Anschriften des Verwaltungsgerichts Dresden: 
Hausanschrift: Verwaltungsgericht Dresden, Hans-Oster-Straße 4, 01099 Dresden 
Postanschrift:  Verwaltungsgericht Dresden, Postfach 10 08 53, 01078 Dresden 
 
Anschriften des Sächsischen Oberverwaltungsgerichts: 
Hausanschrift: Sächsisches Oberverwaltungsgericht, Ortenburg 9, 02625 Bautzen 













IM NAMEN DES VOLKES 
 
 
U R T E I L 
 
 
In der Verwaltungsrechtssache 
 
 
der J  















vertreten durch die Polizeidirektion D 
vertreten durch  
 
 




















     
 
aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 19. Januar 2011 
 
 
für Recht erkannt: 
 
1. Es wird festgestellt, dass der Beklagte es rechtswidrig unterlassen hat, durch Ein-
satz geeigneter polizeilicher Mittel den Aufzug des Klägers am 13.2.2010 zu ge-
währleisten. 






Der Kläger veranstaltet seit 1998 jährlich im Februar einen Aufzug zum Jahrestag der Bom-
bardierung Ds am 13./14.2.1945. Er konkretisierte seinen erstmals am 19.11.2002 angemel-
deten Trauerzug für den 13.2.2010 unter dem Thema „Gedenkveranstaltung anlässlich der 
Bombardierung Ds am 13. Februar 1945, gegen Krieg, Vertreibung und Bombenterror!“ mit 
Schreiben vom 23.11.2009 auf eine vom Hauptbahnhof ausgehende, sich auf die Altstadt 
begrenzende Streckenführung in der Zeit von 12 bis 24 Uhr. Nach erfolglosem Kooperati-
onsgespräch am 18.1.2010 erließ die Sadt D als Versammlungsbehörde unter dem 
26.1.2010 einen Auflagenbescheid, mit dem sie dem Kläger u.a. die Durchführung eines 
Aufzugs untersagte und als Versammlungsort den S Platz (Freifläche in Höhe des Bahnhofs 
N) in der Zeit vom 12 bis 17 Uhr festlegte. Zur Begründung gab die Versammlungsbehörde 
vollumfänglich eine Lagedarstellung der Polizeidirektion D wieder und führte im Ergebnis (auf 
Seite 15 ff.) aus, dass allenfalls eine stationäre Kundgebung polizeilich abzusichern sei. Eine 
hinreichende Trennung der gegensätzlichen politischen Lager sei nur durch die E als natürli-
che Grenze gewährleistet. Da im vergangenen Jahr der vom linksextremen Spektrum gefor-
derte W Platz zu Gunsten des Klägers vergeben worden sei und der Auftaktort des linksext-
remistischen Spektrums auf die N Eseite verlegt worden sei, entspreche es einem gewissen 
Ausgleich der Interessen, in diesem Jahr anders herum zu verfahren. Es sei eine Reduzie-
rung der Wegstrecken für An- und Abreise der Teilnehmer aufgrund der beschriebenen mas-
siven Gefährdungslage geboten. Auch stehe ein attraktiverer oder besser geeigneter Kund-
gebungsort auf der N Seite nicht zur Verfügung. Die Blockadeaufrufe der linken Szene hät-







bungsanmeldungen ergebe sich die Absicht, den Aufzug des Klägers durch Einkesselung 
von allen Seiten zu blockieren. Gegen den Auflagenbescheid legte der Kläger mit Schreiben 
vom 29.1.2010 Widerspruch ein und beantragte am 1.2.2010 vorläufigen Rechtsschutz beim 
Verwaltungsgericht Dresden. Durch Beschluss vom 5.2.2010 (Az. 6 L 35/10) stellte das Ver-
waltungsgericht die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs des Klägers gegen die 
beauflagte stationäre Kundgebung wieder her, da ein bevorstehender sog. polizeilicher Not-
stand nicht glaubhaft vorgetragen und belegt worden war. Es führte im Wesentlichen aus, 
dass vorrangig gebotene Maßnahmen gegen die zutreffend als Störer eingeschätzten Blo-
ckadewilligen nicht im erforderlichen und möglichen Umfang erkennbar seien. Ein Mangel an 
zur Verfügung stehenden Polizeikräften zur Absicherung des Aufzugs des Klägers sei nur 
behauptet und – trotz Aufforderung – nicht belegt worden. Die hiergegen gerichtete Be-
schwerde der Stadt wies das Sächsische Oberverwaltungsgericht durch Beschluss vom 
11.2.2010 (Az. 3 B 47/10) mit der Maßgabe zurück, dass die zeitliche Beschränkung im Auf-
lagenbescheid vom 26.1.2010 bestehen bleibe (12 bis 17 Uhr, Anm. der Kammer) und der 
Kläger Auflagen der Versammlungsbehörde „zur Verkürzung oder Änderung der angemelde-
ten Aufzugsroute einschließlich ihrer Verlegung auf die Neustädter Elbseite mit Beginn am S 
Platz, die zur Verhinderung gewalttätiger Auseinandersetzungen mit Gegendemonstranten 
notwendig sind, Folge zu leisten“ habe.  
 
Nachdem Mitarbeiter des Ordnungsamtes der Stadt bereits am Vormittag des 11.2.2010 die 
Umgebung des S Platzes abgefahren hatten, um vorsorglich eine geeignete Aufzugsstrecke 
zu eruieren, wurden nach dem Ergehen der Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts die 
Beteiligten zu einem vorgeschlagenen Streckenverlauf angehört. Die Polizeidirektion habe - 
nach Darstellung der Stadt - telefonische Hinweise zu einer etwas modifizierten Streckenfüh-
rung gegeben, die berücksichtigt worden seien in dem dann ergangenen Auflagenbescheid 
vom 11.2.2010. Für den Aufzug wurde in jenem Auflagenbescheid folgendes festgesetzt:  
- Sammeln und Auftaktkundgebung 12 bis 13 Uhr, S Platz; Vorplatz Bahnhof  
   D-N 
-  Aufzugsbeginn ca. 13 Uhr: S Platz – Hstraße – F-Straße – G Straße – Hstraße – Gtraße – 
E Straße – A-P- 
   Platz – L Straße – Astraße zum S Platz 
- Abschlusskundgebung bis 17 Uhr. 
Für die Nutzung des öffentlichen Verkehrsraums wurde zugleich festgesetzt, dass vorbehalt-
lich anderslautender Regelungen durch den Polizeiführer für den Aufzug die in Fahrtrichtung 








Den Versammlungsteilnehmern des Klägers, die sich am 13.2.2010 am S Platz eingefunden 
hatten, wurde der Aufzug von der Polizei „nicht gestattet“ (Original-Wortlaut).  
 
Der Kläger hat am 5.3.2010 Fortsetzungsfeststellungsklage erhoben. 
  
Er trägt vor, der Beklagte habe den Ausgangspunkt des Aufzugs, den S Platz, kontinuierlich 
umstellt gehalten und ihn, den Kläger, absichtlich daran gehindert, den Aufzug durchzufüh-
ren. Zur Begründung sei angegeben worden, dass die Durchführung des Aufzugs wegen 
blockierender Störer an der Aufzugsstrecke nicht möglich sei. Etwa 1 ½ Stunden vor Ende 
des geplanten Aufzugs habe der Beklagte angekündigt, dass für den Trauermarsch eine Al-
ternativroute zur geplanten Aufzugsroute zur Verfügung stehe und sich die Teilnehmer für 
den Start des Aufzugs formieren sollten. Nachdem die Aufzugsformation hergestellt gewesen 
sei, habe der Beklagte mitgeteilt, dass auch die Alternativroute inzwischen von Störern blo-
ckiert werde, so dass der Aufzug definitv nicht stattfinden könne. Der Fortsetzungsfeststel-
lungsantrag sei zulässig sowohl unter dem Gesichtspunkt der Wiederholungsgefahr als auch 
wegen der mit der Verhinderung des Aufzugs einhergehenden möglichen Verletzung seiner, 
des Klägers, subjektiv-öffentlicher Verfassungsrechte aus Art. 8 GG. Die Verhinderung des 
Aufzugs sei nicht durch das Sächsische Versammlungsgesetz gedeckt gewesen, das das 
Verbot, die Beauflagung und Auflösung des Aufzugs oder den Ausschluss von Teilnehmern 
vorsehe. Das Versammlungsgesetz genieße als lex specialis Vorrang. Der Beklagte habe 
Maßnahmen gegen die Störer ergreifen müssen. Es sei nicht ermessensgerecht, ihn, den 
Kläger, als Nichtstörer in Anspruch zu nehmen, weil die ihm gegenüber getroffene Maßnah-
me sich als gegenüber der Räumung der Störer milder oder weniger aufwendig darstellte. 
Ein echter sog. polizeilicher Notstand habe nicht vorgelegen. Der Beklagte habe nicht darge-
legt, dass die zur Verfügung stehenden Einsatzkräfte und technischen Räummittel nicht aus-
gereicht haben würden, Blockaden zu beseitigen. Es dränge sich der Verdacht auf, dass der 
Aufzug aus rein politischen Gründen um jeden Preis habe verhindert werden sollen (der Klä-
ger verweist insoweit auf eine Entscheidung des VG Chemnitz vom 25.2.2010, Az. 2 L 
61/10). Der Beklagte habe selbst die grundlegendsten Maßnahmen gegen die Störer unter-
lassen. Er habe die Blockierer am N Bahnhof nicht einmal zum Verlassen des Geländes auf-
gefordert, geschweige denn ernsthafte Anstrengungen unternommen, die Aufzugsstrecke für 
ihn, den Kläger, freizuräumen und zu sichern. Die Gefahr sei nicht von seinem Umfeld aus-
gegangen sondern von externen Störern. Wenn sich Gefahren, dass der Aufzug nicht werde 
stattfinden können, wie vom Beklagten vorgetragen, bereits im Vorfeld abgezeichnet hätten, 
habe der Beklagte dem frühzeitig durch entsprechende Koordination der Einsatzkräfte und 
Hilfsmittel entgegentreten müssen. Die Polizei sei sehr gut vorbereitet gewesen und es habe 








Der Kläger beantragt, 
 
festzustellen, dass der Eingriff des Beklagten in seine Versammlung am 13. Februar 
2010 – in Gestalt der Verhinderung des von ihm geplanten Aufzugs ohne Verbot oder 
Auflösungsverfügung – rechtswidrig war. 
 
Der Beklagte beantragt, 
 
die Klage abzuweisen. 
 
Er trägt vor, das Ziel, den Aufzug des Klägers zu sichern, habe nicht erreicht werden können. 
Es habe keine sichere und freie Strecke zur Verfügung gestanden. Diese Lage sei eine Fol-
ge von Blockadeaufrufen gewesen. Es könne offen bleiben, ob dies als Teil-Verbot oder als 
Auflage zu werten sei. Es habe ein polizeilicher Notstand vorgelegen. Damit sei insbesonde-
re die vom OVG Bautzen vorgenommene Einordnung, dass zum Zeitpunkt der Entscheidung 
der polizeiliche Notstand nicht hinreichend sicher gewesen sei, durch tatsächliche Gegeben-
heiten am 13.2.2010 überholt gewesen und die polizeiliche Prognose dadurch bestätigt wor-
den. Bereits im Vorfeld hätten sich aus polizeilicher Sicht die Gefahren deutlich abgezeich-
net, die dazu geführt hätten, dass  der Kläger seinen Aufzug nicht habe durchführen können. 
Es habe eine weit über den Aktivitäten der Vorjahre liegende Mobilisierung festgestellt wer-
den können. Dies sei dem Kläger im Rahmen des Kooperationsgesprächs eröffnet worden. 
Ziel sei gewesen, dem Kläger wenigstens eine Kundgebung zu ermöglichen. Es habe sich 
eine weit differenziertere und schwierigere Lage abgezeichnet. Bereits am Vortrag der Ver-
sammlung des Klägers sei am 12.2.2010 in den frühen Abendstunden der Aufstellungsort 
der Versammlung des Klägers mit sog. Hamburger Gittern umgeben worden. Diese Maß-
nahme habe dazu gedient, einerseits ein Zulaufen des Ortes mit Versammlungsgegnern zu 
verhindern und andererseits der Versammlung des Klägers größtmöglichen Schutz vor Stö-
rungen angedeihen zu lassen. Die Versammlung des Klägers sei nicht „auf engstem Raum 
gewaltsam eingepfercht“ gewesen, sondern es habe so viel Fläche zur Verfügung gestan-
den, dass auch weitaus mehr Personen hinreichend Platz gefunden haben würden. Die Ver-
sammlung sei von Polizeikräften umgeben worden, um sie zuvörderst vor Angriffen zu 
schützen. Erst nachdem Teilnehmer der Versammlung sich den Aufzug hätten erzwingen 
wollen, kurz nach 16.30 Uhr, sei es erforderlich gewesen, dies zu unterbinden. Es habe im 
weiten Umfeld um den Aufstellungsort während der gesamten Dauer der Versammlung des 
Klägers eine Vielzahl von Störungen und Ausschreitungen gegeben. Große Menschenan-







der Kreuzung Hstr./Ecke G Straße mit etwa 600, zeitweise bis zu 2.000 Teilnehmern habe 
durch die Polizei weder verhindert noch aus tatsächlichen Gründen geräumt werden können. 
Die Personen hätten sich zwischen 9 und 10 Uhr schlagartig an mehreren Orten zugleich 
angesammelt. Versuche der Einsatzkräfte, die Menschen zurückzudrängen oder auch zu 
räumen, seien, wie ebenso die Versuche, eine Aufzugsstrecke freizumachen, zum Scheitern 
verurteilt gewesen. Regelmäßig sei entsprechenden Aufforderungen keine Folge geleistet 
worden. Platzverweise seien ausgesprochen worden, hätten die Lage aber nicht entschärft. 
Polizeiketten seien überrannt, neue Blockaden aufgetürmt worden. Den umherziehenden 
Kleingruppen sei es möglich gewesen, an jedweder Stelle Hindernisse aufzustellen. Ver-
stärkte Räumungsaktionen wie etwa am Aplatz aber auch an der G/Ecke Hstraße würden 
den überwiegenden Teil der Einsatzkräfte gebunden haben und damit die Entblößung ande-
rer Brennpunkte bedeutet. Sie seien zur Zielerreichung ungeeignet gewesen. Die Ausschrei-
tungen hätten gezeigt, dass ein Aufzug des Klägers nicht sicher und zu sichern gewesen 
wäre. Eine weiträumige Sperrung im Vorfeld würde eine Beeinträchtigung der Allgemeinheit 
dargestellt haben. In D seien keine öffentlichkeitswirksamen großen Straßen in der Nähe 
einer überregionalen Verkehrsanbindung vorhanden, die angesichts des vom Kläger auf den 
Plan gerufenen Gewaltpotentials die notwendige umschließende schützende Begleitung 
durch Einsatzkräfte ermöglichen würden. Das Vorgehen der Polizei habe eine weitere Eska-
lation verhindert. Der Einsatzbefehl für das Versammlungsgeschehen am 13.2.2010 stamme 
vom 10.2.2010 und sei nachträglich nicht mehr verändert worden. Der Auftrag zur Sicherung 
des Aufzugs des Klägers sei jedoch mündlich in der Besprechung auf Leitungsebene am 
12.2.2010 erteilt worden. Es habe keinen Einsatzabschnitt Raumschutz Rechts gegeben, 
sondern einen Einsatzabschnitt Raumschutz, der in die Unterabschnitte Nord und Süd ge-
gliedert gewesen sei. Zu den Aufgaben des Raumschutzes habe auch der Raumschutz für 
die Versammlung und den Aufzug Rechts gehört. Zuständiger Abschnittsführer sei Ltd. Poli-
zeidirektor B gewesen. Es seien 42 Hundertschaften im Einsatz gewesen.  
 
In der mündlichen Verhandlung ist Beweis erhoben worden über die näheren Umstände der 
Vorbereitung und Durchführung der Versammlung am 13.2.2010, insbesondere der Ver-
sammlung des Klägers, durch Einvernahme des Polizeipräsidenten H, des Ltd. Polizeidirek-
tors Z, des Ltd. Polizeidirektors B, des Polizeidirektors K und von Frau B für die Stadt D als 
Zeugen. Hinsichtlich des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf das Sitzungsprotokoll 
verwiesen. 
 
Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der Ge-







vorgänge des Beklagten einschließlich Videoaufzeichnungen und der beigezogenen Verwal-





Die Klage ist zulässig. 
 
Die Feststellungsklage gemäß § 43 VwGO ist statthaft. Dem Kläger geht es dem erkennba-
ren Klagebegehren nach um die Feststellung, dass der Beklagte ihm gegenüber seinen 
Rechtspflichten bei der Durchführung der Versammlung am 13.2.2010 nicht nachgekommen 
ist und dadurch rechtswidrig in sein Demonstrationsrecht eingegriffen habe. Insofern kann 
der Kläger seine Rechte nicht durch eine Gestaltungs- oder Leistungsklage verfolgen (§ 43 
Abs. 2 VwGO). Denn das Geschehen ist durch Zeitablauf beendet. Der Kläger hat auch ein 
berechtigtes Feststellungsinteresse. Dies besteht zum Einen unter dem Gesichtspunkt der 
Wiederholungsgefahr. Denn der Kläger führt seit vielen Jahren regelmäßig zum Jahrestag 
der Bombardierung Ds Versammlungen durch, die von Teilen der Bevölkerung als auch von 
gewaltbereiten Personen des linken politischen Spektrums missbilligt werden und deren 
Durchführung regelmäßig durch Störaktionen bedroht ist. Insofern besteht aus Sicht des 
Klägers ein Interesse daran, dass sich das von ihm beanstandete Verhalten der Polizei ge-
genüber seiner Versammlung nicht wiederholt. Ein berechtigtes Feststellungsinteresse ergibt 
sich zum Anderen aus der Grundrechtsrelevanz der Maßnahmen der Polizei, denn der Klä-
ger wurde an der Ausübung seines durch Art. 8 GG geschützten Rechts gehindert, die De-
monstration durchzuführen (zu Art. 8 GG als besonders bedeutsames Grundrecht vgl. 
BVerfG, Beschl. vom 14.5.1985, BVerfGE 69, 315, 341, m.w.N.). Die über den gesamten 
Zeitraum des geplanten Aufzugs von der Polizei wiederholte Nichtgestattung der Durchfüh-
rung steht in seinen Auswirkungen den im Sächsischen Versammlungsgesetz geregelten 
Eingriffen der Auflösung oder des Verbots gleich. Der Auffassung des als Einsatzleiter täti-
gen Polizeipräsidenten H, der ausweislich seiner Einlassung im Rahmen der Beweisaufnah-
me von der gelungenen Durchführung einer (stationären) Versammlung des Klägers aus-
geht, kann nicht gefolgt werden. Vom Kläger geplant, vom Verwaltungsgericht bestätigt und 
durch die Versammlungsbehörde beauflagt war ein Trauermarsch in Form eines Aufzugs. 
Der sich über Stunden hinziehende Aufenthalt der Versammlungsteilnehmer auf dem S Platz 
war unstreitig dadurch gekennzeichnet, dass auf die Freigabe der Aufzugsstrecke durch die 
Polizei gewartet wurde. Der Kläger hat zu keiner Zeit seine Anmeldung für diesen Tag auf 
eine stationäre Versammlung abgeändert. Demnach wurde der Kläger am 13.2.2010 an der 








Die Klage ist auch begründet.  
 
Der Beklagte hat es rechtswidrig unterlassen, durch Einsatz geeigneter polizeilicher Mittel 
den Aufzug des Klägers am 13.2.2010 zu gewährleisten, und den Kläger dadurch in seinem 
Grundrecht auf Versammlungsfreiheit aus Art. 8 Abs. 1 GG verletzt. Er ist seiner gegenüber 
dem Kläger bestehenden Rechtspflicht, diesem am 13.2.2010 den Aufzug über die zuvor von 
der Stadt Dresden als Versammlungsbehörde beauflagte Aufzugsstrecke zu ermöglichen 
und Störungen zu unterbinden, nicht nachgekommen, ohne dass er sich auf einen Rechtfer-
tigungsgrund berufen könnte. 
 
Beschränkungen der Versammlungsfreiheit bedürfen gemäß Art. 8 Abs. 2 GG zu ihrer 
Rechtfertigung einer gesetzlichen Grundlage. Im vorliegenden Fall wurde von der Polizei 
nicht auf die Instrumentarien des Sächsischen Versammlungsgesetzes – Auflage, Verbot 
und Auflösung nach § 15 SächsVersG für u.a. Aufzüge unter freiem Himmel – zurückgegrif-
fen, die als lex specialis Vorrang für im Zusammenhang mit Demonstrationen stehende 
Maßnahmen genießen. Es wurden vielmehr zwischen 13 und 17 Uhr wiederholt gleichblei-
bende Einzelverfügungen getroffen, indem den Versammlungsteilnehmern des Klägers 
durch Megaphon mitgeteilt wurde, der Aufzug werde nicht gestattet, weil die Strecke (noch) 
von Störern besetzt sei (vgl. hierzu die Aussage des Polizeipräsidenten H: „Wir haben zwar 
keine auflösenden Maßnahmen getroffen, wir haben aber nicht gestattet, dass sich die J als 
Aufmarsch in Bewegung setzt.“). Darin liegt weder ein „Teil-Verbot“, wie der Beklagte meint, 
noch eine Auflage. Insofern kommt als Ermächtigungsgrundlage für jene Einzelverfügungen 
daher allenfalls die Generalklausel in § 3 SächsPolG Betracht, wonach die Polizei innerhalb 
der durch das Recht gesetzten Schranken die erforderlichen Maßnahmen treffen kann, um 
eine im einzelnen Falle bestehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung abzu-
wehren, soweit die Befugnisse der Polizei nicht besonders geregelt sind. Ob Verfügungen, 
die – wie hier – unmittelbar in das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit eingreifen, nur auf 
die spezialgesetzlichen Regelungen des Versammlungsgesetzes gestützt werden dürfen 
(vgl. VGH Bad.-Württ., Urt. vom 26.1.1998 – 1 S 3280/96 -, zit. nach juris; OVG NW, Beschl. 
vom 2.3.2001 – 5 B 273/01 -, zit. nach juris) und der Rückgriff auf die polizeiliche General-
klausel bereits nicht zulässig ist, bleibt an dieser Stelle offen. Denn die Verfügungen der Po-
lizei, die den Aufzug des Klägers „nicht gestatteten“, waren auch durch die Regelungen des 
Sächsischen Polizeigesetzes nicht gedeckt.  
 
Es ist allgemein anerkannt, dass die Polizei im Rahmen ihrer Aufgabe der Gefahrenabwehr 







hochwertiger Rechtsgüter im Bereich der öffentlichen Sicherheit, wie insbesondere Leben, 
Gesundheit und persönliche Freiheit, trifft. Mit dieser Rechtspflicht korrespondiert ein 
Rechtsanspruch des Betroffenen auf polizeilichen Schutz (vgl. Belz, Polizeigesetz des Frei-
staates Sachsen, 3. Aufl. 1999, § 3 RdNr. 14f.). Dem hier vom Kläger in Anspruch genom-
menen Grundrecht auf Versammlungsfreiheit, das für alle Deutschen gleichermaßen gilt und 
von seiner Schutzrichtung her auch und vor allem andersdenkenden Minderheiten zugute 
kommt (vgl. BVerfG, Beschl. vom 22.12.2006 – 1 BvQ 41/06, zit. nach juris), gebührt in ei-
nem freiheitlichen Staatswesen ein besonderer Rang. Das Recht, sich ungehindert und ohne 
besondere Erlaubnis mit anderen zu versammeln, galt seit jeher als Zeichen der Freiheit, 
Unabhängigkeit und Mündigkeit des selbstbewussten Bürgers (vgl. BVerfG, aaO, S. 343). Es 
ist Aufgabe der zum Schutz der rechtsstaatlichen Ordnung berufenen Polizei, in unparteii-
scher Weise auf die Verwirklichung des Versammlungsrechts hinzuwirken (vgl. BVerfG, 
Beschl. vom 1.9.2000 – 1 BvQ 24/00 -, zit. nach juris). Die Polizei ist ebenso wie die Ver-
sammlungsbehörde Garant der Versammlungsfreiheit (vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Urt. 
vom 20.11.2008 – 1 B 5.06 -, zit. nach juris; VG Dresden, Urt. vom 27.4.2009 - 6 K 866/06 -, 
zit. nach juris).  
 
Maßnahmen zur Gefahrenabwehr hat die Polizei, wenn die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung durch das Verhalten von Personen bedroht oder gestört wird, primär gegenüber dem-
jenigen zu treffen, der die Bedrohung oder Störung verursacht hat. Daher müssen, wenn sich 
bei einem Demonstrationsgeschehen der Veranstalter einer Versammlung und seine Anhän-
ger friedlich verhalten und Störungen der öffentlichen Sicherheit, insbesondere Gewalttaten, 
lediglich von Gegendemonstrationen ausgehen, sich behördliche Maßnahmen in erster Linie 
gegen die störenden Gegendemonstrationen richten. Gegen die friedliche Versammlung, die 
den Anlass für die Gegendemonstrationen bildet, darf nur unter den besonderen Vorausset-
zungen des polizeilichen Notstandes eingeschritten werden (vgl. BVerfG, Stattgebender 
Kammerbeschl. vom 12.5.2010 – 1 BvR 2636/04 -, m.w.N., ständige Rspr., zit. nach juris). 
Von einem polizeilichen Notstand ist auszugehen, wenn Maßnahmen gegen den Gefahrver-
ursacher nicht möglich oder erfolgversprechend sind, die Polizei die Gefahr nicht selbst oder 
durch Beauftragte abwenden kann und die Versammlung ohne erhebliche eigene Verletzung 
höherwertiger Pflichten in Anspruch genommen werden kann. Unter Berücksichtigung der 
Bedeutung der Versammlungsfreiheit darf die Polizei keine zu geringen Anforderungen an 
die Gefahrenprognose stellen. Als Grundlage der Gefahrenprognose sind konkrete und 
nachvollziehbare tatsächliche Anhaltspunkte erforderlich; bloße Verdachtsmomente oder 
Vermutungen reichen hierzu nicht (vgl. BVerfG, aaO, RNr. 17, zu behördlichen Auflagen). 
Die Feststellung der Tatsachen, auf die sich die Gefahrenprognose gründet, sowie die Wür-







gezogenen Schlussfolgerungen aus damaliger Sicht (ex-ante) zu tragen vermögen - sind 
grundsätzlich Sache der Fachgerichte (vgl. BVerfG, aaO, RNr. 20). Die Darlegungs- und 
Beweislast liegt beim Beklagten. 
 
Hier wurden der Kläger und seine Versammlungsteilnehmer von der Polizei als sog. Nicht-
störer in Anspruch genommen. Dies hat der Einsatzleiter PP H in seiner Einvernahme noch 
einmal ausdrücklich bestätigt. Die Einschätzung war nach Aktenlage zutreffend: Vom Kläger 
und den Versammlungsteilnehmern auf dem S Platz ging im Zeitpunkt des Erlasses der ver-
fahrensgegenständlichen Maßnahmen keine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung aus. Es war nach den Erfahrungen mit den Aufzügen des Klägers in den vorangegan-
genen Jahren auch für den Fall der Durchführung des Aufzugs prognostisch nicht mit einer 
von der Versammlung ausgehenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu 
rechnen. Die bei seiner Zeugenvernehmung durch den Einsatzleiter geäußerte Annahme, 
dass es bei dem Aufzug auch Störungen aus dem Bereich der J geben könne, erfüllt in die-
ser Pauschalität nicht die Anforderungen an eine konkrete Gefahrenprognose. Unter diesen 
Umständen waren die gegen die klägerische Versammlung gerichteten Maßnahmen nur 
rechtmäßig, wenn von der Polizei ein polizeilicher Notstand angenommen wurde und diese 
Prognose durch die damals getroffenen tatsächlichen Feststellungen nachvollziehbar ge-
deckt war. Darüber hinaus ist Voraussetzung für eine Geltendmachung des polizeilichen 
Notstandes als Rechtfertigungsgrund, dass dieser nicht in einer der Polizei zurechenbaren 
Weise entstanden ist. 
 
Es kann von der Kammer bereits nicht festgestellt werden, ob die Polizei am 13.2.2010 den 
polizeilichen Notstand angenommen hat. Ausweislich der Stellungnahme von Innenminister 
U vom 24.3.2010 auf eine Kleine Anfrage des Abgeordneten S (LandtagsDrs-Nr. 5/1477) 
bestand am 13.2.2010 kein polizeilicher Notstand in Dresden. Das Gericht geht davon aus, 
dass der Innenminister als oberste Landespolizeibehörde diese Aussage auf der Erkenntnis-
grundlage getroffen hat, die ihm die vor Ort tätige Polizei zur Verfügung gestellt hat. Aus-
weislich der Klageerwiderung der Polizeidirektion D als Vertreter des Freistaates S in diesem 
Verfahren lagen dagegen die Voraussetzungen des polizeilichen Notstandes am 13.2.2010 
vor (GAS 56). Der als Zeuge vernommene Polizeipräsident H, der als Einsatzleiter für das 
Versammlungsgeschehen für die Entscheidung, ob gegen Nichtstörer vorgegangen werden 
kann, zuständig war und zugleich die Polizeidirektion Dresden vertritt, wollte sich zur Prog-
nose eines polizeilichen Notstandes gar nicht äußern, sondern die rechtliche Einordnung der 
Lage dem seiner Ansicht nach hierfür zuständigen Gericht überlassen. Seine in diesem Zu-
sammenhang abgegebenen Erklärungen, wonach er u.a. „diese Entscheidung getroffen (ha-







Schäden an Leib und Leben der im weitestgehenden Sinne friedlichen Demonstranten zu 
erwarten war“ und als zweiter Aspekt „die Beseitigung der vorhandenen Blockaden keine 
geeignete Maßnahme gewesen wäre, den Aufzug durchführen zu können“, weil sich „wegen 
des hohen Organisationsgrades des Gegners (...) neue Blockaden gebildet“ hätten und ein 
Zulauf gewaltbereiter und nicht gewaltbereiter Unterstützer und damit einhergehend eine 
Eskalation der Gewalt zu erwarten gewesen seien, enthalten Momente, die die Annahme 
eines polizeilichen Notstandes nahelegen könnten. Eine für das Gericht nachvollziehbare 
Darlegung, dass nach Einschätzung der Polizei in der damaligen Situation die tatsächlichen 
Voraussetzungen für die Annahme eines polizeilichen Notstandes vorgelegen haben, kann 
darin nicht gesehen werden. Vielmehr wurde eine abschließende überprüfbare Bewertung 
der konkreten Gefahrenlage dem Gericht nicht in ausreichendem Maße unterbreitet. Insofern 
bedürfte es eines substantiierten Vortrags zu den am 13.2.2010 zwischen 13 und 17 Uhr 
festgestellten tatsächlichen Umständen und einer Begründung der getroffenen Prognose. 
Die Vorlage von Unterlagen vermag einen solchen konkreten Vortrag nicht zu ersetzen. 
Auch ist es nicht Aufgabe des Gerichts eine eigene (ex-ante) Prognose anhand der Unterla-
gen zu entwickeln. 
 
Aus den vorgelegten Unterlagen kann ohne weitere Darlegungen nicht auf einen über die 
gesamte Dauer des Aufenthalts der Versammlungsteilnehmer des klägerischen Aufzugs auf 
dem S Platz vorliegenden polizeilichen Notstand geschlossen werden. So befanden sich z.B. 
unter Zugrundelegung des vom Beklagten vorgelegten Zahlenmaterials (vgl. grüner Ordner 
S. 636ff.) um 15:30 Uhr - also zu der Zeit, als der große Zug von Versammlungsteilnehmern 
des Klägers vom W kommend am S Platz eingetroffen war und die Versammlung des Klä-
gers ihren höchsten Teilnehmerstand erreicht hatte - die meisten Gegendemonstranten 
(2600, davon 600 „rot“) auf dem vom Bahnhof N durch die Polizei bereits seit den Vormit-
tagsstunden abgeschirmten Aplatz. Der Zugang von der K Straße über kleine Nebenstraßen 
in Richtung Bahnhof N war – jedenfalls bis zum Bweg – durch Polizeikräfte gesperrt. Auf der 
Aufzugstrecke des Klägers hielten sich danach (nur) noch insgesamt 900 Gegendemonst-
ranten auf. Dass diese Situation durch die vorhandenen Einsatzkräfte (laut Aussage des Ltd. 
PD Z 14 EHu für den „Einsatzabschnitt Rechts“ unter PD K am Schlesischen Platz und – laut 
Aussage des PP H – 21 EHu für den Raumschutz, wobei die zunächst für die südliche Elb-
seite vorgesehenen 6 EHu – laut Aussage von Ltd. PD B - nachträglich auf den Raumschutz 
Nord konzentriert wurden) nicht zu bewältigen gewesen wäre, hat der Beklagte nicht sub-
stantiiert und nachvollziehbar dargelegt.  
 
Für eine Klärung der widersprüchlichen Aussagen von Vertretern des Beklagten und für eine 







lagen, die die Prognose eines sog. polizeilichen Notstandes hätten rechtfertigen können, 
hätte es einer weitergehenden Beweisaufnahme bedurft. Davon hat die Kammer indes ab-
gesehen, weil selbst bei (nachfolgend) unterstelltem polizeilichen Notstand die Maßnahmen 
der Polizei gegenüber dem Kläger nicht gerechtfertigt waren. Der Beklagte kann sich hier 
nicht auf den sog. polizeilichen Notstand als Rechtfertigungsgrund berufen, weil er die dieser 
rechtlichen Bewertung zugrunde liegende tatsächliche Situation in Kenntnis der zur erwar-
tenden Umstände sozusagen „sehenden Auges“ zugelassen hat, ohne mögliche und geeig-
nete Maßnahmen zur Verhinderung getroffen zu haben.  
 
Bei angemeldeten Versammlungen, wie der vorliegenden, bedarf es, um der Schutzpflicht 
nachkommen zu können und angemessene präventive Maßnahmen zu ergreifen, um sich 
ggf. abzeichnende Störungen abzuwehren und Notstandslagen zu vermeiden, einer Gefah-
renprognose. Diese wird bei angemeldeten Versammlungen bereits im Vorfeld erstellt. Zu 
diesem Zweck wird die Polizeibehörde regelmäßig bereits an den zwischen den Anmel-
dern/Versammlungsleitern und der Versammlungsbehörde stattfindenden Kooperationsge-
sprächen beteiligt. Dort erhält sie erstmals Kenntnis von dem geplanten Ablauf einer Ver-
sammlung und hat Gelegenheit, Bedenken aus polizeilicher Sicht geltend zu machen und auf 
die Modalitäten der Versammlung Einfluss zu nehmen. Art. 8 GG gewährleistet zwar den 
Grundrechtsträgern das Recht, über Ort, Zeitpunkt, Art und Inhalt der Veranstaltung zu 
bestimmen. Der Gesetzesvorbehalt für Veranstaltungen unter freiem Himmel trägt jedoch 
dem Umstand Rechnung, dass im letztgenannten Fall wegen der Berührung mit der Außen-
welt ein besonderer organisations- und verfahrensrechtlicher Regelungsbedarf besteht, um 
einerseits die realen Voraussetzungen für die Ausübung des Demonstrationsrechts zu schaf-
fen, andererseits kollidierende Interessen anderer hinreichend zu wahren. Vorliegend be-
standen für den Beklagen bereits im Vorfeld unübersehbare Anhaltspunkte, dass es zu Blo-
ckadeversuchen des Aufzugs des Klägers kommen werde. Dies ist unstreitig. So führte der 
Einsatzleiter PP H in einer an die Versammlungsbehörde gerichteten polizeilichen Bewer-
tung der Versammlungslage am 13.2.2010 unter dem 18.1.2010 beispielsweise folgendes 
aus: „Im Gegensatz zur rechten mobilisiert die linke Szene in zahlreichen Aufrufen zur Blo-
ckade und Verhinderung des Aufzugs der J Es liegen polizeiliche Erkenntnisse vor, wonach 
die A Berlin (A) in einem Flyer darstellt, dass die linken Veranstaltungen der Vorjahre, insbe-
sondere des Jahres 2009, nicht zu den erklärten Erfolgen geführt haben. (...) Darüber hinaus 
stellt die linke extremistische Szene eindeutig dar, dass sie die ‚Symbolpolitik des G Bünd-
nisses’ ablehnt. Die einzig denkbare Konsequenz dieser Vorstellung von politischer Betäti-
gung könnte demnach nur aktiver und gewalttätiger Protest am Gedenktag sein. Derartige 
Aufrufe finden sich nicht nur im Internet. Zunehmend werden bundesweite Plakataktionen 







zu blockieren bzw. ganz und gar zu verhindern. (...) Auch diese Schlussfolgerung kann nur 
so gewertet werden, dass sich die linken Kräfte für das Jahr 2010 stärker zu aktiven Blocka-
den und gewaltbereiten Aktionen formieren werden. Das ist auch einzig erklärtes Ziel ihrer 
Mobilisierung. In keinem der bisher bekannten Aufrufe wird dazu aufgefordert, sich an den 
Veranstaltungen linksgerichteter Gruppierungen zum Zwecke des friedlichen Gedenkens an 
die Opfer der Bombardierung zu beteiligen. Im Gegenteil. Diese Form der Meinungskundga-
be wird ganz eindeutig abgelehnt.“ (vgl. Behördenakte Stadt D S. 21). Im Ergebnis der statt-
gefundenen Kooperationsgespräche war dem Kläger im Auflagenbescheid der Versamm-
lungsbehörde vom 26.1.2010 der S Platz für (zunächst) eine stationäre Versammlung zuge-
wiesen worden, der nach Auffassung der Polizei als einziger Kundgebungsort „R“ in Betracht 
kam (vgl. Behördenakte D S. 30). Dem lag das von der Versammlungsbehörde und der Poli-
zei einvernehmlich verfolgte Konzept der klaren räumlichen Trennung der Aufzüge 
Rechts/Links zugrunde, wobei „eine hinreichende Trennung der gegensätzlichen politischen 
Lager (...) nur durch die E als natürliche Grenze als gewährleistet anzusehen“ sei (vgl. Aufla-
genbescheid vom 26.1.2010 in 6 L 35/10, AS 30, und Auflagenbescheid vom 11.2.2010 in 
Behördenakte D S. 264).  
 
Dieses Trennungskonzept wurde – wie PP H und Frau B als Vertreterin der Versammlungs-
behörde in der mündlichen Verhandlung bestätigten – auch nach dem Beschluss des Säch-
sischen Oberverwaltungsgerichts vom 11.2.2010 nicht aufgegeben (vgl. auch Auflagenbe-
scheid vom 11.2.2010 auf Seite 7). Zur Durchsetzung dieses Konzepts wurde noch wenige 
Tage zuvor die Verlegung einer Gegendemonstration vom Aplatz auf die A Seite der E ge-
richtlich bestätigt. Der Beklagte hat dieses von ihm maßgeblich mitbestimmte Trennungs-
konzept indes nicht umgesetzt. Er hat nicht die erforderlichen Maßnahmen ergriffen, um si-
cherzustellen, dass die verschiedenen Lager die verschiedenen Eseiten für ihre Demonstra-
tionen nutzen und der Aufzug des Klägers vor Gewalt und aus Verfassungsgründen nicht zu 
akzeptierenden Blockadeaktionen geschützt wird. Die (hier unterstellte) Notstandssituation 
am 13.2.2010 war eingetreten, weil nahezu sämtliche (dem linken/linksextremistischen Lager 
zuzurechnenden) Gegendemonstranten sich auf der N Eseite befanden. Unstreitig fand von 
den angemeldeten Gegendemonstrationen auf der Aseite – neben der dem bürgerlichen 
Spektrum zugeordneten Menschenkette - nur eine einzige mit insgesamt 20 Teilnehmern 
statt (vgl. Auskunft von Innenminister U vom 24.3.2010 auf eine Kleine Anfrage, Landtags-
Drs. 5/1469 unter Nr. 4).  
 
Dies war absehbar. Polizeipräsident H als Einsatzleiter führte in der von ihm unter dem 
11.2.2010 erstellten „Beurteilung der Lage“ aus, dass aufgrund des Bekanntwerdens des 







lungsanmeldungen des linken Spektrums bei der Stadt D eingegangen seien. Somit seien 
die Versammlungsorte der linken Szene rund um den Hbahnhof in den Hintergrund getreten. 
Die neu angemeldeten Versammlungsorte würden sich auf den Bereich rund um den S Platz 
beschränken, wo „die stationäre Kundgebung“ der rechten Szene stattfinden solle (Ordner I 
S. 135). Ihm war, wie er bei der Zeugeneinvernahme einräumte, des Weiteren bekannt, dass 
über das Internet auf maßgeblichen „linken“ Foren (www.d-n.com, http://d.org/, http://v.net, 
letztere über einen Hinweis auf die Seite von d-n) Treffpunkte in der D Nstadt für Protestakti-
onen beworben wurden, so insbesondere der Aplatz (mit angekündigten Musikdarbietun-
gen), aber auch am Bhf. N/Hstr., Astr./Estr., K Str./S, Mbrücke/Kbr. und G R. Derartige Aufru-
fe erfolgten unverändert bis zum 13.2.2010, auch nachdem durch Gerichtsentscheidung bes-
tätigt worden war, dass dort keine Gegendemonstrationen gestattet werden. Daher war für 
den Beklagten erkennbar, dass – insbesondere die gewaltbereiten und blockadewilligen – 
Gegendemonstranten die D Nstadt als Ziel ansteuern würden. Die Aussage des PP H in der 
mündlichen Verhandlung, es sei erwartet worden, „dass, wie in früheren Jahren der Aus-
gangspunkt für Störungen bei den angemeldeten linken Demonstrationen“ liegen werde, ist 
nicht nachvollziehbar. Dass sich einzelne Störer/Störergruppen angemeldeten Demonstrati-
onen anschließen, um von dort aus ihre Störaktionen zu entfalten, ist dem Gericht aus vo-
rangegangenen Verfahren durchaus bekannt. Allerdings suchen sich derartige Personen 
Demonstrationen aus, die möglichst nah am Versammlungsort bzw. der Aufzugsstrecke des 
gegnerischen Lagers entlangführen. Diese Taktik hätte bei dem Trennungskonzept – Ver-
weisung von Demonstration und Gegendemonstrationen auf die unterschiedlichen Eseiten, 
was durch von Polizeikräften vergleichsweise leicht zu kontrollierende Brücken sicherzustel-
len ist – keinen Sinn ergeben. Es war daher zu erwarten, dass Störer (nachträglich angemel-
dete) Versammlungen in der D Nstadt favorisieren würden, wie es dann auch geschehen ist. 
Jede andere Einschätzung entbehrt jeglicher Logik und wäre lebensfern. Auch hatte der Po-
lizeipräsident selbst in seiner Beurteilung der Lage auf den Bedeutungsverlust von Ver-
sammlungsorten rund um den Hauptbahnhof und das Anmelden neuer Versammlungsorte 
auf der nördlichen Eseite hingewiesen. Unter diesen Umständen war für jedermann erkenn-
bar, dass die stör- und blockadewilligen Gegendemonstranten versuchen würden, unmittel-
bar die D Nstadt anzusteuern. Es konnte bei realistischer Betrachtungsweise nicht damit 
gerechnet werden, dass diese sich zunächst auf die A Seite Ds begeben würden, um von 
dort aus über die – wie Nadelöhre wirkenden - Brücken in Richtung Bahnhof N zu laufen. 
Auch der weitere in diesem Zusammenhang erfolgte Vortrag, wonach man von Seiten der 
Polizei nicht mit einem derart organisierten Auftreten linksgerichteter Kräfte gerechnet habe, 
wird durch die Aktenlage widerlegt. Denn in der Lageeinschätzung der Polizeidirektion D 
vom 4.2.2010 finden sich die Hinweise, dass „aufgrund der hohen Anzahl bisher bekannter 







lungen der linken Szene organisiert und koordiniert auftreten werden.(...) Die Gegner des 
Aufmarsches beabsichtigen, sich besser zu vernetzen. Die Zusammenarbeit zwischen Antifa 
und Zivilgesellschaft soll verbessert werden, um die Aktionen 2010 effektiver als im Jahr 
2009 vorbereiten und umsetzen zu können. (...) Insbesondere ist mit einem zunehmend ko-
ordinierten und organisierten Handeln linker Gruppen zu rechnen.“ (vgl. Ordner I S. 113, 
119). Gleiches ergibt sich aus der von PP H erstellten Beurteilung der Lage (vgl. Ordner I S. 
138: „Ziel der linken Szene ist es, den Aufzug/Kundgebung der rechten Szene zu verhindern 
und wenn dies nicht gelingt, mindestens massiv zu stören und zu blockieren. Es ist damit zu 
rechnen, dass die Teilnehmer der Versammlungen der linken Szene bei ihren Störaktionen 
organisiert und koordiniert auftreten werden.“). 
 
Diese somit bereits in der polizeilichen Prognose skizzierte Gefahr der Durchbrechung der 
angestrebten Trennung hat sich am 13.2.2010 verwirklicht, ohne dass ausreichende Vorkeh-
rungen der Polizei hiergegen festzustellen wären. Ein von Anfang an erkennbares Problem 
bei der Realisierung der Verteilung des Demonstrationsgeschehens auf die beiden Elbseiten 
waren die von auswärts anreisenden Gegendemonstranten, unter denen ein großer Teil blo-
ckade- und störwilliger Personen erwartet wurde. Der Beklagte verfügte insoweit über ge-
naue Informationen über einen Großteil der anreisenden Busse (einschließlich Kennzeichen, 
Abfahrtzeit und -ort) und ihrer Insassen (links, rechts, A u.ä.; vgl. Ordner I S. 345ff.). Dem-
nach waren Busse mit insgesamt 4.235 dem linken Lager zuzurechnenden Insassen aus 
ganz Deutschland auf dem Weg nach D. Dennoch fanden keine lenkenden und leitenden 
Maßnahmen auf den Anfahrtswegen, insbesondere den Autobahnausfahrten, statt. In der 
Folge fuhren Gegendemonstranten gleich auf der N Seite von der Autobahn ab und begaben 
sich zu den benannten Anlaufpunkten. So konnte man anschließend im Internet in Erlebnis-
berichten über ungläubiges Staunen nachlesen, dass Busse im „riesige(n) Konvoi“ mit „rund 
1.500 B Nazigegnern“ ohne Kontrollen „bis in die D Ntadt, dem Aufmarschgebiet der Nazis, 
fahren“ konnten. Dass bei diesem Zulauf die in der Neustadt angekommenen Gegende-
monstranten nicht von der Polizei über die Brücken auf die D Aseite verbracht werden konn-
ten, vermag die Kammer ohne Weiteres nachzuvollziehen.  
 
Als wesentlicher Bestandteil des Trennungskonzeptes drängte sich daher auf, die Demonst-
rationsteilnehmer der unterschiedlichen Lager auf die dafür bestimmten Seiten der E zu len-
ken. Allein die Zuweisung entsprechender Versammlungsorte durch die Versammlungsbe-
hörde reichte nicht aus. Dabei waren die auswärtigen Teilnehmer insbesondere unter dem 
Aspekt der Gewaltbereitschaft erkennbar ein wesentlicher Faktor, der berücksichtigt werden 
musste. Lenkende Maßnahmen sind auch grundsätzlich möglich und werden nach Kenntnis 







ziert. Dennoch waren keine lenkenden Maßnahmen geplant. Dem laut Einsatzbefehl für die 
„verstärkte Präsenz während der Anreise im Bereich der BAB 4“ zuständigen Raumschutz 
war ausweislich der Aussage seines Leiters, Ltd. PD B, nicht die Aufgabe zugewiesen wor-
den, Versammlungsteilnehmer auf der Autobahn entsprechend der jeweiligen Demonstrati-
onsrichtung zu der zugehörigen Ausfahrt zu weisen.  
 
Dass dem Beklagten für eine Umlenkung der Busse nicht ausreichend polizeiliche Kräfte zur 
Verfügung gestanden hätten, kann nicht angenommen werden. Die in der mündlichen Ver-
handlung aufgestellte bloße Behauptung des Einsatzleiters PP H, der einen hohen Kräftebe-
darf für eine - aus Sicht der Kammer nicht zwingend gebotene – Kontrolle und für eine Be-
gleitung der Busse behauptet hat, genügt insoweit nicht. Es ist nicht erkennbar, aus welchem 
Grund z.B. Teile der Kräfte des gebildeten „starken Einsatzabschnitts links“ (7 EHu Raum-
schutz) nicht Versammlungsteilnehmer links auf deren Anfahrt über Autobahn oder die gro-
ßen Landstraßen/Zufahrten – die Annäherung konnte angesichts der konkreten vorliegenden 
Daten u.U. auch mit Unterstützung durch Beobachtung aus der Luft genau bestimmt werden  
- hätten begleiten können, anstatt vergebens in der D A auf deren Ankunft zu warten.   
 
Die vorstehenden Ausführungen machen deutlich, dass der Beklagte seiner Schutzpflicht 
gegenüber dem Kläger bei der Durchführung der verfahrensgegenständlichen Versammlung 
nicht in dem erforderlichen Umfang nachgekommen ist, indem er sein Konzept der räumli-
chen Trennung nicht durch geeignete, angemessene und erforderliche Maßnahmen absi-
cherte, bevor die (unterstellte) Notstandssituation eintrat. Dadurch wurde nicht nur der Auf-
zug vereitelt. Es wurde zugleich kein sicherer Zugang von Versammlungsteilnehmern des 
Klägers zum Auftaktort am S Platz gewährleistet. Aufgrund des Zulaufs an Gegendemonst-
ranten gab es keinen freien Zugang zum S Platz. Selbst Mitarbeiter der Versammlungsbe-
hörde hatten am Vormittag des 13.2.2010 bereits Schwierigkeiten, von bzw. in der Nstadt zu 
ihren Einsatzorten zu gelangen (vgl. Zeugenaussage von Frau B, GAS 140). Größere Grup-
pen von Versammlungsteilnehmern des Klägers konnten dies mit Hilfe der Polizei erreichen, 
indem sie Beamte auf sich aufmerksam machten (so z.B. die zunächst ohne polizeiliche Be-
gleitung vom W in Richtung Innenstadt ziehenden 2.000 bis 3.000 Personen oder die wegen 
der Gleisblockaden bereits im Bahnhof M aus ihren Zügen ausgestiegenen Personen, die 
sich zunächst ohne polizeiliche Begleitung zu Fuß auf den Weg zum Bahnhof N machten 
und später von der Polizei zurückgeführt wurden). Für kleinere Gruppen oder Einzelperso-
nen ist dagegen kein Schutz erkennbar. Es verwundert daher nicht, wenn der Ltd. PD B in 
seiner Vernehmung ausführt: „Die Besonderheit, die mir im Jahre 2010 aufgefallen ist, ist die 
massive Auseinandersetzung, die stattgefunden hat und die massiven Angriffe auf Ver-







Das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit schützt bereits den Zugang zu Versammlun-
gen/Aufzügen, nicht nur deren Durchführung im engeren Sinne!   
 
Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. 
 
Die Berufung war nicht zuzulassen, da die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür nicht vor-





Gegen dieses Urteil kann Antrag auf Zulassung der Berufung durch das Sächsische Ober-
verwaltungsgericht gestellt werden.  
 
Der Antrag ist beim Verwaltungsgericht Dresden innerhalb von einem Monat nach Zustellung 
des vollständigen Urteils schriftlich zu stellen. Der Antrag muss das angefochtene Urteil be-
zeichnen. Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des vollständigen Urteils sind die 
Gründe darzulegen, aus denen die Berufung zuzulassen ist. Die Begründung ist, soweit sie 
nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist, bei dem Sächsischen Oberverwaltungsge-
richt einzureichen. 
  
Vor dem Sächsischen Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten durch Prozess-
bevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt bereits für die das Verfahren vor dem Sächsischen 
Oberverwaltungsgericht einleitende Stellung des Antrags auf Zulassung der Berufung beim 
Verwaltungsgericht Dresden. Als Prozessbevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder Rechts-
lehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne des Hochschulrahmengesetzes mit Befähi-
gung zum Richteramt sowie die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 Verwaltungsgerichtsord-
nung bezeichneten Personen und Organisationen und die in § 67 Abs. 4 Satz 4 Verwal-
tungsgerichtsordnung genannten Beschäftigten zugelassen. Ein Beteiligter, der danach zur 
Vertretung berechtigt ist, kann sich auch selbst vertreten (§ 67 Abs. 4 Satz 8 VwGO).   
 
 
Anschriften des Verwaltungsgerichts Dresden: 
Hausanschrift: Verwaltungsgericht Dresden, Hans-Oster-Straße 4, 01099 Dresden 
Postanschrift:  Verwaltungsgericht Dresden, Postfach 10 08 53, 01078 Dresden 
 
Anschriften des Sächsischen Oberverwaltungsgerichts: 
Hausanschrift: Sächsisches Oberverwaltungsgericht, Ortenburg 9, 02625 Bautzen 
Postanschrift:  Sächsisches Oberverwaltungsgericht, Postfach 4443, 02634 Bautzen 
 
 

















B E S C H L U S S  
 
 
vom  7. Februar 2011 
 
 






Die Festsetzung des Streitwertes beruht auf § 63 Abs. 2 Satz 1 GKG i. V. m. § 52 Abs. 1 




Gegen den Beschluss über die Festsetzung des Streitwerts steht den Beteiligten die Be-
schwerde an das Sächsische Oberverwaltungsgericht zu, wenn der Wert des Beschwerde-
gegenstandes 200,-- € übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelassen hat. 
 
Die Streitwertbeschwerde ist beim Verwaltungsgericht Dresden innerhalb von sechs Mona-
ten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder sich das Verfah-
ren anderweitig erledigt hat zu Protokoll der Geschäftsstelle abzugeben oder schriftlich ein-
zureichen. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt wor-
den, kann die Streitwertbeschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder form-
loser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden.  
 
Anschriften des Verwaltungsgerichts Dresden: 
Hausanschrift: Verwaltungsgericht Dresden, Hans-Oster-Straße 4, 01099 Dresden 






























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Verfassungsgerichtshof: Sächsisches Versammlungsgesetz ist 
verfassungswidrig und nichtig 
 
Gesetzesvorlage ohne Wortlaut des Gesetzes verstößt gegen das Demokratie- 
und Rechtsstaatsprinzip  
 
Mit Urteil vom 19. April 2011 (Az: Vf.74-II-10) hat der Verfassungsgerichtshof des 
Freistaates Sachsen das von der CDU/FDP-Koalition beschlossene Sächsische 
Versammlungsgesetz vom 20.01.2010 (SächsVersG) auf Antrag der 52 
Abgeordneten der GRÜNEN, LINKEN und SPD für nichtig erklärt. Die Antragsteller 
wurden vor Gericht von dem renommierten Versammlungsrechtler Prof. Dr. Ralf 
Poscher, Freiburg, vertreten. 
 
Das Gericht führte aus, dass das SächsVersG nicht den formellen Anforderungen 
entspricht, die die Sächsische Verfassung – insbesondere Artikel 70 Absatz 1 !  an 
Gesetzesvorlagen stellt. Wichtige Grundlage der parlamentarischen Demokratie sei 
es, dass die Abgeordneten all jene Information erhalten, die ihnen eine 
verantwortliche Entscheidung über ein Gesetz ermöglichen. Dazu gehört ein 
verständlicher, schriftlich niedergelegter Gesetzesentwurf, der einen endgültig 
gemeinten, beschlussreifen Textvorschlag enthält. Nur so könnten sich die 
Abgeordneten aktiv an der parlamentarischen Arbeit beteiligen. Dies ist auch im 
Interesse der Bürgerinnen und Bürger, die nur so die Arbeit und das 
Abstimmungsverhalten der Abgeordneten nachvollziehen und kontrollieren können. 
 
Das SächsVersG entsprach diesen Vorgaben jedoch nicht. Der Entwurf enthielt nicht 
den gewollten Wortlaut des SächsVersG, sondern nur die Formulierung, dass das 
SächsVersG dem Wortlaut des Versammlungsgesetzes des Bundes entsprechen 
sollte. Nach dem Demokratie- und Rechtsstaatsprinzip der Sächsischen Verfassung 
wäre es jedoch erforderlich gewesen, den gesamten Wortlaut des Bundesgesetzes 
wiederzugeben. Nur so hätten die Abgeordneten den genauen Wortlaut des 
sächsischen Gesetzes gekannt, also die Informationen erhalten, die sie für eine 
verantwortliche Beurteilung und Entscheidung benötigten. 
 
Der Gesetzesentwurf sah nicht nur eine Übernahme des Versammlungsgesetzes 
des Bundes in das Landesrecht vor, sondern auch eine gesetzliche Regelung, dass 
auf bestimmten zentralen Plätzen Dresdens, wie etwa am 13. Februar in Dresden um 
die Frauenkirche, oder Leipzigs (Völkerschlachtdenkmal) zu bestimmten Tagen und 
aus bestimmten Anlässen Versammlungen verboten oder beauflagt werden können. 
Diese Regelungen hatten die Antragsteller der Normenkontrolle ebenfalls 
angegriffen. Da der Verfassungsgerichtshof das gesamte SächsVersG bereits für 
formell verfassungswidrig erklärte, musste es über diese spezielle materiell-
rechtliche Regelung nicht mehr entscheiden. 
 
Das Urteil hat zur Folge, dass das Sächsische Versammlungsgesetz als von Anfang 
an nicht bestehend betrachtet wird. Daher galt und gilt in Sachsen weiterhin das 
Versammlungsgesetz des Bundes. 
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